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Editorial 


»Dank dem kalifornischen Golde und der unermüdlichen Energie der Yankees werden beide Küsten 
des Stillen Meeres bald ebenso bevölkert, ebenso offen für den Handel, ebenso industriell sein, wie es 
jetzt die Küste von Boston bis New Orleans ist. Dann wird der Stille Ozean dieselbe Rolle spielen wie 
jetzt das Atlantische und im Altertum und Mittelalter das Mittelländische Meer — die Rolle der gro- 
Ben Wasserstraße des Weltverkehrs; und der Atlantische Ozean wird herabsinken zu der Rolle eines 
Binnensees, wie sie jetzt das Mittelmeer spielt. Die einzige Chance, daß die europäischen zivilisierten 
Länder dann nicht in dieselbe industrielle, kommerzielle und politische Abhängigkeit fallen... liegt in 
einer gesellschaftlichen Revolution, die, solange es noch Zeit ist, die Produktions- und Verkehrsweise 
nach den aus den modernen Produktivkräften hervorgehenden Bedürfnissen der Produktion selbst 
umwälzt und dadurch die Erzeugung neuer Produktivkräfte möglich macht, welche die Superiorität 
der europäischen Industrie sichern und so die Nachteile der geographischen Lage ausgleichen.« 
(Karl Marx/Friedrich Engels, »Revuen«, abgedruckt in der »Neuen Rheinischen Zeitung«, Januar/ 
Februar 1850) 


I. 


Lange Zeit interessierten sich die hiesigen Linken, ob sie nun wissenschaftlich arbeiteten oder 
in sozialen Bewegungen aktiv waren, für japanische Geschichte, Gesellschaft und Kultur ge- 
nauso wenig wie für andere »ferne« aber auch »nähere« Länder, die nicht durch revolutionä- 
re Volksbewegungen unsere Aufmerksamkeit erweckten. Hinzu kam im Falle Japans, daß 
der Inselstaat im Pazifik mit der negativen Hypothek einer imperialistischen Großmacht bela- 
stet war und als Achsenmacht des Naziregimes eine eigene Variante des Faschismus und Ras- 
sismus hervorgebracht hat. (Nur die Cineasten unter den Linken mögen schon früher voller 
Bewunderung gen Osten geschaut haben.) Heute aber richtet sich unser Interesse aus ande- 
ren, indes nicht weniger spektakulären Gründen auf diese Nation. Einmal abgesehen von der 
Sowjetunion, ist Japan die erste und bisher noch immer einzige nicht-westliche Nation, die 
mit offensichtlich großem Erfolg ins industrielle Zeitalter vorgestoßen ist. Die Beschäftigung 
mit dem fernen Lande wird uns gerade durch diesen Erfolg aufgezwungen: Unsere Geschäfte, 
Straßen, Wohnungen, die Fabrikhallen und Büros füllen sich seit einigen Jahren mit Produk- 
ten »made in Japan«, und wer im Industrie- oder Dienstleistungsbereich beschäftigt ist, ent- 
nimmt den Nachrichtenmedien mit Unbehagen, daß die Exportoffensive der japanischen 
Unternehmen mittelfristig seinen Arbeitsplatz bedrohen könnte. Der Durchschnittsbürger 
reagiert auf diese Beobachtungen und Bedrohungen genauso ambivalent wie die Heerscharen 
von Managern, Gewerkschaftlern und Sozialwissenschaftlern, die in den vergangenen Jah- 
ren den Inselstaat bereist haben, um herauszufinden »was wir von Japan lernen können«: Mit 
Bewunderung für die Innovationsfähigkeit dieses Volkes und seiner Industrie und, zumindest: 
was die Gewerkschaften anbelangt, mit zumeist entschiedener Abwehr gegen das »Arbeits- 
bienen-Syndrom«. 

Die PROKLA verfolgt mit diesem Schwerpunktheft, genau wie einige wenige andere nicht- 
japanologische Periodika (z.B. der »Leviathan«), die Absicht, solch instrumentalisierenden 
Zugriff bei der Beschäftigung mit Japan zu vermeiden. Denn der Hinweis auf das betriebli- 


Japan. Grenzen eines Wunders = 3 


che Konsultationswesen in japanischen Großbetrieben dient konservativen und neolibera- 
len Kräften in der Bundesrepublik heute als willkommenes Argument gegen die hierinstitu- 
tionalisierten Formen der Mitbestimmung auf Betriebs- und Unternehmensebene; die 
sprichwörtliche Arbeitsmoral der Japaner provoziert Wertwandelsforscher zu apokalypti- 
schen Bildern von einer hierzulande beobachtbaren Schwächung des Leistungswillens brei- 
ter Bevölkerungsschichten, im japanischen Bildungswesen und einem nach Senioritätsre- 
geln gestaffelten Lohnsystem entdecken westdeutsche Gewerkschaftler das, was sie gerne 
von Japan übernommen sähen. Mit einem Satz: Man beschäftigt sich jeweils mit bestimm- 
ten Aspekten der japanischen Gesellschaft, weil diese auch in der eigenen Gesellschaft als 
problemlösungsbedürftig wahrgenommen werden. 

Dieser »Blick von außen« hat aber einige Tücken — scheint dem verhaftet zu bleiben, was 
Edwart Saids als den tradtionellen »Orientalismus« der europäischen Asienwissenschaft 
gekennzeichnet hat: Einer selektiven Wahrnehmung der asiatischen Gesellschaft, die 
durch europäische Sozialverhältnisse, Konflikte und Wunschprojektionen gefiltert wird. 7 
se M. Lenz benennt, unter Bezugnahme auf Saids Studie, in ihrem Artikel als wesentliche 
Kennzeichen dieses »westlichen« Asiendiskurses: Das seit dem 18. Jahrhundert bestehende 
Machtverhältnis zwischen europäischen und asiatischen Gesellschaften, das den Orient 
nur über einen »Blick von oben« erfaßt; die mit positiven Wertungen {etwa in Diskussionen 
über die »Weisheit des Ostens«) oder negativen Stereotypisierungen (z.B. dem des economic 
animal im »Arbeitsstaat Japan«) belegte Auffassung vom Unterlegenen als einem gegen- 
über der eigenen Gesellschaft »ganz Anderen«; schließlich die Weigerung, den »Osten« 
sich selbst darstellen zu lassen — weiler vom Westen nicht als historisches, aussagebestim- 
mendes Subjekt verstanden, folglich nur in Form von Vor-urteilen repräsentiert und nach 
westlichen Motiven interpretiert wird. 

Der »Blick von außen« läßt sich freilich nicht allein durch guten Willen in einen »Blick von 
innen« verkehren — das wissen Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler so gut wie Ethnolo- 
gen. Wohl aber gibt es die Chance, über einen internationalen Vergleich Instrumentalisie- 
rungen der oben erwähnten Art zu vermeiden. Bei der Artikelzusammenstellung für dieses 
Heft haben wir uns darum von der Idee leiten lassen, daß eine »Blickerweiterung« sinnvoll 
und möglich ist — durch eine Kombination von Analysen japanischer und westdeutscher 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler. Die Leser werden dabei feststellen können, daß 
sich die japanischen Beiträge mit theoretischen und praktischen Problemen befassen, die in 
ähnlicher Form auch uns vertraut sind, und daß sie zugleich — irritierend nur für den 
»orientalistischen Blick« — die Voraussetzungen und die Grenzen des japanischen Export- 
modells mit recht unterschiedlichen Akzentuierungen versehen. En pasant kann dabei 
auch feststellen, daß japanische Gesellschaftstheoretiker — entgegen einem der vielen Vor- 
urteile — nicht nur mit den Kategorien der Kritik der Politischen Ökonomie vertraut sind, 
sondern diese auch analytisch fruchtbar auf ihr Gesellschaftssystem anzuwenden vermö- 
gen. Die Uno-Schule, die wohl als die bedeutendste theoretische Strömung des japanischen 
Marxismus angesehen werden kann (vgl. dazu den sehr guten Überblick von Thomas. Se- 
kine in: Kozo Uno, Principles of Political Economy, Harvester Press 1980), gilt es hierzu- 
lande erst noch zu entdecken (vgl. Furihata in diesem Heft). Die interessierten Leser mögen 
auch einen Blick werfen in: Hiroomi Fukuzawa, Aspekte der Marx-Rezeption in Japan, 
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Berliner Beiträge zur sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Japanforschung, Nr. 10, 
Studienverlag Dr. N. Brockmeyer, Bochum. 


H 


Japan, dessen Regierung sich über zweihundert Jahre, von 1639 bis 1853, jeglichen Kon- 
takt mit dem Ausland untersagte, ist heute das größte Gläubigerland der Welt und die 
zweitgrößte Industrienation des Westens. Mit den Voraussetzungen und mit den heute 
sichtbar werdenden Grenzen dieser kometenhaften Karriere eines wirtschaftlichen Riesen 
befassen sich alle Beiträge von PROKLA 66. Im einzelnen thematisieren sie jeweils beson- 
dere Stabilitätssäulen des japanischen Exportmodells: Die Bedeutung der Shitauke, der 
wirtschaftlich von den Großbetrieben abhängigen Zuliefererfirmen, die traditionell als 
Konjunkturpuffer eingesetzt werden (vgl. Masami Nomura); den paternalistischen Grund- 
zug der japanischen Gesellschaft und dessen Auswirkungen auf die geschlechtspolare Ar- 
beitsteilung (vgl. //se M. Lenz); die »Rundumnutzung« der Arbeitskraft und ihre Auswir- 
kungen auf die Arbeitszeitpraxis (vgl. Christof Deutschmann/Claudia Weber); die starke 
USA-Anbindung Japans (vgl. Ulrich Menzel) und die hohe Bindekraft nationalistischer 
Ideologie (vgl. Tesuro Kato). Was in diesem Heft aus Platzgründen leider unberücksichtigt 
bleiben mußte, ist die Stabilitätssäule des japanischen Erziehungs- und Bildungswesens. 
(Die daran interessierten Leser seien hingewiesen auf den informativen Artikel von Joey 
Hendry »Peer Presure and Kindergartens in Japan«, erschienen in »Social and Economic 
Research on Modern Japan«, Berliner Beiträge zur sozial- und wirtschaftswissenschaftli- 
chen Japanforschung, Occ. Paper no. 57, Verlag Ute Schiller. 

Fast alle Beiträge dieses Heftes problematisieren aber auch die gegenwärtig sich abzeich- 
nende Verformung von Stabilitätssäulen der sozial scheinbar befriedeten japanischen Ge- 
sellschaft: Nomura erwartet ein Ende des japanischen »Produktivismus« — durch »Druck 
von außen«, d.h. durch die Yen-Aufwertung, die die Verwertungsbedingungen der japani- 
schen Unternehmen verändert und insbesondere das System der Zuliefererbetriebe bela- 
sten könnte. Lenz sieht einen die Geschlechterpolarität im Bereich der häuslichen und der 
Lohnarbeit berührenden »Gleichheitsdiskurs« sich entwickeln, der die Stabilitätssäule 
Frauenarbeit bedroht. Menzel verficht die These, daß Japans USA -Bindung sich zuneh- 
mend lockern wird, und daß die beiden Bündnispartner auf militärstrategischem Gebiet zu 
harten Konkurrenten werden könnten, Kato schließlich diagnostiziert ein ideologisches 
Vakuum im Prozeß der politischen Vermittlung von Interessengegensätzen: Nachdem das 
programmatische, dezidiert ökonomische Nachkriegsziel »den Westen aufzuholen« mit 
Bravour durchlaufen wurde, fehle es, so seine These, an einer vergleichbaren integrations- 
wirksamen politischen Perspektive. Instabilitäten, so ließe sich ein wenig überspitzt resü- 
mieren, sind in Japan — im Gegensatz etwa zu den USA — aus dem übergroßen Erfolg, 
nicht aber aus der Insuffizienz (wirtschafts-)politischer Strategien erwachsen. Ob der öko- 
nomische Erfolg des japanischen Kapitals allerdings zu einer Ablösung der Pax America- 
na durch eine Pax Nipponica führen wird, wie Menzel andeutet, erscheint heute noch als 
Spekulation. Die japanischen Autoren unseres Heftes sehen denn auch eher andere Ent- 
wicklungstendenzen am Werke: Tendenzen zur Entindustrialisierung — via direkter Aus- 
landsinvestitionen — und eine Überführung der bislarıg ökonomisch gerichteten Verbrau- 
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cherideologie in einen »etatischen Nationalismus« sind demnach für die nächsten Jahre im 
Land der aufgehenden Sonne zu erwarten. 


II. 


Das »japanische Wunderk« ist in die Krise geraten. Doch nichts spricht dafür, daß auch die seit 
dreißig Jahren regierende konservative Liberal-Demokratische-Partei Nakasones davon be- 
troffen ist. Für ihren durchschlagenden Erfolg bei den Wahlen des Jahres 1986 dürfte nicht 
allein der Rückgriff auf den Fundus des japanischen Nationalismus verantwortlich gewesen 
sein. Im Gegensatz zu den westlichen Konservativen betreibt die japanische Regierung näm- 
lich »präventives Krisenmanagement«, zeichnet sich durch hohe Sensibilität für Labilisie- 
rungsfaktoren aus: Im brain-trust Nakasones, in dem viele Aktivisten der radikalen Studen- 
tenbewegung sich wiederfinden, wird an einem »sanften Weg« in den Neokonservatismus 
gearbeitet. Nach dem »Rat für öffentliche Verwaltung«, einem dem Ministerpräsidenten di- 
rekt zugeordneten korporativen Beratungorgen, auf dessen Initiativen die forcierte »Moder- 
nisierung Japans« zu Beginn der 80er Jahre wesentlich zurückzuführen ist, hat Nakasone 
auch Beratungsgremien und Ausschüsse für Erziehungs- und Sicherheitsfragen eingerichtet. 
Ihre Aufgabe ist es, Maßnahmen einer stärkeren »Individualisierung« und »Japanisierung« 
des Erziehungswesens und den Ausbau der (durch die Verfassung) auf Selbstverteidigung be- 
schränkten Rüstungspolitik vorzubereiten. Über eine Reaktivierung nationalistischer Ideolo- 
gie sollen derartige, in den Reihen der cher liberalen und pazifistisch orientierten Herrschafts- 
gruppen durchaus umstrittene Krisenbewältigungsstrategien der Bevölkerung schmackhaft 
gemacht werden. Daß es einer intelligenten Ministerialverwaltung und -bürokratie gelingen 
kann, mit antizipierender Krisenlösungstätigkeit Erfolge zu erringen, das hat die LDP in der 
Frage der Ökologieproblematik bereits unter Beweis gestellt: Nach zahlreichen Bürgerprote- 
sten wurden von ihrer Seite konsequent Maßnahmen zur Luftreinhaltung eingeleitet, die hie- 
sige Grüne (aber wohl auch der »Späth-Kapitalismus« sowie die von Volker Hauff repräsen- 
tierte Strömung in der SPD) als nachahmenswerte Beispiele ökologisch vernünftigen und 
zugleich »Ökonomisch unschädlichen« Handelns propagieren. Indes verdeutlicht dieses Bei- 
spiel vorausschauender bürokratischer Maßnahmen nur einem T'ypus höchst selektiver »Kri- 
senlösung« — unter Kontrolle gebracht wurde — um im Beispiel zu bleiben — einzig der Aus- 
stoß von Schwefeldioxyd, nicht aber der der Stickstoffoxyde, was angesichts der ständig 
wachsenden Motorisierung Japans dringend notwendig wäre. 

Sicher aber scheint eines: Der japanischen Linken, die, wie Nomura mit Bitterkeit feststellt, 
»noch nicht einmal eine Sozialdemokratie hervorgebracht hat«, werden durch die intelligent 
operierende Regierung und Bürokratie Themen, um die oppositionelle Kräfte sich sammeln 
ließen, blitzschnell aus der Hand geschlagen. Die Linke in Japan, darin sind sich alle Autoren 
dieses Heftes einig, steht den gegenwärtigen Verformungen der Stabilitätssäulen des japani- 
schen Wirtschaftswunders konzeptlos gegenüber. Die marxistisch orientierten Wirtschafts- 
wissenschaftler, die in der Geschichte des japanischen Kapitalismus keine unwichtige Rolle 
spielten und die, v.a. in der Tradition der Uno-Schule, sehr originäre Analysen ihrer Gesell- 
schaft vorlegten (vgl. Setsuo Furihata), haben stark an Einfluß verloren; nicht zuletzt wohl 
deswegen, weil sich viele ihrer Prognosen als falsch erwiesen; weil sie beispielsweise nicht vor- 
aussahen, daß die feudal-bürokratische japanische Gesellschaft binnen kürzester Zeiteine In- 
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dustrie hervorbringen würde, die mit ihren Computerchips, einer Lawine gleich, den Welt- 
markt überrollt und das isolierte Inselbereich mit einem Schlag in den globalen Verwertungs- 
zusarmmenhang integriert hat. Und was den politischen Flügel der japanischen Linken anbe- 
langt, so kommt die Privatisierung der japanischen Staatsbahnen {mit einem Verlust von ca. 
61000 Arbeitsplätzen), so jedenfalls Nomura, einer Zerschlagung des — im Verhältnis zuden 
Betriebsgewerkschaften der Großbetriebe — progressiven Teils der Arbeiterbewegung gleich; 
hier gibt es, so jedenfalls Nomura, durchaus Parallelen zu der historischen Niederlage der 
Bergarbeitergewerkschaft in Großbritannien. Von den ehemals programmatisch Radikalen, 
inzwischen aber mehr oder weniger den sozialpartnerschaftlichen Betriebsgewerkschaften 
angepaßten Dachverbänden der japanischen Gewerkschaften sind Signale eines Widerstan- 
des gegen die neonationalistische Krisenpolitik der Regierungspartei jedenfalls Kaum zu er- 
warten. 

Läßt sich aus alldem folgern, daß Japan — zur Erleichterung des Westens (Regierungen, Un- 
ternehmer, Gewerkschaften und Bevölkerungen eingeschlossen) — auf dem Wege zur »Nor- 
malisierung« ist? Können insbesondere die USA und Westeuropa nun aufatmen, weil die 
Säulen der phantastischen japanischen Exportmacht Risse zeigen, weil ihre Expansionsdyna- 
mik an die Grenzen der Weltwirtschaft gestoßen ist? Der Yen-Anstieg Kann zu einer neuen 
internationalen Strategie und zum Export von Arbeitsplätzen zwingen. Ist der japanische 
»Produktionismus« also am Ende? Freilich, Massenentlassungen, Kurzarbeit und Frei- 
schichten großen Stils werden um des sozialen Friedens willen noch immer vermieden. Doch 
in den Branchen, deren Erfolg Japans Aufstieg zur Weltwirtschaftsmacht zunächst begrün- 
dete, trifft die für Japaner düstere Prognose eines Endes ihres »Produktionismus« schon heu- 
te zu: Im Stahl- und Schiffsbaubereich, selbst in der stolzen Elektroindustrie sind die Arbeits- 
plätze längst nicht mehr sicher. »Jede Diversifikation über die Landesgrenzen hinaus (aber) 
wird zwangsläufig zur Verschlechterung am Arbeitsmarkt und zum Verlust der Mitarbeiter- 
motivation führen, weil fast beides unsere Wirtschaft untergräbt« — so warnt Takuma Ya- 
mamoto, Präsident des japanischen Computermarktführeres Fujitsu. 

Allerdings gibt es auch viele Stimmen, die Japan ein »zweites Wunder« zutrauen -— wie nach 
der Ölkrise. Spekuliert wird zum Beispiel über einen neuen Automatisierungsschub, der in 
den Endmontagebereichen der Automobilindustrie das derzeit von der Halle 54 bei VW/ 
Wolfsburg gehaltene Weltniveau einer Automatisierungsrate von ca. 25% auf das Doppelte 
oder gar Dreifache erhöhen könnte. Und auch in Sachen Bio- und Gentechnologie wird mit 
Japan, das eine lange Tradition der Fermentiertechnik vorweisen kann, wohl zu rechnen sein 
— nicht zuletzt deswegen, weil die Regierung Bio- und Gentechnologie zur neuen Zielindu- 
strie deklariert hat. In einem im Januar 1984 veröffentlichten Bericht des US-Office of Tech- 
nology Assessment (OTA) findet sich sogar die Befürchtung: »Japan wird höchstwahrschein- 
lich der stärkste Konkurrent der USA (auf dem Gebiet der Biotechnologie) werden.« 

Mit ziemlicher Sicherheit aber läßt sich eines bereits jetzt prognostizieren: Das nächste »japa- 
nische Wunder« können die Weltmarktbeziehungen nicht mehr ohne weiteres verkraften. 
Protektionistische Maßnahmen, wie sie heute schon von der Reagan- Administration prakti- 
ziert werden, dürften darum das Zentralthema der 90er Jahre sein. An diesen Maßnahmen 
können — unter den gegebenen internationalen Rahmenbedingungen — weder die auf for- 
cierte Exportsteigerungen angewiesenen verschuldeten Länder der Dritten Welt Interesse ha- 


ben noch Linke und oppositionelle Kräfte in der BRD — werden doch durch eine Verstär- 
kung protektionistischer Regelungen die Politikspielräume im Inneren dieser Länder noch 
weiter beschnitten. Und noch in einer anderen Hinsicht läßt das »Modell Japan« Ungutes be- 
fürchten. Durch eine Wiederbelebung nationalistischer Ideologien scheint sich Japan aufeine 
globale Rolle als ökonomische und politische Kraft vorzubereiten. Nakasone ehrt hingerichte- 
te Kriegsverbrecher am Yasakuni-Schrein; in unzähligen Büchern über die »Einzigartigkeit« 
japanischen Wesens und Denkens (vgl. dazu die Literaturübersicht von Ulrich Möhwald) 
wird eine »Theorie des Japanertums« zelebriert; die (ostasiatischen) Bevölkerungsminderhei- 
ten sind fortgesetzten Diskriminierungen ausgesetzt — kurzum: Protektionismus und Natio- 
nalismus könnten die zwei Seiten einer Münze sein, mit der zum Ende des 20. Jahrhunderts 
die Konservativen im »Osten« wie im »Westen« ihr »Spiel machen« wollen — unbeeindruckt 
von der Patina vergangener Niederlagen, die sich auf dieser Münze abgelagert hat. 

Der besondere Dank der Redaktion gilt Ulrich Jürgens und Wolfgang Seifert, ohne deren 
engagiert und zeitaufwendige Mitarbeit an diesem Schwerpunktheft die PROKLA sich 
wohl mit weniger Selbstvertrauen an das Thema Japan herangewagt hätte.* 


* 


Mit Göran Therborns Beitrag, der in der englischen Vorlage den plastischen Titel»Looking 
for where the action is« trägt, wollen wir die Diskussion über neuere Ansätze der Klassen- 
theorie fortsetzen, die wir mit PROKLA 58 begonnen und dannach mit A. Przeworskis 
Aufsatz in PROKLA 62 weitergeführt haben. Entlang einflußreicher Publikationen zum 
Thema rekonstruiert Therborn zunächst Veränderungen bei den zentralen Konzepten der 
klassentheoretischen Debatte während der letzten zwanzig Jahre; skizziert dann neue Her- 
ausforderungen an die Klassenanalyse — einerseits durch das Korporatismuskonzept, an- 
dererseits durch die Diskursthecrie Foucoults; und endet schließlich in einer kritischen Auf- 
nahme der ausbeutungstheoretisch argumentierenden Klassenanalyse, wie sie von Roemer 
und Wright, aber eben auch von Przeworski u.a. zur Zeit erprobt wird. 


* 


Aus aktuellem Anlaß, dem im März 1987 sich zum 50. Male jährenden Todestag Antonio 
Gramscis, haben wir außerdem einen Kurzbeitrag von Elmar Altvater zur Gramsci-Rezep- 
tion in der Bundesrepublik abgedruckt. Ursprünglich schwebte uns eine umfänglichere Wür- 
digung vor: Aus der »Rinacita«-Ausgabe von Ende Januar, für die auch Altvaters Beitrag 
verfaßt wurde, wollten wir weitere Artikel zur Gramsci-Rezeption in anderen west- und au- 
Bereuropäischen Ländern übernehmen —- diese Absicht scheiterte an der italienischen (9 
Post. Vielleicht läßt sich das Versäumte aber in einer der nächsten PROKLA-Nummern 
nachholen. 

Zur Aktualität von Niels Kadritzkes Artikel über die »Historiker-Debatte« erübrigt sich jeder 
Kommentar. Wir freuen uns, daß Kadritzke dieses bereits in mehreren Radiosendern mit Er- 
folg verbreitete Manuskript der PROKLA zum Abdruck überlassen hat. 


* Die Namen der japanischen Autoren werden zu Beginn der einzelnen Beiträge in der in Ostasien übl- 
chen Reihenfolge gebracht, ansonsten in der bei uns üblichen Nennung. 


NOMURA Masami 
Der japanische »Produktionismus« am Ende? Die Auswirkungen 
des Handeiskonflikts auf die japanische Arbeitsgesellschaft” 


»Nur kraft des Gegensatzes zur Produktion, als von der Ordnung noch nicht ganz Erfaßte, können die 
Menschen eine menschenwürdigere herbeiführen. Wird einmal der Schein des Lebens ganz getilgt 
sein, den die Konsumsphäre selbst mit so schlechten Gründen verteidigt, so wird das Unwesen der ab- 
soluten Produktion triumphieren.« (Theodor Adorno) 


Einleitung 


Von der ersten Ölkrise im Jahre 1973 erwartete die japanische Linke eine Wiederbelebung 
der japanischen Arbeiterbewegung. Sie hatte diese Erwartung nicht nur, weil sie an die all- 
gemeine Maxime glaubte, daß die Krise des Kapitalismus die Kampfbereitschaft der Arbei- 
ter erwecken würde, sondern auch weil die Geschichte der japanischen Arbeiterbewegung 
lehrt, daß sich die japanischen Arbeiter dann radikalisierten, wenn sie ihre Arbeitsplätze be- 
droht sahen. Die Aufmerksamkeit der Linken in diesem Zusammenhang richtete sich insbe- 
sondere auf die Arbeiter des Produktionssektors und der großen Unternehmen, da sie als 
das »Proletariat im eigentlichen Sinne« galten. Die Erwartungen der Linken wurden ent- 
täuscht. Soweit die Ölkrise überhaupt zu einer Beschäftigungskrise führte, wie etwa in der 
Schiffsbauindustrie, kam es zu keinen nenneswerten Arbeitskonflikten. Die Betriegsge- 
werkschaften der großen Unternehmen akzeptierten die Anpassungsmaßnahmen der Ar- 
beitgeber ohne Widerstand. Es kam zu keinen wilden Streiks. 

In jüngster Zeit kommt es zu einer weiteren Enttäuschung. Die Gewerkschaften in den öf- 
fentlichen Unternehmen, die am ehesten als im europäischen Sinne autonome Interessen- 
vertretungen und konfliktfähige Kampforganisationen gelten konnten, haben die scharfen 
Angriffe von seiten der Regierung, des rechten Flügels der Gewerkschaftsbewegung und 
der »öffentlichen Meinung« nicht erfolgreich abwehren können. — Ein aktuelles Beispiel 
bieten die Gewerkschaften der Staatseisenbahn. Von seiten der Regierung wurde das riesi- 
ge Defizit der Staatsbahn hauptsächlich auf die »anomalen« industriellen Beziehungen hier 
zurückgeführt. Nach Regierungsansicht hat die starke Stellung der Gewerkschaften beider 
Staatseisenbahn der Störung von Betriebsordnung und Senkung der Arbeitsmoral der Be- 
schäftigten geführt. Der Beratungsausschuß der Regierung für die Sanierung der Staatsei- 
senbahn schlug im Juli 1985 daher folgende Maßnahme vor: a) Das Unternehmen soll am 
1.4.1987 in sechs private Unternehmen geteilt werden. Damit wird die größte Gewerk- 
schaft bei der Staatseisenbahn (Kokuro) zerstört. b) Die Gesamtzahl der Beschäftigten in 
den neuen Unternehmen soli um 93 Tsd., das sind etwa ein Drittel des alten Belegschafts- 


* 


Für die Überarbeitung meines Aufsatzes danke ich Ulrich Jürgens herzlich. 
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standes, reduziert werden. Die Regierung verspricht, daß sie den Freigesetzten neue Arbeits- 
plätze vermittelt. Aber bis jetzt (August 1986) war sie darin wenig erfolgreich. Angesichts 
dieses ernsten Beschäftigungsrisikos verlassen die Mitglieder der »Kokuro« massenhaft ih- 
re Organisation, denn sie fürchten, bei der Personalselektion für die neuen Unternehmen 
diskriminiert zu werden. Die Gewerkschaft »Kokuro« steht vor dem Zusammenbruch. 
Dies bildet einen Einschnitt in den industriellen Beziehungen Japans, der in seiner Bedeu- 
tung der Niederlage der britischen »miners« entspricht. 

Angesichts dieser Entwicklungen muß sich die japanische Linke grundsätzlichen Fragen 
stellen: Warum sind die industriellen Beziehungen nach wie vor stabil? Bilden Beschäfti- 
gungskrisen keinen Konfliktstoff mehr für die industriellen Beziehungen? Durch welche 
Entwicklungen können die industriellen Beziehungen überhaupt noch verändert werden? 
Totsuka {1982) versucht, diese Fragen zu beantworten. Er stellt die Frage, warum die wirt- 
schaftliche Umstrukturierung nach der Ölkrise eine Krise der japanischen Gewerkschafts- 
bewegung herbeigeführt hat und nicht eine Krise des japanischen Kapitalismus. Totsuka 
warnt die Linke davor, auf den krisenhaften Zusammenbruch des Kapitalismus zu warten. 
Ob eine solche Krise wirklich kommen würde, sei ganz unsicher. Und: selbst wenn diese Kri- 
se einträte, könnte die Arbeiterklasse sie nicht nutzen, weil sie keine konkrete Vorstellung 
habe, was getan werden müsse. Stattdessen solle man auf die Bewegungen in peripheren Be- 
reichen achten. In den mittleren und kleinen Unternehmen und dem öffentlichen Dienst 
gäbe es radikale Arbeitskämpfe. Selbst in den privaten Großunternehmen gäbe es Minder- 
heitsgewerkschaften, die bemerkenswerte Kämpfe führten. Auch wenn die Anzahl dieser 
Kämpfe noch klein sei, so würden in ihnen doch die Subjekte für den Sozialismus herausge- 
bildet werden. j 

Mir scheint Totsukas Perspektive im Hinblick auf die Träger gesellschaftlicher Umwälzun- 
gen in Japan noch zu optimistisch. Meiner Meinung nach hat die Krise der japanischen Ar- 
beiterbewegung ihre Wurzeln in den Grundstrukturen der japanischen Gesellschaft. Im 
folgenden möchte ich zwei Thesen vertreten: 1. Charakteristisches Kennzeichen der japanı- 
schen Gesellschaft nach dem zweiten Weltkrieg ist der vorherrschende »Produktionis- 
mus«. Dieser »Produktionismus« drückt sich aus in der Regierungspolitik, der Handels- 
struktur, der Wirtschaftsstruktur und der öffentlichen Meinung. Die stabilen industriellen 
Beziehungen sindein Bestandteil des »Produktionismus«. 2. Der japanische »Produktionis- 
mus« wird nicht von innen seitens der japanischen Gesellschaft, sondern von außen, durch 
Druck vom Ausland, bedroht. Der Handelskonflikt mit den USA und Europa berührt die 
Wurzeln der japanischen Gesellschaft. Die Zukunft der industriellen Beziehungen hängt 
von den Folgen dieses Konfliktes für die japanische Gesellschaft ab. 


1. Grundzüge des japanischen »Produktionismus« 


Unter dem Wort »Produktionismus« verstehe ich eine Gesellschaftsform, in der Regie- 
rungspolitik, Wirtschaftsstruktur und herrschende Wertvorstellungen aufindustrielle Pro- 
duktion orientiert sind. Meiner Meinung nach ist Japan unter den Industrieländern am 
stärksten »produktionistisch« geprägt. 


10 Masami Nomura 


1.1. Außenhandelsstruktur und Direktinvestition 


Obgleich sowohl die BRD wie Japan als »Handelsstaaten« bezeichnet werden können, ist 
die Außenhandelsstruktur beider Länder doch sehr unterschiedlich. Die Unterschiede kom- 
men vor allem in den Strukturen der Importe zum Ausdruck. Während Waren der verarbei- 
tenden Industrie und chemische Erzeugnisse 52% der Einfuhr der USA und 55% der Ein- 
fuhr der Bundesrepublik Deutschland ausmachen, bilden sie nur 21% der Einfuhr Japans. 
68% der japanischen Importe sind Rohstoffe und Brennstoffe. Es ist offenkundig, daß diese 
Importstruktur an den Erfordernissen der industriellen Produktion im Inland orientiert ist 
und daß Japan der Herausbildung einer internationalen Arbeitsteilung zwischen den Indu- 
strieländern ausgewichen ist. 

Die japanische Regierung zeigt die Gründe für diese Besonderheit in den japanischen Im- 
portstrukturen wie folgt auf: 1. Es mangelt Japan an natürlichen Ressourcen. Um das Ziel 
eines Wirtschaftswachstums durch Exportsteigerungen erreichen zu können, muß Japan 
vorwiegend Rohstoffe und Brennstoffe einführen. 2. Japan hat eine relativ große Bevölke- 
rung. Dies macht die Entwicklung einer differenzierten Branchenstruktur möglich, welche 
die Nachfrage nach Industrieprodukten von seiten der inländischen Industrie erfüllen 
kann. 3. Anders als europäische Länder hatte Japan keine Industrieländer in der Nachbar- 
schaft. Das erschwerte eine horizontale internationale Arbeitsteilung zwischen Japan und 
seinen Nachbarländern. (MITI, White Paper über den internationalen Handel und Indu- 
strie für das Jahr 1985) — Diese Erklärung ist an sich nicht unzutreffend. Aber sie ver- 
schweigt die staatlichen Maßnahmen, welche die Einfuhr von Industrieerzeugnissen aus 
dem Ausland weitgehend unterbunden haben. Der japanische Staat hat die Einfuhr von In- 
dustrieerzeugnissen in den 50er Jahren durch Devisenkontrollen und in den 60er Jahren 
durch Zollmaßnahmen blockiert (Komiya/Okuno/Suzumura 1984). 


Tabelle 1: Direktinvestitionen in Japan, der BRD und den USA 


Direktinvestitionen im Direktinvestitionen im Anteil der Produktion 

Ausland. Jahresdurchschnitt Inland. Jahresdurchschnitt ausländischer Tochterunter- 

in der Zeit 1975-78 in der Zeit 1975-78 nehmen“ an der gesamten 

in Mio. US-Dollar in Mio. US-Dollar inländ. industriellen Produktion 
Japan 1608 78 4,2% (1978) 
BRD . 2258 1225 21,7% (1976) 
USA 11615 3528 — 


* mit über 25% ausländischem Kapital 


Quelle: IMF, Balance of Payments Yearbook, Supplement, und Komiya/Okuno/Suzumura 1984 


Die Orientierung der Wirtschaftspolitik am »Produktionismus« wurde auch in der Kontrol- 
le der Direktinvestitionen deutlich. Trotz der OECD-Beschlüsse zögerte die japanische Re- 
gierung die Liberalisierung ausländischer Direktinvestitionen hinaus. Erst 1973 akzeptierte 
die Regierung das Prinzip der vollen Liberalisierung der Direktinvestitionen. Die strikte 
Kontrolle, der ausländische Direktinvestitionen nach wie vor unterlagen, führte jedoch 
dazu, daß ihr Ausmaß, etwa im Vergleich zu den USA oder der BRD, außerordentlich ge- 
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ring blieb. Der Anteil der Produktion in Japan ist damit auch nur ein Fünftel im Vergleich 
zu dem der Bundesrepublik (vgl. Tab. 1). In den 50er und 60er Jahren befürchteten die japa- 
nische Regierung und die Unternehmer, daß die japanische Industrie in ihrer Eigenständig- 
keit vernichtet werde, wenn der Außenhandel und die Direktinvestitionen liberalisiert wür- 
den. Ihr Ziel war »industrielle Produktion mit nationalem Kapital«, ein Ziel ganz im Sinne 
des Produktionismus, das schließlich auch erreicht wurde. 


1.2. Das »Shitauke«-System abhängiger Zuliefereruniernehmen 


Das System abhängiger Zulieferunternehmen ist ein Charakteristikum der japanischen 
Produktionsorganisation. Diese Zulieferer werden »Shitauke« genannt. Shitauke sind py- 
ramidenförmig organisiert. So stellt Nippon Denso ein Shitauke für Toyota dar. Nippon 
Denso seinerseits hat Unternehmen wie Asahi Seisaku als seine Shitauke. Für Toyota ist 
Nippon Denso Shitauke auf der ersten Stufe und Asahi Seisaku ist Shitauke auf der zweiten 
Stufe. Für Nippon Denso ist Toyota das Mutterunternehmen und Asahi Seisaku ist Shitau- 
keauf der ersten Stufe. Das Mutterunternehmen von Asahi Seisaku ist Nippon Denso. Von 
Seiten des Amts für mittlere und kleine Unternehmen ({»Chusho Kigyo Cho«) wird ge- 
schätzt, das Toyota Mitte der 70er Jahre 168 Shitauke auf der ersten Stufe und ca. 4700 auf 
der zweiten Stufe und ca. 31600 auf der dritten Stufe hatte (Nohara 1980). Nach einer Un- 
tersuchung des Ministry of International Trade and Industry (MITT) aus dem Jahre 1981 
gehörten zwei Drittel der mittleren und kleineren Unternehmen (Grundkapital weniger als 
100 Mio. Yen oder Belegschaft weniger als 300) im produzierenden Gewerbe zur Kategorie 
der Shitauke. Der Anteil von Shitauke ist besonders hoch in den exportorientierten Indu- 
strien: Elektroindustrie 85,3%, Fahrzeugindustrie 87,7% und Feinmechanikindustrie 
80,9%. Es sind vor allem die mittleren und kleineren Unternehmen, die den Status eines 
Shitauke haben. Die genaueren Definitionskriterien sind umstritten, doch genügt es hier, 

zwei Merkmale hervorzuheben: 


Das Mutterunternehmen ist größer als das Shitauke in bezug auf das eingesetzte Kapital, den Umsatz, 
die Belegschaftsstärke. Das Kriterium der Größe muß aber mit dem ungleicher Machtverhältnisse zwi- 
schen Mutterunternehmen und Shitauke verknüpft sein. So ist der Stahlhersteller Shin Nippon Zulie- 
ferer für Toyota. Aber man kann Shin Nippon Stahl nicht als Shitauke betrachten. 


Die Geschäftsverbindungen zwischen Mutterunternehmen und Shitauke gilt als langfristig. Diese 
langfristige Geschäftsverbindung schafft ein Gefühl der Schicksaisgemeinschaft zwischen den beiden. 
Das Mutterunternehmen berät das Shitauke oft in technologischer Hinsicht und in Managementfra- 
gen, gibt finanzielle Unterstützung usw. Dafür setzt es das Shitauke aber auch unter permanenten 
Druck, seine Zuliefererpreise zu senken. 


Das Shitaukesystem wird immer wieder als Ausbeutungsverhältnis kritisiert. Die Abhän- 
gigkeitsbeziehungen zwischen den großen Unternehmen und den mittleren und kleineren 
Unternehmen werden als feudales Überbleibsel angeschen, das der japanische Kapitalis- 
mus als zu spät gekommener bisher nicht aufzuheben vermochte. Diese Interpretation im- 
pliziert, daß ım Zuge der »normalen« Modernisierung dieses Verhältnis verschwinden 
würde. Aber trotz des beispiellosen wirtschaftlichen Aufschwunges seit 1955 hat sich das 
Shitaukesystem gehalten und sogar noch gefestigt. Seit der ersten Ölkrise zieht dieses Sy- 
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stem auch die Aufmerksamkeit des Auslandes auf sich, weil man annimmt, daß es ein we- 
sentlicher Erklärungsfaktor für den Erfolg der japanischen Wirtschaft ist. Diese Sicht des 
Auslandes hat wiederum in Japan großen Einfluß gewonnen und damit die Meinung, das 
Shitaukesystem sei wirtschaftich rational und verstärkt die Konkurrenzfähigkeit der japa- 
nischen Unternehmen auf dem Weltmarkt. 

Daß das Shitaukesystem sehr rational im Sinne des »Produktionismus« ist, kann nicht be- 
stritten werden. Wie vielfach in der Literatur erörtert, bringt das System dem Mutterunter- 
nehmen vor allem drei Vorteile: 

Das Mutterunternehmen kann eigenes Kapital einsparen und dank der Shitauke fremdes 
Kapital für seine Geschäftszwecke mobilisieren. Dies war gerade wegen des Kapitalman- 
sels infolge der Unterentwicklung des Kapitalismus in Japan vor dem Zweiten Weltkrieg 
der Grund, daß die Großunternehmen begannen, Shitauke aufzuziehen. 

Das Shitaukesystem dient der Kostenreduktion bei dem Mutterunternehmen, weil das 
Lohnniveau in den abhängigen mittleren und kleinen Unternehmen unter dem der Groß- 
unternehmen liegt. Natürlich gibt es auch in den USA und der Bundesrepublik eine Spanne 
im Lohnniveau zwischen mittleren und kleinen Unternehmen und den Großunternehmen. 
Aber diese Spanne ist in Japan größer (vgl. Tabelle 2). 

Das Mutterunternehmen kann den Shitauke als Puffer bei Konjukturschwankungen be- 
nutzen. Im Falle einer Rezession kann es etwa die Produktion der Teile selbst aufnehmen, 
die bisher der Shitauke produziert hat. 


Tabelle 2: Lohnspanne nach der Größe der Unternehmen im produzierenden Gewerbe 
(Lohn pro Beschäftigte) 


Zahl der Japan USA BRD 
Beschäftigten (1983) (1977 {1977} 
1000- 100,0 100,0 100,0 
999-500 85,7 70,7 86,1 
499-100 70,6 70,7 80,1 
99- 50 59,2 66,3 74,5 
49- 10 54,5 66,3 71,4 
9-1 42,9 66,3 _ 


Quelle: Japan Productivity Center, Katsuyo Rodo Tokei 1986. 


Originalquellen sind »Kogyo Tokeihyo« (Japan), »Census of Manufacturer« (USA) und »Arbeiter- 
und Angestelltenverdienste im Produzierenden Gewerbe 1978« (BRD). 


Der Hauptgrund, weshalb die Shitauke das System akzeptieren, liegt darin, daß sie erwar- 
ten, vom Wachstum des Mutterunternehmens profitieren zu können. »Ja, das Mutterun- 
ternehmen setzt uns ständig unter Druck, die Preise zu senken. Unter zu großen Druck! 
Aber mit dem Mutterunternehmen konnten wir bis heute leben. Das Mutterunternehmen 
steht in Konkurrenz sowohl im Inland wie auf dem Weitmarkt. Das Mutterunternehmen 
und wir sitzen in einem Boot. Wir arbeiten mit dem Mutterunternehmen, auch wenn es uns 
noch härtere Bedingungen auferlegt, weiter.« Dies ist die typische Meinung der Shitauke- 
Unternehmen. Aber weshalb protestiert die Belegschaft der Shitauke nicht gegen ihre 
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schlechteren Arbeitsbedingungen? In einer im Jahre 1982 von der »Denki Roren« {der Fö- 

deration der Gewerkschaften in der Elektroindustrie) durchgeführten Enquete wurden 

Produktionsarbeiter/innen und Angestellte abhängiger mittlerer und kleinerer Unterneh- 

men u.a. gefragt: »Was halten Sie davon, daß es eine Lohndifferenz zwischen Ihren Unter- 

nehmen und dem Mutterunternehmen gibt?« Anwort: »Das ist nicht gerecht — 50,1 %; da 
ist nichts zu machen, da unser Unternehmen nur durch das Mutterunternehmen überleben 
kann — 9,9%; da ist nichts zu machen, da die Leistung unseres Unternehmens schlechter 
ist — 35,7%x« (Denki Roren 1982). Die Hälfte der Befragten akzeptierte die schlechteren 

Arbeitsverhältnisse. Die andere Hälfte hielt sie für ungerecht. Aber es ist unwahrscheinlich, 

daß die unzufriedene Hälfte ihren Protest artikuliert, denn die Unterschiede in den Arbeits- 

bedingungen zwischen dem Muiterunternehmen und dem Shitauke gelten als eine Art »na- 
türliche Ordnung«. 

Es gibt verschiedene Gründe, die erklären, weshalb die schlechteren Arbeitsbedingungen 

der Shitauke nicht zum Konfliktstoff werden: 

1. Die japanischen Gewerkschaften sind auf Betriebsebene organisiert (Betriebsgewerk- 
schaften). Aber je kleiner die Größe des Betriebes desto geringer ist der Organisationsgrad. 
Das heißt, es fehlt dort an Interessenvertretungen der Belegschaft, wo diese besonders 
notwendig sind. Ferner ist es auch in den größeren Shitauke, wo Betriebsgewerkschaf- 
ten existieren, für die Belegschaft schwierig, ihre eigenen Interessen vertreten zu lassen, 
weil ihre Betriebsgewerkschaft der Föderation der Betriebsgewerkschaften aller Shitau- 
ke desselben Mutterunternehmens angehören muß, in der die Betriebsgewerkschaft des 
Mutterunternehmens den entscheidenden Einfluß hat. Die Betriebsgewerkschaften der 
wichtigen Shitauke von Toyota z.B. gehören der Föderation der Betriebsgewerkschaf- 
ten der Toyota-Gruppe an. Der Vorsitzende und andere wichtige Funktionäre werden 
von der Toyota-Betriebsgewerkschaft entsandt. Die Föderation »koordiniert« die Tä- 
tigkeiten der Mitgliedergewerkschaften. Und zwischen dem Management und der Be- 
triebsgewerkschaft im Mutterunternehmen Toyota gibt es ein enges »Vertrauensver- 
hältnis«. In allen wichtigen Industriebranchen gibt es solche Föderationen. 

2. Das Shitauke-System ist, wie oben schon dargestellt, abgestuft aufgebaut. »Meine Ar- 
beitsbedingungen sind zwar schlechter als die des Mutterunternehmens. Aber sie sind 
immerhin besser als die der Shitauke unseres Unternehmens.« Diese Abstufung macht 
die Solidarität der Arbeiter unter den Shitauke schwierig. 

3. Bei der Rekrutierung der Schul- und Hochschulabgänger spielen die Schulnoten eine 
entscheidende Rolle. Je besser die Noten sind, desto größere Chancen, eine Arbeitsstel- 
le im Mutterunternehmen zu finden. Die Chancen, von den mittleren und kleineren 
Unternehmen zum Mutterunternehmen überzuwechseln, sind sehr klein. Die Betroffe- 
nen verwechseln leicht ihre Schulnoten mit ihren Fähigkeiten. Also erscheinen ihnen 
die Unterschiede in den Arbeitsbedingungen als »natürliche« Vergeltung ihrer Fähig- 
keit. Dies führt zu einer Art Minderwertigkeitsgefühl unter den Angehörigen der Shr- 
tauke. Das macht es für sie schwierig, gegen die schlechteren Arbeitsbedingungen zu 
protestieren. _ 

4. Nicht wenige Produktionsarbeiter gründen ihre eigenen kleinen Unternehmen, nach- 
dem sie die Produktionstechnologie und das Management Know-How der kleinen oder 
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mittleren Unternehmen gelernt haben, in denen sie zunächst arbeiten. Die so gegründeten 
Kleinunternehmen werden in das Shitauke-System des Mutterunternehmens eingeord- 
net. Den Arbeitern, die vorhaben, sich einmal auf diese Weise selbständig zu machen, 
gilt ihre Arbeit als Lern- und Vorbereitungszeit. Ferner haben die Produktionsarbeiter 
in den Klein- und Mittelunternehmen größere Chancen als in den Großunternehmen, 
zu Angestellten befördert zu werden. Auch damit können sie die Arbeitsbedingungen 
für sich verbessern. 
Kann aus der Nutzung der Shitauke als Konjunkturpuffer und als Instrument der K.ostensen- 
kung durch die Mutterunternehmen aber der Schluß gezogen werrden, daß das Shitauke- 
System international auf die Abwälzung der Schwierigkeiten der größeren auf die kleineren 
Unternehmen angelegt ist? Wie stellt sich dann die Situation der Shitauke auf unterster 
Ebene dar? Die Situation der Beschäftigten in dieser untersten Shitaukekategorie müßte 
große soziale Probleme aufwerfen. In Wirklichkeit ist dies nicht der Fall. Das Shitauke-Sy- 
stem ist sehr flexibel. Ein Projektteam des Instituts für Wirtschaftsforschung an der Chuo- 
Universität untersuchte die Flexibilität des Shitauke-Systems auf der untersten Ebene am 
Beispiel des Dorfes Aoki in der Präfektur Nagano {Chuo University 1985}: In den 60er Jah- 
ren verzeichnete die japanische Automobil- und Elektroindustrie ein starkes Wachstum. 
Die Shitauke der beiden Industrien gründeten Werke in den Dörfern, um die Arbeitskräfte 
der Bauernfamilien zu nutzen. Zugleich kehrten ehemalige Beschäftigte von Shitauke in ih- 
re Heimat zurück und gründeten Kleinunternehmen, die als Shitauke integriert wurden. 
Somit entstand ein kompliziertes Netzwerk von Shitauke-Unternehmen. Die Abbildung 1 
zeigt einen Teil des Netzwerkes von Shitauke ım Dorf Aoki und es zeigt die Kompliziertheit 
des Shitauke-Systems. 


Abb. 1: »Shitauke« im Dorf Aoki, 1984 


Scesersa, sm nn Einen, (ee 
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Anmerkungen: 

1. zeigt die Unternehmen, die im Dorf Acki sind. 

2 zeigt die Unternehmen, die sich mit der Automobilindustrie beziehen. 

3. zeigt die Unternehmen, die sich mit der Automobilindustrie nicht beziehen. 


Quelle: Chuo University 1985, S. 68. 
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Tabelle 3 zeigt die Struktur der Belegschaft dieser Shitauke. Auffällig ist, daß sehr kleine 
»Unternehmen« mit einer Belegschaft von 2 bis 4 Beschäftigten ihren Bedarf an Arbeits- 
Kräften aus den Familienmitgliedern abdecken. Freilich sind die Familienmitglieder als Ar- 
beitskräfte sehr flexibel. Wenn die Aufträge zurückgehen, treten die Familienmitglieder 
aus dem »Arbeitsmarkt« aus. Da sie während der » Arbeitslosigkeit« keine neue Arbeitsstel- 
le suchen, gehören sie auch nicht zu den »Arbeitslosen« im Sinne: der offiziellen Statistik. 
Der »Arbeitgeber« kann zusätzliche Arbeitskräfte ohne Mühe finden, wenn das Geschäft 
wieder besser geht. 


Tabelle 3: Belegschaft der Shitauke im Dorf Aoki, 1984 


Unternehmen Zahl der Belegschaft 
Total Mithelfende Beschäftigte 
Familienangehörige Männer Frauen 

NA 50 0 13 37 
MN 34 0 20 14 
TW 17 0 11 6 
YZ 13 3 9 l 
CM 12 3 1 0 
SN 10 2 8 0 
sY 10 3 1 6 
NZ 4 1 0 3 
MD 4 l 3 0 
TZ 4 4 0 0 
SsK 3 2 0 1 
YT 3 2 ji 0 
AK 2 2 0 0 


Quelle: Chuo University 1985, S. 93 


Unter den Beschäftigten bilden die Frauen mit 53% die Mehrheit. Meistens handelt es sich 
um Hausfrauen aus Bauernfamilien, die über 40 Jahre alt sind. Ihre Löhne liegen unter de- 
nen der Männer. Aber die Bauernfamilien, denen die Frauen angehören, haben noch ande- 
re Einkommensquellen. Daher protestieren sie auch nicht gegen ihre niedrigen Löhne. Aus 
dem gleichen Grund ist auch kein Protest zueerwarten, wenn der Arbeitgeber die Frauen im 
Falle der Rezession entläßt. 

Vom Standpunkt der Solidarität der arbeitenden Klasse aus ist das Shitauke-System nach- 
teilig. Aber es ist sehr rational im Sinne des »Produktionismus« — Flexibilität des Arbeits- 
einsatzes, Kostensenkung, Vermeidung von Konflikten, usw.. Eine wichtige Leistung des 
Shitauke-Systems ist, daß die Unternehmen auf Arbeitskräfte in der Peripherie, auf eine 
»Reservearmee« zurückgreifen können. Hier besteht ein großer Unterschied zwischen Ja- 
pan und der Bundesrepublik. 

Nach Lutz (1984) bestand auch in den europäischen Ländern vor dem Zweiten Weltkrieg ein 
Wirtschaftsdualismus -— ein Nebeneinander von traditionellem und modernem Sektor. Aber 
in der Zeit der Nachkriegsprosperität wurde der traditionelle Sektor aufgesogen. Dadurch 
kam es zu einem »Kapitalismus ohne Reservearmee«. Die Situation Japans ist anders: 
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Erstens ist der Anteil der Erwerbspersonen in der Land- und Forstwirtschaft in Japan mit 
9% höher als in der Bundesrepublik (5,2%). Die japanische Landwirtschaft spielt eine 
wichtige Rolle als Lieferant von Arbeitskräften an die Industrie. Nach der Statistik des 
Landwirtschaftsministeriums aus dem Jahre 1985 umfaßt der Bereich der Bauernhaushalte 
insgesamt 13,3 Mio. Erwerbspersonen. Davon sind nur 43% ausschließlich in der Land- 
wirtschaft tätig; 5% sind hauptberuflich in der Landwirtschaft 13% sind ausschließlich au- 
Berhalb der Landwirtschaft beschäftigt, 40 % schließlich haben ihre Haupttätigkeit außer- 
halb der Landwirtschaft. Den Bauernhaushalten kommt in Japan also noch die Rolle einer 
»Reservearmee« zu. 

Zweitens liegt der Anteil der selbständigen und der mithelfenden Familienangehörigen im 
produzierenden Gewerbe wie in den übrigen Wirtschaftsbereichen in Japan mit 19,2% viel 
höher als in der Bundesrepublik (8,3%). Auch dies kann als ein Indiz der Existenz einer 
»Reservearmee« in Japan interpretiert werden. — Zwar wurde auch in der Phase der Nach- 
kriegsprosperität in Japan laut über einen »Mangel an Arbeitskräften« geklagt. Aber das 
war, genau betrachtet, ein »Mangel an jungen Arbeitskräften«. So kam es nicht zu einer 
Diskussion über die Rekrutierung von Ausländern als Arbeitskräften. Alsspät kommender 
Kapitalismus war und ist der japanische Kapitalismus ein »Kapitalismus mit Reservear- 
mee«. Und der japanische Kapitalismus konnte diese Reservearmee in der Form des Shitau- 
ke-Systems voll mobilisieren und auf diese Weise den »Produktionismus« realisieren. 


1.3. Die Formierung der japanischen Arbeiter als Subjekte des »Produktionismus« 


Um den »Produktionismus« zu vollenden, braucht der japanische Kapitalismus entspre- 
chend formierte Arbeitskräfte. Nicht nur durch »ökonomischen Zwang«, sondern durch 
innere Motivation müssen sich die Arbeiter an ihm beteiligen. Zwei Faktoren wirken dabei 
günstig auf die Formierung der entsprechenden Arbeitsideologie, nämlich der segmentierte 
Arbeitsmarkt und die Betriebsgewerkschaft. 


Der segmentierte Arbeitsmarkt 


Die starke Segmentation des japanischen Arbeitsmarktes ist eine in der Bundesrepublik be- 
kannte Tatsache (Tokunaga 1983, 1984, 1986). Ich möchte drei Merkmale hervorheben: 
Auf der einen Seite genießen die Angehörigen der Stammbelegschaft der Großunterneh- 
men die Privilegien der sogenannten lebenslangen Beschäftigung und der besseren Arbeits- 
bedingungen. Sie werden unmittelbar nach Abschluß der Schul- bzw. Hochschulausbil- 
dung eingestellt und steigen allmählich von der untersten Stufe auf höhere Stufen auf. Sie 
können erwarten, bis zu einer Altersgrenze von gegenwärtig meist 60 Jahren in demselben 
Unternehmen zu bleiben. 

Auf der anderen Seite gibt es die Randbelegschaft im Großunternehmen und die Beleg- 
schaften in den Klein- und Mittelunternehmen. Ihr Beschäftigungsverhältnis ist unsicher 
und ihre Arbeitsbedingungen sind schlechter als die der Stammbelegschaft. 

Schließlich ist es für Angehörige der Randbelegschaft im Großunternehmen sehr schwer, in 
den Status der Stammbelegschaft befördert zu werden, denn es existiert eine sehr klare 
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Trennungslinie zwischen beiden Gruppen. Es wird geschätzt, daß nur ein Drittel aller Be- 
schäftigten einschließlich der im öffentlichen Sektor zur Kategorie der Stammbelegschaft 
gehören. 

Der segmentierte Arbeitsmarkt wirktsehr günstig im Sinne des »Produktionismus«. Er zer- 
stört die Solidarität innerhalb der arbeitenden Klasse. Das sichere Beschäftigungsverhältnis 
der Stammbelegschaft ist nur möglich auf Kosten der Nicht-Stammbelegschaft. Mit einem 
Wort: Der segmentierte Arbeitsmarkt und das Shitauke-System sind zwei Seiten einer Me- 
daille. Als drittes den »Produktionismus« stützendes Moment ist die Rolle der Betriebsge- 
werkschaft zu nennen. Daß die Betriebsgewerkschaft in Großunternehmen die Randbeleg- 
schaft diskriminiert, ist eine bekannte Tatsache. Selbst die linken Betriebsgewerkschaften 
diskriminieren nicht selten die Randbelegschaft. Die Rolle der Föderation von Betriebsge- 
werkschaften als Herrschaftsorgan der Betriebsgewerkschaft des Mutterunternehmens ge- 
genüber den Betriebsgewerkschaften von Shitauke wurde bereits erwähnt. 


Arbeitsideologie 


Die hohe Arbeitsmoral der japanischen Arbeiter kann aus zwei Momenten erklärt werden. 
Das eine ist die »Demokratisierung« der betrieblichen Herrschaft nach dem Kriege, das an- 
dere die »Mentalität« der japanischen Arbeiter. Zunächst zur »Demokratisierung«: Zuden 
wichtigsten Forderungen der neugegründeten Betriebsgewerkschaften nach dem Zweiten 
Weltkrieg gehörte die»Demokratisierungdes Betriebs«. Vor dem Zweiten Weltkrieg galten 
nur die Stammangestellten als »Shain« (wörtlich: Mitglied des Unternehmens). Aber im Zu- 
ge der Demokratisierungsbewegung konnten auch Hilfsangestellte und die Stammarbeiter 
»Shain« genannt werden. Und nicht wenige Großunternehmen gaben den Stammarbeitern 
die Möglichkeit, vom Produktionsarbeiter zum Angestellten der unteren Managementebe- 
ne aufzusteigen. 

Die Demokratisierung des Betriebs und die »Managerrevolution« im Sinne von Berle/ 
Means, also die Trennung der Managementfunktion vom Eigentum am Unternehmen wa- 
ren zwei wichtige Vorbedingungen für die Herstellung der Autorität der Unternehmens- 
führung nach dem Kriege und für die Entstehung des Betriebsgemeinschaftsgefühls. Aus 
der Sicht der Belegschaften gelten Manager nicht mehr als »Vertreter der Kapitalisten«. 
Fast alle Manager waren früher »rank and file« im Unternehmen und nicht weniger Mana- 
ger waren Funktionäre der Betriebsgewerkschaft. Obwohl es Interessengegensätze zwi- 
schen dem Management und den Belegschaften bei Lohnverhandlungen etc. gibt, glauben 
nur wenige auf Belegschaftsseite, daß die Manager sich in ihrem Verhalten von persönli- 
chen Interessen oder von denen der Kapitalisten (Aktionäre) leiten ließen. Interessengegen- 
sätze zum Management werden daher nicht im Sinne grundsätzlicher Konfrontation ver- 
standen. Anders wenn das Management ein Unternehmen in die Krise geführt hat — dann 
verliert die Belegschaft ihr Vertrauen in das Management und es entwickeln sich radikale 
Arbeiterbewegungen im Sinne der Arbeiterkontrolle usw. 

Die Wiederherstellung der Legitimität politischer Herrschaft und der Autorität des Mana- 
gements nach dem Zweiten Weltkrieg ermöglichte es den herrschenden Schichten, den 
historischen und nationalen Konsens für andere Ziele erneut zu mobilisieren. Diese Ziele 
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werden mit dem Schlagwort zusammengefaßt: »Holt Amerika und Europa ein und über- 
holt sie!« Vor dem Zweiten Weltkrieg versuchte der japanische Kapitalismus Amerika und 
Europa dadurch einzuholen, daß er eine imperialistische Politik betrieb. Nach dem Krieg 
propagierte man begrenztere ökonomische Ziele. Die Tatsache, daß seit 1955 ein beispiello- 
ser wirtschaftlicher Aufschwung stattfand, verstärkte den nationalen Konsens. Damit 
konnten Regierung und Manager die arbeitende Klasse überzeugen, daß fleißiges Arbeiten 
der Nation Prosperität und Glück für Alle bringt. 

Zur »Mentalität« der japanischen Arbeiter: Daß die japanischen Arbeiter eine hohe Ar- 
beitsmoral haben, ist nicht nur durch den Einfluß der herrschenden Arbeitsideologie, son- 
dern auch aus ihrer inneren Motivation zu erklären. Um die Mentalität des japanischen 
Arbeiters zu verstehen, ist die Tatsache ihres Minderwertigkeitsgefühls, das sie gegenüber 
anderen sozialen Schichten hatten und haben, von entscheidender Wichtigkeit. 

Als der Journalist Yokoyama Gennosuke in seinem klassischen Werk »Unterschichten in 
Japan« (1899) die Arbeits- und Lebensverhältnisse der Unterschichten beschrieb, setzte er 
die Produktionsarbeiter in Großunternehmen mit der Unterschicht gleich, mit den armen 
Tagelöhnern, Lumpenhändlern usw. Zwar wurden die Arbeits- und Lebensverhältnisse 
dieser Arbeiter der Großunternehmen in den 20er Jahren gegenüber den anderen Unter- 
schichtangehörigen verbessert (Hyodo 1971). Aber ihr Bewußtsein, zur Unterschicht zu 
gehören, blieb bestehen. Ein halbes Jahrhundert nach der Publikation des Buches von Yo- 
koyama untersuchte der Sozialwissenschaftler Ujihara Schicksal und Mentalität der 
Stammarbeiter in Großunternehmen. Er machte die folgende Beobachtung: »Die Arbeiter 
verachten sich. Das kommt darin zum Ausdruck, daß sie keine positive Perspektive als Ar- 
beiter haben und lieber Angestellte und selbständige Gewerbetreibende wären. Die Arbei- 
ter ergeben sich nur widerwillig in ihr Schicksal als Arbeiter. Es scheint, als ob sie kein eige- 
nes Berufs- und Klassenbewußtsein als Arbeiter hätte. Ihr Bewußtsein ist das Bewußtsein 
einer Unterschicht, die sich in ihr Schicksal ergeben muß« (Ujihara 1953). 

Daß es in Japan keine Arbeiterbewegung gab, die Arbeiterkultur pflegte, wie es SPD und 
freie Gewerkschaften im deutschen Kaiserreich taten, verstärkte dieses Bewußtsein. Aber 
woher kommt die Verachtung der Arbeiter als Unterschicht der Gesellschaft? Die Antwort 
muß wohl in den herrschenden Wertvorstellungen der japanischen Gesellschaft liegen. Die- 
se ist vom Leistungsprinzip völlig durchdrungen. Schon während der Schulzeit kommt dem 
Leistungsprinzip größte Bedeutung zu — denn die Beschäftigungschancen hängen von den 
Schulnoten ab. Die Schulausbildung entscheidet über das Berufsschicksal. Vor dem Zwei- 
ten Weltkrieg hat die innerbetriebliche Hierarchie der Schulausbildung völlig entsprochen. 
Wer die Grundschulausbildung hatte, konnte nur als Arbeiter beschäftigt werden. Mit der 
Mittelschulausbildung konnte man als Hilfsangestellter eingestellt werden, mit der höheren 
Schulausbildung schließlich als Stammangestellter. Der innerbetriebliche Aufstieg vom Ar- 
beiter zum Hilfsangestellten oder vom Hilfsangestellten zum Stammangestellten war fast 
unmöglich. Nominell konnten nur die Schulnoten über die Chancen für den weiteren Aus- 
bildungsgang entscheiden. Im Kriege gab es allerdings viele Schüler, die zwar gute Schulno- 
ten hatten, aber aus wirtschaftlichen Gründen ihre Ausbildung nicht fortsetzen konnten. 
Diesen erschien das Beschäftigungssystem als ungerecht, und viele von ihnen engagierten 
sich in der Arbeiterbewegung (Nimura 1984). 
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Auch nach dem zweiten Weltkrieg bestand das enge Verhältnis von Schulausbildung und 
Beschäftigungschancen fort. Aber in zwei Punkten ergaben sich Veränderungen. Erstens 
wurden in nicht wenigen Großunternehmen den Stammarbeitern Chancen eingeräumt, 
vom Arbeiter zum Angestellten aufzusteigen. Zweitens verbesserte sich mit dem raschen 
wirtschaftlichen Wachstum seit den 50er Jahren die wirtschaftliche Lage auch der Unter- 
schicht. Damit wurde die Gleichheit der Chancen im Hinblick auf die Schulausbildung all- 
mählich verwirklicht. Beides hatte günstige Auswirkungen auf die Arbeitsmoral: Die 
Chancen, vom Arbeiter zum Angestellten aufzusteigen, führte unter den Stammarbeitern 
zu stärkerer Konkurrenz um Aufstiegsmöglichkeiten. Damit durchdrang das Leistungs- 
prinzip auch die Betriebe. Zugleich schwächte die Demokratisierung der Betriebe mögli- 
che Vorbehalte der Arbeiter gegen einen Aufstieg in das Management. Daneben wirkte 
die verbesserte wirtschaftliche Lage indirekt auf die Arbeitsmoral. Wenn nun ein Arbeiter 
trotz der relativ guten Situation seiner Familie keine höhere Schulausbildung hatte, bedeu- 
tet dies, daß er in seinen schulischen Leistungen schlechter gewesen war als der Absolvent 
der Universität, und so erschien es ihm, als ob der Unterschied der Intelligenz über das Be- 
rufsschicksal entscheide. Minderwertigkeitsgefühle werden so bestärkt. »Ich bin nur ein 
unbedeutender Arbeiter. Ich möchte nicht, daß auch mein Sohn dieses miserable Gefühl 
haben muß« — das ist eine typische Äußerung japanischer Arbeiter. Also investiert er viel 
in die Schulausbildung seines Sohnes. Die Folge ist, daß die Examenskonkurrenz sich ver- 
schärft. Allerdings konnten Investitionen in die Schulausbildung des Sohnes das Minder- 
wertigkeitsgefühl des Arbeiters nicht ganz kompensieren. Er brauchte eine positive Wert- 
vorstellung, die seiner Existenz einen Sinn gab. Für den japanischen Arbeiter war dies die 
»Selbstverwirklichung durch Arbeit«. Daß die japanischen Arbeiter versuchten, sich in 
und vermittels der Arbeit zu verwirklichen, hatte seine Kehrseite: Das Privat- und Fami- 
lienleben blieb arm. Zwar verbesserten sich die materiellen Lebensbedingungen mit dem 
Wachstum der japanischen Wirtschaft. Die Folge war, daß die Arbeiter sich nun als Mit- 
telstandsangehörige fühlten. Aber geistig blieb es bei der Verarmung. An dem folgenden 
Beispiel wird dies wie an einer Karikatur deutlich: Der damalige Vorstandsvorsitzende von 
Toyota, Ishida Taizo, wurde im Rahmen einer Konsultation mit der Betriebsgewerkschaft 
von Toyota irgendwann in der zweiten Hälfte der 60er Jahre mit der Forderung nach der 
Fünftagewoche konfrontiert (Ishida 1968). Er antwortete: »Na, ihr wollt eine Fünftage- 
woche haben? Warum wollt ihr sie denn?« Die Gewerkschaft daraufhin: »Wir meinen, 
daß wir sie früher oder später haben müssen...« Ishida: »Wie? Dann könnt ihreure Frauen 
nicht nur Sonntags, sondern auch Samstags betreuen? Wenn ja, wollen wir sie einführen. ° 
Aber ich glaube, ihr würdet müde sein, wenn ihr den ganzen Tag mit euren Frauen sein 
müßtet, auch wenn ihr in eure Frauen verliebt seid. Stattdessen wäre es für euch viel bes- 
ser, durch Überstunden mehr Geld zu kriegen'!« 
Die Frage nach den Möglichkeiten der Bereicherung des Privat- und Familienlebens wurde 
bis vor kurzem auch von der Linken ignoriert. Für sie war Arbeit die Schlüsselkategorie der 
Gesellschaft. Obwohl sie gegen die »Ausbeutung der Arbeitskräfte durch das Kapital« 
kämpfte, erachtete sie Arbeit an sich als die wertvollste Kategorie der menschlichen Tätig- 
keiten. »Befreiung der Arbeit« oder »Befreiung durch Arbeit« war ihr Ziel. »Befreiung von 
der Arbeit« stand nicht zur Diskussion. 
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2. Handelskonflikt und die Zerstörung des »Produktionismus« von außen 
2.1. Weltmarktgrenzen des »Produktionismus« 


Nach der Logik des »Produktionismus« führt der Fleiß der japanischen Arbeiter zur Pro- 
sperität der Unternehmen und zum Wohlstand der Nation. Bis zur ersten Ölkrise im Jahre 
1973 schien diese Wirkungskette auch zu gelten. Der rasche Wirtschaftsaufschwung seit 
1955 führte zur Verbesserung des Lebensstandards und machte Japan zu einer der »Groß- 
mächte« der Welt. Aber der »Produktionismus« hatte auch einen bedrohlichen Nebenef- 
fekt: Den Handelskrieg mit den USA und Europa. Der japanische »Produktionismus« ig- 
norierte die Grenzen des Weltmarktes. Als Japan noch eine kleine Rolle im Welthandel 
spielte und der Weltmarkt noch expandierte, gab es keine nennenswerten Konflikte. Als 
diese zwei Bedingungen entfielen, entwickelte sich ein struktureller Dauerkonflikt zwi- 
schen Japan und den anderen Welthandelsnationen. Nachdem Japan schon in den 60er 
Jahren Handelsprobleme mit den USA über die Textil- und Stahlindustrie hatte, kam es in 
den 70er Jahren rasch zu einem dauerhaften Handelskonflikt, da der Weltmarkt stagnierte 
und der Welthandel sich in ein »Nullsummen«-Spiel verwandelte. Der Handelskonflikt 
verstärkt den japanischen Nationalismus. Viele Japaner meinen, daß Japan nun dabei sei, 
das seit über hundert Jahren verfolgte Ziel zu erreichen, die europäischen Länder wirt- 
schaftlich zu überholen. Bisher orientierte Japan sich stets am Muster anderer Länder. Bis 
zur Meiji-Revolution war China das Vorbild. Danach wurde Deutschland zum Vorbild, 
nach der Niederlage im Zweiten Weltkrieg schließlich die USA. Jetzt ist Japan zum Vorbild 
für das Ausland geworden. Japan als Nummer Eins! Der hieraus resultierende National- 
stolz hat wesentlich zur Herausbildung des neuen Konservativismus in Japan geführt. 
Die Kritik des Auslandes am japanischen »Produktionismus« kann in zwei Punkten zusam- 
mengefaßt werden: Der erste ist die Kritik an der Geschlossenheit des japanischen Marktes, 
der. zweite die Kritik an dem Sozialdumping. Prototypisch für letzteren wird häufig auf die 
lange Normalarbeitszeit, auf die vielen Überstunden und die geringe Inanspruchnahme des 
Urlaubs verwiesen. (Vgl. hierzu ausführlich den Beitrag von Deutschmann/Weber in die- 
sem Heft.) Um die Kritik des Auslands aufzufangen, traf die japanische Regierung folgende 
Maßnahmen: 1. Reduzierung der Zölle, 2. Verminderung nicht-tarifärer Einfuhrbeschrän- 
kungen, 3. Liberalisierung der Kapitalinvestitionen in Japan, 4. Durchsetzung »freiwilli- 
ger« Exportbeschränkungen einzelner Branchen. 

Aber mit diesen Maßnahmen konnte die Regierung keine Kontrolle der aggressiven Ex- 
portpolitik der Unternehmen und auch keine Anhebung der Importe bewirken. Zwar er- 
wartete man, daß nun die japanischen Unternehmen verstärkt im Ausland investieren und 
Materialien und Vorprodukte aus dem Ausland beziehen würden, doch auf Seiten der Un- 
ternehmen wurde das Shitauke-System nach wie vor als der beste Weg für die Sicherung ih- 
rer Konkurrenzfähigkeit angesehen. Die Branchenföderationen der Betriebsgewerkschaf- 
ten forderten zwar die Verkürzung der Arbeitszeit — doch das Recht auf Verhandlung mit 
dem Management liegt bei den einzelnen Betriebsgewerkschaften. Auf der Betriebsebene 
aber stimmen Management und Betriebsgewerkschaft völlig darin überein, daß das jeweili- 
ge Unternehmen auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig sein müsse und die Beschäftigung 
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gesichert werden solle. In einer Verkürzung der Arbeitszeit schen beide Seiten darum eine 
Gefährdung dieser Ziele. Von innerbetrieblichen Verhandlungen kann eine Verkürzung 
der Arbeitszeit also nicht erwartet werden. 

Die Aufwertung des Yen markiert hier jedoch eine Wende. Da die japanische Handels- 
struktur trotz des amerikanischen Drucks im wesentlichen unverändert blieb, revidierte 
die US-Regierung ihre Wirtschaftspolitik. Im September 1985 beschloß die Konferenz der 
Finanzminister und der Zentralbanken der fünf Länder USA, Bundesrepublik Deutsch- 
land, Frankreich, Großbritannien und Japan, den Wechselkurs zwischen ihren Ländern 
neu zu koordinieren. Nach der Konferenz veränderte sich die Wechselkursrelation zwi- 
schen Dollar und Yen drastisch. Unmittelbar zuvor war der Kurs 1 Dollar gleich 242 Yen. 
Ein Jahr nach der Konferenz betrug diese Relation | Dollar gleich 155 Yen. Diese rasche 
Veränderung der Wechselkursrelation hat bereits zu zahlreichen Konkursen von Klein- 
und Mittelunternehmen geführt und die Beschäftigungssituation in Japan verschlechtert. 
Aber wichtiger ist, daß die Veränderungen der Wechselkurse nunmehr eine grundlegende 
Umstrukturierung des japanischen »Produktionismus« herbeiführen könnte. Die durch 
sie ausgelösten überseeischen Direktinvestitionen der japanischen Unternehmen könnten 
den ersten Schritt einer Entindustrialisierung der japanischen Wirtschaft darstellen. 


2.2. Überseeische Direktinvestitionen und Tendenzen zur Entindustriealisierung 
— Multinationalisierung japanischer Unternehmen mit zögernden Schritten. 


Seit Ende der 50er Jahre waren die amerikanischen Direktinvestitionen nach Japan rasch 
angewachsen. Später begannen die europäischen Unternehmen, Direktinvestitionen in den 
USA vorzunehmen. Unter den wirtschaftlichen Großmächten war Japan eher zögernd an 
Direktinvestitionen interessiert. Bis Ende der 70er Jahre läßt sich die Haltung Japans zu Di- 
rektinvestitionen wie folgt charakterisieren (Ikemoto/Ueno/Yasumuro 1981): Der Kapital- 
aufwand der Investitionen war sehr gering. Das reflektiert die Tatsache, daß viele japani- 
sche Klein- und Mittelunternehmen in Asien investierten, um das niedrige Lohnniveau 
dort zu nutzen. 

Die japanischen Unternehmen investierten mehr in Entwicklungsländern als in Industrielän- 
dern. Bis zum Jahre 1977 wurden 55,4% aller japanischen Direktinvestitionen in den Ent- 
wicklungsländern investiert, gegenüber nur 22,3% der US-Direktinvestitionen und 23,8% 
der Direktinvestitionen der Bundesrepublik. Die meisten japanischen Direktinvestitionen gin- 
gen natürlich nach Asien. Der Anteil der produzierenden Unternehmen an den Direktinvesti- 
tionen war klein. Er betrug 33,8%. Im Falle der USA waren dies 44,5 %, der Bundesrepublik 
sogar 70,1%. Unter den japanischen Direktinvestitionen nahm der tertiäre Sektor (Handel, 
Dienstleistungen, Banken und Versicherungen) den größten Anteil mit 41,2% ein. Daß der 
Anteil des produzierenden Gewerbes klein war, zeigt die Abneigung der japanischen produ- 
zierenden Unternehmen, insbesondere der Großunternehmen, im Ausland zu produzieren. 
Der Anteil des produzierenden Gewerbes bleibt auch in den 80er Jahren niedrig. Er betrug 
36,4% im Jahre 1980/81, 25,8% in 1981/82, 27,9% in 1982/83, 31,8% in 1983/84, und 
24,7% in 1984/85. Aber es kommt zu einer wesentlichen Strukturverschiebung in den Di- 
rektinvestitionen: 
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Der Kapitalaufwand pro getätigter Investition des produzierenden Gewerbes steigt an. Be- 
trug er 1980/81 noch 2,4 Mio. US-Dollar, so 1984/85 bereits 3,7 Mio. US-Dollar. 
Innerhalb des produzierenden Gewerbes nahm der Anteil des Investitionsgüter herstellen- 
den Gewerbes an den Direktinvestitionen enorm zu. Anfang der 80er Jahre betrugsein An- 
teilnoch knapp über 30%, bis zum Jahr 1985/86 wurdeer verdoppelt. Selbstverständlich ist 
das investitionsgüterproduzierende Gewerbe die Schlüsselindustrie Japans. Sie wird jetzt 
zum Hauptinvestor in Übersee. 

Der rasche Anstieg der Investitionen seitens des investitionsgüterproduzierenden Gewer- 
bes in den 80er Jahren konzentriert sich auf Nordamerika. Der Schwerpunkt der Direktin- 
vestitionen verlagert sich damit von den Entwicklungs- auf die Industrieländer. — Die zu- 
letzt genannte Tendenz läßt sich anhand von Hitachi, dem größten Elektrounternehmen 
Japans, deutlich machen (vgl. Tabelle 4). 


Tabelle 4: Produzierende Tochtergesellschaften von Hitachi im Ausland (Stand Juli 1985) 


Beginn der Land Kapital- Name des Produkte 

Operation bzw. anteil(%) Unternehmens 

Beteiligung 

1961 Indien 17 Dass-H. Wattstundenzähler 

1963 Brasilien 99,8 _ Industrias H. Ausschalter, Transformator, etc. 
1965 Indien 20,4  Tran.&Elec. Transformator, Ausschalter 
1965 Taiwan 61,5 Taiwan. Klimatisierung 

1967 Taiwan 100 Kaoxiong H. elektronische Teile 

1968 Taiwan 10 Yongda Aufzug, Rolltreppe 

1969 Taiwan 100 Taiwan H. TV Farb-TV 

1970 Thailand 35 H. Consumer Pro. TV, Kühlschrank, Raumkühler, etc. 
1972 Singapur 92,5 NH. Consumer Pro. TV, Radio, Tonbandgerät, Reiniger 
1972 Singapur 53,4  H.Elevator Aufzug 

1972 Mexiko 30 TV del Distrito TV 

1972 Malaysia 90 H. Semiconductor Halbleiter 

1975 Zypern 50 Industriar Estate Wellentypwandler 

1976 Philippinen 49 H. Union Kühlschrank, TV 

1978 Singapur 79 H. Elec. Devices farbige Braunsche Röhre 

1978 USA 100 H. Semiconductor Halbleiter 

1979 USA 66,7 H. Instruments naturwissenschaftliche Geräte 
1979 USA 100 H. Consumer Pro. Farb-TV, Projektion-TV 

1979 England 100 H. Consumer Pro. Farb-TV 

1980 Malaysia 60,6 NH. Consumer Pro. Teile für TV 

1980 BRD 100 H. Semiconductor Halbleiter 

1981 China 38 Fuchin H. TV 

1982 BRD 100 H. Consumer Pro. Videorekorder 

1985 USA 100 H. Automotive elektronische Teile für Autos 


Ouelle: Nach dem Sonderheft der Wochenzeitschrift »Toyo Keizai« über die japanischen Multinatio- 
nalen Unternehmen 1986 zusammengestellt. 


Bis 1978 produzierte Hitachi also nur in Entwicklungsländern; nachher überwiegend in In- 
dustrieländern (USA, Bundesrepublik, Großbritannien). Bei Matsushita, dem zweitgrößten 
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japanischen Elektrokonzern, ist die grundlegende Tendez ganz ähnlich. Auch die japani- 
schen Hersteller von PKW investieren erst neuerdings in Industrieländern. Toyota begann 
die Produktion in den USA im Rahmen eines joint venture mit General Motors im Jahre 
1984. Nissan gründete sein Produktionswerk in den USA 1980, Honda 1979. Die anderen 
Automobilhersteller haben bisher keine Werke in Industrieländern. 


Auswirkungen der Yen-Aufwertung auf die Direktinvestitionen und die Zulieferstruktur 


Die japanischen Unternehmen stehen nun vor der Aufgabe, ihre Politik den veränderten 
Wechselkursrelationen anzupassen. Da der Grad der Exportabhängigkeit in zentralen Pro- 
duktbereichen von Schlüsselindustrien sehr hoch ist (PKW 56,3%, Fernsehgeräte 68,4%, 
Videorecorder 81,4%, Kameras 82,0%, Uhren 91,3% für 1984), ist der Absatz auf den inter- 
nationalen Märkten für die japanische Wirtschaft eine Existenzfrage. Bei ihren Anpassungs- 
versuchen haben die drei Unternehmen drei Möglichkeiten: Rationalisierung zur Erhaltung 
der Exportfähigkeit, Import von Zulieferprodukten aus Übersee und Direktinvestitionen im 
Ausland. Alle drei Möglichkeiten werden in unterschiedlichen Kombinationsformen ge- 
nutzt: 


1. Rationalisierung 


Alle japanischen Unternehmen sind bemüht, weitestgehend zu rationalisieren, um so ihre 
Konkurrenzfähigkeit zueerhalten. Im Zentrum der Rationalisierungsbemühungen steht die 
Beziehung zu den Shitauke. Ein typisches Beispiel ist Toyota. Toyota hat beschlossen, die 
Anzahl der verwendeten Einbauteile durch konstruktive Entwicklungen am Produkt und 
Standardisierungsmaßnahmen von gegenwärtig über 700 Tsd. auf unter 100 Tsd. zu redu- 
zieren (Nikkei Shinbun vom 30.7.1986); auf der anderen Seite verlangt Toyota von den 
Shitauke, ihre Preise um 4 bis 5% zu reduzieren (Nikkei Shinbun vom 5.7.86). Auch bei 
anderen Großunternehmen ist es ähnlich. Nissan hat eine Kampagne ausgerufen, die Pro- 
duktivität im Unternehmen und in den Shitauke um 20% zu erhöhen. Mazda und Mitsu- 
bishi Motors sind übereingekommen, eine Standardisierung von Einbauteilen vorzuneh- 
men, um sie über gemeinsame Shitauke beziehen zu können, die damit in größerer Serie 
produzieren und auf diese Weise ihre Kosten senken können. 

Nach einer Enquete, die eine Wirtschaftswochenzeitschrift bei exportorientierten Großun- 
ternehmen im Mai 1986 durchführte {insgesamt 84 Unternehmen, darunter Maschinenbau 
24, Elektrik und Elektronik 21, Feinmechanik 8, Stahl und Schiffbau 8, Automobil 7, Han- 
del 7, Textil und Chemie 6, Bau und Engineering 3} wurden die folgenden Rationalisie- 
rungsschwerpunkte genannt (Nikkei Business vom 23.6.1986): 


Kostensenkung 68 Unternehmen 
Reduzierung der Preise von Zulieferern 65 Unternehmen 
Rationalisierung des Produktionsprozesses 51 Unternehmen 
Stop oder Verkleinerung des Produktionsprogramms 6 Unternehmen 
Personalabbau 6 Unternehmen 


Andere Maßnahmen 6 Unternehmen 


24 Masami Nomura 


In derselben Enquete vertraten 60,7% der antwortenden Unternehmen die Meinung, daß 
sie einen Rückgang der Exporte erwarten. 13,1% erwarten eine Zunahme. Unter den Un- 
ternehmen, die eine Abnahme der Exporte erwarten, meinen 52,9% daß deren Ausmaß 
unter 5% bliebe, 27,5% erwarten eine Minderung der Exporte zwischen 5 und 10%. — 
Die japanischen Großunternehmen glauben, durch Rationalisierungsmaßnahmen ihre 
Verluste minimieren zu können. Aber diese Lösung ist in sich widersprüchlich. Nur Groß- 
unternehmen könnten sich bei dem starken Yen auf dem Weltmarkt behaupten. Fernerhin 
würde der Druck des Auslandes weiter verstärkt, wenn die meisten Unternehmen auch in 
Zukunft noch auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig bleiben. Die jüngste Entwicklung der 
Wechselkurse hat gezeigt, daß angesichts der Stagnation des Weltmarktes eine einseitige 
Exportoffensive einer Nation politisch nicht zugelassen wird. 


2. Beschaffung von Zulieferprodukten aus Übersee 


Angesichts der veränderten Situation untersuchen nun viele Großunternehmen ernsthaft, 
welche Teile sie aus Übersee beschaffen können. Es wird vermutet, daß die Lohnkosten in 
den asiatischen NICs (Newly Industrialized Countries} nach der Aufwertung ein Fünftel 
unter denen Japans liegen. Dies Niveau ist nun für die japanischen Unternehmen attrak- 
tiv. Eine drastische Erweiterung der Importe von Teilen aus Übersee wird gegenwärtig 
durch die Qualitätsfrage, durch Lieferterminprobleme und durch das Shitauke-System be- 
grenzt. In punkto Qualität sind die japanischen Unternehmen sehr sensibel. Hier gibt es 
Befürchtungen seitens der Managements, daß die Produktion in NICs und sogar in ande- 
ren Industrieländern ihren Qualitätsansprüchen nicht entsprechen würde. Die japanı- 
schen Großunternehmen glauben fest, daß das Shitauke-System nach wie vor das beste Sy- 
stem im Hinblick auf Preise, Qualität und Produktionskontrolle sei. Ein Zusammenbruch 
dieses Systems ist für sie noch undenkbar. Aber es ist ein System, das die Exportorientie- 
rung zur Grundlage hat. Das Ausland fordert von Japan jedoch, diese Exportorientierung 
zu vermindern. 


3. Direktinvestitionen im Ausland 


Der einzige Weg für die japanischen Unternehmen, diesen Erwartungen des Auslands ent- 
gegenzukommen, ist, daß sie beginnen, selbst im Ausland zu produzieren. Die Aufwertung 
erzwingt nun auch aus Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten derartige Direktinvestitionen. 
In wichtigen Industrien, wie der Automobil- und der elektrotechnischen Industrie wird 
nunmehr in großem Stil in Produktionswerke vor allem in Nordamerika investiert. Unter 
den japanischen PKW -Herstellern hat bisher nur Daihatsu, der kleinste japanische PKW- 
Hersteller, keinen konkreten Plan veröffentlicht, in Nordamerika produzieren zu wollen. 
Eine notwendige Folge dieser Entwicklung in der Automobilindustrie wird die Herausbil- 
dung von Überkapazitäten sein. Die Kapazität der japanischen Hersteller für die Produk- 
tion von PKW in Nordamerika beträgt bis zum Jahr 1990 ca. 1800 000 PKW pro Jahr, aus- 
schließlich der Produktion von NUMMI, des Gemeinschaftsunternehmens von Toyota 
und General Motors. Im Jahre 1985 verkauften die japanischen Unternehmen insgesamt 
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2650000 PKW in Nordamerika, davon wurden lediglich 186000 (7,7%) dort hergestellt. 
‘Wenn man auch annimmt, daß der Marktanteil japanischer PKW auf dem nordamerikani- 
schen Markt noch etwas zunehmen wird, so ist es für die japanischen Hersteller doch ganz 
unmöglich, die Kapazität ihrer nordamerikanischen Tochtergesellschaften voll zu nutzen 
und zugleich ihr Exportvolumen aus Japan beizubehalten. Ganz unvermeidlich müssen sie 
sich die Frage stellen, ob sie in Nordamerika produzieren oder die Exporte aus Japan redu- 
zieren wollen. Da die Produktion in Nordamerika eine politische Notwendigkeit ist und die 
entsprechenden Investitionen sehr umfangreich sind, wird man die Exporte reduzieren und 
damit die Entindustrialisierung des Inlandes einleiten. 

Charakteristisch für die Entwicklung in der Elektroindustrie ist, daß die japanischen Unter- 
nehmen beginnen, Waren mit hohen Wachstumsraten der Nachfrage im Ausland herzu- 
stellen. Ein Beispiel ist die Herstellung von Video-Recordern. Japan monopolisiert fast völ- 
lig die Herstellung von Video-Recordern in der Weit. Die USA haben keine Herstellung 
von Video-Recordern. Dennoch produzieren bereits fünf Unternehmen Japans Video-Re- 
corder in den USA. Der Grund liegt, wie der Präsident von Matsushita offen erklärte, in 
dem Handelskonflikt mit den USA. 

Eine Folge der zunehmenden Produktionsaktivitäten im Ausland wird die Verminderung 
der Beschäftigung im Inland sein. Aufder letzten Generalversammiung der Branchenföde- 
ration der Automobilgewerkschaften (»Jidosha soren«) Anfang September 1986 wurde be- 
schlossen, den Betriebsgewerkschaften Konsultationen mit dem Management vorzuschla- 
gen, um drei Forderungen vorzubringen: 1. die Produktion im Ausland soll Beschäftigung 
und Lebensverhältnisse im Inland nicht verschlechtern; 2. sie soll zur gesundheitlichen Ent- 
wicklung der japanischen Automobilindustrie beitragen (die sprachliche Unschärfe findet 
sich auch im japanischen Original); 3. sie sollim Ausland zur Verbesserung der Beschäfti- 
gungssituation und zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung beitragen. — 
Es läßt sich leicht erkennen, daß diese Grundsätze nicht realisierbar sind. Wie ist es möglich, 
unter Bedingungen der Stagnation auf dem Weltmarkt inländische und ausländische Be- 
schäftigung zugleich zu sichern? Diese Grundsätze reflektieren die Ratlosigkeit der Ge- 
werkschaften. 

Eine weitere Folge von zentraler Bedeutung wird sein, daß die zunehmende Produktion im 
Ausland das Shitauke-System in die Krise führt. In der Automobilindustrie beschaffen die 
japanischen Produktionsstätten in den USA ca. 50% ihrer Einbauteile aus Japan. Wegen 
der protektionistischen Bewegung in den USA {»local content bill«) wird erwartet, daß sich 
der heimische Zulieferungsanteil in Nordamerika erhöht. Die großen Shitauke-Unterneh- 
men werden daher ebenso wie ihre Mutterunternehmen die Produktion in Nordamerika 
aufnehmen. Aber dies ist für die kleineren Shitauke fast unmöglich. Das Shitauke-System 
setzt voraus, daß die Geschäftsbeziehungen zu dem Mutterunternehmen langfristig beste- 
hen und daß die Shitauke von der Prosperität der Mutterunternehmen profitieren. Mit der 
zunehmenden Produktion der Mutterunternehmen im Ausland verlieren diese Vorausset- 
zungen an Gültigkeit. 

Auch die Arbeitsideologie des »Produktionismus« wird an Überzeugungskraft verlieren. 
Die Wirkungskette zwischen Arbeitsfleiß, Unternehmenswachstum, nationaler Prosperi- 
tät und Verbesserung des Lebensstandards wird dadurch unterbrochen. Im »Nullsummen- 
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Spiel« der Weltwirtschaft wird Arbeitsfleiß als Sozialdumping angeprangert und zur Ursache 
verschärfter Handelskonflikte; er führte zur Verlagerung der Produktion in das Ausland 
und zur Bedrohung der Beschäftigung im Inland. Es ist natürlich, daß die Betriebsgewerk- 
schaften der Großunternehmen über die Frage der Produktion im Ausland in Ratlosigkeit 
gestürzt werden. Sie haben an den »Produktionismus« geglaubt und keine andere Wert- 
orientierung entwickelt. 


3. Der Niedergang des »Produktionismus« und Perspektiven für die japanische Linke 


Angesichts der verschärften Auslandskritik an der japanischen Wirtschaft wurden 1986 
zwei Berichte von Beratungsausschüssen der Regierung publiziert. Der eine vom Bera- 
tungsausschuß des Ministerpräsidenten »Maekawa-Report«) und der andere vom Bera- 
tungsausschuß des Ministers for International Trade and Industry (»MITI Report«). Die 
Grundaussagen beider Berichte sind ähnlich. Danach soll Japan von einer exportorientier- 
ten zu einer binnenmarktorientierten Wirtschaft umgewandeli werden. Dafür soll es mehr 
Fertigwaren einführen und mehr Direktinvestitionen in Übersee realisieren. Es wird ge- 
schätzt, daß bis zum Jahre 2000 durch den Import von Fertigwaren und durch Direktinve- 
stitionen ca. 1060000 Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe verlorengehen. Aber der 
Zuwachs des Binnenmarktes wird neue Arbeitsplätze, insbesondere für Ingenieure und 
hochqualifizierte Arbeiter in der High-Technology-Industrie schaffen. Ein Problem ist, in- 
wieweit sich das Arbeitsangebot den veränderten Anforderungsstrukturen anpassen kann. 
Um die qualitativen Unterschiede zwischen der Arbeitsnachfrage und dem Arbeitsangebot 
zu vermindern, muß die Regierung entsprechende beschäftigungs- und ausbildungspoliti- 
sche Maßnahmen treffen. 

Zwar erkennen die Berichte Schwierigkeiten bei der Umwandlung der japanischen Wirt- 
schaft an, aber sie sind optimistisch. Zu optimistisch! Ob nämlich die High-Technology-In- 
dustry im erforderlichen Ausmaße Arbeitsplätze schaffen wird, ist ungewiß. Der Zuwachs 
an Beschäftigung im tertiären Sektor dürfte zum großen Teil von Teilzeitarbeiterinnen ab- 
gedeckt werden. Ich bin skeptisch, ob eine Umwandlung der japanischen Wirtschaft in eine 
binnenmarktorientierte Wirtschaft politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich durchführ- 
bar ist. Der »Produktionismus« ist fest etabliert in der japanischen Gesellschaft. Eine Ab- 
kehr von ihm wird soziale Konflikte auslösen und Unzufriedenheiten vergrößern. 

Es ist wahrscheinlich, daß die überseeischen Direktinvestitionen des verarbeitenden Ge- 
werbes noch zunehmen werden. Insbesondere die Exportindustrie wird gezwungen sein, ih- 
re Produktion in andere Industrieländer zu transferieren. Das ist politisches und angesichts 
der Wechselkurse auch wirtschaftliches Gebot. Dies wiederum wird zur Krise desShitauke- 
Systems führen. Wie oben dargestellt, ist dieses System eng mit der Landwirtschaft und den 
selbständigen Gewerbetreibenden, kurz, mit dem Bereich der »Reservearmee« verknüpft. 
Mit der Krise des Shitauke-Systems wird diese »Reservearmee« ihre Funktion als Puffer 
verlieren und zu einer schweren Last für den japanischen Kapitalismus werden. 

Die Landwirtschaft wird zu einem Hauptthema der Umstrukturierungspolitik werden. 
1985 gibt es insgesamt über vier Mio. Bauernhaushalte; davon können sich nur 14,3% 
durch das Einkommen aus der Landwirtschaft ernähren. Die übrigen 85,7% haben Ein- 
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kommen außerhalb der Landwirtschaft. Wenn sich die Chancen für ein solches Einkom- 
men reduzieren, dann wird sich die Situation der Bauernhaushalte verschlechtern. Die 
Landwirtschaft gerät zudem in das Zentrum des handelspolitischen Konfliktes, da die USA 
als größtes agrargüterproduzierendes Landeine Liberalisierung des Marktes für die entspre- 
chenden Produkte in Japan verlangen wird. Die japanische Landwirtschaft ist auf dem 
Weltmarkt nicht konkurrenzfähig. Nur aufgrund von Zöllen und Subventionen kann sie 
existieren. Sollte die japanische Regierung diesen Protektionismus aufrechterhalten, so 
wird dies die Empörung der Lohn- und Gehaltsempfänger in den Städten hervorrufen, die 
es als unfair ansehen werden, daß die Bauern weiter Subventionen erhalten, während die 
Stadtbewohner von Arbeitslosigkeit bedroht sind und ihre Nahrungsmittel zu hohen Prei- 
sen kaufen müssen. Es ist für die japanische Regierung sehr schwierig, zwischen diesen In- 
teressenpositionen zu entscheiden. Der politische Einfluß der Bauern ist stark. Sie sind ge- 
nossenschaftlich gut organisiert und spielen bei den politischen Wahlen eine zentrale Rolle. 
Da das Wahlkreissystem trotz der Urbanisierung unverändert geblieben ist {erst 1936 hat es 
eine sehr kleine Veränderung in der Anzahi der Abgeordneten in einigen Wahlkreisen gege- 
ben), genießen die Landbewohner größeren Einfluß bei den politischen Wahlen als die 
Stadtbewohner. Die Zahl der Abgeordneten pro Wähler in Wahlkreisen mit überwiegend 
Dörfern und Kleinstädten ist zwei bis dreimal so groß wie die in Wahlkreisen von Großstäd- 
ten. Ferner sind die Bauern traditionell die Träger der regierenden Konservativen Partei. 
Eine tragende Säule für die Konservative Partei ist zugleich aber auch die enge Kooperation 
mit den USA. Wenn die japanische Regierung sich für eine Liberalisierung der Importe 
landwirtschaftlicher Produkte entscheidet, wird dies eine Veränderung der Machtbasis der 
Konservativen Partei und damit der Regierung selbst bedeuten. Die linken Parteien werden 
kritisieren, daß die Regierung unter dem Druck der USA die japanischen Bauern im Stich 
lassen. Anti-Amerikanismus ist ein Hauptbestandteil der Politik der Sozialistischen Partei 
Japans und der Kommunistischen Partei Japans. Die Konservative Partei wird diesen in- 
nerpolitischen Druck kaum ignorieren können. 

Durch die zunehmende Produktion im Ausland wird auch die bisherige hohe Betriebsbin- 
dung und Betriebsidentifikation der Beschäftigten in die Krise geraten. Aber es ist unwahr- 
scheinlich, daß die Betriebsgewerkschaften in Großunternehmen dem Management den 
Fehdehandschuh hinwerfen und sich radikalisieren werden. Sie haben keine anderen Wert- 
vorstellungen als den »Produktionismus«. In der Frage der Produktion im Ausland müssen 
sie sich jedoch entscheiden zwischen der Beschäftigungssicherheit und dem Interesse des 
Unternehmens, zwei Ziele, die in der Phase des »Produktionismus« eine scheinbare Identi- 
tät bildeten. Die Betriebsgewerkschaften sind in dieser Situation ohnmächtig. Wenn das 
Management einen Personalabbau etwa über Aufhebungsverträge fordern wird, werden 
sie dies akzeptieren, wie es schon im Schiffsbau nach der ersten Ölkrise der Fall war. Demo- 
ralisierung der Belegschaft und Intensivierung der Arbeit werden die Folge sein. Die Mut- 
terunternehmen werden — und dies ist eine weitere Folge — bessere Shitauke auswählen, 
die den gestiegenen Anforderungen entsprechen können. Nicht wenige Shitauke werden in 
Konkurs gehen. Insgesamt wird die japanische Gesellschaft zunehmend ähnliche Probleme 
haben, wie die anderen Industrieländer auch. Es wird eine Teilung der Gesellschaft in Be- 
schäftigte und Arbeitslose geben. Gibt es in Japan ein System, die vorhersehbaren Proble- 
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me zu antizipieren und Lösungen zu entwickeln? Ich bin da skeptisch. Zwar hatten die japa- 
nische Regierung und die Konservative Partei die Fähigkeit, verschiedene Interessen zu 
koordinieren. Aber bisher hatten sie dafür auch günstige Bedingungen. Die eine Hauptbe- 
dingung war Wirtschaftswachstum, die andere der nationale Konsens des »Produktionis- 
mus«. Es ist fraglich, ob eine grundlegende Umstrukturierungspolitik ohne diese zwei Be- 
dingungen betrieben werden kann. 

Welche Aussichen ergeben sich daraus für die Linke? In der Arbeiterbewegung gibt es drei 
Formen linker Bewegungen. Die erste sind Minderheitsbetriebsgewerkschaften in privaten 
Großunternehmen, die zweite manifestiert sich in Arbeitskonflikten in privaten Klein- und 
Mittelbetrieben, die dritte findet sich in Gestalt der Betriebsgewerkschaften in den öffentli- 
chen Diensten. Die letzteren sind schon geschwächt aufgrund der Angriffe der Regierung 
und der »öffentlichen Meinung«. Mit der Privatisierung und Aufteilung der Japan Natio- 
nal Railways, die 1987 durchgeführt wird, wird die linke Betriebsgewerkschaft, wie ein- 
gangs bereits dargestellt, ihren Einfluß wesentlich verlieren. Die Arbeitskonflikte in den in 
Konkurs gegangenen Klein- und Mittelbetrieben waren nicht selten radikal, teilweise kam 
es zu Besetzung dieser Betriebe. Derartige Arbeitsauseinandersetzungen werden zuneh- 
men. Die Frage ist aber, welche Art von Betriebsordnung und welches Betriebsklima die Ar- 
beiter in den von ihnen geführten Betrieben schaffen können. Ein zweites Problem ist, daß 
es unmöglich sein wird, alle in Konkurs gegangenen Betriebe wieder in Gang zu setzen, weil 
die Konkurse Ergebnis der gesellschaftlichen Umstrukturierungsind. Auch die Tätigkeiten 
der Minderheitsbetriebsgewerkschaften werden zunehmen. Doch auch sie werden auf die 
Grenze stoßen, welche die Arbeitsauseinandersetzungen in den Klein- und Mittelbetrieben 
bestimmen. Auch sie setzen den Erfolg einer Gesellschaftspolitik voraus, die eine grundle- 
gende Umstrukturierung der japanischen Gesellschaft von innen heraus ermöglicht. Anei- 
ner entsprechenden Perspektive fehlt es aber in der japanischen Linken. 

Die Utopie der Linken ist erschöpft. Das gilt nicht nur für Japan, sondern für alle Industrie- 
länder. Ich bin nicht so optimistisch, mit Jürgen Habermas zu sagen, »nicht die utopischen 
Energien überhaupt ziehen sich vom Geschichtsbewußtsein zurück. An ein Ende gelangt 
ist vielmehr eine bestimmte Utopie, die sich in der Vergangenheit um das Potential der Ar- 
beitsgesellschaft kristallisiert hat.« (Habermas 1985, S. 145) Die geistige Situation der Lin- 
ken in Japan stimmt noch pessimistischer als die der BRD. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben sich die ökologische und die feministische Bewegung entwickelt, nachdem der 
Impuls der Studentenbewegung erschöpft war. Und diese zwei Bewegungen haben heute 
noch Einfluß. In Japan dagegen entstanden Studentenbewegung und Bürgerinitiativen für 
Umweltschutz gleichzeitigam Ende der 60er Jahre. Großen Einfluß hatten beide Bewegun- 
gen jedoch nur für kurze Zeit. Schon mit der ersten Ölkrise 1973 verschwanden sie. Aus 
Furcht vor Massenarbeitslosigkeit kehrten die Japaner mit Nachdruck zum »Produktionis- 
mus« zurück. Am Ende der 60er Jahre gab es eine Chance in Japan, alternative Wertvor- 
stellung zu entwickeln. Mit der Ölkrise war diese Chance verloren. 

Sehr ungünstig für die japanische Linke wirkte sich auch die Entwicklung in den Ländern 
des real existierenden Sozialismus aus. In der 70er Jahren wendete China sich plötzlich von 
der sogenannten Großen Kulturrevolution ab und einer Modernisierungspolitik zu, die tat- 
sächlich bekennt, daß der Kapitalismus dem Sozialismus überlegen sei. Damit ist China 
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nicht mehr Modell für einen attraktiven Sozialismus, der ein menschheitsgeschichtliches 
Experiment macht; es ist zum bloßen Entwicklungsland geworden. Schon seit langem sind 
die UdSSR und ihre Satellitenstaaten in der japanischen Linken unpopulär. Nun mußte die 
Linke die Frage beantworten, ob Sozialismus überhaupt möglich ist. Diese Frage konnte sie 
ebenso wenig wie die Linke in den anderen Industrieländern beantworten. 

Noch schlimmer für die japanische Linke ist, daß es in Japan keine etablierte sozialdemo- 
kratische Partei wie die SPD gibt. Zwar sind zwei japanische Parteien Mitglieder der Sozia- 
listischen Internationale, aber die eine ist sehr konservativ — tatsächlich wirdsie oft als »die 
zweite Konservative Partei« bezeichnet — und die andere ist ein merkwürdiges Gemisch 
aus dogmatischem Sozialismus und pragmatischem Refomismus. Daß es keine sozialdemo- 
kratische Partei in Japan gibt, bedeutet, daß die japanische Linke keine feste »Rückzugsli- 
nie« besitzt. Ein Zusammenbruch der linken Bewegung wird sich in Japan daher viel 
schneller vollziehen als in anderen Industrieländern. 

Es ist sicher, daß die Unzufriedenheit in allen Schichten Japans zunehmen wird. Die Linke 
vermag jedoch keine Alternativen aufzuzeigen. Aber welche Integrationspolitik wird von 
Seiten der Regierung betrieben werden? Welche Ideologie wird anstelle des »Produktionis- 
mus« zum nationalen Konsens werden? Historisch ist es den japanischen regierenden 
Schichten stets gelungen, einen nationalen Konsens für. ihre Politik herbeizuführen. Der 
»Nationalismus« dürfte die Integrationsideologie sein, auf die die japanische Regierung 
von nunan verstärkt zurückgreifen wird. Hinter dem »Produktionismus« versteckt sich der 
wirtschaftliche Nationalismus. Dieser Nationalismus richtet sich auf die Einholung (catch 
up) der Wirtschaftskraft der europäischen Länder und der USA. Da viele Japaner jetzt mei- 
nen, daß Japan die anderen Industrieländer inzwischen eingeholt oder sogar überholt habe, 
kann die Einholungsideologie als Integrationsideologie nicht mehr funktionieren. Seit der 
Ölkrise ist das Bewußtsein nationaler Identität nicht nur in den Entwicklungsländern (die 
iranische Revolution'), sondern auch in den Industrieländern sehr angewachsen. Das gilt 
auch für Japan. Viele Japaner denken wie folgt: Warum konnten wir die europäischen und 
amerikanischen Industrieländer überholen, die bisher immer als unser Modell galten? Wir 
sind das einzige nichteuropäische Land, das die Industrialisierung eigenständig realisierte. 
Also müssen wir besondere Eigenschaften haben, die die anderen Völker nicht haben. Wir 
müssen ein excellentes Volk sein. Solcher nationalistischer Stolz wird leicht in nationale Ar- 
roganz übergehen. Der imperialistische Nationalismus vor dem Zweiten Weltkrieg in Ja- 
pan war eng mit dem Bewußtsein der Besonderheit der Japaner verknüpft. Angesichts der 
weltpolitischen Lage ist es gegenwärtig ganz unmöglich, daß die japanische Regierung eine 
ähnliche Form des Nationalismus nach außen mobilisieren könnte. Also wird der Nationa- 
lismus nach innen mobilisiert werden. Man wird nach Sündenböcken im Inneren suchen. 
Dieser Sündenbock muß »unjapanisch« sein. Und so wird man die kritischen Minderheiten 
kennzeichnen. Dies läßt sich schon jetzt am Fall der Gewerkschaften bei der Japan Natio- 
nal Railway erkennen. — Der Nationalismus nach innen und die Verfolgung kritischer 
Minderheiten wird sich auf die Unterstützung durch die schweigende Mehrheit stützen 
können. Größere Veränderungen des bestehenden politischen und wirtschaftlichen Sy- 
stems sind nicht zu erwarten. Kurzum, der Konformismus, der traditioneli sehr stark in Ja- 
pan ist, wird sich noch verstärken. 
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Das Japanische Arbeitsbienen-Syndrom 
Auswirkungen der Rundum-Nutzung der Arbeitskraft 
auf die Arbeitszeitpraxis am Beispiel Japans” 


Je länger der Vormarsch der japanischen Industrie auf den Weltmärkten anhält, je intensi- 
ver seine Auswirkungen in den »alten« Industrieländern der USA und Westeuropa spür- 
bar werden, desto mehr öffentliches Interesse können Debatten über die Ursachen der 
Überlegenheit japanischer Unternehmen gegenüber ihren westlichen Konkurrenten er- 
warten. Die Vielfalt der Erklärungen, die angeboten werden, ist inzwischen kaum noch 
überschaubar. Der Bogen der Interpretationen spannt sich von der überlegenen Logistik 
japanischer Unternehmen, dem subtilen Führungsstil des Managements und der ausge- 
prägten »Betriebsloyalität« der Beschäftigten über die Schwäche der Gewerkschaften bis 
hin zum Zen-Buddhismus. Als selbstverständlich vorausgesetzt, aber dennoch etwas in 
Vergessenheit geraten ist ein naheliegendes Phänomen: die langen Arbeitszeiten. Nach 
Angaben des japanischen Arbeitsministeriums arbeitete ein Industriearbeiter in Japan im 
Jahr 1983 durchschnittlich 2 152 Stunden lang, ein amerikanischer jedoch 1898, ein briti- 
scher 1938, ein französischer 1657 und ein westdeutscher nur 1613 Stunden (Rodo Kijun 
Chosa Kai 1985, S. 113). 

Gewiß, in anderen ost- und südostasiatischen Ländern wird noch viel länger gearbeitet als 
in Japan; in Südkorea etwa sind durchschnittlich mehr als 2.300 Stunden pro Jahr auf der 
Tagesordnung. Daß die Arbeitszeiten in Japan länger sind als in Westeuropa und den USA, 
ist überdies nichts Neues. Seit ihrer Weigerung, im Jahr 1919 die ILO-Konvention über 
den Achtstundentag zu unterschreiben, stand die japanische Industrie international chro- 
nisch in dem Ruf, »Sozial-dumping« zu betreiben. Dennoch läßt sich das heutige Niveau 
der japanischen Arbeitszeiten mit den gängigen Denkschemata westlicher Sozialwissen- 
schaftler schwer in Einklang bringen. Lange Arbeitszeiten konnten in der Geschichte der 
europäischen Industrialisierung als ein Symptom industrieller Rückständigkeit, mangeln- 
der technischer Ausstattung, niedriger Produktivität und Arbeitsmoral gelten. Diejenigen 
Länder, die technisch, organisatorisch und institutionell am fortgeschrittensten waren, ver- 
kürzten ım allgemeinen auch am raschesten ihre Arbeitszeiten. So hätte man auch im Fall 
Japans als Folge der in der Nachkriegszeit rasch voranschreitenden industriellen Entwick- 
lung eine Nivellierung der Arbeitszeitdifferenz zu den westlichen Ländern erwarten kön- 
nen. Diese Annahme hat sich jedoch nicht bestätigt. Die japanische Industrie steigerte ihre 
Produktivitätnach dem Zweiten Weltkrieg weitaus rascher als die amerikanische und west- 
europäische und schob sich in die Spitzengruppe der Welt vor. Die Arbeitszeitdifferenz ist, 
ungeachtet einer gewissen Bewegung zur Verkürzung der japanischen Arbeitszeiten in den 


* Der Aufsatz gibt die wichtigsten Ergebnisse eines zweijährigen Forschungsaufenthalts der Auto- 


ren an der Tohoku-Universität in Sendai/Japan wieder. Eine Buchveröffentlichung ist geplant. 


32 Christoph Deutschmann/Claudia Weber 


sechziger und frühen siebziger Jahren, jedoch erhalten geblieben. In den letzten zehn Jah- 
ren, in denen in Japan praktisch keine Arbeitszeitverkürzung stattgefunden hat, hat siesich 
sogar wieder vergrößert. 

Warum wird in einem so »modernen« kapitalistischen Land wie Japan so lang Beärbeen 
Uns scheint, daß traditionelle ökonomische Hypothesen, die auf Variablen wie Produkti- 
vität, Reallöhne und Freizeitpräferenzen zurückgreifen, bei der Klärung dieser Frage 
nicht alizu weit helfen. Wichtiger scheinen uns Analysen darüber, wie japanische Firmen 
die Arbeitskraft ihrer Beschäftigten mobilisieren und ihre Kooperation organisieren. Diese 
Formen der Nutzung der Arbeitskraft können wiederum ohne die historisch gewachsene 
Struktur der Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit und den kulturellen Kontext die- 
ser Struktur nicht verstanden werden. Die These, die in unserem Beitrag entfaltet werden 
soll, läßt sich knapp wie folgt zusammenfassen: Was in der Arbeitszeitpraxis japanischer 
Unternehmen zum Ausdruck kommt, ist eine spezifische Form des Zugriffs auf die 
menschliche Arbeitskraft, die man als »Rundumnutzung« der Arbeitskraft bezeichnen 
könnte. Gefordert wird von dem einzelnen Beschäftigten nicht nur der Einsatz bestimm- 
ter Qualifikationen für vertragsmäßig definierte Leistungen, sondern das Engagement der 
gesamten Person für eine Vielzahl im vorhinein gar nicht bestimmter Aufgaben. Die Ko- 
operation im Betrieb wird weniger durch formale Vorschriften, Aufgabenbeschreibungen, 
Arbeitsplatzdefinitionen als durch die Norm vorbehaltlosen Engagements für das Unter- 
nehmen vermittelt. Diese polyvalente Nutzung der Arbeitskraft ist keineswegs in solchem 
Ausmaß ein Spezifikum des japanischen Managements oder der japanischen »Kultur«, 
wie es von manchen Interpreten unterstellt wird; sie findet sich vielmehr auch in westli- 
chen Unternehmen. Sie ist dort aber heute noch weitgehend auf die Unternehmensfüh- 
rung, den Bereich der höheren Angestellten beschränkt; nur zögernd scheint sie sich im 
Zuge der Einführung neuer Techniken und flexibler Formen der Arbeitsorganisation auch 
auf tieferen Stufen der Unternehmenshierarchie zu verbreiten. In Japan dagegen läßt sich 
die Rundumnutzung der Arbeitskraft im gesamten Bereich der Stammbelegschaften, in 
den Büros wie in der Produktion, beobachten. Die Folge sind nicht einfach nur »lange« 
Arbeitszeiten. Charakteristisch für die Arbeitszeitpraxis in großen Unternehmen ist viel- 
mehr, daß die in westlichen Firmen übliche klare Abgrenzung der privaten Zeit von der 
Arbeitszeit fehlt. Die Mehrarbeit ist nicht nur ausgedehnt, sondern auch unberechenbar, 
der Jahresurlaub wird nicht voll in Anspruch genommen, hinzu kommen die informellen 
Zwänge zu kollektiver Freizeitgestaltung im Kreis der Vorgesetzten und Kollegen. 
Zunächst ist zu fragen: Wie lang wird in Japan wirklich gearbeitet? Wir werden einen Blick 
auf die amtlichen Statistiken werfen, um dann rasch zusehen, wie wenig genau sie die Wirk- 
lichkeit treffen, und wie wichtig es ist, die vielfältigen »Grauzonen« zwischen Arbeitszeit 
und Freizeit näher in Augenschein zu nehmen. Wir fragen dann: Wie ist eine solche Ar- 
beitszeitpraxis möglich? Zum Abschluß werden wir dann noch einige Überlegungen zum 
»Veralten« traditioneller Taylorismuskritik — nicht nur in Japan, sondern zunehmend 
auch in den USA und in Westeuropa — skizzieren. 
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Die offizielle Arbeitszeitstatistik 


Die Frage, wie lange die abhängig Beschäftigten in Japan wirklich arbeiten, scheint auf den 
ersten Blick leicht zu klären. Die statistische Dokumentation der Arbeitszeiten in Japan ist 
vorbildlich und dem Zustand der Arbeitszeitstatistik z.B. in der Bundesrepublik weit über- 
legen. Als wichigste Quelle statistischer Daten über die Arbeitszeiten sind das Arbeitsmi- 
nisterium und die zentrale Kommission für die Arbeitsbeziehungen (Chuo Rodo Iinkai) zu 
nennen, die monatlich tief gegliederte repräsentative Erhebungen über Regel- und Mehr- 
arbeitszeiten sowie jährliche Erhebungen über betriebliche Regelungen der Tages-, Wo- 
chen-und Jahresarbeitszeiten, Schichtsysteme und andere Aspekte des Arbeitszeitsystems 
in Unternehmen der Privatwirtschaft durchführen. Überdies führen die gewerkschaftli- 
chen Branchenverbände vielfach Befragungen über Arbeitszeitprobleme in ihren Organi- 
sationsbereichen durch. 

Warum die Arbeitszeiten in Japan so viel länger sind als in Westeuropa und den USA, läßt 

sich der amtlichen japanischen Statistik zufolge hauptsächlich auf vier Ursachen zurück- 

führen: ! 

1. Der Nutzungsgrad der von den Betrieben festgesetzten Arbeitszeiten ist viel höher als in 
den USA und Westeuropa. Die jährliche Fehlzeitenrate pro Beschäftigten in der priva- 
ten Wirtschaft betrug im Jahr 1982 nur 1,6 Prozent; einschließlich der urlaubsbeding- 
ten Abwesenheit ergab sich eine Abwesenheitsrate von ganzen 4,9 Prozent (Rodosho: 
Chingin Rodo Jıkan no Jittai 1983, 8. 182). Zum Vergleich: Für die Bundesrepublik hat 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung eine krankheitsbedingte Fehlzei- 
tenraten (in Prozent der regulären Jahresarbeitszeit) von 5,2 Prozent im Jahr 1982 er- 
rechnet. Dazu kommt eine urlaubsbedingte Abwesenheitsrate von 11,6 Prozent, ferner 
Fehlzeiten aufgrund von Schlechtwetter und Arbeitskämpfen, die die Gesamtabwesen- 
heitsrate auf 17,3% Prozent ansteigen lassen (Reyher/Bach u.a. 1983). Allerdings dürf- 
te der Krankenstand in Japan in Wirklichkeit nicht so dramatisch niedrig ausfallen, wie 
die vom Arbeitministerium (Rodosho) veröffentlichten Zahlen nahelegen. Wie wir 
noch näher sehen werden, ist es in japanischen Betrieben allgemein üblich, bei Krank- 
heit den bezahlten Jahresurlaub in Anspruch zu nehmen, vor allem weil ein voller Lohn- 
ausgleich im Krankheitsfall selbst in Großunternehmen selten ist. Bei der mit »Urlaub« 
begründeten Abwesenheit dürfte es sich also zu einem erheblichen Teil um versteckte 
Krankheitsfälle handeln. Der wirklich ins Gewicht fallende Unterschied liegt darin, daß 
ein bezahlter Erholungsurlaub im westlichen Sinne in Japan bis heute nicht üblich ist. 

2. Die reguläre Wochenarbeitszeit geht noch deutlich über die in Westeuropa bereits viel- 
fach unterschrittene Norm von 40 Stunden hinaus. Die durchschnittliche Wochenar- 
beitszeit je Unternehmen betrug 1984 knapp 44 1/2 Stunden, je Beschäftigten belief sie 
sich auf 41 Stunden und 40 Minuten. Nur 27 Prozent aller Beschäftigten in der privaten 
Wirtschaft genossen 1934 die volle Fünftagewoche, 22 Prozent hatten volle sechs Tage 
in der Woche zu arbeiten, für die restlichen 50 Prozent der Beschäftigten galten Zwi- 
schenregelungen verschiedener Art (meist die Fünftagewoche im 14-Tage-Rhythmus). 
Lange reguläre Wochenarbeitszeiten herrschen vor allem in den Kleinunternehmen mit 
weniger als 100 Beschäftigten vor, deren Arbeitnehmer überwiegend (zu knapp 55 Pro- 
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zent) noch volle sechs Arbeitstage in der Woche haben, ganze 3,2 Prozent unter ihnen 
genießen die volle Fünftagewoche. Aber selbst in den Großunternehmen (1000 und 
mehr Beschäftigte) galt 1934 nur für die knappe Hälfte der Beschäftigten die volle Fünf- 
tagewoche. 


. Es werden mehr Überstunden geleistet als in den meisten westeuropäischen Ländern. 


Im Jahr 1984 wurden in der japanischen Privatwirtschaft im Monatsdurchschnitt 14,2 
Überstunden je Beschäftigten registriert; das entspricht einem Anteilder Mehrarbeit an 
der Gesamtarbeitszeit von 8 Prozent. Demgegenüber sind in der Bundesrepublik Mehr- 
arbeitszeiten von 4 bis 6 Prozent üblich. Bei männlichen Beschäftigten, für die im Ge- 
gensatz zu den Frauen keine gesetzlichen Überstundenbegrenzungen gelten, sind exzes- 
sive Mehrarbeitszeiten nicht selten. In der verarbeitenden Industrie wurden von den 
männlichen Beschäftigten im Monagsdurchschnitt 1983 20,5 Überstunden geleistet, im 
Elektromaschinenbau und in der Automobilindustrie waren es 26 und 24 Stunden (Ro- 
dosho, Maitsuki Kinro Tokei Chosa, nach: Rodo Kijun Kyoku 1984), von Teechnikern, 
Programmierern und Systemingenieuren in der Elektroindustrie werden, wie von ge- 
werkschaftlicher Seite berichtet wird, nicht selten weit mehr als 50 Überstunden pro 
Monat gearbeitet (Denkiroren 1984). 

Die Unternehmen sind zwar gesetzlich verpflichtet, mit der Vertretung der abhängig 
Beschäftigten im Betrieb ein Abkommen über die maximal zulässige Zahl der Überstun- 
den zu schließen, aber dem Management gelingt es dabei in aller Regel, die Obergrenzen 
der Mehrarbeit extrem hochzuschrauben: Über 60 Prozent der 1984 gültigen Abkom- 
men gestatteten z.B. eine tägliche Mehrarbeit von vier Stunden, knapp 60 Prozent der 
Abkommen ließen monatliche Mehrarbeitszeiten von über 40 Stunden zu (Roi Kyokai 
1985). 

Die Schwäche der gewerkschaftlichen Versuche, die Mehrarbeit zu begrenzen, wird 
auch deutlich, wenn man die Zahl der Überstunden zwischen Unternehmen verschie- 
dener Größen vergleicht. Den Gewerkschaften ist es zwar in ihren Hochburgen, den 
Großunternehmen, gelungen, die Regelarbeitszeiten stärker zu verkürzen als in den 
schwach organisierten Mittel- und Kleinunternehmen, andererseits weisen jedoch ge- 
rade die Großunternehmen die absolut und relativ längsten Mehrarbeitszeiten auf, so 
daß sich die Unterschiede der effektiven Arbeitszeiten weitgehend nivellieren. Die lan- 
gen Mehrarbeitszeiten werden nicht zuletzt durch das im internationalen Vergleich 
recht niedrige Niveau der Überstundenzuschläge begünstigt: Knapp 90 Prozent aller 
Unternehmen (61 Prozent der Großunternehmen) gewährten 1983 für Mehrarbeit an 
Werktagen nicht mehr als den gesetzlichen Zuschlag von 25 Prozent, und selbst bei 
Mehrarbeit an Feiertagen wurden in 82 Prozent aller Unternehmen (51 Prozent der 
Großunternehmen) nicht mehr als 25 Prozent gezahlt. 

Sowohl nach dem Gesetz als auch faktisch nach den in den Unternehmen gültigen Tarif- 
vereinbarungen wird in Japan vergleichsweise wenig bezahlter Jahresurlaub gewährt. 
Der gesetzliche Urlaubsanspruch hängt von der Dauer der Betriebszugehörigkeit ab 
und variiert zwischen 6 Tagen ab einjähriger Dienstdauer bis 20 Tage ab 15jähriger Be- 
triebszugehörigkeit.” Zwar gibt es viele Tarifvereinbarungen, die einen höheren An- 
fangsurlaub vorsehen oder auch den Urlaubsanspruch nach Dienstalter rascher anstei- 
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gen lassen als im Gesetz vorgeschrieben. Die Obergrenze von 20 Tagen wird jedoch nur 
ganz selten überschritten. Im Durchschnitt standen jedem abhängig Beschäftigten 1984 
14,8 Urlaubstage pro Jahr zu. Von diesen wurden jedoch, wie noch näher zu erörtern 
sein wird, nur 8,2 Tage tatsächlich in Anspruch genommen, und auch dann häufig in 
der zweckentfremdeten Form des Krankheitsurlaubs. Zwar werden in japanischen Un- 
ternehmen relativ viele allgemeine Ruhetage über die regulären Wochenfeiertage hin- 
aus gewährt, so etwa zur »Goldenen Woche« Anfang Mai, zum Obon-Fest in der Au- 
gustmitte oder zum Jahreswechsel. Im Firmendurchschnitt ergaben sich 1984 knapp 17 
solcher »außerordentlicher Feiertage«. Im Unterschied zur Bundesrepublik und anderen 
westlichen Ländern sind diese Feiertage nicht gesetzlich, sondern durch Tarifvereinba- 
rungen auf Unternehmensebene geregeit; daes sich hier um Betriebsferien handelt, wer- 
den sie in der Regel auch tatsächlich eingehalten. Dies ändert jedoch nichts daran, daß 
ein individueller bezahlter Jahresurlaub im Sinne einer mehrwöchigen kontinuierlichen 
Erholungsfreizeit in Japan bis heute nicht durchgesetzt werden konnte. 


Grauzonen zwischen Arbeitszeit und privater Zeit 


So exakt und differenziert die von der amtlichen Statistik gelieferten Zahlen anmuten, ge- 
ben sie doch die Arbeitszeitrealität in japanischen Betrieben nur höchst unvollkommen wie- 
der. Eine exakte Erfassung der Arbeitszeit setzt voraus, daß die Arbeitszeit auch in der Rea- 
lität klar gegen die privat verfügbare Zeit abgegrenzt wird. Die gängigen organisatorischen 
Techniken dieser Abgrenzung sind: Kontrolle der Anwesenheit durch Stechuhren, Arbeits- 
platz- und Aufgabenbeschreibungen, individuelle Leistungskontrollen. Arbeitsverträge 
schreiben die Zahl der zu leistenden Arbeitsstunden vor. Es ist eines der wichtigsten Merk- 
male der Organisation japanischer Unternehmen, daß eine solche genaue Abgrenzung der 
Arbeitszeit gegenüber der privaten Zeit der Beschäftigten häufig nicht existiert. Das Fehlen 
einer klaren Grenze zwischen Arbeitszeit und privater Zeit hängt damit zusammen, daß die 
Organisation der Unternehmen in Japan weniger formalisiert, die Arbeitsbeziehungen we- 
niger verrechtlicht sind als in westlichen Unternehmen. Exakte Kontrollen der individuellen 
Leistungen und Anwesenheit, Zuschreibungen bestimmter Arbeitsaufgaben sind selten, 
Organisationspläne sind wenig präzise oder fehlen gar völlig. Zwar existiert auch in Japan 
ein Arbeitsrecht im formalen Sinne. Aber Arbeitsverträge, wie Verträge überhaupt, wer- 
den in Japan bewußt vage gehalten, eine genaue Festschreibung individueller Rechte und 
Pflichten fehlt (Hanami 1979). Dasreguläre Arbeitsverhältnis hat — so willes die noch heu- 
te weitgehend unangefochtene gesellschaftliche Norm — nicht nur den Charakter eines 
Vertrages, sondern schließt »die ganze Person« ein. Das bedingt andere Formen der Lei- 
stungskontrolle, als sie in bürokratisierten westlichen Organisationen üblich sind. Statt 
förmlicher Leistungsvorgaben spielt der von der Arbeitsgruppe ausgeübte informelle sozia- 
le Druck eine wesentliche Rolle. Für den einzelnen Beschäftigten ist es unter diesen Bedin- 
gungen außerordentlich schwierig, seine individuellen Interessen oder gar Widerstand zu 
artikulieren. Kommt es denncch zum Konflikt zwischen Arbeit und Kapital, so müssen die 
Arbeiter folgerichtig, wie Hanami ausgeführt hat, gleichsam eine andere Persönlichkeit an- 
nehmen, die durch Fahnen, Binden usw. zum Ausdruck gebracht wird. 
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Hingabe an die Firma wird in erster Linie durch zeitliches Engagement demonstriert. Ar- 
beitszeiten sind in Japan — zumindest im Fall der Stammbelegschaften — Zeiten mit 
gleichsam höherer moralischer Dignität, der sich andere Zeitansprüche (wie Freizeit, Zeit 
für die Familie und anderweitige Verpflichtungen außerhalb der Firma) unterzuordnen ha- 
ben. Eine solche Einstellung zur Arbeitszeit ist gewiß kein japanisches Spezifikum, sie läßt 
sich auch in westlichen Ländern bei höheren Angestellten und professionellen Spezialisten 
beobachten. Für westliche Beobachter überraschend ist jedoch, wie weit sie in Japan das 
Verhalten der gesamten Stammbelegschaften, auch der Produktionsarbeiter, prägt. Der 
Status der Produktionsarbeiter in großen Firmen, von denen die Jüngeren heute in aller Re- 
geleinen höheren Schulabschluß vorweisen können, hat sich weitgehend an den der Ange- 
stellten angeglichen. Auch ihr Bewußtsein hat sich entsprechend verändert, was paradoxer- 
weise zu einem nicht geringen Teil ein Resultat der von den Gewerkschaften getragenen 
Demokratisierungsbewegung nach dem Zweiten Weltkrieg war. 

Die Angestelltenmentalität drückt sich auch in dem Umgang mit der Arbeitszeit aus, ins- 
besondere darin, daß es für viele Beschäftigte schwierig ist, einen klaren Trennungsstrich 
zwischen Arbeitszeit und privater Zeit zu ziehen. Die aus der Arbeit resultierenden sozia- 
len Verpflichtungen greifen weit über die formelle Arbeitszeit hinaus und nehmen einen 
großen Teil der freien Zeit der männlichen Stammbeschäftigten in Anspruch. So entstehen 
mannigfache Grauzonen zwischen Arbeitszeit und Freizeit, die wir im folgenden nur 
knapp umreißen können. Aussagekräftig sind zunächst die Methoden der Anwesenheits- 
kontrolle. In vielen japanischen Unternehmen, und zwar gerade in den scheinbar »büro- 
kratisierten« Großunternehmen scheint es eine Abneigung gegen mechanische Formen 
der Zeiterfassung zu geben. Bereits in den sechziger Jahren initiierten zahlreiche Firmen in 
ihren Belegschaften Kampagnen zur »Selbstkontrolle« (Jishu Kanri), deren Ziel es war, die 
Arbeitsmoral durch Kleingruppenaktivitäten, insbesondere Qualitätskontrollgruppen, Re- 
formen des Lohnsystems und durch eine Entbürokratisierung der Arbeitsorganisation zu 
steigern. Ein wichtiger Schritt in diesem Zusammenhang war auch die Abschaffung der 
Stechuhren und der Übergang zu persönlichen Formen der Anwesenheitskontrolle. Einen 
Überblick über die heute (1984) üblichen Methoden der Zeiterfassung gibt eine Untersu- 
chung des »Instituts zur Erforschung der Industriearbeit« (Sangyo Rodo Chosa Sho) in 
privaten Unternehmen verschiedener Größe. Sie zeigt zum einen, daß die Produktionsar- 
beiter kaum häufiger mechanischen Formen der Zeitkontrolle unterworfen sind als die 
Angestellten in den Büroabteilungen und bestätigt damit die These von der Angleichung 
des Status der Arbeiter an den der Angestellten. Bemerkenswert ist zum anderen, daß un- 
ter den Großunternehmen nur eine Minderheit (ca. 37 Prozent) Stechuhren verwendet, 
unter den Klein- und Mittelunternehmen dagegen eine Mehrheit (55 und 57 Prozent). Die 
in den großen Unternehmen vorherrschenden Methoden der Zeiterfassung waren: Fest- 
stellung der Anwesenheit durch den Vorgesetzten, Einsetzen des persönlichen Namens- 
stempels in das Dienstbuch, Umwenden eines Namensschildes, Selbstberichterstattung 
(Jishu Shinkoku) und andere — meist also Methoden, die keine genaue Fixierung der Zeit 
zulassen (Romu Jijo 7/1 1985, Nr. 637,8. 19). Ziel dieses Verzichts auf exakte und objekti- 
ve Kontrollen ist es offensichtlich, die »Selbstkontrolle« der Belegschaften durch indivi- 
duelle Selbstverpflichtung und informellen sozialen Druck zu stimulieren. 
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Wie diese »Selbstkontrolle« funktioniert, wird deutlicher, wenn man die Praxis des Dienst- 
beginns beobachtet. Nach dem Eintreffen am Arbeitsplatz beginnt in den meisten japani- 
schen Betrieben noch keineswegs sofort die eigentliche Arbeit. Vielmehr versammeln sich 
die Mitglieder der Abteilung zunächst zu einer Morgenbegrüßung {Chorei), auf der der Vor- 
arbeiter oder Gruppenleiter den Produktionsplan und die voraussichtlichen Überstunden 
bekanntgibt und Ermahnungen zur Sicherheit und Arbeitsdisziplin ausspricht. Nicht selten 
werden (formell freiwillig) gemeinsame Gymnastikübungen abgehalten und die Firmen- 
hymne gesungen. Die Morgenbegrüßung ist häufig nicht in der bezahlten Arbeitszeit ein- 
geschlossen, und sie ist in vielen Fällen auch nicht die einzige unbezahlte Aktivität, die vor 
Arbeitsbeginn stattfindet. So wird aus dem Bankgewerbe von gewerkschaftlicher Seite be- 
richtet, daß in den letzten Jahren die Zahl derjenigen Geschäftsstellen, in denen die ersten 
Mitarbeiter schon eine Stunde vor Dienstbeginn anwesend und das ganze Personal späte- 
stens eine halbe Stunde vorher versammelt sei, beträchtlich zugenommen habe. Manchmal 
sind Aufräumungs- und Reinigungsarbeiten vor Dienstbeginn zu erledigen, manchmal fin- 
den auch Konferenzen statt (Hiroba Nr. 749, 1984, S. 12). In einer von Yamamoto unter- 
suchten Automobilfabrik hatten die Arbeiter jeweils eine halbe Stunde vor Schichtbeginn 
am Arbeitsplatz anwesend zu sein. Für die Morgenbegrüßung und Arbeitsvorbereitungen 
verschiedener Art wurden 25 Minuten benötigt, es folgten 3-4 Minuten Gymnastik. Erst 
danach ertönte das Signal zum Beginn der tatsächlichen, bezahlten Arbeitszeit (Yamamoto 
1981,S. 95/96). In vielen Produktionsbetrieben dient die Vorbereitungszeit auch dazu, die 
Maschinen gründlich auf korrekten Lauf hin zu überprüfen und mögliche Ausfälle wäh- 
rend der Arbeitszeit präventiv zu beheben (Schonberger 1982, S. 136). 

Schon an der Praxis des Arbeitsbeginns wird deutlich, daß japanische Unternehmen von ih- 
ren Beschäftigten mehr erwarten als nur formale Exaktheit in der Erfüllung der Anwesen- 
heitspflicht. Die Betonung liegt vielmehr auf der moralischen Einstimmung und Mobilisie- 
rung, die durch das prosaische Instrument der Uhr allein nicht sichergestellt werden kann, 
sondern angemessene kollektive Ausdrucksformen erfordert. 

So wenig wie die Uhr für den Arbeitsbeginn maßgeblich ist, so wenig ist sie es für das Ende 
der täglichen Arbeit, die Grauzonen sind hier sogar noch ausgedehnter. Zunächst einmal 
wird die Regelarbeitszeit wohl in den meisten Privatunternehmen kontinuierlich durch 
Überstunden überschritten. Es gibt einen beträchtlichen, konjunkturellen und saisonale 
Zyklen überdauernden »Sockel« an permanenter Mehrarbeit. Selbst während der Rezes- 
sion von 1975 — dem Jahr der bislang kürzesten Ausdehnung der effektiven Jahresarbeits- 
zeit je Beschäftigten in Japan seit Kriegsende — wurden im Durchschnitt aller Beschäftig- 
ten der Privatwirtschaft noch monatlich 10,6 Überstunden geleistet. Über diesen Sockel 
hinaus schwankt das Mehrarbeitsvolumen in Abhängigkeit von Saison und Konjunktur, 
wobei sich zwischen Branchen und innerbetrieblichen Abteilungen und Beschäftigten er- 
hebliche Differenzen in der Varianz der Mehrarbeitszeiten beobachten lassen. Typisch für 
die japanische Praxis ist aber nicht nur das beträchtliche Ausmaß, das die Mehrarbeitszei- 
ten erreichen können, sondern auch die Unvorhersehbarkeit der Überstunden. Überstunden 
werden in vielen japanischen Betrieben nicht in bestimmten Zeitabständen (wöchentlich 
oder monatlich) im voraus geplant, sondern am gleichen Tag anläßlich der Morgenbegrü- 
Bung bekanntgegeben. Der einzelne Beschäftigte weiß also häufig nicht, wann er abends in 


38 Christoph Deutschmann/Claudia Weber 


der Lage sein wird, den Betrieb zu verlassen. Es ist schon deshalb für ihn schwierig oder un- 
möglich, regelmäßige private Verabredungen außerhalb der Firma einzuhalten. 

Zur bezahlten gesellt sich unbezahlte Mehrarbeit. Die im Produktions- wie im Bürobereich 
wohl verbreitetste Form unbezahlter Mehrarbeit ist die Teilnahme an sogenannten »Klein- 
gruppenaktivitäten« wie Qualitätskontrollgruppen oder dem oft ebenfalls gruppenförmig 
organisierten betrieblichen Vorschlagswesen. Diese Aktivitäten werden formell als »frei- 
willig« deklariert, was dem Management nicht selten als Legitimation dafür dient, sie unbe- 
zahlt außerhalb der Arbeitszeit stattfinden zu lassen. Einer Erhebung des Arbeitsministeri- 
ums zufolge ließen 50 Prozent der erfaßten Unternehmen mit Kleingruppenaktivitäten jene 
außerhalb der Arbeitszeit durchführen, und nur die knappe Hälfte dieser Unternehmen 
wiederum gewährte eine Bezahlung {Rodo Daijin 1985, S. 50). Die Banken haben in ihren 
Budgets zwar in der Regel ein Kontingent für bezahlte Mehrarbeit eingeplant, die tatsächli- 
chen Arbeitszeiten gehen aber über das geplante Limit oft weit hinaus. In diesen Fällen wer- 
den die Angestellten dazu gedrängt, die zusätzlich geleisteten Stunden nicht aufzuschrei- 
ben (Hiroba Nr. 749, S. 13). Im Bürobereich verbreitete Formen unbezahlter Mehrarbeit 
sind »Furöshiki Zangyo« oder »Mochikaeri Zangyo«, also die Mitnahme von Akten zur 
Bearbeitung zu Hause. 

Um das Engagement, das die japanische Firma von ihren Stammbeschäftigten fordert, 
ganz zu erfassen, dürfen jedoch nicht nur die bezahlten und unbezahlten Arbeitszeiten in 
Rechnung gestellt werden. Beachtet werden müssen auch die ausgedehnten informellen so- 
zialen Aktivitäten nach Feierabend und an Wochenenden, die pro forma »freiwillig« sind, 
an denen teilzunehmen die Beschäftigten aber wiederum vielfach faktisch keine andere 
Wahl haben. Wenn die Kooperation in japanischen Betrieben in einem für westliche Beob- 
achter überraschend hohem Ausmaß ohne formale Anweisungen, Vorschriften und Auf- 
gabenbeschreibungen funktioniert, so ist das nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß die 
soziale Interaktion der Arbeitsgruppen auch nach der Arbeitszeit nicht abreißt: Man be- 
sucht gemeinsam mit Kollegen und Vorgesetzten eine Bar, veranstaltet »Freundschaftsaben- 
de« (Shinbokukai), entspannt sich am Wochenende beim Golfspiel, bei Betriebsausflügen 
(ianryoko), beim gemeinsamen Besuch heißer Quellen, oder führt sportliche Wettkämpfe 
im Kreis der Firmenkollegen durch. Einer Umfrage der Sumitomo Bank unter männlichen 
Beschäftigten im Raum Tokyo/Osaka im Jahr 1985 zufolge fanden Geselligkeiten mit Vor- 
gesetzten, Kollegen, Untergebenen, Kunden oder Freunden im Durchschnitt 6,7 mal pro 
Monat statt, darüber hinaus gab es Verabredungen in Kaffeehäusern (durchschnittlich 9,8 
mal pro Monat), auf Golfplätzen (0,8 mal pro Monat} und zum Mah-jong-Spiel (1,1 malpro 
Monat). Insgesamt wurden bei diesen Anlässen monatlich pro Person 46000 Yen (ca. 600 
DM) ausgegeben, wobei die Rechnungen vielfach über das Spesenkonto der Firma finan- 
ziert werden (Japan Times 5.3.1986). Viele der großen Firmen verfügen über ein ausgebau- 
tes System von Freizeiteinrichtungen und haben feste Komitees eingerichtet, die Sportver- 
anstaltungen, Picknicks, Ausflüge u.a. organisieren — Aktivitäten, in die die Familien der 
Betriebsangehörigen keineswegs immer einbezogen sind. 

Die »Yoka-Kanri« — Freizeit- Verwaltung, wie der in Japan gebrauchte Terminus wört- 
lich heißt — wird dadurch vervollständigt, daß viele Firmen {z.B. Canon, vgl. Okabe 1973, 
S.78 f.) auf Abteilungsebene einen »recreation leader« oder »recreation monitor« wählen 
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lassen, dessen Aufgabe es ist, die Teilnahme der Kollegen an den kollektiven Freizeitbetäti- 
gungen zu organisieren. Für die Arbeitsgruppen sind die Aktivitäten wichtig, weil sie als 
Ventil für aufgestaute Spannungen am Arbeitsplatz wirken und das gegenseitige Verständ- 
nis fördern, für den einzelnen, weil er so Loyalität und Kooperationsbereitschaft demon- 
strieren kann. Ein Familienleben im westlichen Sinne ist unter diesen Bedingungen kaum 
möglich. Die Rolie des Ehemannes im Haus reduziert sich auf: »Furo, Meshi, Neru« {Ba- 
den, Essen, Schlafen). 

Als Grauzone zwischen Arbeitszeit und Freizeit ist schließlich das Urlaubsverhalten zu 
nennen. Wir haben schon darauf hingewiesen, daß japanische Arbeiter und Angestellte 
den ihnen formell zustehenden Jahresurlaub im allgemeinen nicht voli — durchschnittlich 
nur zur guten Hälfte — in Anspruch nehmen. Es gibt eine informelle Norm der Nichtnut- 
zung des Urlaubs, die sich allerdings zwischen Beschäftigtengruppen, Branchen, Betriebs- 
abteilungen und Unternehmen stark unterscheidet. So nehmen die Beschäftigten der Ei- 
sen- und Stahlindustrie und der Unternehmen der Energie-, Gas- und Wasserversorgung 
einen besonders hohen Anteil (70-80 Prozent), die Angestellten der Banken dagegen einen 
besonders niedrigen Anieil ihres Urlaubs in Anspruch, Frauen sind (schon wegen ihrer 
marginalen Rolle im Beschäftigungssystem) urlaubsfreudiger als Männer, Produktionsar- 
beiter nutzen ihren Urlaub mehr als Büroangestellte {hier ist noch ein Rest der alten Status- 
differenzierung sichtbar). Auf die Ursachen und Motive dieses für westliche Beobachter so 
unverständlichen Verhaltens werden wir im folgenden Abschnitt eingehen. Hier ist nur 
kurz auf die in Japan verbreitete Behauptung einzugehen, die Neigung, den vollen Urlaub 
zu nehmen, sei im Zuge des Wandels der Arbeitsmoral vor allem bei der jüngeren Genera- 
tion im Zunehmen begriffen. Für diese These gibt es kaum objektive Belege. Die in der amt- 
lichen Statistik ausgewiesenen Nutzungsraten sind seit 1970 etwa gleich geblieben und 
schwanken zwischen 50 und 60 Prozent. Richtig ist gewiß, daß die Nutzungsraten des Ur- 
laubs — nicht die absolute Anzahl der in Anspruch genommenen Urlaubstage — bei den 
Beschäftigten der jüngeren Altersgruppen im allgemeinen deutlich höher sind als bei älte- 
ren Beschäftigten. Aber es darf nicht übersehen werden, daß der Anteil der überdurch- 
schnittlich urlaubsfreudigen Frauen in den jüngeren Altersgruppen höher ist als unter den 
Beschäftigten im mittleren und höheren Alter. Eine nach Geschlecht differenzierende ge- 
werkschaftliche Untersuchung aus der Elektroindustrie zeigt, daß die jungen Männer abso- 
lut und relativ weniger Urlaub nahmen als ihre älteren Kollegen (Denkiroren 1984). Die hö- 
heren Nutzungsraten in den jüngeren Altersgruppen sind also zumindest zum Teilaus dem 
Struktureffekt der Geschlechterproportionen, nicht aus einer allgemein höheren Freizeit- 
präferenz zu erklären. 

Es wäre, wie wir im folgenden zeigen wollen, verfehlt, Phänomene wie die Bereitschaft zu 
unbezahlter Mehrarbeit oder zur Unterausnutzung des Urlaubs einseitig aus subjektiven 
Präferenzen oder aus objektiven Zwängen zu erklären. Die genauere Analyse der Gegeben- 
heiten in japanischen Unternehmen macht vielmehr deutlich, daß die strukturellen und or- 
ganisatorischen Zwänge sich immer und gerade auch vermittels der sozialen Norm kollegia- 
ler Rücksichtnahme durchsetzen. 
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Der betriebliche und institutionelle Kontext 


Westlichen Beobachtern fällt es immer wieder schwer, die der japanischen Ärbeitszeitpra- 
xis zugrundeliegenden Motive und Determinanten zu verstehen, und so ist die Neigung zu 
pauschalisierenden Deutungen groß. Es wird auf die unergründliche Kulturtradition des 
Fernen Ostens zurückgegriffen, oder es wird das Modell einer perfekten, nach innen totali- 
tären, nach außen expansiven Herrschaft des Kapitals über die Arbeit konstruiert. Sciche 
Kurzschlüsse können nur durch eine sorgfältige Analyse des betrieblichen und gesellschaft- 
lichen Kontexts der Arbeitszeitpolitik vermieden werden. Weiche finanziellen Motive gibt 
es für japanische Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Arbeitszeit in die Länge zu ziehen? 
Welche Besonderheiten des Qualifikationssystems, der Arbeitsorganisation, des Lohnsy- 
stems muß die Arbeitszeitpolitik Rechnung tragen? Welchen Einfluß üben die Struktur der 
Gewerkschaften und der industriellen Beziehungen auf die Arbeitszeiten aus? Erst nach- 
dem das Erklärungspotential derartiger »prosaischer« Hypothesen und Fragestellungen 
wirklich ausgeschöpft ist, werden wir dem Problem der kulturellen und subjektiven Deter- 
minanten näherkommen können und in der Lage sein, die Frage nach dem kulturellen Hin- 
tergrund der japanischen Arbeitszeitpraxis überhaupt präzise zu stellen. 

Beginnen wir mit dem prosaischten aller Motive, dem finanziellen. Daß durch die niedrigen 
Mehrarbeitszuschläge für die Unternehmen ein Anreiz geschaffen wird, die Arbeitszeiten 
auszudehnen, wurde bereits angemerkt. Die langen Mehrarbeitszeiten wiederum haben — 
ungeachtet der vergleichsweise niedrigen Zusatzvergütungen pro Stunde — zur Folge, daß 
der durch Mehrarbeit erreichte Zusatzverdienst bei den Haushaltseinkommen beträchtlich 
zu Buche schlägt. Nach Berechnungen des Arbeitsministeriums wurden 1983 im Beschäf- 
tigtendurchschnitt 23229 Yen (ca. 300DM) pro Monat durch Überstunden verdient, das 
waren etwa 9,5 Prozent des regulären Monatseinkommens {Rodosho 1984, $.72/73). Für 
den Bereich der Elektroindustrie hat die Gewerkschaftsföderation Denkiroren errechnet, 
daß der Anteil der Überstundenverdienste am Einkommen eines durchschnittlichen Ar- 
beitnehmerhaushalts im Zeitraum 1976 bis 1984 beträchtlich — von 11,6 Prozent auf 19,6 
Prozent — zugenommen hat (Denkiroren 1984, S.23/57). Viele Familien haben sich aufei- 
nen Lebensstandard eingestellt, der von einem regelmäßigen Zusatzverdienst durch Über- 
stunden abhängt. Rein statistisch legt das Reallohnniveau in Japan heute zwar kaum noch 
hinter dem amerikanischen zurück und übertrifft bereits das einer Reihe westeuropäischer 
Länder. Aber die Kaufkraft des Einkommens ist aus verschiedenen Gründen geringer: Für 
Erziehung, Freizeit und Wohnung muß teilweise erheblich mehr als in westlichen Ländern 
aufgswendet werden. Hinter dem Drang japanischer Arbeitnehmer nach Überstunden 
steht also nicht unbedingt eine besonders ausgeprägte Konsummentalität, auch wenn die 
Vorliebe für teure und prestigeträchtige Freizeitvergnügungen (z.B. Golf} dem ausländi- 
schen Beobachter gewiß ins Auge fällt. 

Handgreiflicher noch als bei der Mehrarbeit spielen finanzielle Motive beim Urlaubsverhal- 
ten eine Rolle. Ein wesentlicher Umstand in diesem Zusammenhang ist die unzureichende 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Nur 60 Prozent des Grundlohnes werden — nach drei 
Karenztagen — durch die allgemeine Krankenversicherung erstattet, darüber hinausge- 
hende firmeninterne Regelungen existieren nur in 22 Prozent aller Unternehmen (knapp 
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zwei Drittel der Großunternehmen). Dadurch werden japanische Arbeitnehmer motiviert, 
im Krankheitsfall Einkommensverluste durch die Inanspruchnahme vollbezahlter Ur- 
laubstage zu vermeiden. Das wird ihnen durch den von Unternehmerseite großzügig gere- 
gelten Transfer nicht genutzter Urlaubstage auf darauffolgende Jahre erleichtert, der weit 
über das gesetzlich vorgeschriebene Maß hinausgeht. Vor allem bei älteren Arbeitneh- 
mern entsteht so ein Interesse, nicht genutzte Urlaubstage für Krankheitsfälle »aufzuspa- 
ren«. Die mangelnde Absicherung bei Krankheit ist jedoch nicht der einzige Grund des 
Urlaubsverzichts. Ein weiterer Grund ist die Furcht vor Abzügen bei den in japanischen 
Unternehmen üblichen halbjährlichen Bonuszahlungen, denn Voraussetzung für eine un- 
geschmälerte Auszahlung ist »untadelige Anwesenheit«. Nach der informell weithin übl- 
chen Auslegung dieses Begriffs durch die Firmen wirkt sich die volle Nutzung des Jahres- 
urlaubs (ohne »plausiblen« Grund, wie Krankheit} unter Umständen bonusmindernd aus. 
Daß diese zweifellos illegale Praxis andauert, wird auch in offiziellen Publikationen zuge- 
standen (Koshiro, in: Japan Institute of Labour 1983, 8. 62). 

Die bisherigen Antworten auf die Frage nach den Ursachen der langen Mehrarbeitszeiten 
beziehungsweise der Nichtnutzung des Urlaubs geben zwar wichtige Hintergrundinforma- 
tionen, die jedoch eher das Problem selbst reflektieren als Anhaltspunkte für seine Lösung 
liefern. Warum gelingt es den Gewerkschaften nicht, höhere Überstundenvergütungen, ei- 
ne volle Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und eine strikte Beachtung der gesetzlichen UT- 
laubsrechte durchzusetzen? Näher kommt man einer Erklärung, wenn man die Details des 
Qualifikations- und Lohnsystems und der Arbeitsorganisation untersucht. Die folgenden 
Überlegungen beziehen sich in erster Linie auf die Situation der männlichen Stammbe- 
schäftigten; die ebenfalls oft langen und schwankenden Mehrarbeitszeiten bestimmter peri- 
pherer Beschäftigtengruppen (Leiharbeiter, Subkontraktarbeiter) müssen hier ausgeklam- 
mert bleiben. 

Die übliche Erklärung für die langen Mehrarbeitszeiten in japanischen Unternehmen be- 
steht in dem Hinweis auf die hohe Beschäftigungssituation der Stammbelegschaften. Um die 
Beschäftigungsgarantien aufrechterhalten zu können, müsse — so wird argumentiert — 
den Betrieben genügend Spielraum für die zeitliche Anpassung des Arbeitsvolumens gelas- 
sen werden. Für diese These scheint zu sprechen, daß die Mehrarbeit in Großunternehmen 
ausgedehnter ist als in Klein- und Mittelunternehmen, in denen die Arbeitsplätze weniger 
gesichert sind. Dennoch müssen mehrere Zweifel an diesem scheinbar so einleuchtenden 
Argument angemeldet werden. Zum einen hat die Mehrarbeit, wie schon erwähnt, zu ei- 
nem erheblichen Teil permanenten Charakter, erfüllt also gar keine Funktionen für die Fle- 
xibilität des Arbeitsvolumens. Grundsätzlich könnte die permanente Mehrarbeit durchaus 
durch einen höheren Beschäftigungsstand substituiert werden. Zum anderen ist die Be- 
schäftigung keineswegs so starr, wie vielfach behauptet: Japanische Großunternehmen ver- 
fügen über umfangreiche Randbelesschaften, die je nach Konjunkturlage auf- und abge- 
baut werden können, überdies ist auch die interne Flexibilität der Stammbelegschaften 
hoch. 

Es sind nicht die vermeintliche Beschäftigungsrigidität selbst, sondern die mit dem System 
der »lebenslänglichen Beschäftigung« verknüpften Charakteristika der Arbeitsorganisa- 
tion, des Qualifikations- und Lohnsystems, des Produktionsmanagements, die in der Tatzu 
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langen Mehrarbeitszeiten führen und die Nichtnutzung des Urlaubs zu einem erheblichen 

Teil erklären. Vier Aspekte sind hier zu nennen: 

a) Die »lebenslängliche Beschäftigung« hat, vor allem seit den in der Krise von 1975 und 
erneut in der heutigen Rezession sichtbar gewordenen Personalüberhängen, der Kapi- 
talseite als Begründung dafür gedient, die Personalbesetzung so dünn wie nur irgend 
möglich zu kalkulieren und zugleich auf möglichst vielseitige Qualifikation und Einsetz- 
barkeit der Arbeitskräfte zu achten. Die Reservemannschaften zum Ausgleich von 
Krankheit und Fehlzeiten sind äußerst knapp bemessen. Japanische Automobilfirmen 
etwa gehen bei ihrer Personalkalkulation von einer Fehlzeitenrate — einschließlich der 
urlaubsbedingten Abwesenheit — von ganzen 5 Prozent aus (in der Bundesrepublik 
sind mindestens 17 Prozent üblich, vgl. Tokunaga 1985, S. 148). Die nicht volle Nut- 
zung des Urlaubs und permanente Mehrarbeit sind beieiner solchen Kalkulation bereits 
programmiert. Wesentlich erleichtert wird die Durchsetzung dieser Politik des Manage- 
ments durch das Fehlen klarer Grenzlinien zwischen den Arbeitsplätzen und durch die 
polyvalente Qualifikation der Belegschaften, die in dem einzelnen Beschäftigten das Be- 
wußtsein erzeugt, nicht nur für den eigenen Arbeitsplatz verantwortlich zu sein, son- 
dern auch für die Aufgaben der anderen Mitglieder der Arbeitsgruppe. Diese Situation 
führt dazu, daß nicht nur die Vorgesetzten, sondern auch die Belegschaftsmitglieder 
aufeinander einen massiven moralischen Druck ausüben, am Arbeitsplatz präsent zu 
sein, da beim Fehlen eines Mitglieds der Arbeitsgruppe die ohnehin überspannte Ar- 
beitslast für die verbleibenden Beschäftigten noch größer würde. 

b) Die Ausbildung findet ausschließlich im Unternehmen und auf seine Kosten — überwie- 
gend am Arbeitsplatz, zum Teil in firmeneigenen Ausbildungszentren — statt. Da die In- 
vestitionen hoch sind, sind die Unternehmen daran interessiert, sie durch intensive und 
ausgedehnte Nutzung der Arbeitskräfte zu verwerten. Hinzu kommt der Zeitaufwand für 
die Ausbildung selbst. Die Beschäftigten wechseln nicht nur in jeder Arbeitsgruppe häufig 
den Arbeitsplatz, wo sie nach und nach mit den verschiedenen Aufgaben vertraut ge- 
macht werden, sondern werden in regelmäßigen Abständen auch in andere Abteilungen 
versetzt. Das macht immer wieder neue, zeitaufwendige individuelle Lernprozesse nötig, 
die es unmöglich machen, das tägliche Produktionspensum während einer schematisch 
bestimmten Zeitspanne zu bewältigen; zeitliche Flexibilität ist unabdingbar. 

c) Die Arbeitsorganisation selbst ist wenig formalisiert. Eine rigide Spezialisierung des Per- 
sonals wird ebenso vermieden wie eine strikte Polarisierung in leitende und ausführende 
Tätigkeiten. Statt individueller Verantwortung wird die Gruppenverantwortung be- 
tont. Häufiger Arbeitsplatzwechsel ist sowohl im Bürobereich wie in der Produktion auf 
der Tagesordnung. Die Leitung und Kontrolle des Arbeitsprozesses kann sich unter die- 
sen Umständen weniger als in bürokratisch-tayloristisch organisierten Unternehmen 
auf hierarchische Kontrollen und individuelle Leistungsanreize stützen. Sie ist in ho- 
hem Grad auf eine informelle Kooperationsbereitschaft der Belegschaften angewiesen, 
die der einzelne Beschäftigte in erster Linie durch zeitliche Verfügbarkeit signalisieren 
kann. Der Grad des zeitlichen Engagements über die korrekte Erfüllung der Anwesen- 
heitspflicht hinaus ist daher ein wesentlicher Indikator der persönlichen Leistungsbe- 
wertung in japanischen Unternehmen, vor der die Höhe des Lohnes, des Bonus und die 
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innerbetrieblichen Aufstiegschancen abhängen. Verzicht auf den Urlaub, Überstun- 
den, Teilnahme an Gruppen- und Freizeitaktivitäten erbringen nicht nur unmittelbare 
finanzielle Vorteile, sondern erwachsen in einer Atmosphäre intensiver Konkurrenz 
der Beschäftigten um innerbetrieblichen Aufstieg, in der nur derjenige bestehen kann, 
der sich als »Kooperativ« ausweist.* 

d) Beachtung im Zusammenhang mit dem Problem der Arbeitszeitflexibilität verdienen 
schließlich in japanischen Fertigungsbetrieben übliche organisatorische Prinzipien wie 
das der Produktion »just in time« oder das der »totalen Qualitätskontrolle« (ausführlich 
hierzu Schonberger 1982). Sie sehen zum einen vor, daß die Produktion so flexibel wie 
möglich dem aktuellen Bedarf angepaßt wird — auf Vorräte und Zwischenlager also 
weitgehend verzichtet wird — zum anderen, daß für die Qualitätskontrolle primär die 
herstellenden Arbeiter selbst verantwortlich gemacht werden. Separate Qualitätskon- 
trollabteilungen und Nacharbeitslinien sollen, soweit möglich, abgebaut werden. Treten 
während des Fertigungsprozesses Produktmängel auf, so sind die beteiligten Arbeiter in 
der Lage, das Montageband anzuhalten, um die Defekte, die beim Eintritt in den folgen- 
den Fertigungsabschnitt sofort bemerkt würden, möglichst unverzüglich zu beheben. 
Dieses System führt zu einer Senkung der Ausschußquoten und zu einer Beschleuni- 
gung des Produktdurchlaufs; auf der anderen Seite muß jedoch eine gewisse Irregulari- 
tät des Produktionsflusses und damit auch der für die Bewältigung des Tagespensums 
erforderlichen Arbeitszeit in Kauf genommen werden: 


»In japanischen Betrieben ist die Produktionsgeschwindigkeit nicht wichtig; wie wir gesehen haben, 
kann wegen eines Bandstillstands die Geschwindigkeit jederzeit vermindert werden, wie sie auch sin- 
ken kann, wenn Fehlerquellen beseitigt werden. Ist also die Produktionsquote nicht so wichtig, so doch 
das Tagessoll, und selbst wenn es zu zahlreichen Bandstillständen und Verbesserungsarbeiten kommt, 
dann bleiben die Arbeiter doch so lange in den Betrieben, bis das tägliche Pensum erfüllt ist.« (Schon- 
berger 1982, 8. 61). 


Das Schwanken des stündlichen Ausstoßes darf also nicht als Indiz einer geringeren Ar- 
beitsintensität interpretiert werden. Die Arbeitsintensität in japanischen Fertigungsbetrie- 
ben ist durch die Verantwortlichkeit der Produktionsarbeiter für die Qualitätskontrolle 
eher höher als in westlichen Firmen; hinzu kommt, daß die Zeitnormen zumindest im Fall 
der Automobilindustrie, für die internationale Vergleiche vorliegen, recht knapp kalkuliert 
sind (vgl. Dohse/Jürgens/Malsch 1984). 

Läßt man die skizzierten Charakteristika der Personalorganisation, des Qualifikationssy- 
stems, des Produktionsmanagements Revue passieren, so wird die defensive Position, in 
der sich die japanischen Gewerkschaften angesichts der Arbeitszeitproblematik befinden, 
verständlicher. Noch klarer wird sie, wenn man die fragmentierte Struktur der industrielien 
Beziehungen in Japan mit einbezieht. Als Unternehmensgewerkschaften, deren Existenz 
unmittelbar mit der sie tragenden einzelnen Firma verknüpft ist, sind die japanischen Ge- 
werkschaften in besonderem Maße auf kooperative Beziehungen mit dem Management 
angewiesen, zumindest so lange, wie die Arbeiterschaft nicht — wie in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit — überbetrieblich in Bewegung gerät. Die Dezentralisierung des Verhand- 
lungssystems macht schon die Durchsetzung formeller Verkürzungen der Regelarbeitszeit 
zu einem mühsamen und für die Gewerkschaften riskanten Unterfangen. Denn anders als 
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in Ländern mit branchenweit zentralisierter Tarifautonomie gibt es keinen institutionali- 
sierten Transfer der in den gewerkschaftlichen Hochburgen durchgesetzten Verkürzungs- 
erfolge in gewerkschaftlich schwach organisierte Unternehmen und Sektoren; das Zurück- 
bleiben der weitgehend unorganisierten japanischen Klein- und Mittelbetriebe im Prozeß 
der Verkürzung der Regelarbeitszeiten bietet eine Illustration dafür. Hinzu kommt, daß die 
Beschränkung der Verhandlungen auf die Unternehmensebene massive verhandlungstak- 
tische Nachteile für die Gewerkschaften mit sich bringt. Sie bestehen nicht nur darin, daß 
das Management stets die gefährdete Konkurrenzfähigkeit des Unternehmens gegenüber 
einheimischen Wettbewerbern ins Spiel bringen kann, sondern vor allem darin, daß es auf 
gewerkschaftliche Arbeitszeitforderungen unmittelbar mit produktivitätspolitischen Ge- 
genforderungen reagieren kann. In zentralisierten Systemen sind leistungspolitische The- 
men wegen ihres betriebsspezifischen Charakters in aller Regel nicht verhandelbar. Erst in 
einer zweiten Verhandlungsrunde auf Unternehmensebene kann das Management versu- 
chen, produktivitätspolitische Kompensationen für auf zentraler Ebene vereinbarte Ar- 
beitszeitverkürzungen durchzusetzen, wird dabei aber in aller Regel weitere Zugeständnisse 
anbieten müssen. Das japanische System erlaubt esjedoch, Arbeitszeit- und Produktivitäts- 
politik direkt miteinander zu verknüpfen. Zugeständnisse des Managements bei der Ar- 
beitszeitverkürzung können unmittelbar von der Bereitschaft der Gewerkschaft abhängig 
gemacht werden, Maßnahmen zur Produktivitätssteigerung und Arbeitsintensivierung 
hinzunehmen. Dies war kennzeichnend für die Praxis der Verkürzung der Wochenarbeits- 
zeit in Japan in den sechziger und frühen siebziger Jahren, wie sich insbesondere am Beispiel 
der Verhandlungen über die Verkürzung der Wochenarbeitszeit in fünf führenden Unter- 
nehmen der Stahlindustrie in den Jahren 1969/70 zeigen läßt (Matsuzaki 1982). Die Ge- 
werkschaften konnten hier ihre Forderung nach Vermehrung der jährlichen Feiertage von 
68 auf 91 erst durchsetzen, nachdem sie einschneidenden produktivitätspolitischen Gegen- 
maßnahmen des Managements — Kürzung der Essenspausen, Beschneidung der Schicht- 
stärken und Reservemannschaften, schärfere Leistungskontrolle — zugestimmt hatten. 
Wenn die Gewerkschaften also Forderungen zur Arbeitszeitverkürzung aufstellten, so 
mußten sie von vornherein damit rechnen, sich dann für die Durchsetzung von Rationali- 
sierungsprogrammen einspannen lassen zu müssen — eine aus gewerkschaftlicher Sicht ge- 
wiß nicht gerade attraktive Perspektive, die den geringen Enthusiasmus der Unterneh- 
mensgewerkschaften für die Arbeitszeitverkürzung zu einem guten Teil erklärt. 

Was schon für die formelle Verkürzung der Regelarbeitszeit gilt, trifft erst recht für das Ziel 
einer effektiven Arbeitszeitverkürzung durch Regelung und Begrenzung der Mehrarbeit 
und volle Nutzung des Urlaubs zu. Eine Gewerkschaft, die solche Forderungen im Ernst 
durchzusetzen versuchte, würde damit den ungeschriebenen Kodex innerbetrieblicher 
Kooperation frontal in Frage stellen. Das japanische Unternehmen mit seinem Mangel an 
formalisierter Arbeitsorganisation ist, wie wir gesehen haben, auf informelle Kooperations- 
willigkeit der Belegschaften angewiesen, diese manifestiert sich aber wesentlich in zeitli- 
chem Engagement, in der Bereitschaft, private Zeitinteressen gegenüber den Anforderun- 
gen der Firma zurückzustellen. 

Daß die Gewerkschaft den hier wirksamen impliziten Konsens offen aufkündisgt, ist schon 
aufgrund ihrer organisatorischen Struktur unwahrscheinlich. Der Funktionärskörper japa- 
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nischer Gewerkschaften ist in aller Regel mit dem unteren Management identisch. Auf- 
grund ihrer Funktion als Vorarbeiter oder Gruppenleiter bringen die Gewerkschaftsfunk- 
tionäre ein hohes Verständnis für die Priorität betrieblicher Arbeitszeitinteressen mit, das 
sie an entschiedenen Aktionen für die Begrenzung der Mehrarbeit und die volle Nutzung 
des Urlaubs hindert. Manchmal ziehen Gewerkschafter sogar mit dem Management in der 
Kritik am »unkooperativen« Verhalten einzelner Kollegen an einem Strang. So beobachte- 
te Dore in seiner Untersuchung über Hitachi, daß auch Gewerkschaftsfunktionäre sich un- 
willig über einzelne Beschäftigte äußerten, die Urlaub nähmen und damit den anderen zu- 
sätzliche Belastungen aufbürdeten (Dore 1973, S.189). 


Der kulturelle Hintergrund 


Bisher haben wir die organisatorischen Mechanismen, in die die japanische Arbeitszeitpra- 
xis eingebunden ist, umrissen. Aber die Phänomene selbst sind dadurch noch nicht ver- 
ständlicher geworden. Nach wie vor ist offen, wie der einzelne, der in ein solches System ein- 
gebunden ist, auch tatsächlich in ihm »funktionieren« kann. Will man nicht dem vulgären 
Bild des japanischen Arbeiters als eines »Roboters« Vorschub leisten, so wird man nicht 
umhin kommen, die Rechnung schließlich auch mit dem Wirt zumachen, den Blick auf die 
Motive der Handelnden selbst zu richten. Wie stellt sich also die japanische Arbeitszeitpra- 
xis aus dieser Sicht dar? 

Die üblichen Deutungen des japanischen »Arbeitsbienen«-Syndroms zerfallen in zwei Kate- 
gorien: Entweder es wird eine noch kaum gebrochene Geltung vorkapitalistischer Koopera- 
tions- und Autoritätsstrukturen unterstellt, also auf Legitimierung durch Tradition verwie- 
sen. Oder aber, es wird, wie es etwa Detloff/Kirchmann (1982) und auch — differenzierter — 
Dohse/Jürgens/Malsch (1984) tun, eine perfekt ausgestaltete Herrschaft des Kapitals über die 
Arbeit angenommen, der es gelungen sei, das Widerstandspotential der Arbeiterbewegung 
weitgehend zu brechen. Beide Deutungen können kaum befriedigen. Die erste Interpretation 
kann nicht erklären, wieso ausgerechnet ein in einer solch raschen Industrialisierungsdyna- 
mik begriffenes Land wie Japan von den autoritätszersetzenden Wirkungen kapitalistischer 
Vergesellschaftung verschont geblieben sein soll. Es wird übersehen, in welchem Ausmaß ge- 
rade die scheinbar »traditionalen« Züge der japanischen Unternehmensorganisation, wie 
etwa das System der permanenten Beschäftigung, Produkt einer bewußten und gezielten Mo- 
dernisierungspolitik gewesen sind (Cole 1971). Es wird der Eindruck eines Idylis intakter vor- 
industrieller Autoritätsmuster suggeriert — als ob es in Japan keine Unzufriedenheit mit der 
herrschenden Arbeitszeitpraxis gäbe. Kaum befriedigender ist jedoch auch die zweite Inter- 
pretation. Sie läßt vor allem offen, wieso die japanische Organisation um so viel erfolgreicher 
und konkurrenzfähiger ist als die ebenfalls auf umfassende Kontrolle orientierte Bürokratie 
der Östblockstaaten, mit der sie in der Tat eine Reihe von überraschenden Parallelen zeigt — 
bis hin zu der gemeinsamen Ideologie von der » Arbeit als dem ersten Lebensbedürfnis«. Das 
Ausmaß an spontanem Engagement, an Energie und Kreativität der Beschäftigten, das japa- 
nische Firmen zu entfalten verstehen, erinnert so sehr an »sanften Kommunismus« (Terzia- 
ni), daß Kontrolltheorien allein kaum angemessen erscheinen. 
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Wir möchten eine alternative Deutung vorschlagen, die hier nur ganz knapp umrissen wer- 
den kann. Ihr wichtigstes Stichwort lautet: »Organisationskultur«. Japanische Firmen 
grenzen die privat verfügbare Zeit, wie wir gesehen haben, nicht sorgfältig gegen die Ar- 
beitszeit ab, sondern bemühen sich gerade darum, sie durch umfangreiche soziale, Aktivitä- 
ten und eine sorgfältig gepflegte Freizeitorganisation zu integrieren. Die japanische Firma 
hebt sich nicht, wie die westliche Bürokratie, von der sie umgebenden sozialen Lebenswelt 
ab, sondern schafft sich ihre eigene Lebenswelt, die freilich ihrerseits permanent gegen die 
Versuchungen des Privatismus abgedichtet werden muß: 

»Japanische Betriebsmanager betrachten den Wettbewerb um die Freizeit der Beschäftigten — eine 
Konkurrenz gegen die Gefahren des Überflusses, den Besitz von Automobilen und kürzere Arbeitszei- 
ten — als eine ihrer wichtigsten Aufgaben. Aus diesem Grund unternehmen sie jede Anstrengung, um 


die Freizeitaktivitäten ihrer Beschäftigten in den Bereich von Aktivitäten einzubauen, der von den Un- 
ternehmen angeboten wird.« (Noda 1979, S. 140/141) 


Dieses Bemühen um »Vereinnahmung« der privaten Zeit zeigt sich nicht nur in den vielfach 
exzessiven formellen und informellen Zeitanforderungen der Firma selbst. Es wird auch in 
der Politik vieler Großunternehmen sichtbar, jüngere und unverheiratete Beschäftigte in ent- 
legen situierten firmeneigenen Wohnheimen unterzubringen, wo sie kaum eine andere Wahl 
haben, als ihre freie Zeit im Rahmen der von der Firma kontrollierten Aktivitäten zuzubrin- 
gen. Familienväter, die ihre Familien oft nur selten zu Gesicht bekommen, erhalten ein Surro- 
gat für die Ehefrau in Gestalt der in den Stammbars stets präsenten Betreuerinnen (im Japani- 
schen »rmama-san« tituliert), die auf Kosten des Spesenkontos gehen. 

Dadurch, daß die Firma einen großen Teil auch der privaten Zeit der Stammbeschäftigten 
in Anspruch nimmt, ist sie mehr als eine Instanz, die Arbeitszeiten nur anordnet und gegen 
eine externe Lebenswelt durchsetzen muß. Sie — genauer: die Kollegengruppe (nakama) — 
stellt einen sozialen Mikrokosmos dar, der in der Lage ist, selbst Normen über eine angemes- 
sene Arbeitszeit hervorzubringen und mit moralischer Autorität auszustatten. Die für 
westliche Kulturen so charakteristische gesellschaftliche-Normierung des Rhythmus von 
Arbeit und Ruhe (man denke allein an das Prinzip der Sonntagsruhe) ist in Japan weit weni- 
ger ausgeprägt. Indem das Zeitregime der japanischen Firma den ganzen Menschen einbe- 
greift, entfaltet es eine sich selbst begründende normative Kraft, und der Zirkel dieser 
Selbstbegründung wird um so stärker, je länger die Menschen dem Unternehmen angehö- 
ren. So erklärt sich auch das von japanischen Meinungsforschern beobachtete paradoxe 
Phänomen, daß jüngere Beschäftigte, die weniger Überstunden zu leisten haben und einen 
höheren Anteil ihres Urlaubs in Anspruch nehmen als ihre in Leitungsfunktionen aufge- 
rückten älteren Kollegen, dennoch mit ihren Arbeitszeiten unzufriedener sind als letztere 
(vgl. Rodo Daijin 1978). 3 

Die langen Arbeitszeiten und informellen sozialen Verpflichtungen außerhalb der Arbeit 
verstärken die mit dem System der lebenslänglichen Beschäftigung und der Form der Un- 
ternehmensgewerkschaft ohnehin schon gegebene Segregation der firmeninternen Organi- 
sationskultur von außerbetrieblichen Sozialzusammenhängen. Eben dadurch wird der 
Druck der Erwartungen der »nakama« auf den einzelnen überwältigend, der es verlernt, 
beziehungsweise unter dem Einfluß der für die japanische Gesellschaft typischen Soziali- 
sationsprozesse auch niemals gelernt hat, mit konkurrierenden Loyalitäten umzugehen. 
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Selbst wenn der einzelne Unzufriedenheit deutlich empfindet, weiß er nicht, wie er sie auf 
legitime Weise artikulieren kann. Schweigen und Nichtpartizipation stellen die übliche 
Form dar, in der Dissens signalisiert werden kann. Das Recht auf Schweigen wird, wie Roh- 
len beobachtet hat, von der Gruppe und dem »Sempai« (dem Gruppenältesten) anerkannt. 
‚Auch in solchen Fällen, in denen tatsächlich Widerspruch geäußert wird, wird er keines- 
wegs unterdrückt, sondern mit Toleranz und Verständnis behandelt. Aber: 

»Häufig werden Akte des »Widerstands« (teiko) von Gruppen oder Gruppenleitern wie das aufsässige 


Verhalten von Kindern gegenüber ihren Familien verstanden, insbesondere wenn verletzte Gefühle 
und nicht etwa Prinzipien den Kern des Konflikts ausmachen«. (Rohlen 1979, S. 194). 


Dem Individuum, das so wenig Selbstbestätigung findet, bleibt nur übrig, unablässig nach 
Selbstbestätigung zu streben. Diese Anspannung macht es verständlich, warum japanische 
Beschäftigte so empfindlich auf die persönliche Leistungsbewertung durch den Vorgesetz- 
ten reagieren. Der Druck, unter dem der einzelne steht, kann sich jedoch in der gruppenin- 
ternen Konkurrenz, der notwendigerweise enge Grenzen gesetzt sind, nur unzureichend 
entladen. Sein Ventil findet er in dem Abgrenzungs- und Expansionsstreben der Gruppe 
nach außen. Zwischen den Gruppen entwickeln sich daher, sofern sie nicht durch höhere 
hierarchische Ebenen miteinander verbunden sind, besonders aggressive Formen der Kon- 
kurrenz. Da die Gruppe über keine von ihrer Selbstwahrnehmung unabhängigen Katego- 
rien verfügt, nach denen sie ihr Verhältnis zu anderen Gruppen definieren könnte, kann sie 
zu jenen keine andere als eine dominierende Attitude einnehmen — eine Haltung, die ein ja- 
panischer Autor wie folgt zum Ausdruck bringt: 

»Sobald die Japaner mit etwas oder jemandem konfrontiert sind, das oder der ihnen überlegen oder 


auch weiterentwickelt erscheint, dann werden sie sofort von einem unwiderstehlichen Impuls ergrif- 
fen, den anderen aufzuholen und — wenn möglich — sogar zu überholen«. (Nakagawa 1979, S. 36). 


Sucht man nach aus dem Horizont der westlichen Kultur zugänglichen kulturellen Mu- 
stern, die mit der japanischen Organisationskultur vergleichbar sind und es uns erlauben, 
sie intuitiv nachzuvollziehen, so bietet sich vielleicht am ehesten das von Richard Sennett 
(1983) beschriebene Modell der intimen Gemeinschaft an. Sennett diagnostiziert in der 
westlichen Gesellschaft einen säkularen Prozeß des »Niedergangs der öffentlichen 
Sphäre«, der zu einem Rückzug der Menschen auf den Ausdruck »authentischer« Gefühle 
im Rahmen kleiner Gemeinschaften geführt habe. An die Stelle der reflektierenden Hal- 
tung des bürgerlichen Individuums seiein narzißtisches Syndrom getreten, das seinen sozia- 
len Ort vor allem in den neuen Mittelschichten habe. Die Menschen seien nicht mehr in der 
Lage, zwischen der ihnen gesellschaftlich zugewiesenen Position und ihrem Selbst zu unter- 
scheiden, sondern betrachteten ihre soziale Position als unmittelbaren Ausdruck ihres 
Selbst. So werde alles Gesellschaftliche in den Bereich des Persönlichen und Intimen hinein- 
gezogen, was zu einer »Tyrannei der Intimität« führe: 

»Die Menschen erfahren keine »Entfremdung« von der Institution, sie entwickeln vielmehr eine 
zwanghafte Bindung an sie, so daß noch die belanglosesten Betriebsangelegenheiten bei ihnen Interes- 
se hervorrufen. Das führt zu einer Verwirrung ihres Selbstwertgefühls. Sie werden nicht offen zurück- 
gewiesen, aber sie werden auch nicht offen akzeptiert. So müssen sie sich einer ständigen Selbstprüfung 


unterziehen und in einer Wirklichkeit, die faktisch keine kohärenten Grenzen des Selbst zuläßt, nach 
Bestätigung suchen.« (Sennett 1983, S. 373) 
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Mit Japan, das keine historisch vergleichbare Ausdifferenzierung der Sphären des Privaten 
und der Öffentlichkeit kannte, scheinen diese Betrachtungen Sennetts wenig zu tun zu ha- 
ben. Und doch führt der von ihm beschriebene »Verfall der Öffentlichkeit« im Ergebnis zu 
einem gesellschaftlichen Zustand, der auch mit der japanischen Angestelltenkultur — und 
nahezu alle Japaner rechnen sich, neueren Umfragen zufolge, der Mittelschicht zu — viele 
gemeinsame Züge aufweist. Ja, vielleicht trifft Sennett mit seiner Analyse die japanische 
Gesellschaft gerade deshalb so unerwartet genau, weil Japan die westliche Institution der 
Öffentlichkeit nicht kannte und deshalb den Prozeß ihrer Zerstörung gar nicht erst durch- 
laufen mußte. Verwischen der Grenzen zwischen Organisation und Person, grenzenloses 
Bedürfnis nach Selbstbestätigung und sozialem Aufstieg, Reduktion der Interaktion auf 
den Mikrokosmos kleiner Gruppen — das sind in der Tat die hervorstechenden Züge der 
Problematik auch des japanischen »sarariman«,? die sich auch in den grenzenlosen Arbeits- 
zeiten niederschlägt. 


Schlußbemerkung: Das Veralten der Taylerismuskritik 


Wenn wir auf die Paralleien zwischen der japanischen Organisationskultur und der »tyran- 
nischen Intimität« bei Sennett aufmerksam gemacht haben, so auch um deutlich zu machen, 
daß die Arbeitszeitpraxis in Japan keineswegs in dem Maße idiosynkratischen Charakter 
hat, wie dies von auf die Mythen des Fernen Östens fixierten westlichen Japan-Reisenden, 
vor allem aber von vielen japanischen Autoren selbst gern angenommen wird. Gewiß istes 
der japanischen Gesellschaft, die ja weder eine der bürgerlichen Öffentlickeit vergleichbare 
Institution noch eine sozialistische Gewerkschaftsbewegung europäischen Stils kannte, 
leichter gefallen, flexible und informell gesteuerte Formen der Kooperation zu entwickeln 
als den Gesellschaften Europas und Amerikas. Das heißt jedoch nicht, daß solche Formen 
der Kooperation und der umfassenden Nutzung der menschlichen Arbeitskraft nicht inter- 
kulturell übertragbar wären; im Gegenteil wäre es angesichts der Erfolge der japanischen 
{und zunehmend auch der koreanischen) Industrie auf den internationalen Warenmärkten 
überraschend, käme es nicht auch zu einem »Export« der Organisationsformen. Tatsächlich 
ist dieser Export längst im Gange — nicht nur in den USA, wo zahlreiche Großunterneh- 
men ihre Leitungsstrukturen den Lektionen des japanischen Managements entsprechend 
. umgebaut haben (Peters/Watermann 1982, Ouchi 1981, Pascale/Athos 1981), sondern 
auch in Westeuropa und in der Bundesrepublik. Qualitätszirkel beziehungsweise »Lernstät- 
ten«, »neue Produktionskonzepte«, die die brachliegenden Potentiale der menschlichen 
Arbeitskraft besser nutzen sollen, sprießen auch in bundesdeutschen Unternehmen aus 
dem Boden. Das Loblied der kleinen teilautonomen Gruppe, die in den siebziger Jahren von 
der gewerkschaftlichen Linken als Vehikel zur Humanisierung und Demokratisierung von 
Arbeitsprozessen propagiert worden war, wird heute zunehmend auf der Managementseite 
gesungen. Wieviel daran Realität und wieviel nur Propaganda ist, ist gewiß bisher nur 
schwer auszumachen. Aber unter Industriesoziologen ist heute kaum noch strittig, daß die 
'Entfaltung der modernen Informationstechniken eine Flexibilisierung der Organisations- 
formen, einen Abbau restriktiver Tätigkeitszuschnitte »tayloristischen« Stils und einen Be- 
deutungszuwachs polyvalenter Arbeitsstrukturen fördern wird. 
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Heißt dies, daß die überkommene linke Kritik der kapitalistischen Arbeitsorganisation, die 
ja im wesentlichen eine Kritik des Taylorismus war, ad acta gelegt werden muß? Können 
die neuen Arbeitsformen gar der »Rückkehr der Wirtschaft in die Gesellschaft« {Piore/Sa- 
bel) den Weg ebnen? Der Blick auf die japanische Arbeitszeitpraxis lehrt, daß dies wohl 
kaum der Fall ist. Aber die linke Kritik wird sich nicht mehr so ausschließlich wie nicht sel- 
ten bisher auf die »Entmenschlichung« des Arbeitsprozesses richten können. Vielmehr 
wird sie die Aufmerksamkeit auch auf die neuen Tendenzen zur »Vermenschlichung« der 
Produktionsorganisation lenken müssen. Was am japanischen Beispiel sichtbar wird, ist 
eine neue Struktur sozialer Heteronomie, die auch für westliche Gesellschaften richtungs- 
weisend werden könnte. Sie rührt gerade nicht, wie der Taylorismus, aus der Versachli- 
chung und Objektivierung des Arbeitsprozesses, sondern im Gegenteil aus der zunehmen- 
den Intimität der Kooperation. Um die Arbeitskraft nicht mehr spezialisiert, sondern 
»rundum« nutzen zu können, genügt es nicht, nur die Ärbeitsorganisation und die Ausbil- 
dung zu verändern; ohne in stärkeres Einbeziehen der Person des Arbeitenden, ohne neue 
Formen der Mobilisierung des Engagements der Belegschaften ist die breitere Ausschöp- 
fung des Leistungsvermögens nicht möglich. Das japanische Beispiel zeigt, welche Formen 
eine solche Mobilisierung von »Konsens« annehmen kann. Jedoch nicht nur japanische, 
sondern auch die »exzellenten« amerikanischen Unternehmen (wie IBM, Delta Airlines, 
3 M, Mac Donalds u.a.) erwarten heute von ihren Beschäftigten, wie Peters/Watermann 
beobachtet haben, mehr als nur pflichtgemäße Aufgabenerfüllung. Sie verstehen sich als 
eine quasi-religiöse Institution, die »Glauben« vermittelt, »Werte« predigt und eine durch- 
dringend informelle Atmosphäre verbreitet. Sie stellen ihre Beschäftigten vor die Wahl 
»entweder ihre Normen zu akzeptieren oder den Betrieb zu verlassen. In wirklich guten 
Unternehmen gibt es für die meisten Leute keine halbherzigen Einstellungen.« (Peters/ 
Watermann 1982, S. 77). 

»Organisationskultur« ist, wie die Schilderungen von Peters/Waterman sichtbar machen, 
kein japanisches Spezifikum; sie könnte sehr wohl auch in westlichen Firmen Schule ma- 
chen. Die Folge wäre nicht nur eine verschärfte Spaltung und Fragmentierung der abhän- 
gig Beschäftigten, die alle Versuche, Diskriminierungen mit politischen und gesetzlichen 
Mitteln abzubauen, noch schwieriger machen würde. Reinhard Bendix hat schon vor drei- 
Big Jahren vor dem totalitären Potential gewarnt, das in dem informellen Kollektivismus 
des modernen Management liege. Jener Kollektivismus könne, wie er mit Eric Hoffer be- 
fürchtet, zu einer »monströsen« Invasion der Herrschaft des Managements auch in die Pri- 
vatsphäre, die Gedanken und Träume führen (Bendix 1956, S. 339). Was seinerzeit noch 
eher eine Spekulation war, erscheint heute weniger denn je abwegig. Neue Arbeitsformen 
und Produktionskonzepte enthalten nicht nur positive Chancen für Demokratisierung und 
Partizipation, sie enthalten auch das Risiko der Vereinnahmung der Person des Arbeiten- 
den, auch wenn dies noch nicht gleich zu japanischen Arbeitszeiten führen muß. Der Un- 
terschied zwischen »Humanisierung« und »Japanisierung« ist fließend und wird verstärk- 
ter Aufmerksamkeit bedürfen. 
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Anmerkungen 


1 Die folgenden Angaben sind, sofern nicht anders angegeben, entnommen aus: Nihon Seisansei 
Honbu, Katsuyo Rodo Tokei, 1986/1 (Japanisches Produktivitätszentrum: Arbeitstatistiken für 
die Praxis, 1986/1). 

2 Es besteht überdies kein gesetzlicher Anspruch auf eine zusammenhängende Gewährung des Ur- 
laubs. 

3 96 Prozent aller Kinder eines Altersjahrgangs absolvieren in Japan heute die Höhere Schule (Koto 
Gakko); das Abitur stellt also gleichsam eine Mindestqualifikation dar. 

4 Die Gleichsetzung von Kooperationsbereitschaft und zeitlichem Engagement wird schon durch 
Kindergarten und Schule eintrainiert. Kindergärten beiobigen Kinder, die nie fehlen, Schulen er- 
warten, daß die Schüler über die ohnehin langen Unterrichtszeiten hinaus auch während der Fe- 
rien regelmäßig an organisierten Aktivitäten aller Art (Gymnastik, Sport) teilnehmen. 

5  Japanisierte Version des englischen »salaryman«. 
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Tabelle 1: Die Entwicklung der monatlichen Arbeitszeiten! 1950-1984 in Japan 


Alle Unternehmen? Verarbeitende Industrie 
Reguläre Reguläre 
Jahr Arbeitszeit Überstunden insgesamt Arbeitszeit Überstunden insgesamt 
1950 174,2 5,2 189,4 174,3 14,7 189,0 
1951 174,8 7,4 192,2 175,8 17:7 192,8 
1952 175,2 7,3 192,5 176,9 17,5 194,4 
1953 176,5 9,9 194,4 177,2 19,5 196,7 
1954 177,5 "16,1 193,6 178,4 17,6 197,9 
1955 178,4 6,5 194,8 179,9 18,3 198,0 
1956 180,1 92 199,3 182,0 22,4 204,4 
1957 178,5 9,9 198,4 180,1 22,8 202,9 
1958 179,6 8,4 198,0 181,1 20,3 201,4 
1959 179,3 20,8 200,1 180,9 23,8 204,7 
1960 180,8 21,9 202,7 182,0 25,0 207,0 
1961 179,3 21,7 201,0 179,4 24,0 203,4 
1962 179,0 18,8 197,8 178,8 19,6 198,4 
1963 178,2 18,4 196,6 177,6 19,3 196,9 
1964 177,1 18,6 195,7 176,1 19,6 195,7 
1965 176,4 16,5 192,9 175,1 16,7 191,8 
1966 - 175,8 17,4 193,2 174,7 18,3 193,0 
1967 174,5 18,5 193,0 173,8 20,1 193,9 
1968 174,1 18,6 192,7 172,8 20,2 193,0 
1969 171,4 18,6 190,0 169,8 20,2 190,0 
1970 169,9. 17,8 187,8 168,4 19,0 187,8 
1971 169,8 15,0 184,8 168,4 15,9 184,3 
1972 169,2 14,6 183,8 167,7 15,6 183,3 
1973 166,6 15,4 132,0 165,2 16,8 182,0 
1974 162,9 12,6 175,5 161,0 12,2 173,2 
1975 161,4 10,6 172,0 158,7 9,1 167,8 
1976 162,9 11,6 174,5 161,7 1252 173,9 
1977 162,7 12,0 174,7 161,5 13,0 174,5 
1978 162,9 12,3 175,2 161,9 13,7 175,6 
1979 163,0 13,2 176,2 162,4 15,5 177,9 
1980 162,2 13,5 175,7 161,8 16,4 178,2 
1981 161,7 13,4 175,1 161,4 16,0 177,4 
1982 161,6 13,1 174,4 161,5 15,5 177,0 
1983 161,4 13,4 174,8 161,8 16,2 178,0 
1984 162,1 14,2 176,3 162,4 18,1 180,5 


l Effektive Arbeitszeiten ausschließlich Pausen und Abwesenheit durch Krankheit und Urlaub 
2 Ohne öffentlichen Sektor, ab 1971 einschließlich Dienstleistungen 


Quelle: Rodosho, Maitsuki Kinro Tokei Chosa (Ministerium für Arbeit, Monatliche Arbeitsstatistik} 


Tabelle 2: Arbeitszeiten nach Wirtschaftszweigen' (1984) 


Wirtschaftszweig Monatl. Arbeitszeit (St.}? Verbreitung der Fünftagewoche Bezahlter Jahresurlaub 
Reguläre Über- Gesamt- Anteil der Beschäftigten mit: je Beschäftigten 
Arbeitszeit stunden arbeitszeit Voller Alter- Voller Gewährte Genutzte Nutzungs- 
Fünftage- nierendem Sechstage-- Urlaubs- Urlaubs- rate (%) 
woche System? woche tage tage 
Alle Unternehmen 162,1 14,2 176,3 27,0 50,9 22,1 14,8 8,2 56 
Bergbau 170,1 21,6 191,7 7,5 57,1 35,4 15,4 10,8 70 
Baugewerbe 174,1 14,8 188,9 5,6 44,4 50,0 13,9 7,6 55 
Verarbeitende j 
Industrie 162,4 18,1 180,5 39,4 46,1 14,5 19:5 9,3 60 
Groß- und 
Einzelhandel 161,8 8,6 170,4 22,8 59,5 17:7 13,2 5,7 43 
Banken, 
Versicherungen 151,4 10,0 161,4 11,0 88,8 0,2 17,1 7,2 2 
Transport und 
Kommunikation 162,5 18,1 180,6 72 49,9 42,9 14,9 9,5 64 
Elektrizitäts-, Gas- 
Wasser und Fern- 
wärmeversorgung 155,0 15,4 170,4 82,8 17,0 0,2 19,1 12,9 68 
Dienstleistungen 160,9 10,2 171,1 16,4 39,7 43,9 13,1 7,1 55 


1 Ohne Öffentlichen Sektor 


2 Effektive Arbeitszeiten ausschließlich Pausen und Zeiten bezahlter Nicht- Anwesenheit 
3 Monatlich 1, 2 oder 3 mal die Fünftagewoche, Fünftagewoche im 14-Tage-Rhythmus, wöchent- 


lich 1 1/2 Feiertage 


Quelle: Rodosho (Arbeitsministerium), Mai Tsuki Kinro Tokei Chosa, Chingin Rodo Jikan Seido Sogo Chosa 
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Ilse Maria Lenz 

Der große Unterschied und die kleine Gleichheit: 
Zur Bedeutung der geschlechtlichen Arbeitsteilung 
für die japanischen industriellen Beziehungen 


Um diespektakuläre soziale und wirtschaftliche Entwicklung Japans zu begreifen, ist eine Be- 
schäftigung mit der geschlechtlichen Arbeitsteilung und der Stellung der Frau unerläßlich. 
Allerdings stößt der Blick »von außen« zunächst auf von Männern geprägte Strukturen: die 
häufig untersuchten (männlichen) Facharbeiter, die mit ihrem Arbeitsethos den japanischen 
Wirtschaftserfolg mitegründet haben sollen, die »paternalistischen« (männlichen) Manager, 
die (überwiegend männlichen) Studenten an den Elitehochschulen, die die »Examenshölle 
der Schule« überstanden, um nach dem Universitätsexamen in die Großbetriebe einzutreten 
usw. Doch bauen diese in Europa vielfach beleuchteten Zusammenhänge auf der geschlecht- 
lichen Arbeitsteilung in der Familie und im Bereich der Lohnarbeit auf. Erst die Tatsache, daß 
japanische Hausfrauen die »Familienarbeit« — vom Einkaufen und Kochen bis zur alltäglı- 
chen Versorgung der schulgestreßten Kinder — fast alleine erledigen, ermöglicht die Hinwen- 
dung zu und vorrangige Loyalität der männlichen »Stammarbeiter« gegenüber ihren Betrie- 
ben. Die täglichen Überstunden, die Arbeitseinsätze in entfernten Städten, die Angehörigen 
des Managements und der Kernbelegschaft nicht selten abverlangt werden — all dies setzt 
voraus, daß die »Familienväter« in der Familie weitgehend abkömmlich sind. 

Diese häusliche geschlechtliche Arbeitsteilung ist eine der Voraussetzungen der betonten 
geschlechtlichen Spaltung des Arbeitsmarktes, die zugleich durch betriebliche Regelungen 
befestigt und entsprechend den betrieblichen Anforderungen laufend angepaßt und teils 
verfeinert wird (vgl. Lenz 1937). Die Geschlechtsgrenze ist die wichtigste Fragmentierungs- 
linie zwischen den Belegschaftsgruppen, obwohl auch ethnische und soziale Diskriminie- 
rung z.B. gegenüber in Japan ansässigen Koreanern oder der unterdrückten Minderheit der 
burakumin eine gewisse Rolle spielen (Ernst 1980). Aber angesichts der weitgehend homo- 
genen Voraussetzungen der Mehrheit der Beschäftigten, die die gleichen mittelschicht- 
orientierten Normen der Massenkultur teilen und mindestens über einen Mittelschul- oder 
Oberschulabschluß verfügen, wurde in der industriellen Expansionsphase nach 1955 die 
»Geschlechtsgrenze« auf dem Arbeitsmarkt und in den industriellen Beziehungen als Kri- 
terium der hierarchischen Abstufung betont und systematisch ausgebaut. Häufig werden 
in der deutschen Öffentlichkeit die (überwiegend männlichen) Kernbelegschaften der 
Großbetriebe mit »dem japanischen Arbeiter« schlechthin gleichgesetzt; zu Beginn der 
1980er umfaßten sie jedoch knapp unter 30 % aller abhängig Beschäftigten (Kemmochi 
1983: 225). Hinter und unter ihnen stehen die wenig beachteten instabil Beschäftigten, d.h. 
Männer und Frauen in Klein- und Mittelbetrieben, Arbeiterinnen in der Großindustrie, die 
bis zur Ehe oder bis zum ersten Kind erwerbstätig sind, sowie die wachsende Zahl von Teil- 

zeitarbeiterinnen (Bergmann 1983; Lenz 1987). 
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Die japanische Entwicklung verweist also auf die Notwendigkeit einer integrierten Per- 
spektive von gesellschaftlicher Arbeitsteilung, die die betrieblichen Grenzen überschreitet. 
Zugleich aber verdeutlicht sie historisch-kulturelle Variationen zwischen den kapitalisti- 
schen Industriegesellschaften, die durch patriarchatskritische Untersuchungen erfaßbar 
werden: der »japanische patriarchalische Kapitalismus« unterscheidet sich in wesentlichen 
Zügen von seinem westlichen Gegenstück. Im folgenden will ich diesen Unterschieden, 
aber auch den Gemeinsamkeiten vor allem anhand der Frage nachgehen, wie der Wert der 
Polarisierung des Geschlechtsunterschiedes in Japan in der betrieblichen und überbetriebli- 
chen Arbeitspolitik umgesetzt wurde. Was bedeutet die Zuschreibung von unterschiedli- 
chen, gegeneinander kaum durchlässigen Bereichen für beide Geschlechter, nach der der 
moderne Haushalt auf die Mutter, der Betrieb auf den männlichen Lohnarbeiter zentriert 
sein soll, während das Gleichheitspostulat i.a. erst auf Grundlage dieser Zuschreibungen er- 
hoben und ihm nur eine begrenzte Geltung gegeben wird? Die »Gleichheit des Sexus« in 
der Industriegesellschaft, die z.B. Ilich so heftig beklagt, hat sich in Japan nicht eingestellt 
(vgl. Hlich 1984). Eine Auseinandersetzung mit Formen patriarchalisch-kapitalistischer 
Verhältnisse, die einer anderen Entwicklungsgeschichte und Kultur entspringen, kann also 
auch Anlaß dazu geben, über den Wert und die Grenzen »unseres« auf der Gleichheits-Tra- 
dition begründeten Emanzipationsverständnisses nachzudenken'. Allerdings setzt dies 
voraus, nicht von vornherein die europäische Elle der Gleichheit anzulegen, um dann auf 
die »unterdrückten Japanerinnen« herabzusehen, sondern sich auf die Realität der Japa- 
ner/innen in ihrer Spannung zwischen »Lebenswelt und System« erst einmal einzulassen. 
Dabei stößt die sozialwissenschaftliche Japan-Diskussion auf Probleme, die ich unter Be- 
zug auf Edward Saids brillante Untersuchung des »Orientalismus« in der europäischen 
Asienwissenschaft skizzieren möchte: Unter »Orientalismus« versteht Said die Art und 
Weise, mit der Europa herkömmlich den Orient betrachtet hat. Die Strukur dieses Diskur- 
ses war durch eine selektive Wahrnehmung der asiatischen Gesellschaften bestimmt, die 
durch europäische Sozialverhältnisse, Konflikte und Wunschprojektionen gespeist wurde: 
sprechende Beispiele dafür sind die in Europa entworfenen Bilder der asiatischen Frauen 
von der sanften »Madame Butterfly« bis zur thailändischen »mandeläugigen Sexgespie- 
lin«, die vor dem Hintergrund der europäischen Frauenbewegungen projiziert wurden. 
Saids Ideologickritik zeigt in einer gründlichen Durchsicht der europäischen Asienliteratur 
drei Merkmale des »Orientalismus« auf (Said 1980): 

1. Es besteht ein Machtverhältnis gegenüber den seit dem 18. Jh. auch real unterlegenen 
asiatischen Gesellschaften, das sich darin ausdrückt, daß die europäischen Mächte nun ei- 
nen »Blick von oben« auf den Orient annehmen. 

2. Der Orient wird als eng verbunden mit Europa und doch als das völlig Fremde, »das An- 
dere«, dargestellt. Mit einer positiven Wertung geschieht dies in den Diskursen über die 
»Weisheit des Östens« — oder wie schon erwähnt die »ganz anderen« geheimnisvollen asia- 
tischen Frauen. Aber auch dasStereotyp deseconomic anımal im »Arbeitsstaat Japan«, das 
nur für die Firma lebe und keine persönlichen Emotionen habe, gerät zu einer negativ un- 
terlegten Neuauflage dieses Verhältnisses von geforderter Nähe und »ganz Anderem«. 

3. Der »Osten« kann sich nicht selbst darstellen, hat er doch die Fähigkeit, historisches, aus- 
sagebestimmendes Subjekt zu sein, für den »Westen« verloren. Vielmehr wird er repräsen- 
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tiert in Form von Vor-bildern, vorgeformten Imaginationen und Urteilen, und wird immer 
wieder nach »westlichen Bedürfnissen« interpretiert. 

. Eben diese drei Kennzeichen des »westlichen« Asien-Diskurses — das Machtverhältnis, 

die Auffassung vom Unterlegenen als einem völlig Fremden und die Repräsentation als Ob- 
jekt für das geschichtstragende Subjekt — finden sich auf einer anderen Ebene im gesell- 
schaftlichen und wissenschaftlichen Diskurs über Frauen wieder. »Der Blick von oben«be- 
herrschte die Wahrnehmung der Frau, häufig ohne das zugrundeliegende Machtverhältnis 
zu reflektieren. Frauen galten als das »andere Geschlecht« (Beauvoir) im Rahmen männ- 
lich zentrierter Maßstäbe. Schr lange wurden sie im geseilschaftlichen Diskurs nur reprä- 
sentiert, ohne daß sie selbst zu Wort kommen konnten oder ihre Stimmen gehört wurden. 
in der herkömmlichen Japanliteratur überblenden und vermischen sich vielfach wissen- 
schaftlicher Androzentrismus (Zentrierung auf »männliche« Werte und Sichtweisen) und 
Orientalismus. So werden die Frauenaspekte im »ganz anderen Japan« entweder gar nicht 
wahrgenommen oder auf ein Ghetto des »Sonderprobiems Frau« eingeschränkt. Gravie- 
render aber ist die Fremdrepräsentation der Japanerin, ohne daß ihre Perspektive aufge- 
nommen würde. Die Weltsicht japanischer Frauen ist in Europa noch eine weithin unbe- 
kannte Welt. 
In dieser Fremdsicht dominiert entweder die These von der reinen »Unterdrückung« oder 
aber umgekehrt die Annahme der kulturspezifischen Akzeptanz, die die Japanerinnen für 
ihre Sonderrolle als Hausfrau und Mutter aufbringen sollen. In beiden entgegengesetzten 
Annahmen werden die Widersprüche und Brüche, die die Japanerinnen in ihrem Lebens- 
zusammenhang erfahren und die sich in erheblichem Druck auf die in der Epoche des ho- 
hen Wachstums eingespielte Balance zwischen Heim und Betrieb ausdrücken, nicht mehr 
sichtbar. Bei der Suche nach den Frauen als Subjekt stellt sich das Problem, ihre wider- 
sprüchliche Lebenswirklichkeit »von innen« her zu begreifen. Dies geht nicht in einer Per- 
spektive »von oben und außen«, die Frauen nur im Zusammenhang mit dem herrschenden 
Frauenbild und den entsprechenden Normen wahrnimt. Sie kann als Perspektive des 
»Empfangsraums« bezeichnet werden, in dem die lächelnde Japanerin dem Gast von au- 
Ben Tee serviert (und folglich nur als untergeordnete Dienstleistende gesehen wird). Die 
Wahrnehmung muß sich aber auch auf »weibliche Orte« richten, also eine Perspektive z.B. 
»aus der Küche«, »aus der Frauengruppe an der Montage« her usw. entwickeln. 
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Die japanische kapitalistische Entwicklung kann jenseits der aktuellen Fragestellungen, die 
der verstärkten Konkurrenz mit der »Wirtschaftsmacht Japan« entspringen, ein verglei- 
chendes Interesse unter dem Aspekt der Fragen sozialer Evolution beanspruchen?. Dies gilt 
auch und gerade für die geschlechtliche Arbeitsteilung und Machtverhältnisse. Einerseits 
stoßen wir im Vergleich zur langzeitlichen Herausbildung der bürgerlichen Gesellschaft in 
Europa auf eine Zusammendrängung und »Verquickung« von Entwicklungsstufen, wie 
wir sie kennen. Andererseits problematisiert das Verhalten der wichtigsten Akteure in der 
Modernisierung Japans herkömmliche Vorstellungen eines geradlinigen Fortschritts von 
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der Tradition zur Moderne: Denn die Tradition wird selektiv aufgenommen, umgeformt 
und in moderne Institutionen und Organisationen überführt, wobei andere traditionelle Be- 
reiche brach liegen oder verschüttet werden. Diese Kombination »traditioneller« Elemente 
bedeutet eine »Kultursynthese« in der Modernisierung, die jedoch einen Bruch mit der Ge- 
schichte beinhalten kann. Ein Beispiel stellt die Entwicklung der industriellen Beziehungen 
in der ersten modernen Großindustrie Japans, der Baumwollindustrie, dar: Unter Berufung 
aufdie japanische patriarchalische Tradition wurden die Arbeitsverträge für die Arbeiterin- 
nen mit ihren Vätern oder Haushaltsvorständen abgeschlossen, die auch einen größeren 
Lohnvorschuß erhielten. Aber die herkömmlichen Baumwollspinnereien, die um 1870, vor 
der Einführung der »westlichen« großen Spinnmaschinerie, für den Inlandsmarkt produ- 
zierten, hatten offenere Arbeitsmärkte, in denen auch Arbeiterinnen als weitgehend eigen- 
ständige Vertragspartner auftraten.. 

Die japanische Modernisierung beruht also auf einer Selektion, Synthese und Neuschaffung 
eigener »herkömmlicher« und neuer »westlicher« Elemente, die für die nachholende wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung Japans mobilisiert wurden. Die staatlichen und wirt- 
schaftlichen Eliten wollten sowchl in der Konkurrenz mit den westlichen Mächten bestehen 
als auch durch eine autoritäre politische Kultur die Spannungen dieses Prozesses abfangen 
und kanalisieren. Die Verdichtung und Zusammendrängung und die Selektions- und Synthe- 
seprozesse der Modernisierung bedeuteten, daß sich in Japan die Herausbildung europäischer 
bürgerlicher Gesellschaften mit ihren Idealen des Individualismus und der Freiheit nicht wie- 
derholte (Ishida 1987). Hier können nur einige Aspekte dieser komplexen Entwicklung ge- 
streift werden. Beck-Gernsheim beispielsweise gibt zu bedenken, ob in Europa die Herausbil- 
dung des autonomen bürgerlichen Individuums sich nicht auf die Männer beschränkte; die 
Frauen blieben zunächst in das Kollektiv der „modernen Familie« gebannt, ehe sie in den 
letzten Jahrzehnten ihre individuellen Ansprüche und Ziele lauter äußerten und auf dem Ar- 
beitsmarkt stärker auftraten (Beck-Gernsheim 1986). In Japan betonten die politischen und 
wirtschaftlichen Eliten ausgewählte japanische Gemeinschafts-Elemente, während sie sie zu- 
gleich z.B. über rechtliche Festschreibung oder durch ideologische Neufassung veränderten 
und den Modernisierungszielen anpaßten: Deutlich tritt dies in der Staats- und Familienlehre 
zutage. Nach einigen liberalen Experimenten vor allem unter französischern Einfluß wurde 
im BGB von 1898 das »Haus« {ie} und nicht das Individuum als Grundeinheit der Gesell- 
schaft gesetzt. Das Haus, d.h. die patriarchalische Mehrgenerationenfamilie, wurde im neuen 
Recht, in Anlehnung an das Hausrecht der Samurai, einem männlichen Haushaltsvorstand 
unterstelit; damit wurde das bäuerliche Volksrecht aufgehoben, nach dem auch Frauen diese 
Stellung innehatten (vgl. Lenz 1984: 122 £f.). Wichtig ist hier, daß diese Veränderungen die In- 
dividuation der Männer und Frauen hemmten; beide Geschlechter orientierten sich weiter an 
Formen der Gemeinschaft, vor allem an dem »Haus« und der Dorfgemeinde, auch wenn die- 
se Bindungen bei den Frauen stärker ausgeprägt waren. Auch gegenwärtig setzen sich diese 
gemeinschaftliche Orientierung und ihre stabilisierende Funktion z.B. darin fort, daß die 
Großbetriebe von ihren männlichen Stammbelesschaften ein hches »Bewußtsein für die Be- 
triebsgemeinschaft« (kigyo kyodotai ishiki) erwarten. 

Während die klassischen Prinzipien der bürgerlichen Revolution in Europa, also Freiheit 
und Gleichheit der Individuen, in der japanischen Modernisierung nur partiell aufgegriffen 
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wurden, strömte aus der Tradition der bäuerlichen Schichten die Idee der Gleichheit von 
Angehörigen überschaubarer Kollektiven, z.B. der Dorfgemeinschaften, in die politische 
Kultur ein. Diese Strömung wurde nach 1945 spürbarer, als die »Nachkriegsreformen« 
(Bodenreform, Abschaffung des alten Familienrechts und des Haushaltsvorstandes, 
Gleichheitsgebot der Verfassung) überlebte Herrschaftspositionen beiseite gefegt hatten. 
Diese »dörfliche« Form der Gleichheit beinhaltet nicht, daß aufgrund eines abstrakten 
Gleichheitsanspruchs alle Mitglieder der Gesellschaft gleiche Rechte hätten; vielmehr be- 
steht die Gleichheit darin, daß die Einzelnen als Mitglieder einer — begrenzten oder sogar 
abgegrenzten — Gemeinschaft anerkannt werden, wobei ihnen aus dieser Mitgliedschaft 
unterschiedliche Rechte zukommen können. Gleich sind sie ferner in dem geforderten Ge- 
meinschaftsbewußtsein. Diese »Gleichheit zur Gemeinschaft«, die sich nicht allgemein auf 
»Gesellschaft« erstreckt, findet sich m.E. in der Betriebsbindung der japanischen Stamm- 
belegschaften und in der betrieblichen Stellung der Frau wieder. Doch konfligiert sie in so- 
zialen Auseinandersetzungen, z.B. den zahlreichen Arbeitsprozessen von Frauen für 
Gleichheit am Arbeitsplatz oder in der Praxis von gewerkschaftlichen Gruppen, häufig 
Minderheitsgewerkschaften, mit Konzepten geselischaftlicher Gleichheit. Die Entwick- 
lung des Gleichheitsdenkens aus diesen unterschiedlichen Strömungen dürfte ein wichtiges 
Thema der nächsten Jahre darstellen*. 

In der Zusammendrängung von Entwicklungsstufen, die die nachholende japanische Ent- 
wicklung erforderte, bildete das Fortwirken des Standesdenkens die Rückseite der Medaille 
der hier umrissenen Gemeinschafts-Orientierung. Während die alten feudalen Stände um 
1868 weitgehend aufgehoben wurden, blieb der aus kollektiven Zugehörigkeiten erwach- 
sende Stand oder Status (rribun)° ein wichtiges Kriterium zur Einordnung der Einzelnen, 
deren Mobilität in der Modernisierung sich ansonsten ungeheuer erweitert hatte. Dies zeigt 
sich z.B. in der Bedeutung von Status-Elementen in der Spaltung der Arbeitsmärkte: Bis 
zur Gegenwart wirken sich der Status der Einstellung wie die Beschäftigung direkt nach 
dem Abschluß der Ausbildung, oder aber der Status einzelner Beschäftigten-Gruppen, wie 
etwa der Teilzeitarbeiter/innen, auf Beschäftigungssicherheit, Aufstieg und Entlohnung 
aus. Wie in Europa ist das zugrundeliegende Argument des Managementes ökonomischer 
Art: Nur eine Vollzeit- und Dauerbeschäftigung rechtfertige hohe Investitionen in die be- 
triebliche Ausbildung. Aber die Schärfe der Abgrenzung der Gruppen geht m.E. auch auf 
das Wirken des »Status« in diesem Sinne zurück; sie zeigt sich darin, daß Übergänge nach 
oben auch bei vorhandener Qualifikation kaum möglich sind. Das Vorrücken vom Status 
Teilzeitarbeit in den der Dauerbeschäftigten, dem im europäischen Kontrastfall der Wech- 
sel von Teilzeit- zu Vollzeitarbeit entspräche, ist undenkbar. Ebenso werden in einer Reihe 
von Betrieben Unterschiede zwischen den Beschäftigten, die nach der Schulausbildung 
dort eintraten, und »Betriebswechslern« gemacht. Wie im folgenden Abschnitt gezeigt 
werden soll, ist das weibliche Geschlecht ein grundlegender Faktor bei dieser Statuszu- 
schreibung. 

In der Selektion und Synthese herkömmlicher und westlich-moderner Elemente bildeten 
sich auch aufeinander aufbauende Stufen des Patriarchats als ideologische und materielle 
Verhältnisse heraus: Das Haus (ie) im japanischen Kaiserreich des späten 19. und frühen 
20. Ihs. stützte sowohl die Unterdrückung der Frau als auch die allgemeine Unterordnung 
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der Untertanen in dem »Familienstaat« legitimatorisch ab. Zugleich beruhte der nachholen- 
de exportorientierte Entwicklungsweg Japans auf einer patriarchalischen Arbeitsteilung in 
Industrie und Haushalt (vgl. Lenz 1984, Oba/Ujihara 1969: 345-360). Die patriarchalische 
Strukturierung beider Bereiche steht in wechselseitigem Zusammenhang und verstärkte sich 
gegenseitig. In den ersten Industrialisierungsphasen mußten die Leichtindustrien, vor allem 
die Textilindustie, die notwendigen Devisen für den Aufbau von Schwerindustrie und Rü- 
stungsindustrie, mitsamt dem dafür benötigten Technologietransfer, den Maschinen und 
Rohstoffen einbringen. In Exportindustrien arbeiteten überwiegend junge Frauen. 

Dem hohen Frauenanteil an der Industriearbeiterschaft der Frühphasen, der von ca. 60 % 
1910 auf ca. 50 % 1930 (vgl. Lenz 1984: 199 ff.} zurückging, liegen die herkömmlich hohe 
Erwerbsquote der Frauen in Landwirtschaft und Kleinhandel, die Frauenbeschäftigung in 
einigen binnenmarktorientierten Kleinindustrien für den Alltagskonsum und die export- 
orientierte Industrialisierungsstrategie zugrunde. Gerade die modernen Exportindustrien 
wiesen damals eine betonte geschlechtliche Arbeitsmarktspaltung auf: Mädchen und junge 
Frauen, die teils von ländlichen Haushalten migrierten, wurden zu Niedriglöhnen und im 
internationalen Vergleich sehr langen Arbeitsstunden beschäftigt. Während sich z.B. in der 
Metallindustrie allmählich erste Modelle der Dauerbeschäftigung für männliche Arbeiter 
herausbildeten, blieben in den Exportindustrien, die zumeist weibliche Arbeitskräfte bis ca. 
fünf Jahren oder häufig bis zur Ehe beschäftigten, Kurzzeitverhältnisse bestimmend. Für 
Arbeiterinnen waren also weder berufsqualifizierende Ausbildung und weiterführende 
Aufstiegschancen, noch langfristige Sicherungen durch Langzeitanstellung oder Soziallei- 
stungen wie Pensionen vorgesehen. Das Aufrücken männlicher Dauerbeschäftigter, der 
»frühen Formen der Stammarbeiter« — in bezug auf soziale Sicherung, Ausbildung und be- 
trieblichen Aufstieg — kontrastierte mit der »Sackgassensituation« der meisten Industrie- 
arbeiterinnen. Der Marxist Ouchi wies darauf hin, daß Verbesserungen sich in den führen- 
den Arbeiterschichten stärker oder gleich durchschlugen; die Differenzierung zwischen den 
fragmentierten Gruppen blieb also erhalten. Er verglich diese Struktur des »Aufwärts- 
rückens« der fragmentierten männlichen Belegschaften mit dem Bild einer Rolltreppe, bei 
der sich das gesamte Stufengefälle gleichzeitig bewegt. Die Industriearbeiterinnen hatten 
an diesem stufenweisen Aufstieg keinen Platz, sie bildeten die Grundebene, für die relativ 
einheitliche — schlechte — Bedingungen galten (zit. nach Lenz 1984: 228). 

Diese Diskriminierung wurde begründet mit der patriarchalischen Arbeitsteilung und Hier- 
archie in den meist bäuerlichen Herkunftshaushalten. Während der männliche Haushalts- 
vorstand Autorität über die Arbeiterinnen {und Teile ihres Lohns) beanspruchte, wurde der 
niedrige Frauenlohn mit dem klassischen Argument des weiblichen »Zuverdienstes« zum 
Haushaltseinkommen legitimiert. Dem widersprach die Realität insofern, als Frauen, be- 
sonders die jungen Schwiegertöchter, wichtige Arbeitskräfte der bäuerlichen Hauswirt- 
schaften waren und die Lohnsummen der Arbeiterinnen in der Regelerst den Fortbestand 
dieser Kleinwirtschaften ermöglichten {vgl. Lenz 1984). Es handeite sich dabei nicht um 
ökonomische »Nebenrollen«, wie es im Wort vom »Zuverdienst« anklingt, sondern um ei- 
ne Abwertung der weiblichen Arbeitsleistungen, die ihren realen Beitrag verschleierte. Die 
soziale Unterordnung der Töchter und jungen Frauen im patriarchalischen »Haus« schlug 
sich also auch auf dem Arbeitsmarkt in Diskriminierung nieder. 
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Die zweite Säule der Diskriminierung war eine neue geschlechtliche Polarisierung von Ar- 
beitsbereichen und Zukunftschancen, die die im Industrialisierungsprozeß einsetzende 
Trennung von Heim und Betrieb, Reproduktion und Produktion begleitete. Wurde in der 
bäuerlichen Wirtschaft der zentrale Beitrag der Frau zum Haushaltseinkommen aner- 
kannt, gehörte sie wie der Mann zu den »Arbeitenden«, so baute die kapitalistisch-indu- 
strielle Entwicklung langzeitlich auf einer Geschlechterpolarisierung der Bereiche Heim 
und Betrieb auf: Der Betrieb wurde — ungeachtet des relativ hohen Anteils weiblicher Be- 
schäftigter — alseigentlicher Bereich der Männer betrachtet; das Heim wurde zum Bereich, 
später auch zum »Reich« der Frauen. Sie leisten fast alle Hausarbeit, treffen aber auch fast 
alle Entscheidungen im Haushalt selbständig {vgl. Lenz 1981). Die Polarität in der gesamt- 
gesellschaftlichen geschlechtlichen Arbeitsteilung stützt sich auf die Weiterführung und 
Zuspitzung der gegenseitigen Ergänzung (Komplementarität) männlicher und weiblicher 
Arbeitsfelder aus der bäuerlichen Welt, die in der nachholenden Entwicklung Japans ausge- 
baut wurde, und auf die materielle Anerkennung und rudimentäre Absicherung der Haus- 
arbeit (s.u.). Schließlich ermöglicht sie auch die ungeheure Konzentration und Zuwendung 
der männlichen Stammbelegschaft auf den Betrieb, da die Hausarbeit und damit die Repro- 
duktion der Arbeitskräfte allein von den Hausfrauen in ihrem »weiblichen Reich« geleistet 
wird. Diese Polarität und Komplementarität in der geschlechtlichen Arbeitsteilung enthält 
ein kompliziertes Wechselverhältnis von abstrakter Gleichheit und realer Ungleichheit: die 
Arbeitsbereiche »Heim« und »Betrieb« erscheinen abstrakt gleichwertig und überdies die 
Hausarbeit als anerkannte, selbständige Tätigkeit. Doch wenn die Frauen ihr — im Denken 
der Geschlechtspolarität — »gleichwertiges Heim« verlassen, stoßen sie in Politik und Ge- 
sellschaft, vor allem aber im Bereich der Lohnarbeit auf massive Ungleichheit. So erweist 
sich die Geschlechterpolarität® als modernisierte Stufe des Patriarchats, bei der die unmit- 
telbare patriarchalische Herrschaft des Haushaltsvorstands durch einen generellen Sexis- 
mus ersetzt wurde. Ich möchte zunächst einige Unterschiede in der Entwicklung der Haus- 
halte in Japan und Europa während der Industrialisierung berühren, die erklären, warum 
die japanischen Hausfrauen das Heim so lange als »ihren weiblichen Ort« sahen. Danach 
möchte ich auf die Konsequenzen der Geschlechterpolarität in der betrieblichen Arbeitspo- 
litik zu sprechen kommen. | 

Die Vorstellung der Komplementarität der geschlechtspolaren Arbeitsteilung bedeutete 
vor dem Hintergrund der bäuerlichen Arbeitsteilung, daß der Haushalt im öffentlichen Be- 
wußtsein und im Selbstgefühl der Frauen seineökonomische Bedeutung nicht verlor. Haus- 
arbeit wurde weiterhin als gesellschaftlich nützlich angesehen und bereits um 1960 wurde 
in der »Hausfrauen-Debatte« (shufu ronso) die Forderung nach ihrer Entlohnung erhoben 
(Ueno 1982). In Japan sprach man von einem qualitativen Wandel in der Familienarbeit, 
der durch den Rückgang der Kinderzahl und der »häuslichen Eigenproduktion«, aber auch 
durch wachsende qualitative Anforderungen gekennzeichnet sei — und nicht wie in 
Deutschland von einem »Funktionsverlust der Familie«. Die in Europa nachgezeichnete 
Transformation von »Arbeit in Liebe« fand in der japanischen Industrialisierung nicht 
statt. 

Die Hausarbeit der Frau hat zudem eine, wenn auch prekäre materielle Absicherung durch 
den Gewohnheitsanspruch der Hausfrauen, die Lohntüten ihrer Männner ganz oder größ- 
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tenteils zu erhalten. Für den Haushaltskonsum können sie das Einkommen des Mannes be- 
anspruchen und selbständig verwalten; das Feilschen oder »Betteln« ums Haushaltsgeld 
gibt es in den japanischen Lohnarbeiterfamilien nicht. Allerdings kann dieser Brauch unter- 
schiedlich bewertet werden: Drückt sich darin einerseits ein ökonomischer Anspruch der 
»hauswirtschaftlichen« Ehefrau aus, so kann er andererseits so verstanden werden, daß der 
Mann »seine Frau und Familie« ernährt (ibid. 1982: 7 ff.). 

Parallel zur industriellen Expansion in der Zeit des „hohen Wachstums« nach 1955 wurde 
die Kernfamilie anstelle des Mehrgenerationenhaushaltes, der stark von der ie Tradition ge- 
prägt war, zur führenden Familienform. Mit ihr verband sich eine Suche nach dem »Glück 
daheim« (»My home-ismus«) und ein Machtrückgang der älteren Generation. Die Macht- 
position der Hausfrauen wurde durch den stufenweisen Rückzug der männlichen Autoritä- 
ten gestärkt: dieSchwiegerväter/Haushaltsvorstände hatten durch Rechtsreformen und die 
Ausbreitung der separat lebenden Kleinfamilien ihre vorige dominante Stellung eingebüßt. 
Die Ehemänner wurden in dem wirtschaftlichen Aufschwung in die Betriebe veingezogen« 
und waren im Haushalt nur noch wenig präsent. Das inverse »Küchenmatriarchat« der ja- 
panischen Kernfamilie und der relativ eigenständige Entscheidungsspielraum der japani- 
schen Hausfrauen ist also auch dem » Ausfall der Väter« zu verdanken. Mit der alleinigen 
Verantwortung der Frau für Hausarbeit und alltägliche Erziehungsfragen wuchs jedoch ih- 
re Belastung. 

Anders als in Europa ist die zentrale Beziehung in der-Kernfamilie die zwischen Mutter und 
Kindern und nicht das Gatten- oder Partnerverhältnis (vgl. Lenz 1981). Die Betonung der 
Muitterrolle, die das gegenwärtige Frauenbild bestimmt und sich auch in der gewerkschaft- 
lichen Politik wiederspiegelt (vgl. Herold 1980), ist ein markantes Beispiel für die Verschüt- 
tung und Synthese der »Tradition« im Prozeß der Modernisierung: Auch in Japan kann 
von der »modernen Mutter und Hausfrau« gesprochen werden, auch wenn sich ihre Posi- 
tion und ihr Bewußtsein von ihrer »westlichen« Gegenspielerin unterscheidet. In den bäu- 
erlichen Haushalten wurden die jungen Frauen vor allem auf ihren Beitrag als Produzen- 
tinnen festgelegt; Großeltern und ältere Geschwister teilten mit ihnen die Versorgung der 
Kleinkinder, trugen sie häufig tagsüber auf dem Rücken herum. Die Schwiegertochter im 
Bauernhaushalt konnte scheel angesehen werden, wenn sie sich viel um ihre Kinder küm- 
merte und nach Meinung der Schwiegermutter die Felder oder den Webstuhl vernachläs- 
sigte (vgl. Lenz 1984: 156-172). Im gegenwärtigen Bild der »traditionellen japanischen 
Frauenrolle als Hausfrau und Mutter« (vgl. Hirano 1984) ist die Tradition dieser weiblichen 
Stärke und Härte verschüttet. Einerseits bezieht es sich auf die Tradition der samurai und 
Kaufleute; andererseits wirkten häufig übersehene Einflüsse der frühen Frauenbewegung 
mit ihrem Kampf um freie Mutterschaft und der damaligen Massenkultur auf die Moderni- 
sierung der Muitterrolle ein. 

Die Mutter-Kind-Beziehung wird von beiden Seiten mit starken Emotionen besetzt, wäh- 
rend die Gattenbeziehung häufig als nüchternes Verhältnis von Ansprüchen und Versor- 
gung erscheint. Das Kleinkind hält sich meist bei der Mutter auf, die auf seine Bedürfnisse 
unmittelbar eingeht. Nach Einschätzung des Psychologen Doi Takeo entsteht so ein Bezie- 
hungsmuster der »Freiheit in Geborgenheit«, das auch die Beziehungsstrukturen im späte- 
ren Leben und zu Institutionen prägt: der Wunsch, »mütterlich« versorgt zu werden, sich 
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frei zu fühlen, in dem man »aufgehoben« wird (vgl. Doi 1982). Die älteren Kinder sind in ih- 
rer Erziehung und Versorgung stark von der Mutter abhängig, und die Belastungen für die 
Mütter, die ihre Kinder durch die »Examenshölle« des japanischen Schulsystems steuern 
müssen, haben zugenommen. Sowohl das herrschende Mutterbild als auch die reale Mut- 
ter-Kind-Beziehung binden die Frauen an Kinder und Familie. 

Ich bin auf die Veränderungen des Haushalts eingegangen, um nachzuzeichnen, wie die 
Stellung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt durch das doppelte Bezugssystem des Haushalts 
und der betrieblichen Politik bestimmt wird. Es läßt sich vermuten, daß die Festschreibung 
der weiblichen Beschäftigten im Bereich der Privatunternehmen auf den Sektor eher einfa- 
cher Tätigkeiten ohne Aufstiegschancen außerhalb der garantierten Dauerbeschäftigung 
durch die Betonung der Geschlechterpolarität konstant blieb. Doch veränderten sich die 
Zusammensetzung der weiblichen Beschäftigten und damit auch die Begründungen für ih- 
re betriebliche Diskriminierung: Die Unterordnung der jungen Frauen — durch ihre Defi- 
nition als Töchter des patriarchalischen Hauses bis 1945 — wurde abgelöst durch eine neue 
Festlegung und Eingrenzung der weiblichen beruflichen Chancen — über eine Betonung 
der Mutterrolle in der modernen Kernfamilie. Die Dialektik der Geschlechterpolarität in 
Haushalt und Lohnarbeit, die von scheinbarer Gleichheit der Sphären zu realer Ungleich- 
heit führt, hat schon Oba Ayako 1969, auf dem Höhepunkt der industriellen Expansion 
während des »hohen Wirtschaftswachstums«, kritisiert und mit der Frage der privaten 
menschlichen Reproduktionsarbeit verbunden: 

»Das Problem der Frauenarbeit ist nicht einfach eine Frage der Arbeitswelt; es hängt mit der Position 
der Frauen in Familie und Gesellschaft zusammen. In einer Gesellschaft, die Schwangerschaft, Ge- 
burt und Kindererziehung als individuelle Gegebenheiten der Frauen ansieht, sind gleiche Rechte und 
Pflichten von Mann und Frau in der Arbeit ein leeres Versprechen. Während in Japan heute die 
Gleichheit von Mann und Frau in Familie und Ausbildung verwirklicht scheint, lehrt ein Schritt indie 
Arbeitswelt, daß Mann und Frau nicht auf der gleichen Stufe stehen. Die Position der Arbeiterin, die 
nicht als vollwertige Arbeitskraft beurteilt wird, verweist auf eine schwache Stelle der Frau in der Fa- 
milie« (Oba/Ujihara 1969: ii). 

Haushalt und Betrieb bilden ein doppeltes Bezugssystem, das die sich wandelnde Stellung 
der Frauen auf dem Arbeitsmarkt beeinflußt: Einerseits wirkt sich die Festiegung der Frau 
auf »ihren Verantwortungsbereich Haushalt« auf ihre Zuordnung zu den Randbelegschaf- 
ten aus. Andererseits wird die Geschlechterpolarität in betriebliche Regeln des differenziel- 
len Zugangs zu sozialer Sicherung durch Garantien von Dauerbeschäftigung, Ausbildung 
und Aufstieg aufgenommen, in denen die Interessen des Managements an einer Integration 
und Kontrolle der Beschäftigten zum Ausdruck kommen. 

Auf dem Fundament der Geschlechterpolarität baut das »Modell der japanischen indu- 
striellen Beziehungen« für die Kernbelegschaften mit seinen drei Säulen der Dauerbeschäf- 
tigung, des Senioritätsiohnes und der Betriebsgewerkschaften auf. Deswegen enthält es in 
seinen wesentlichen Bestandteilen eine implizite oder explizite Diskriminierung der Frauen 
und auch anderer Gruppen außerhalb des Leitbilds der männlichen, dauerbeschäftigten, 
qualifizierten Arbeitskraft, wie z.B. der älteren Beschäftigten oder der Wanderarbeiter (vgl. 
Ernst 1980). Die betriebliche und staatliche Arbeitspolitik ging von dem Grundsatz aus, 
daß der Betrieb der Bereich der Männer und der Haushalt der der Frauen sei. Damit wurde 
das Modeli der Dauerbeschäftigung männlicher Stammarbeiter, die Langzeitperspektive 
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in ihrer betrieblichen Ausbildung und Aufstiegsleiter legitimiert und zugleich die Zuwei- 
sung der großen Mehrheit der Frauen zu den Arbeitsmarktsektoren begründet, die durch 
Kurzzeitperspektive, Instabilität und einfache Tätigkeiten gekennzeichnet sind. (Oba/Uji- 
hara 1969). Diese Geschlechterpolarität auf dem Arbeitsmarkt ignoriert allerdings, daß 
Frauen auch nach der Eheschließung und vielleicht einer kurzen Pause zur Versorgung der 
Kleinkinder in wachsendem Maße weiterhin erwerbstätig sind. Da sie also faktisch ein lang- 
Tristiges Beschäftigungsinteresse haben, ist diese Verkürzung ihrer Lohnarbeitsperspektive 
ideologisch, während ihre Zuordnung zum Haushalt einen materiellen Kern hat. Die hier 
angedeutete Fragmentierung der Belegschaften entlang der Geschlechtsgrenzen spiegelt 
sich auch auf der Ebene ihres Betriebsbewußtseins und ihrer internen »Grenzziehungen« 
bei der Definition von Gruppen- und Betriebsgemeinschaft wieder. Die Garantie der Dau- 
erbeschäftigung richtet sich auf »Rundum-Nutzung der Arbeitskraft« der Kernbelegschaf- 
ten (vgl. Deutschmann/Weber in diesem Heft) und auf die Herausbildung einer entspre- 
chenden Betriebsloyalität. Zugleich kann das Management gegenüber den weiblichen 
Randbeiegschaften z.B. bei Personalkürzungen auf ihre primäre Bindung an den Haushalt 
nach dem Motto »Die Familie ist das Glück der Frau« verweisen. 


Die Geschlechterpolarität in der betrieblichen Arbeitspolitik 


Wie auch in anderen ostasiatischen Ländern (Malaysia, Indonesien), ist in Japan die Frauen- 
erwerbsquote, hier mit ca. 50 %, relativ hoch (Rodosho fujinkyoku 1984, Anhang 1). Wäh- 
rend der »zweiten Industrialisierungsphase« Japans, zur Zeit deshohen Wirtschaftswachs- 
tums 1955-1972, und zu Beginn der 1980er Jahre stieg die Zahl der weiblichen abhängigen 
Beschäftigten überdurchschnittlich an. Wir können von zwei aufeinanderfolgenden »Be- 
schäftigungswellen« von Frauen sprechen: Während des hohen Wirtschaftswachstums 
zog ein Teil der expandierenden Massenproduktions-Industrien, wie die Metall-, Elektro- 
und Lebensmittelindustrien, junge Frauen an, die Mittel- oder Oberschulabschlüsse hat- 
ten, teils vom Land kamen und in einfachen, repetitiven Tätigkeiten wie der Montage einge- 
setzt wurden. Zugleich strömten junge Männer in die »männlich besetzten Bereiche« der 
Massenproduktion z.B. an die Fließbänder der Autoindustrie. Der häufig hervorgehobene 
Mangel an jungen Schulabgängern auf dem Arbeitsmarkt Ende der 60er Jahre, von dem 
stärkere horizontale Tendenzen auf dem Arbeitsmarkt und eine längerfristige Nivellierung 
der Bevorzugung der dauerbeschäftigten Kernbelegschaft erwartet wurden, führte auch zu 
einer starken Nachfrage nach jungen Frauen (Akamatsu 1969: 100); allmählich weiteten 
die Betriebe die Teilzeitbeschäftigung vor allem von Ehefrauen oder Müttern aus. Die zwei- 
te große Beschäftigungswelle schwemrmte in den späten 1970ern Schulabgängerinnen und 
Universitätsabsolventinnen und Teilzeitbeschäftigte in den Dienstleistungssektor. Vor al- 
lem in Handel, Banken und Versicherung wurde diese vorqualifizierte weibliche Arbeits- 
kraft für einfache und assistierende Tätigkeiten und für eine »Flexibilisierung« der Arbeits- 
zeiten und Beschäftigungsformen eingesetzt; typisch dafür sind die »Assistentinnen« hinter 
den Bankschaltern, die Teilzeitarbeiterinnen in den großen Kaufhausketten wie die noch 
seltenen Heimarbeiterinnen an ihren Bildschirmgeräten. 
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Tabelle I: Sektorale Verteilung der weiblichen abhängig Beschäftigten (%) 


1960 1970 1980 
Primärer Sektor 2,8 0,9 0,7 
Sekundärer Sektor 40,6 37,8 31,0 
Tertiärer Sektor 56,5 61,2 68,0 


Quelle: Rodosho fujinkyoku 1985: fu 14 


Tabelle 2: Beschäftigung in ausgewählten Berufsfeldern nach Geschlecht 1960-1984 
(in tausend Personen) 


1960 1965 1970 1975 1980 1984 


Leitungspositionen 


weibl. Besch. 20 40 50 110 . 110 130 

männi. Besch. 780 1110 1270 1930 2060 1970 
‚Anteil der weibl. Besch. (%) 2,5 3,4 3,8 5,4 5,1 6,2 
Büroarbeit 

weibl. Besch. 1700 2510 3390 3760 4430 5000 

männl. Besch. 3040 3780 3840 4000 4240 4540 
Anteil der weibl. Besch. (%) 35,9 39,9 46,9 48,5 51,1 52,4 
Handel, Verkauf 

weibl. Besch. 580 880 1120 1290 1570 1830 

männl. Besch. 1090 1510 2310 2990 3400 4010 
Anteil der weibl Besch. (%) 34,7 37,0 32,6 30,2 31,6 31,3 
Facharbeiter, Produktionsarbeiter 

weibl. Besch. 2200 2910 2870 3140 3410 

männl. Besch. 6620 8310 9290 9460 9480 
Anteil der weibl. Besch. (%) 24,9 24,9 25,9 23,6 24,9 26,5 
Dienstleistungen und öffl. Sicherheit 

weibl. Besch. 1080 1270 1500 1600 1740 1700 

männl. Besch. 890 1050 1170 1550 1680 1630 
Anteil der weibl. Besch. (%) 54,8 54,7 56,2 50,8 50,9 51,1 
professionelle und technische Berufe 

weibl. Besch. 600 760 1000 1350 1760 2080 

männl. Besch. 1200 1260 1460 1690 1880 2350 
Anteil der weibl. Besch. (%) 33,3 37,6 40,7 44,4 48,4 47,0 


Quelle: nach ibid: fu 12-3 


Die Berufsstatistik zeigt mit 50 % einen relativ hohen Frauenanteil in Büro, Dienstleistungen 
und technischen und professionellen Berufen; auch im Handel und in geringerem Umfang in 
der industriellen Produktion stellen Frauen ca. ein Drittel bzw. ein Viertel der Beschäftigten. 
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Der stattliche Anteil in professionellen Berufen dürfte auf die Bedeutung von Frauen im So- 
zialbereich, teils in typischen Frauenberufen wie Kindergärtnerinnen und Krankenschwe- 
stern, sowie der Lehrerinnen zurückgehen. Kaum vertreten sind Frauen dagegen in den 
Leitungspositionen, was schon für unterste Ebenen gelten dürfte (vgl. Herold 1980), und 
den Branchen Verkehr, Transport und Kommunikation (Rodosho fujinkyoku a.2.0.). 

In der Industrie wuchs die Frauenbeschäftigung rasch an; im Bereich von Handel und 
Dienstleistungen verdreifachte sie sich sogar — aber vor allem in den untersten Rängen. In 
Industrie, Handel und Dienstleistungen hatten Frauen überwiegend einfache und/oder un- 
tergeordnete »assistierende« Tätigkeiten, die niedriger entlohnt wurden (Oba/Ujihara 
1969: 182 ff., 213-233). Ein »Ausbruch« aus den untergeordneten Arbeitsmarktsektoren, 
wie ansatzweise in den USA und Europa geschehen, gelang ihnen aber nicht — trotz der ge- 
waltigen Ausweitung weiblicher Beschäftigung in den 1960er und 70er Jahren und trotz 
des Anstiegs ihres allgemeinen Qualifikationsniveaus. Dies Verharren in der betrieblichen 
Ungleichheit ist angesichts des markanten wirtschaftlichen und sozialen Strukturwandels 
in Japan erklärungsbedürftig. 

Eine Ursache dafür liegt in der Übernahme der Geschlechterpolarität in die industriellen 
Beziehungen der Großbetriebe, die über maßgeblichen gesellschaftlichen Einfluß verfügen. 
Ich will diesen Prozeß in der Folge am Beispiel der Beschäftigungssicherheit und der be- 
trieblichen Ausbildungs- und Aufstiegssysteme kurz umreißen. Zuvor möchte ich aller- 
dings anmerken, daß der Geschlechtsdifferenzierung in den Großbetrieben auch Kämpfe 
um Gleichheitsforderungen entgegenstanden, die vor allem im öffentlichen Dienst zu Er- 
folgen führten, aber auch von einem Teil der nationalen Gewerkschaftszentren, besonders 
in Sohyo und von Minderheitsgewerkschaften begonnen wurden. 


a) Zur Beschäftigungssicherheit 


Die Garantie der Dauerbeschäftigung, oft nicht ganz passend »lebenslange Beschäfti- 
gung« genannt’, ist wohl das im Westen bekannteste Merkmal der »japanischen indu- 
striellen Beziehungen«. Sie hatte Vorläufer in den 20er Jahren, verallgemeinerte sich aber 
erst in der industriellen Expansion der Nachkriegszeit. Die zugrundeliegende Rationalität 
könnte als »begrenzte Kooptation« der Kernbelegschaften verstanden werden, die nun ih- 
re lebenslangen Perspektiven der Lohnarbeit und des sozialen Aufstiegs mit dem Wohl des 
Betriebs verbinden. Auch wenn sie sich mit emotionalen Momenten wie einer hohen be- 
trieblichen Loyalität und dem »Betriebsgemeinschaftsdenken« koppelt, so lagert sie doch 
auf einem Kernbereich ökonomischer Interessen auf: Die Versprechen von Beschäfti- 
gungssicherheit und Beförderungen wurden während der Jahrzehnte der Wirtschaftsex- 
pansion im wesentlichen eingelöst. 

Nach der Niederlage der starken Gewerkschaftsbewegung der Nachkriegszeit erhielt diese 
begrenzte Kooptation mittels Dauerbeschäftigung allerdings einen deutlich partikularen 
Charakter. Als ihre Voraussetzung gilt das Wohlergehen des Betriebs, und damit dieser im 
Wettbewerb bestehen kann, muß er nach einem solchen Verständnis die unterschiedlichen 
Belegschaftsgruppen möglichst intensiv nutzen: Während die Betriebsgewerkschaften als 
Vertreter der Kernbelegschaften eine »lebende Mauer« um die Dauerbeschäftigung und ihre 
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Vorteile bilden, halten sie sich bei dem Schutz der Randbelegschaften, besonders den Grup- 
pen, die aus der Gewerkschaft ausgeschlossen sind {wie Teilzeitarbeiter/innen, Leiharbei- 
ter/innen usw.) sehr zurück oder behandeln ihre Interessen insgesamt als unwichtig. 
Frauen sind in der fragmentierten »Belegschaftspyramide« überwiegend an zwei Orten anzu- 
treffen: am Rand der Kernbelegschaften oder in der wachsenden Schicht der instabil Beschäf- 
tigten, vor allem unter den Teilzeit- und Leiharbeiter/innen. Am Rand der Kernbelegschaften 
befinden sie sich deshalb, weil bei ihnen die Garantie der Dauerbeschäftigung relativiert oder 
gebrochen wurde (vgl. Nihon seisansei honbu 1985: 25 ff.). Parallel zur Ausweitung dieser 
Garantie für männliche Kernbelegschaften wurden betriebliche Regelungen zur zeitlichen 
Begrenzung und Befristung der Frauenbeschäftigung entwickelt: Diese Regelungen oder gar 
Abkommen mit der Betriebsgewerkschaft sahen ein betriebliches Ausscheiden der Frauen bei 
Heirat, Mutterschaft oder Erreichen von bestimmten Altersgrenzen {meist um 30-35 Jahre) 
vor. Geltenden Regeln, die nach einem Jahrzehnt juristischer Kämpfe, 1977 noch bei 7,4 % 
aller Unternehmen bestanden (Herold 1980: 152), dürften die Spitze des Eisbergs entspreche- 
ner informeller betrieblicher Praktiken bilden. Laut Äußerungen des Managements wurde ab 
Mitte der 70er Jahre, im Zuge forcierter Rationalisierung und mikroelektronischer Automa- 
tion, der Druck auf Arbeitsaufgabe verheirateter Frauen und Mütter, die an den aufgelösten 
Montagebändern gesessen hatten, aktualisiert (vgl. Lenz 1986). Erleichtert wurde diese Be- 
schäftigungsanpassung durch die Einstellung vieler Frauen, während der Versorgung der 
Kleinkinder lieber im Haushalt zu bleiben, und durch die Zurückhaltung der Betriebsgewerk- 
schaften (vgl. Herold 1980: 152-153). 

Die staatliche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik nahm diese Zeitbegrenzungen in dem Drei- 
Phasen-Schema eines (spezifisch) weiblichen Lebenszyklus auf, das die Beschäftigungspoli- 
tik der Betriebe mit beeinflußt haben dürfte. Nach Erwerbstätigkeit in der Jugend sollten 
Frauen eine Familien- und Kindererziehungsphasc cinschieben und auf den Arbeitsmarkt 
zurückkehren, wenn die Kinder in die Schule kommen oder selbständig werden. Dies Mo- 
dell wirkte auch in Europa auf die Arbeitsmarktpolitik ein; doch ein »Bruch« in der Be- 
triebszugehörigkeit hat in Japan wegen des Leitmodells der Dauerbeschäftigung und des 
damit verbundenen Statuswechsels andere Konsequenzen. Die Dauerbeschäftigung gilt im 
wesentlichen für die direktnach Abschluß der Ausbildung Eingesteilten und nach ihnen für 
Betriebswechsler, aber sie erlischt nach Ausscheiden aus dem Betrieb in der Regel unwider- 
ruflich. Mit dem Ausscheiden aus der Statusgruppe der regulär Beschäftigten sind die Frau- 
en also auf weniger gesicherte Beschäftigungsverhältnisse in der Teilzeitarbeit oder in den 
Klein- und Mittelbetrieben verwiesen. Häufig bleibt ihnen auch aufgrund der Öffnungszei- 
ten der Kindergärten und -krippen keine andere Wahl. 

Wenn die Dauerbeschäftigung also die Funktion hat, betriebliche Loyalität und umfassen- 
den Einsatz von Kernbelegschaften zu verstärken, so stellt sich die Frage, wie das Manage- 
ment trotzdem Anreize für die tendenziell davon ausgeschlossenen Frauen entwickeln 
konnte, um beispielsweise an den Fließbändern der Massenproduktionsindustrien die be- 
kannte »japanische Qualität« herzustellen? Hier kann ich nur kurz die wichtigsten Mecha- 
nismen von Integration und Kontrolle aufzählen: (1) Ein paternalistischer Managementstil 
(2) und die Einführung der betrieblichen Kleingruppen, die wie die Gruppen zur Qualitäts- 
kontrolle oder das »Big-Sister Movement« zugleich den persönlichen Arbeitsstolz und die 
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Gruppenidentität ansprechen — undsoeinander unterstützende und kontrollierende Netz- 
werke bilden. Schließlich bot das Management (3) aber auch Kompensationen durch unmit- 
telbare Entlastungen in der Arbeitszeitpolitik: die Einführung der Fünf-Tage-Woche ging 
bspw. von dem Elektrokonzern Matsushita aus. Sie wurde von den Arbeiterinnen begrüßt, 
wenn sie auch feststellen mußten, daß restriktivere Regelungen beim Jahresurlaub und 
Menstruationsurlaub den »Zugewinn« relativierten {vgl. Oba/Ujihara 1969: 221 ff., Deutsch- 
mann/Weber in diesern Heft). 

Grundlegender dürfte aber (4) sich die Geschlechterpolarität im Bewußtsein eines Großteils 
der Frauen im Sinneeiner Anpassungan die Ausgrenzung aus der Dauerbeschäftigung aus- 
gewirkt haben — die immerhin während einer Phase akuter Knappheit an jungen weibl- 
chen Arbeitskräften üblich wurde. Im Rahmen der gegebenen Betriebsgewerkschaft mußte 
ein Ummünzen ihrer starken Position auf dem Arbeitsmarkt auf strukturelle Hindernisse 
stoßen; zudem erschwerte ihre minimale Repräsentanz in den Führungsgremien der Ge- 
werkschaftsverbände und Betriebsgewerkschaften (vgl. Herold 1980: 189-200; Tanaka/Hi- 
taka 1969: 183-188) starke Proteste. Dennoch blieb die diskriminierende Regelung der Be- 
schäftigungssicherheit nach Geschlecht nicht ohne Widerstand. 

Ich kann hier nicht auf die langen Kämpfe von einzelnen Frauen — teils mit, teils ohne ge- 
werkschaftliche Unterstützung — gegen die diskriminierenden Entlassungsregeln eingehen 
(vgl. dazu Cook, Hayashi 1980). Mit ihrem Bestehen auf dem Recht regulärer Beschäfti- 
gung zeigen diese Kämpfe, daß die Gleichheitsforderungen inmitten der Geschlechterpola- 
rität Wurzeln gefaßt haben, ohne daß sie diese einstweilen unterminieren oder erschüttern 
könnten. Im Öffentlichen Dienst, vor allem ira Schulbereich haben die relativ starken Ge- 
werkschaftsverbände bereits in den 1950er Jahren die Voraussetzungen für kontinuierli- 
che Erwerbsarbeit, erweiterten Mutterschutz und — bei den Lehrern — Lohngleichheit er- 
kämpft (Tanaka, Hitaka 1969: 190). Aufinformeller Ebene setzen sich in den letzten Jahren 
weibliche Beschäftigte mit ihrem Verhalten für ihre Dauerbeschäftigung ein: Ihre durch- 
schnittliche Beschäftigungsdauer ist von 3,9 Jahren 1965 auf 6,3 Jahre 1983 angestiegen 
und ein Anteil vonca. 20% hat die Zehnjahresgrenze der Betriebszugehörigkeit überschrit- 
ten (Akamatsu 1985: 9). j 

Die Teilzeitarbeit hat sich von 1960-1984 in etwa verdreifacht und wurde zum größten 
Feld instabiler Beschäftigungsverhältnisse mit niedriger Entlohnung und ohne soziale Si- 
cherung; mit einem steigenden Frauenanteil von 42,8% im Jahre 1960 auf 70,6 % im Jahre 
1934 wurde sie während dieser Zeit »feminisiert« {vgl. Tabelle 3). 


Tabelle 3: Zunahme der Kurzarbeit 1960-1984 (in Mio. Personen) 


1960 1970 1975 1980 1984 
Zahl der Kurzzeitbesch. 1,33 2,16 3,93 3,90 4,64 
Anteil an abhängig Resch. {%) 6,3 6,7 9,9 10,0 11,1 
Zahl der weibl. Kurzzeitbesch. 0,57 1,30 1,98 . 2,56 3,28 
Anteil an weibl. abh. Besch. (%)} 8,9 122 17,4 19,3 22,1 


Quelle: Rodosho fujinkyoku 1985: fu 27 
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In Industrie und Dienstleistungen ist der Anteil der Teilzeitarbeiterinnen an den weiblichen 
Beschäftigten stetig, in Handel und Verkauf spektakulär angestiegen {vgl. Tabelle 4). Diese 
Entwicklung hängt mit der »Fiexibilisierung« der Wirtschaft, der fortschreitenden Auto- 
mation und dem wachsenden Gewicht des tertiären Sektors zusammen (vgl. Lenz 1987). 


Tabelle 4: Verteilung der Kurzzeitarbeiterinnen (KZA) 
über ausgewählte Branchen (in 1006 Personen) 


1975 1980 1982 1984 
Prod. Industrie 560 650 670 770 
Anteil an KZA (%) 28,3 25,4 23,6 23,5 
Anteil der KZA an 
weibl. abh. Besch. (%} 15,8 17,1 17,3 18,5 
Handel, Verkauf 550 840 980 1180 
Anteil an KZA (%) 27,8 32,8 34,5 36,0 
Anteil der KZA an 
weibl. abh. Besch. (%) 19,2 24,2 26,5 29,6 
Dienstleistungen 530 690 780 900 
Anteil an KZA (%) 26,8 27,0 27,5 27,4 
Anteil der KZA an 
weibl. abh. Besch. (%) 17,4 18,2 19,3 20,3 


Quelle: Rodosho fujinkyoku 1985: fu 28 


Da hier nur einige ausgewählte Branchen dargestellt werden, ergibt die Summe des Anteils der jeweili- 
gen Branche an den KZA nicht 100%. 


Läßt sich die Ausweitung der Lohnarbeit für Mütter und Hausfrauen, gerade in der Form 
der Teilzeitarbeit, als kleiner Fortschritt für die Frauen interpretieren? Die Erwerbsquote 
der Ehefrauen lag schon 1952 bei 51,1%, fiel dann bis 1975 auf 45,2% und stieg im Jahr 
1984 wieder auf 53,6% an (Rodosho fujinkyoku 1985: 22). Ähnlich wie in Westeuropa und 
den USA drängen hauptsächlich Hausfrauen, häufig mit Kindern, in die Teilzeitarbeit. So 
können sie die alleinige Verantwortung für Hausarbeit und Kinder mit eigener Erwerbstä- 
tigkeit kombinieren. Aber schon die Kinderversorgung zeigt, unter welchem sozialen 
Druck sie beide Bereiche balancieren: Kindergärten sind i.a. nur 8 Std. geöffnet; da diese 
Zeit nicht ausreicht, um die Kinder rechtzeitig hinzubringen und abzuholen undeinen Voll- 
zeitarbeitsplatz — evtl. noch mit Überstunden — auszufüllen, bleibt nur die »Entschei- 
dung« für die Teilzeitarbeit.? 

»Fortschritt« hat seinen Preis — im Fall der Teilzeitarbeit die Abdrängung in einen Status 
weitgehend ungeschützter, niedrig entlohnter und einfacher Beschäftigung. Denn der Be- 
griff der Teilzeitarbeit (paato taimu) bezeichnet in Japan nicht primär eine zeitliche Festle- 
gung, sondern einen Beschäftigtenstatus. Dies zeigen einerseits die langen Arbeitszeiten: 
Mit einer durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von 32 Std. und einem Arbeitstag von 6-7 
Std. in 37,2% der Betriebe und von 7-8 Std. in 33,2 % der Betriebe ist der Abstand zur Voll- 
Zeitarbeit nicht mehr groß, läßt man deren Überstunden- Verpflichtungen außer Acht. An- 
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dererseits ist der Übergang von der Teilzeitarbeit zur regulären Vollbeschäftigung in der 
Regel verschlossen; die »Statusgruppen« sind gegeneinander abgeschottet. Da die Betriebs- 
gewerkschaften i.a. nur die regulär Beschäftigten umfassen und Teilzeitarbeiter/innen wie 
andere instabil beschäftigte Gruppen nicht beitreten können, wird diese Abschottung in der 
Struktur der betrieblichen Interessenvertretung reproduziert. Die Beschäftigungsgarantie 
entfällt für die Teilzeitarbeiter/innen, wenn auch im letzten Jahrzehnt formale rechtliche 
Ansprüche wie Urlaub, Festlegung des Arbeitstags, Pausen stärker durchgesetzt wurden. 
Die Löhne liegen ein Viertel unter den ohnehin niedrigen durchschnittlichen Frauenlöh- 
nen; häufig orientieren sie sich an den regionalen Mindestlöhnen (ibid). 

Die Unternehmensinteressen an der Teilzeitarbeit lassen sich nicht auf die Funktion eines 
»Beschäftigungspuffers« reduzieren. Vielmehr ermöglicht deren ungeschützter Status ei- 
nen regulären Einsatz beieinfachen Tätigkeiten zu niedrigen Löhnen, je nach den aktuellen 
betrieblichen Anforderungen. Aufeine Umfrage des Arbeitsministeriums gaben zahlreiche 
Unternehmen als Gründe für Teilzeitbeschäftigung an: Die durch Automation vereinfach- 
ten Arbeitsinhalte, die nun auch von Teilzeitarbeitern bewältigt werden können; die da- 
durch mögliche Senkung der Personalkosten und die Flexibilisierung der Arbeitsorganisa- 
tion, z.B. durch einen Personaleinsatz nach Arbeitsanfall (Rodosho fujinkyoku 1985: fu 43). 
Neben der Delegierungeinfacher und belastender Arbeit an Niedriglohngruppen gibtesein 
Interesse an flexibler Beschäftigungsplanung und Anpassung, die durch den raschen Struk- 
turwandel und die Erfahrung der Krisenbewältigung im letzten Jahrzehnt zusätzliche Be- 
deutung erlangt hat. Da die Belegschaftsfragmentierung durch die »Geschlechtsgrenze« im 
Alltag und dem Ausfallen der Betriebsgewerkschaft vertieft wird, erweitert sich der be- 
triebspolitische Spielraum des Managements. 


b) Zur betrieblichen Ausbildung 


Die innerbetriebliche Ausbildung spielt in den japanischen Großbetrieben eine zentrale Rolle: 
Sie soll allgemeine fachliche Kenntnisse, Orientierungsfähigkeit und Flexibilität und zugleich 
betriebliche Loyalität, die »Firmenmoral« vermitteln. In der Ausbildungsphase geschieht 
dies durch den Einsatz an verschiedenen Arbeitsplätzen und Abteilungen: Die Betriebe sind 
an einer vielseitigen, umfassend und flexibel einsatzfähigen und loyalen »Kerngruppe« von 
Stammarbeitern interessiert, nicht an spezialisierten Fachkräften. Ihr Vorteil liegt in einem 
größeren Handlungsspielraum bei der Zuweisung zu verschiedenen Arbeitsplätzen, der nicht 
wie in Europa dadurch begrenzt wird, daß die Beschäftigten sich auf ihre spezifische Qualifi- 
kation oder Arbeitsplatzstruktur berufen können. Für die Stammarbeiter bildet umgekehrt 
die betriebliche Ausbildung das Eingangstor zum allmählichen Aufstieg — vor dem Hinter- 
grund der Grundsätze von Dauerbeschäftigung und Senicrität, die durch die Einführung von 
Leistungskriterien zwar modifiziert, aber nicht aufgehoben wurden. 

Da die Betriebe mit der Ausbildung langfristige Interessen umfassender Nutzung der Ar- 
beitskraft verbinden, gewährten sie sie zunächst, entsprechend dem Konzept der Ge- 
schlechterpolarität, nur den männlichen Kernbelegschaften. Um 1970 blieben auch Frau- 
en mit Universitätsabschlüssen ebenso wie Bandarbeiterinnen vor diesem Eingangstor zum 
Aufstieg stehen. In der Elektroindustrie z.B. konnten die Frauen sich nicht an der Rotation 
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durch verschiedene Abteilungen beteiligen, sondern blieben in ihren Montagegruppen. 
Selbst in »reinen Frauenarbeitsbereichen« konnten sie höchsten bis zur »Gruppenführe- 
rin« aufsteigen während alle weiterführenden Positionen, vom Vorarbeiter bis zum Abtei- 
lungsleiter, männlich besetzt waren (Oba/Ujihara 1969: 232 ff.). Akamatsu stellte 1969 
fest, daß Diskriminierung bei der Ausbildung, der Zuweisung der Arbeitsplätze, der Lohn- 
erhöhung und der Beförderung die Regel sei. Da die Betriebe langzeitliche Beschäftigung 
nur für männliche Stammarbeiter vorsahen, betrachteten sie Investitionen in die Ausbil- 
dung von Frauen als sinnlos {ibid: 182). 

Die Geschlechterpolarität in der Ausbildung brachte den Unternehmen den doppelten Vor- 
teil, daß die »Geschlechtsgrenze« zwischen männlich besetzten untersten Leitungsfunktio- 
nen und Arbeiterinnen zur Kontrolle eingesetzt und die allgemeine, teils recht hohe »Vor- 
qualifikation« der weiblichen Beschäftigten quasi unentgeltlich genutzt werden kann. Die 
Einstufung in »assistierende Tätigkeiten« z.B. kann bedeuten, daß Universitätsabsolven- 
tinnen im Büro während der ersten Berufsjahre grundsätzlich die gleiche Arbeit machen 
wie ihre männlichen Kollegen, daneben aber Tee servieren und geringer entlohnt werden. 
Durch das Drängen von Frauen auf Zugang zu betrieblicher Ausbildung und Aufstieg, das in 
der Dekade der Frau große öffentliche Resonanz hervorrief, öffnete sich das Eingangstor ein 
Stück für die »Career women« mit hoher Motivation. Etwa die Hälfte der Betriebe sehen heu- 
te bei Neueinstellungen nach dem Abschlußexamen gleiche Bedingungen für Mann und 
Frau vor; bei Betriebswechslern fällt dieser Anteil auf ein Drittel. Ca. 80% bieten beiden Ge- 
schlechtern die gleiche Grundausbildung; 57% garantieren Chancengleichheit bei berufsbe- 
zogener Weiterbildung und ein Viertel beteiligt Frauen gleich an Ausbildungsschritten, die ei- 
nen Aufstieg in untere Leitungsebenen ermöglichen (Rodosho fujinkyoku 1985: 14-16). Das 
Gesetz zur Chancengleichheit von Mann und Frau in der Beschäftigung aus dem Jahre 1985 
schreibt Chancengleichheit in den betrieblichen Ausbildungs- und Aufstiegssystemen vor, 
ohne aber Sanktionen bei Verletzungen bereitzustellen.? 

Den Beschränkungen in der japanischen betrieblichen Ausbildung entspricht in Europa die 
notorische Schwierigkeit für Frauen, in qualifizierte technisch-gewerbliche Berufe vorzu- 
dringen. Aber die Verknüpfung mit dem System der Dauerbeschäftigung im Betrieb scheint 
in Japan die institutionellen Sperren zu erhöhen. Die Unternehmen haben sich in der Mehr- 
heit nicht von dem Leitsatz gelöst, daß betriebliche Ausbildungsinvestitionen sich vor allem 
bei der männlichen Kernbelegschaft lohnen. Ein »Durchbruch« zeichnet sich in zwei neu- 
en Bereichen ab, die beide unter Mangel an qualifizierten und hochmotivierten Arbeitskräf- 
ten leiden: bei Kleinbetrieben im Bereich von Zukunftstechnelogien und in der Program- 
mierbranche, in der die Betriebe Frauen ausbilden und zugleich Modelle der Vereinbarung 
von längeren Kindererziehungszeiten und Dauerbeschäftigung überlegen, damit ihre Inve- 
stitionen von Nutzen sind.'® 


c) Geschlechterpolarität im Arbeitsschuiz 
Die Gesetze zum Frauenarbeits- und Mutterschutz haben geschlechtspolare Vorstellungen 


übernommen. Zwar sehen sie bei Frauen einen Sonderschutz vor allgemeinen Belastungen 
vor, wie etwa in der Beschränkung von Überstunden, doch generelle Regelungen fehlen 
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oder sind lückenhaft; zum Teil haben sie auch den Mutterschutzgedanken in dem Sinne er- 
weitert, daß der Schutz des weiblichen Körpers und seiner Rhythmen berücksichtigt wurde. 
Der in den 1930ern eingeführte und im Arbeitsstandardgesetz 1947 verankerte Menstrua- 
tionsurlaub wurde herkömmlicherweise mit dem Mutterschutz begründet (vgl. Herold 
1980: 84-98). In dem jahrzehntelangen Eintreten der Frauen für seine Erhaltung sehe ich 
ein Einklagen der »weiblichen Differenz«, das in seinen Folgen ambivalent ist. Verweigern 
sich die Frauen unter dem Leitbild der (zukünftigen) Mutter der Abstraktion des Lohnar- 
beitsverhältnisses und betonen ihr Geschlecht, so trägt dieser Sonderschutz zugleich zur 
Verfestigung eines Sonderstatus für Frauen und eines entsprechenden Bewußtseins bei. 
Jahrzehntelang war der Menstruationsurlaub Ausgangs- und Angelpunkt in den Kämpfen. 
um Frauenrechte im Betrieb und der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit für Frauen, wäh- 
rend die hier umrissene systematische Diskriminierung in den Hintergrund trat (ibid; Oba/ 
Ujihara 1969: 234 ff.). Im 1985er Gesetz zur Chancengleichheit von Mann und Frau wur- 
den die Sonderschutzregelungen bis auf den Mutterschutz im engen Sinne relativiert oder 
aufgehoben. 


Der arbeitspolitische Nutzen des Managements an der Geschlechterpolarität 


Ich will nun kurz die arbeitspolitischen Vorteile zusammenfassen, die dem Management 
aus der Inkorporation der Geschlechterpolarität mit ihrem doppelten Bezugssystem zwi- 
schen Betrieb und Haushalt für die industriellen Beziehungen erwuchsen. Dabei ist es not- 
wendig, die Arbeitsteilung zwischen Heim und Betrieb und also die Reproduktionsarbeit 
der Hausfrauen miteinzubeziehen. 

Auf die männliche Kernbelegschaft wirkt sich die Geschlechterpolarität im doppelten Sin- 
ne aus: Ihre Abkoppelung von der Hausarbeit, die allein den Hausfrauen überlassen wird, 
ermöglicht, zusammen mit den betrieblichen Faktoren, eine uneingeschränkte Verfügbar- 
keit im Sinne einer umfassenden Nutzung ihrer Arbeitskraft. Zum zweiten verstärkt die 
Geschlechtsgrenze zu dem weiblichen Teil der Randbelegschaften die Belegschaftsfrag- 
mentierung, was in einer partikularen Interessenvertretung mit Konzentration auf männli- 
che Kernbelegschaften zum Tragen kommt. In einer Periode rascher Umstrukturierung 
und Flexibilisierung der Belegschaften gerät diese partikulare Politik, die in der Expansions- 
phase durchaus Erfolge verbuchen konnte, in die Defensive (vgl. Lenz 1987). 

Die Geschlechterpolarität in den industriellen Beziehungen garantiert zugleich den Fortbe- 
stand der geschlechtlichen Spaltung des Arbeitsmarkts und eine stetige Reproduktion der un- 
gesicherten, untergeordneten Sektoren. Vor der Norm der langfristigen ununterbrochenen 
Betriebszugehörigkeit erscheint die Phase der Kinderversorgung und Familienarbeit der 
Frauen als »Bruch«, der sie in sekundäre Positionen entläßt. Dies gilt besonders dann, wenn 
Hausfrauen und Mütter auf den Arbeitsmarkt zurückkehren und in die Sackgasse der Teil- 
zeitarbeit oder in Klein- und Mittelbetriebe abgedrängt werden. In den neueren Strategien der 
»Flexibilisierung« wird die Beschäftigung dieser wenig gesicherten Gruppen zu diskriminie- 
renden Bedingungen in unterschiedlichen Kombinationen ausgeweitet (Lenz 1987b). 
Selbstverständlich manifestiert sich die Geschlechterpolarität nicht allein in betrieblichen 
Regelungen; sie ist ein wichtiger Teil der alltäglichen Interaktionsbeziehungen, die am Ar- 
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beitsplatz Konflikte und Konsens vermitteln (vgl. Burawoy 1985). Während die Partnerbe- 
ziehung oder Paarbeziehung in Japan nicht denselben sinnstiftenden Charakter hat wie in 
Europa, können geschlechtshomogene »Männer- oder Frauengruppen« ein festes Gemein- 
schaftsgefühl entwickeln. Bei der Gruppenbildung in der männlichen Kernbelegschaft 
überlagert es sich mit dem sorgfältig geförderten Betriebsgemeinschaftsbewußtsein; dazu 
kommen männlich gefärbies Arbeitsethos und Arbeitsstolz, etwa in dem Sinne »wir Kerle 
tragen mit unserer harten Arbeit und unserem Einsatz den Erfolg des Betriebs«. Dieses Ar- 
beitsethos und die Gruppensolidarität begründen ein starkes kollektives Selbstbewußtsein, 
auf das gewerkschaftliche Mobilisierungsanstrengungen stellenweise zurückgreifen konn- 
ten.!! Doch im Alltag wenden sich beide Orientierungen »nach innen«, zur Arbeitsgruppe 
cder männlichen Kernbelegschaft. Das Gemeinschaftsgefühl wird durch informelle män- 
nerzentrierte Institutionen, wie die gemeinsamen Trinkabende, bei denen Kolleginnen 
»Fremdkörper« wären, verstärkt. Es verbindet sich mit einer deutlichen Abgrenzung zu 
»denen draußen« — den Teilzeitarbeiter/innen, Leiharbeiter/innen, Beschäftigten in ande- 
ren Betrieben. Während die Kolleginnen wohl als Mitglieder der Betriebsgemeinschaft ge- 
sehen werden, kann die geschlechtshomogene Männergruppe sie nicht integrieren; sie sind 
»drinnen und draußen« zugleich. 

Die Frauengruppen in der Produktion oder in der Kleingruppenbewegung könnten ähnl- 
che Funktionen für die Bildung von alltäglichem Konsens haben. Allerdings wird von ih- 
nen wöhl kein Betriebsgemeinschaftsgefühl erwartet, cher eine gegenseitige Anleitung wie 
im »Big Sister Movement«, bei dem länger beschäftigte Arbeiterinnen die jüngeren unter 
ihre kontrollierenden Fittiche nehmen, oder eine Verstärkung der Arbeitsmotivation wiein 
den Qualitäts-Kontroli-Gruppen. Beispielsweise sind in der Mikrochipfertigung mit ihren 
hohen Qualitätsanforderungen und Belastungen Qualitätszirkel mit »weiblichen Namen«, 
wie etwa »Pink Ladies«, recht verbreitet (Lenz 1987a). 

Es wäre zu fragen, ob die Unterschiede in den geschlechtsspezifischen betrieblichen Rege- 
lungen zwischen Japan und der Bundesrepublik nicht eher graduelle sind. Immerhin ken- 
nen wir auch Ausbildungs- und Aufstiegssperren für Frauen, die teils mit dem geschlechts- 
polaren Argument »sie heiratet ja doch« begründet wurden, oder die Unterrepräsentation 
von Frauen in der gewerkschaftlichen Politik. Möglich wäre auch, daß sich aufgrund der 
beruflichen Ansprüche junger Frauen in Japan und der Erosion des bestehenden Modells 
industrieller Beziehungen eine Tendenz zur Konvergenz abzeichnet. Dazu will ich hier kei- 
ne Prognose wagen. Als Resultat der nachholenden Entwicklung Japans, die auch die Ge- 
schlechterpolarität instrumentalisierte, läßt sich jedoch eine umfassende Mobilisierung der 
Beschäftigten in diesem Prozeß und eine grundlegende Schwäche von horizontalen Gleich- 
heitsnormen oder -bewegungen erkennen, die die starren und teils brüchig gewordenden 
Regelungen und Abgrenzungen hinterfragen und neue egalisierende Modelle vorschlagen 
könnten. Die beschriebene Verkürzung des Gleichheitspostulats und die Ineffektivität ho- 
rizontal vermittelnder Instanzen haben zur Folge, daß das Feld sozialer Auseinanderset- 

zungen für das Erreichen von Kompromissen oder grundlegenden sozialen Veränderungen 
anders strukturiert wird. 

Diese andere Struktur der sozialen han führt, im Gegensatz zur äußeren 
Flexibilität der sozialen und ökonomischen Organisation in Japan, zueiner gewissen Starre. 
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Sie erschwert die offensive Aufnahme neuer Entwicklungen und noch mehr die Entwick- 
lung vorwärtsgewandter Strategien, die auch die große Mehrheit der Beschäftigten außer- 
halb der Kernbelegschaften, die Hausfrauen und andere Gruppen, die gegenwärtig die »In- 
frastruktur des japanischen Erfelgsmodells« aufrechterhalten, umfassen könnten. Denn 
das hier skizzierte Regulationsmodell zeigt auf drei Ebenen Fissuren und Brüche, die auf 
tiefergehende Bewegungen hinweisen: Zunächst steht die Konzentration der Betriebsge- 
werkschaften auf die Kernbelegschaften unter dem Druck komplexer Veränderungen: Die 
Kernbelegschaften und damit ihre Mitgliederzahlen werden durch den zunehmenden Ein- 
satz von peripheren, ungesicherteren Beschäftigungsgruppen, darunter viele Frauen (Teil- 
zeitarbeiter/innen, Leiharbeit/innen), allmählich erodiert; der Schutz selbst der zentralen 
Gruppe der männlichen älteren Staramarbeiter wird dabei fraglich (vgl. Lenz 1987b). Wäh- 
rend die Betriebsgewerkschaften für ihre Trägerschicht offensive Konzepte wie eine dem 
technischen Wandel angepaßte Ausbildung vorschlagen, gelang ihnen bisher eine horizon- 
tale Umorientierung zu den instabil Beschäftigten und den Beschäftigten der ihren Betrie- 
ben zugeerdneten Klein- und Mittelbetriebe nicht — was dem Schwinden ihrer sozialen Basis 
entgegenwirken könnte. Eine Lösung der Krise des betrieosgewerkschaftlichen Partikula- 
rismus ist nicht abzusehen. 

Zum zweiten hat sich mit steigender Ausbildung, sinkender Kinderzahi und unter dem Ein- 
fluß der neuen Frauenbewegung die Einstellung gerade junger Frauen zur Lohnarbeit ge- 
ändert. Das Interesse an langfristiger Beschäftigung und ihrer Absicherung wächst ebenso 
wie der Wunsch nach inhaltlich interessanter Arbeit jenseits der einfachen, untergeordneten 
oder als »assistierend« eingestuften Tätigkeiten, für die Frauen gegenwärtig vornehmlich 
eingesetzt werden (Nihon seisansei honbu 1985). Die ideologische Seite der Geschlech- 
terpolarität, nämlich die Verleugnung der langfristigen weiblichen Erwerbstätigkeit, ver- 
liert dadurch ihre bisherige Ausstrahlung und ihre Funktion, den betrieblichen Konsens 
auf Basis der Unterordnung. von Frauen zu stabilisieren, wird brüchig. Schließlich stößt 
auch der Rückzug der Väter vom Haushalt zugunsten ihrer betrieblichen Karriere, der ja 
durch die umfassende Nutzung der Arbeitskraft der männlichen Kernbelegschaft (vgl. 
Deutschmann/Weber in diesem Heft) und die Konkurrenz im Betrieb forciert wurde, all- 
mählich an die Grenze der Geduld eines Teils der Hausfrauen und Mütter. Zwar wird die al- 
leinige Verantwortung für den Haushalt noch wenig angezweifelt; wohl aber wird die Bela- 
stung der Frauen in allen praktischen Fragen des Alltags, von der Erziehung bis zu kommu- 
nalen Angelegenheiten zunehmend kritisch hinterfragt. '? 

Die Tendenzen zur »Japanisierung« stoßen in der Bundesrepublik auf eine gleichheitlichere 
Tendenz, '? können diese aber unter vermeintlich geschlechtsneutralen Leitworten wie »Ef- 
fektivität und Leistung von Spitzenbelegschaften« durchaus modifizieren. Eine wachsende 
Partikularisierung, die Herausbildung von verschieden stark abgesicherten Gruppen auf 
dem Arbeitsmarkt, die viele Frauen umfassen, stellt die »Rückseite« der japanischen Ver- 
hältnisse dar. Wenn in dieser Situation in der Frauenfrage »eine Politik des Unterschieds« 
(Erler 1985) vorgeschlagen wird, so könnte die Auseinandersstzung mit einer Industriege- 
sellschaft durchaus lohnen, in der jenseits von vorindustriellen Projektionen diese Politik 
systematisch inkorporiert wurde. Zugleich kann dieser Vergleich zeigen, daß Gleichheit 
zwar viel, aber keineswegs alles ist. 
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Dies erscheint mir besonders wichtig angesichts der Bagatellisierung von Forderungen der bürger- 
lichen Revolution wie Freiheit und Gleichheit in Ansätzen der Frauenforschung, die die Ge- 
schlechtsdifferenz betonen und eine uniforme kapitalistische Entwicklung, die die »Hausfrauisie- 
rung« notwendig zur Grundlage hat, annehmen. Dem wird besonders bei Illich das Gegenbild in- 
takter Geschlechtssphären in vorindustriellen Zeiten entgegengestellt (vgl. Ilich 1984). 

Ebenso interessant ist die Debatte um die Durchsetzung der Patriarchats in Japan: einem Teil der 
Autor/innen zufolge sind sowohl matriarchalische Strukturen als auch die Evolution zum Patriar- 
chat auf Grundlage schriftlicher Quellen zu rekonstruieren. 

Vgl. dazu auch die Diskussion über »the making of tradition« in Hobsbawn/Ranger 1983. 

Vgi. auch die Diskussion der innergewerkschaftlichen Demokratie bei Shirai 1982: 65 ff.; die 
Gleichheitsdebatte ist u.a. durch das Gesetz zur Chancengleichheit von Mann und Frau in der Be- 
schäftigung (danjo koyo kikai kinto ho) (1985) beiebt worden. 

Status ist hier also nicht im Sinne der Parsonschen Handiungstheorie zu verstehen. 

Ich spreche von Geschlechterpolarität, wenn einem Geschlecht Arbeitsbereiche alleinig oder über- 
wiegend zugeschrieben und diese Bereiche der Geschlechter gegeneinander abgeschottet werden. 
Die Garantie der Dauerbeschäftigung wurde z.B. in den Personalreduktionen während der Ratio- 
nalisierung der späten 1970er Jahre für ältere Beschäftigte relativiert, diemit einem »Schulterklop- 
fen« (katatataki) in den Ruhestand gebeten oder entlassen wurden. »Lebenslange Beschäftigung« 
müßte aber auch für diese Gruppe gelten. 

Neben der Infrastruktur der Kindergärten stellt die staatliche Steuerpolitik ein regulierendes Mo- 
ment dar: Die Teilzeitarbeiterinnen versuchen, ihre Einkünfte unter dem Steuerfreibetrag für das 
Lohneinkommen des Ehepartners zu halten. 

Das Arbeitsministerium gab in seiner Begründung zu dem Gesetzesvorhaben an, daß die berufli- 
che Orientierung der Frauen sich verstärkt habe, ihre Lebensplanung sich diversifiziert hätte (wo- 
mit es zugleich vom Schema des weiblichen Lebenszyklus abrückte) und schließlich durch die »De- 
kade der Frau« ein internationaler Handlungsdruck entstanden sei (vgl. Akamatsu 1985) 

Ich verdanke diese Informationen Hinweisen von Prof. Park und Prof. Ujihara. 

Die Überlegungen zur Bedeutung der Geschlechterpolarität in der alltäglichen Interaktion grün- 
den sich neben einigen Betriebsstudien (vgl. u.a. Kawanishi 1981) auf eine Reihe von Interviews 
mit Führern der Betriebsgewerkschaften im Jahre 1985. Ein etwas bizarres Beispiel für »männli- 
chen Arbeiterstolz« gab eine Gruppe von Elektroarbeitern auf der 1. Mai Demonstration 1979, 
die, parallel zum Anlaufen des »Supermann«-Filmes, auf ihren Plakaten versprach: »Unbeugsam 
wie Supermann werden wir kämpfen«. Ein Gewerkschaftsführer erwähnte als Problem des ge- 
werkschaftlichen Aufstiegs von Frauen, daß sie aus der informellen Kommunikation bei den 
Trinkabenden ausgeschlossen seien und so schlechteren Zugang zu Informationen hätten. 

Ich verdanke diese Information einem Hinweis von Gesine Foljanty-Jost. 

Ein Forscherteam um Prof. Park steilte bei der Untersuchung von japanischen Firmen in der Bun- 
desrepublik das Erstaunen des japanischen Managemenis darüber fest, daß Frauen nicht bei Hei- 
rat oder bei Geburt des ersten Kindes gekündigt werden können. 
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FURIHATA Setsuo 
Entwicklung des japanischen Kapitalismus und 
marxistische Wirtschaftswissenschaft in Japan 


Die Entwicklung des japanischen Kapitalismus vor dem Zweiten Weltkrieg 


Die Ankunft des Kommandeurs der Indischen Flotte der Vereinigten Staaten, Perry, mit 
vier Kriegsschiffen im Jahre 1853 versetzte der japanischen Feudalgesellschaft, die mehr 
als 220 Jahre abgeschlossen war, einen kräftigen Schlag: fortan war sie der westlichen Zivili- 
sation ausgesetzt. 1858 schioß Japan mit fünf Staaten, darunter den USA, England und 
Frankreich, Handesverträge ab und öffnete die Häfen Yokohama, Nagasaki und Hakoda- 
te. Damit wurde Japan gewaltsam in die kapitalistische Welt hineingezogen underlebtenun 
einen stürmischen Handels-Boom. Dieser Handels-Boom löste in der japanischen Wirt- 
schaft eine kräftige Inflation aus und führte zur Verelendung der bäuerlichen und sonstigen 
arbeitenden Bevölkerung. Das Ergebnis war eine Revolution, deren Hauptkraft die mit 
dem Tokugawa-Regime unzufriedene untere Kriegerklasse bildete. Der Slogan der Revolu- 
tionäre lautete anfangs »Ehrt den Kaiser und vertreibt die Barbaren!«, aber als man 1863 
im Krieg zwischen dem auf K yushu gelegenen Lehnsfürstentum Satsuma und England die 
Kraft des europäischen Kapitalismus zu spüren bekommen hatte, trat an seine Stelle der 
Slogan »Öffnet das Land und stürzt das Tokugawa-Regime!« Folglich riß die 1867 errichte- 
te Meiji-Regierung die feudalen Gesellschaftsinstitutionen nieder und verwandte alle Kraft 
darauf, die Voraussetzungen für die Entwicklung des Kapitalismus zu schaffen. Zuerst be- 
seitigte man das feudale Ständesystem und die Beschränkungen für Orts- und Berufswech- 
sel. Um die Privilegien der Krieger abzuschaffen, wurde die erbliche Besoldung von Haushal- 
ten der Kriegerklasse abgeschafft, eine Grundsteuer-Reform durchgeführt und das Verbot 
des Kaufs und Verkaufs von Reisanbauflächen aufgehoben; auch die Beschränkungen des 
kommerziellen Güterverkehrs entfielen. Wenn der Grundbesitz frei wird, das Ständesy- 
stem abgeschafft und die Freiheit der Berufswahl garantiert werden, so sind damit die sozia- 
len Bedingungen für die Entwicklung kapitalistischer Verhältnisse gegeben. 

Nach der Restauration des Kaisertums 1867 wurde von der neuen Regierung sofort das 
Bankwesen nach westlichern Muster übernommen, ein Eisenbahnnetz aufgebaut und eine 
landesweite Post etabliert. Von der Regierung wurden auch Rüstungsarsenale, Werften, 
Bergwerke etc. betrieben sowie Musterfabriken errichtet. Auf diese Weise bildeten sich zwi- 
schen dem Chinesisch-Japanischen (1894-95) und dem Russisch- Japanischen Krieg (1904- 
05) kapitalistische Verhältnisse in Japan heraus. 1897, als mit Hilfe der Reparationszahlun- 
gen aus dem Chinesisch-Japanischen Krieg der Goldstandard eingeführt werden konnte, 
ist als das Jahr der Etablierung des japanischen Kapitalismus anzusehen. 

Die Reproduktionsstruktur des so entstandenen japanischen Kapitalismus läßt sich nun 
folgendermaßen zusammenfassen: Die erwerbstätige Bevölkerung arbeitete im Jahre 1900 
zu 65 % in der Land- und Forstwirtschaft und in der Fischerei; 35 % waren in nicht -agrari- 


Der japanische Kapitalismus und der Marxismus 77 


schen Sektoren beschäftigt, davon lediglich 4% in modernen Wirtschaftszweigen. Die be- 
deutendsten Branchen innerhalb der Industrie waren die Seidenindustrie (Rohseide) sowie 
die Spinnerei und Weberei (Baumwolle). Was die Baumwollweberei betrifft, so wurde diese 
in Japan derart entwickelt, daß man nach dem Ersten Weltkrieg in der Produktion von 
Baumwollstoffen das bis dahin in der Welt führende England überholt hatte. Demgegen- 
über wurden im schwerindustriellen Sektor fast nur Regierungsunternehmen betrieben — 
wobei die Rüstungsindustrie im Mittelpunkt stand; die internationale Konkurrenzfähigkeit 
war hier äußerst schwach. Die Bauern, die mehr als die Hälfte der Bevölkerung ausmach- 
ten, produzierten also Reis und Seidenraupen (Kokons); die gewonnene Rohseide wurde 
fast vollständig nach Nordamerika exportiert. Mit dem Exporterlös wurde der Import von 
Rohbaumwolle bezahlt, und die Verarbeitung dieser Rohbaumwolle und der Export ferti- 
ger Baumwollerzeugnisse bildeten die wichtigste Aktivität der kapitalistischen Unterneh- 
men. Die Beherrschung des asiatischen Marktes mittels dieser Baumwollprodukte war der 
Motor des japanischen Imperialismus. In den zwanziger und dreißiger Jahren dieses Jahr- 
hunderts konnte man Japan mit seiner hier angedeuteten spezifischen Industriestruktur be- 
reits zu den wichtigen imperialistischen Staaten der Welt zählen — zusammen mit England, 
den USA, Deutschland und Frankreich. 


Die Entwicklung des japanischen Marxismus 


In Japan begann die Entwicklung des Kapitalismus zu einem Zeitpunkt, als er in anderen 
Ländern bereits das Stadium des Imperialismus erreicht hatte. Daher war Japan zueinerra- 
piden Beschleunigung der kapitalistischen Entwicklung gezwungen, in der die Regierung 
die Initiative hatte, unter der Zielsetzung »macht das Land reich und die Armee stark !« So 
sollte sich das Land gegen die westlichen Mächte behaupten. Dementsprechend wurde 
zwar nach den Meiji-Reformen! die klassische Ökonomie eines A. Smith, J. S. Mill und an- 
derer in Japan bekanntgemacht, doch die Ideen des Liberalismus konnten in einer durch 
staatliche Protektionspolitik und die Herausbildung von Monopolkapitalen in Form von Ak- 
tiengesellschaften charakterisierten Situation nicht Fuß fassen. Vielmehr griff man bereit- 
willig die Thesen der deutschen historischen Schule auf, in denen der nationale Charakter 
Deutschlands, des »Nachzüglerlandes«, im Gegensatz zum englischen Liberalismus betont 
wurde: unter dem Einfluß der Neuen historischen Schule der Nationalökonomie Gustav 
Schmollers und Lujo Brentanos wurde der »Japanische Verein für Sozialpolitik« gegrün- 
det, der fortan die Hauptströmung in der Wirtschaftswissenschaft darstellte. 

Im Zuge der rapiden Entwicklung des Kapitalismus wurden die »Arbeiterfrage« und die 
»Bauernfrage« natürlich zugespitzt; da außerdem der Chinesisch-Japanische und der Rus- 
sisch-Japanische Krieg in einem Teil der Bevölkerung eine starke antimilitaristische Stim- 
mung hatten entstehen lassen, kam es aufgrund dieser verschiedenen Faktoren dazu, daß so- 
zialistische Ideen in Japan Anhänger fanden. Im Jahre 1901 wurde die Sozial-Demokratische 
Partei von Shusui Kotoku (1871-1911), Sen Katayama (1859-1933) u.a. gegründet; damit be- 
gann auch die schrittweise Rezeption der Theorie des Marxismus durch ein breiteres Publi- 
kum. Natürlich wurde die Sozial-Demokratische Partei noch am Tage ihrer Gründung ver- 
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boten, aber im Jahre 1904 erschien in der »Heimin-Shinbun« eine japanische Übersetzung 
des »Kommunistischen Manifests«, und 1907 wurde in der »Osaka-Heimin-Shinbun« der 
Inhalt des »Kapital« in einer Zusammenfassung von Hitoshi Yamakawa (1880-1958) vor- 
gestellt. Auf der einen Seite konnte man somit eine rasche Verbreitung der Ideen und der 
Theorie des Marxismus feststellen, auf der anderen Seite setzte eine scharfe Repression ge- 
gen die sozialistische Bewegung ein: deren »Winterzeit« begann mit dem Todesurteil gegen 
Kotoku und zwölf andere im Jahre 1910; die Begründung für dieses Urteil lautete, diese hät- 
ten einen »Plan zur Ermordung des Tenno« zu realisieren versucht. 

Der Erste Weltkrieg brachte eine schnelle Expansion des japanischen Kapitalismus: zwi- 
schen 1914 und 1919 nahm das Kapital für Unternehmensneugründungen und -erweite- 
rungen für die Industrie insgesamt um das 16-fache zu; für die Metallindustrie läßt sich ein 
außergewöhnliches Anwachsen um das 34-fache und für den Schiffbau gar um das 112-fa- 
che belegen. Aber Rückschläge blieben nicht aus: Japan geriet mehrfach hintereinander in 
ökonomische Notlagen —- die Nachkriegskrise 1920, das große Erdbeben im Kanto-Gebiet 
um Tokys 1923, die Finanzkrise 1927 und die Weltwirtschafskrise 1929 ließen überall in 
Stadt und Land Arbeiterkämpfe und Streiks der Pachtbauern aufflammen. Besonders die 
sozialistische Bewegung erholte sich unter dem Einfluß der Russischen Revolution wieder 
und breitete sich aus. 

Diese sozialistische Bewegung war bereits nicht mehr wie früher ein lockerer Zusammen- 
schluß christlicher, humanistischer und syndikalistischer Gruppierungen, sondern hatte 
die Form einer fest organisierten Bewegung angenommen, die sich maßgeblich auf den 
Marxismus berief. 1926 wurden die Soziale-Massen-Partei und die Japanische Arbeiter- 
und Bauern-Partei gegründet; aber die Hauptströmung in der sozialistischen Bewegung 
bildete die Kommunistische Partei Japans (KPJ), die 1922 gegründet und, obwohl 1924 
zeitweilig aufgelöst, 1926 reorganisiert wurde. Ab 1927 war sie als Untergliederung der 
Komintern aktiv. Die Komintern beschloß damals dreierlei »Thesen«, die als Analyse von 
Politik und Wirtschaft Japans und als Kompaß für die Bewegung dienen sollten: die »Re- 
solution zu I apan« (Thesen von 1927), den »Entwurf der politischen Thesen der Kommu- 
nistischen Partei Japans« (Thesenentwurf von 1931), und die »Thesen zur Lage in Japan 
und den Aufgaben der Kommunistischen Partei Japans« (Thesen von 1932). Die Thesen 
von 1927 und 1932 hatten im großen und ganzen denselben Inhalt; demgegenüber wies 
der Thesenentwurf von 1931 beträchtliche Unterschiede auf. Allgemein gesprochen, be- 
stimmten erstere Japan als absolute Monarchie und erklärten eine bürgerliche Revolution 
zum anstehenden politischen Ziel, während in letzterer Japan als »bürgerlicher Staat« be- 
zeichnet und als politisches Ziel die proletarische Revolution festgelegt wurde. In der Ko- 
mintern wurde jedoch, parallel zur Etablierung des Stalinschen Herrschaftssystems, dieser 
Thesenentwurf von 1931 als »japanische Ausgabe des Trotzkismus« abgestempelt und zu- 
rückgezogen, so daß die Thesen von 1932 als die orthodox-marxistische Position zu Japan 
schließlich maßgeblich wurde. 

Japan war das zuletzt entstandene imperialistische Land, zur Macht aufgestiegen, als die 
Welt sich schon im Stadium des Imperialismus befand. Daraus resultierten allerdings De- 
formationen in seiner politischen und ökonomischen Struktur: Während es einerseits eine 
hochgradige Konzentration des Kapitals wie in den zaibatsu-Konzernen? und eine weit 
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fortgeschrittene Entwicklung der Produktivkräfte, repräsentiert etwa durch die den asiati- 

schen Markt beherrschende Baumwollindustrie, aufwies, hielt es auf der anderen Seite poli- 

tisch das Tennosystem aufrecht — mit dessen festgefügten, »absolutistischen« politischen 

Kompetenzen. Dazu kam eine unausgeglichene Gesellschaftsstruktur, in der die Kleinbau- 

ern mehr als die Hälfte der Erwerbsbevölkerung ausmachten und die Pachtbauern eine Na- 

tural-Bodensteuer in der Höhe von mehr als 50% des Ernteertrags zu entrichten hatten. 

Die Thesen von 1932 faßten dies in die folgenden Formeln: 

1. Das Tennosystem nach den Meiji-Reformen ist eine absolutistische Monarchie. 

2. Dieses Tennosystem stützt sich einerseits auf die Grundbesitzerschicht als eine parasi- 
tär-feudale Klasse, andererseits aufeine Bourgeosie, die gerade im Begriff steht, rasch zu 
Reichtum und Überfluß zu gelangen. 

3. Dementsprechend ist das erste Ziel der japanischen Revolution die Zerschlagung des 
Staatsapparats des Tennosystems, d.h. eine bürgerliche Revolution, worauf dann die so- 
zialistische Revolution folgt: die Revolution müsse also einen Prozeß von zwei Etappen 
oder Stufen durchlaufen. 

Die hervorragenden Köpfe unter den marxistischen Ökonomen Japans konzentrierten sich 

nun darauf, durch empirische Analysen des japanischen Kapitalismus die wissenschaftli- 

che Richtigkeit dieser Thesen nachzuweisen, um so die politische Strategie der KPJ rational 
zu begründen. Das Ergebnis dieser Anstrengungen war die insgesamt sieben Bände umfas- 
sende »Entwicklungsgeschichte des japanischen Kapitalismus« (1932/33). Die Verfasser 
dieses Werkes — Eitaro Noro (1900-1934), Moritaro Yamada (1897-1980), Goro Hani 

(1901-1983), Yoshitaro Hirano (1897-1980) und Shiso Hattori (1901-1956) — wurden da- 

nach die »Vorlesungen-Gruppe« (Koza-Gruppe) genannt, was auf den genauen Titel »Vor- 

lesungen zur Entwicklungsgeschichte des japanischen Kapitalismus« zurückgeht. Diese 

Gruppe bildete seither die Hauptströmung unter den an der marxistischen Ökonomie orien- 

tierten Forschern. Deren Hauptthese lautete, daßessich bei der Meiji-Reform insgesamt le- 

diglich um eine Umwälzung handelte, die das rein feudale Grundeigentum in semi-feudales 

Grundeigentum reorganisiert hätte, und daß die Besonderheit des japanischen Kapitalismus 

darin bestünde, daß er auf der Basis der Frontarbeit von halbleibeigenen Kleinstpächtern 

und halb-sklavenmäßiger Lohnarbeiter systematisch einen riesigen Militärapparat errich- 
tet habe. 

Aber es gab auch viele marxistische Wirtschaftswissenschaftler, für welche die von der Ko- 

za-Gruppe vertretene Hauptthese keine ausreichende Überzeugungskraft besaß. Mit ihrer 

Kritik an der Theorie der Koza-Gruppe vertraten sie die Ansicht, die Meiji-Reform seieine 

bürgerliche Revolution gewesen, folglich sei die japanische Gesellschaft nach dieser Re- 

form eine vollständig kapitalistische Gesellschaft, und das Ziel der politischen Umwälzung 
müsse in der sozialistischen Revolution bestehen. Wie hoch auch immer der von den Pacht- 
bauern zu entrichtende Grundzins sei, es handele sich dabei um ein Resultat der heftigen 

Konkurrenz der Klein- und Kleinstbauern, und die feudalen Sozialbeziehungen mit dem 

Tennosystem an der Spitze seien lediglich feudale Relikte, die mit der Entwicklung des Ka- 

pitalismus Schritt für Schritt untergehen würden. Folglich sei die japanische Gesellschaft, 

wie feudalistisch sie auch immer aussehen mag, in ihrem Wesen eine kapitalistische Gesell- 
schaft, und ihre sozialistische Umwälzung könne nur in einem Schritt erfolgen (»Ein-Stu- 
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fen-Revolution«). Da diese Leute sich um eine Zeitschrift namens »Rono« (» Arbeiter und 
Bauern«) gesammelt hatten, wurden sie in der Folge die »Arbeiter- und Bauern-Gruppe« 
(Rono-Gruppe) genannt. Zu ihr gehörten die Politiker Toshihiko Sakai (1870-1933), Hito- 
shi Yamakawa, Tsunao Inomata (1889-1942), Kanson Arahata {1887-1981}, und Wissen- 
schaftler wie Hyce Ouchi (1888-1980), Tamizo Kushida (1885-1934), Itsuro Sakisaka 
(1897-1985). Die Theorie der Rono-Gruppe wurde von der Proletarischen Massenpartei 
{1928 gegründet) und der (Gesamtjapanischen) Arbeiter-Bauern-Massenpartei (gegründet 
1931) aufgegriffen. Seit dieser Zeit wurde die marxistische Theorie in Japan in heftigen 
Kontroversen zwischen der Koza-Gruppe, die besonderes Gewicht auf den feudalen Cha- 
rakter der japanischen Gesellschaft und die Rolie des Tennosystems legte, und der Rono- 
Gruppe, die den kapitalistischen Charakter der japanischen Gesellschaft betonte, entfaltet. 
Im Prozeß dieser Auseinandersetzungen machten auch empirische Untersuchungen über 
die Agrarökonomie um die Zeit der Meiji-Restauration 1867 und über den Entwicklungs- 
stand der Industrie Fortschritte. Als Voraussetzungen für diese Analysen wurden Studien 
über die Wertlehre, die Lehre von den Reproduktionsschemata, die Lehre von der Grund- 
rente u.a. vertieft. 

Aber mit dem »Mandschurischen Zwischenfall« 19313 begann eine rasch fortschreitende 
Faschisierung der japanischen Gesellschaft. Studien der marxistischen Wirtschaftswissen- 
schaft wurden nun gewaltsam unerdrückt. Im Jahre 1936 wurden, angefangen mit Morita- 
ro Yamada, rund 30 Forscher der Koza-Gruppe verhaftet, 1937 etwa 400 Aktivisten der 
Rono-Gruppe, unter ihnen Itsuro Sakisaka. 1938 kam es dann zur Verhaftung von 41 mar- 
xistischen Ökonomen aus dem akademischen Bereich, die selber keine direkte Beziehung 
zur sozialistischen politischen Bewegung hatten. Selbst denjenigen, die in den Prozessen, 
die wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das »Gesetz zur Aufrechterhaltung von Ruhe 
und Ordnung« geführt wurden, ohne Verurteilung davonkamen, war es unmöglich, wieder 
an die Universität zurückzukehren. Nach der Eröffnung des Pazifischen Krieges wurden 
fast alle marxistischen Wirtschaftswissenschafler aus den Universitäten vertrieben oder 
hinausgesäubert; auch außerhalb der Universitäten war die Zeit für marxistische Forschun- 
gen beendet. Alle möglichen Forschungen und Publikationen über marxisische Fragen 
wurden konsequent unterdrückt; den marxistischen Wissenschaftlern blieb nichts anderes 
übrig, als sich in private Institute zurückzuziehen und sich in Schweigen zu üben. 


Die Entfaltung der Uno-Theorie 


Der japanische Faschismus hat den Marxismus mit aller Gewalt unterdrückt. Doch Marxi- 
sten, die sich durch eine Erklärung der Staatsdoktrin des japanischen Faschismus unterwar- 
fen und auf Forschungen auf Grundlage der Marxschen Theorie verzichteten, retteten da- 
mit ihr Leben. Trotzdem gab es unter ihnen welche, die im Gefängnis starben; aber die 
Mehrheit der marxistischen Politiker und Wissenschaftler konnte das Kriegsende überle- 
ben. Als mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs die bis dahin bestehende politische Herr- 
schaftsstruktur zusammenbrach, kehrten folglich viele marxistische Wissenschaftler wie- 
der an die Universitäten zurück, und marxistische Forschungen blühten sowohl innerhalb 
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wie außerhalb der Universitäten auf. Dies war die Situation, in der Kozo Uno (1897-1977) 
mit seiner »Drei-Stufen-Theorie« besondere Aufmerksamkeit erweckte. Er legte damit ei- 
ne Methodik zur Reinterpretation der Marxschen Ökonomik vor. 

Der marxistische Wirtschaftswissenschaftler Uno, der vor dem Krieg der Rono-Gruppe 
angehörte, wurde wegen Verstoßes gegen das »Gesetz zur Aufrechterhaltung von Sicher- 
heit und Ordnung« verhaftet und von der Universität vertrieben. Wahrend des Krieges 
aber konnte er seine Studien zur Marxschen Ökonomik fortsetzen, während er in einem pri- 
vaten Institut beschäftigt war. Im Verlauf dieser Arbeit systematisierte er seine »Drei-Stu- 
fen-Theorie«: die allgemeine, reine Lehre (Lehre von den Prinzipien der Ökonomie), die 
Lehre von der Stufenfolge kapitalistischer Entwicklung, sowie die Analyse der konkreten 
Situation. Mit dieser Methode des Herangehens an die Analyse der kapitalistischen Realt- 
tät negierte er sowohl die Thesen der Koza- als auch der Rono-Gruppe. Denn gemeinsam 
ist beiden Richtungen ja, daß sie im »Kapital« einen direkt übertragbaren Maßstab erblick- 
ten, mit dem man an die Analyse der Wirtschaft Japans herangehen könne. So behauptete 
die Rono-Gruppe, der japanische Kapitalismus würde sich, obschon er auch weiterhin ver-' 
schiedene hinterherhinkende soziale Praktiken aufweise, derzeit in Richtung eines voll- 
ständig entwickelten Kaptalismus bewegen, wie er im »Kapital« aufgezeigt worden sei. 
Aber auch die Koza-Gruppe nahm »Das Kapital« zum Maßstab, wenn sie zum Ergebnis 
kam, daß man von Japan nicht als einer kapitalistischen Gesellschaft sprechen könne, so- 
lange die feudalen Herrschaftsbeziehungen im japanischen Dorf und das Tennosystem 
fortbestünden. 

Uno zufolge ist dagegen »Das Kapital« ein theoretisches System des »reinen Kapitalis- 
mus«, das die Entwicklung des Kapitalismus in England Mitte des 19. Jahrhunderts als 
eine Art »Modell« benutzt. Doch verfolge der Kapitalismus als globales System einen 
historischen Entwicklungsprozeß in den drei Stufen des Merkantilismus, Liberalismus und 
Imperialismus. Es war Lenins Schrift »Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapita- 
lismus«, in dem die Stuktur des »Kapitalismus« im Stadium des Imperialismus in einem 
einfachen Modell gezeigt wurde. Die aktuelle Situation des Kapitalismus der einzelnen 
Länder kann nicht durch die unvermittelte Übertragung von Kriterien oder Maßstäben 
aus dem »Kapital« analysiert werden, sondern allein dadurch, daß »Das Kapital« {reine 
Theorie} vermittelt mit der Leninschen Imperialismus-Schrift (Stufentheorie) angewendet 
wird. Uno sagt, daß sowohl der Koza-Gruppe als auch der Rono-Gruppe dieser metho- 
dologische Blickwinkel der Vermittlung durch die Stufentheorie gefehlt habe. Nach Uno 
haben also »Das Kapitel« als reine Theorie des Kapitalismus, Lenins Imperialismusstudie 
als Stufenlehre sowie die Analyse der aktuellen konkreten Situation jeweils eine unter- 
schiedliche Abstraktionsebene und lassen sich nicht derselben theoretischen Dimension 
zuordnen. In dieser Hinsicht habe auch Lenin geirrt, der das Monopol aus der im »Kapi- 
tal« entwickelten Akkumulationstheorie ableitete. Unos Position vereinfachend könnte 
man sagen: die Notwendigkeit der Krisen im Kapitalismus wird in der reinen Theorie 
nachgewiesen, die Notwendigkeit des Krieges in der Stufenlehre, und die Notwendigkeit 
der Revolution werde durch eine politische Bewegung »bewiesen«, die zur Voraussetzung 
die Erkenntnis der Struktur des jeweiligen kapitalistischen Landes mit Hilfe der Analyse 
der aktuellen Situation hat. 
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Wenn man nun diese Drei-Stufen-Theorie auf die Analyse des japanischen Kapitalismus an- 
wendet, kann man seinen besonderen Charakter, der sowohl bei der Koza- als auch bei der 
Rono-Gruppe im Unklaren blieb, einfach erklären. Obwohl auf der einen Seite die japanische 
Wirtschaft eine derartige Entwicklung der Baumwollindustrie erreichte, daß diese den asiati- 
schen Markt zu beherrschen vermochte, und die zaibatsu-Konzerne Monopolorganisationen 
in großem Maßstab formten, wurden andererseits auf dem Lande noch Jahresabgaben einge- 
zogen in einer Höhe, die 50% der Ernteerträge überstieg, und waren mehr als die Hälfte der 
erwerbstätigen Wirtschaftsbevölkerung Kleinbauern. Es herrschte also die Situation eines 
merkwürdigen Nebeneinanders von Entwicklung und Hinterherhinken. Die bis dahin vor- 
herrschende marxistische Wirtschaftswissenschaft konnte diese Struktur, der die Balance 
fehlte, nicht angemessen erklären. Den drei Stufen Unos zufolge aber ist dieses Nebeneinan- 
der als das Charakteristikum der raschen kapitalistischen Entwicklung eines Nachzüglerlan- 
des im Stadium des Imperialismus leicht erklärbar. Da in dem Nachzüglerland Japan die gro- 
Be Industrie des Fabriksystems mit ihrer hohen organischen Zusammensetzung des Kapitals 
auf einen Schlag aus Europa und den USA importiert wurde, ohne daß das Land den vorbe- 
reitenden Prozeß der Stufen der einfachen Kooperation und der Manufaktur durchlaufen 
hätte, war, auch wenn andererseits der Kapitalismus sich rasch entwickelte, die Nachfrage 
nach Arbeitskräften vergleichsweise gering. Während dementsprechend die Dörfer durch die 
Warenwirtschaft rasch aufgelöst und dort überschüssige Arbeitskräfte hervorgebracht wur- 
den, konnten die Städte die Arbeitskräfte, insbesondere männliche volljährige Kräfte, kaum 
absorbieren; in den Dörfern, die zu einem Sammelplatz der latenten Überbevölkerung gewor- 
den waren, verschärften die Kleinbauern die Konkurrenz um Pachtland, wodurch die Boden- 
renten in außerordentliche Höhen getrieben wurden. Auf dieser Grundlage wurde dann die 
feudale Grundbesitzerherrschaft perpetuiert. Da die Niedriglohnarbeiter und die armen 
Kleinbauern nur eine geringe effektive Nachfrage entfalten konnten, das Kapital aber mit 
hochentwickelten Produktivkräften produzierte, war Überproduktion die Folge. Die Inlands- 
märkte waren also zu klein, so daß das Kapital auf der Suche nach überseeischen Märkten 
zum imperialistischen Vorrücken gezwungen war. Weil die herrschende Klasse im Inland die 
Arbeiterbewegung und die sozialistische Bewegung unterdrücken und die öffentliche Mei- 
nung für die Aggression gegen andere Länder vereinheitlichen mußte, war sie dazu gezwun- 
gen, die absolutistische Herrschaft des Tennosystems aufrechtzuerhalten. Hierin liegt der 
Grund dafür, daß in Japan die Entwicklung des Kapitalismus, anstatt zu Liberalismus und 
Demokratie zu führen, vielmehr umgekehrt die reaktionäre Staatsgewalt des Tennosystems 
noch verstärkt hat. Also ist das Tennosystem nicht einfach eine absolutistische Staatsge- 
walt, wie die Koza-Gruppe lehrte, noch ein feudales Relikt — was die Rono-Gruppe behaup- 
tete —, sondern vielmehr ein mit der imperialistischen Entwicklung des sich spät entwickeln- 
den japanischen Kapitalismus kompatibler Gewaltapparat. 

Kozo Uno hat aus dieser Sicht seiner Drei-Stufen-Theorie »Das Kapital« als reine Theorie 
und die »Imperialismus«-Schrift als Stufenlehre theoretisch umgearbeitet; außerdem hater 
die Begründung einer weder von politischer Praxis noch von Ideologie in Beschlag genomme- 
nen objektiven Sozialwissenschaft gefordert. Davon ausgehend hat er selbst in der Hoch- 
blüte des Stalinismus nach 1945 die Fehler der Stalinschen Ökonomik hervorgehoben und 
sich in der Kritik an den Analysen des japanischen Kapitalismus durch die KP-orientierten 
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Wissenschaftler eine davon abweichende wissenschaftliche Haltung bewahrt. Deshalb nä- 
herten sich nach der »Entstalinisierung« 1956 viele Forscher und Studenten, die sich von 
der Kommunistischen Partei gelöst hatten — die hatte ihre Autorität als Avantgarde-Par- 
tei verloren —, der Theorie Unos. Das Resultat war, daß von den etwa 1000 Mitgliedern der 
Vereinigung der marxistischen Ökonomen in Japan (»Wissenschaftliche Vereinigung für 
Wirtschaftstheorie« — Keizai Riron Gakkaj) ca. 20% der Uno-Richtung zugerechnet wer- 
den konnten. 


Der japanische Kapitalismus nach dem Zweiten Weltkrieg 
und die marxistische Wirtschaftswissenschaft 


Das Oberkommando der Alliierten Streitkräfte, die Japan Ende 1945 besetzt hatten, ging 
davon aus, daß das halbfeudale Grundeigentum, auf das sich die parasitären Grundbesitzer 
stützen konnten, die Monopolstellung der zaibatsu-Konzerne, und die staatlich-autoritäre 
Unterdrückung der Arbeiter Ursachen für die imperialistische Expansion des japanischen 
Kapitalismus waren. Die Besatzungsmacht veranlaßte daher die japanische Regierung, das 
politische System zu demokratisieren und zu diesem Zweck eine neue Verfassung zu akzep- 
tieren. Vor allem wurden drei Maßnahmen zur Demokratisierung durchgesetzt: die Land- 
reform, die Auflösung der zaibatsu sowie die Arbeitsreform. Davon wurde besonders die 
Landreform in konsequenter Weise durchgeführt: 81% des Pachtlandes wurden freigege- 
ben; die Pachtbauern, deren Anteil an allen bäuerlichen Haushalten 26,6% ausgemacht 
hatte, nahmen bis aufeinen Anteil von 7,9% ab, und mehr als die Hälfte aller Bauern wur- 
den nunmehr als Landbesitzer selbstwirtschaftende Bauern. Da zudem während dieser 
Landreform die Inflation rapide fortschritt, kam der Zwangsverkauf von Grund und Boden 
zu amtlich festgesetzten Preisen für die Grundbesitzer beinahe einer entschädigungslosen 
Enteignung gleich. 

Auf diese Weise wurde das parasitäre Grundbesitzertum, das von der Koza-Richtung als 
die »halb-feudale Basis« des japanischen Vorkriegskapitalismus betrachtet worden war, so 
gut wie völlig aufgelöst. Die Kommunistische Partei Japans jedoch, die 1951 den Anwei- 
sungen der Kominform gefolgt war und ihr »Neues Programm« angenommen hatte, be- 
hauptete, Japan sei durch den amerikanischen Imperialismus zu einer Kolonie gemacht 
worden, und auch die Landreform würde das halb-feudale Grundeigentum lediglich reor- 
ganisieren, im Grunde aber fortbestehen lassen. Die mit der KPJ sympathisierenden markxi- 
stischen T’heoretiker setzten alle Kraft daran, das Fortbestehen dieses Grundeigentums auf 
dem Lande nachzuweisen, auch indem sie nun die elf Bände umfassenden »Vorlesungen 
zum japanischen Kapitalismus« herausgaben. Doch mangelte es dieser These wegen ihrer 
Entfernung zur tatsächlichen Wirklichkeit der Landreform offenkundig an Überzeugungs- 
kraft. Da außerdem die nach den Leitlinien.der KPJ ausgerichtete Taktik überall Schiff- 
bruch erlitt, war die Partei 1955 selber zu einem Kurswechsei gezwungen und mußte ihr 
»Neues Programm« fallenlassen. Hinzu kam die erwähnte Entstalinisierung im Jahre 
1956, die zu einem weiteren Autoritätsverlust der KPJ führte und den Auflösungsprozeß 
der Koza-Gruppe in der Wirtschaftswissenschaft entscheidend beschleunigte. 
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In der Kommunistischen Partei verstärkten sich seit der 6. Nationalen Konferenz 1955 in be- 
trächtlichem Maße Tendenzen des Parlamentarismus. Damit ging einher, daß die Parteisich 
immer mehr einer Richtung zuwandte, die von ihrer bislang verfolgten Strategie, welche 
auf der Theorie der Koza-Gruppe aufgebaut hatte, völlig verschieden war. Auch ein Teil 
der Theoretiker der Koza-Gruppe löste sich aus diesen Gründen von den ursprünglichen 
Thesen und verfolgte nun den Kurs der sogenannten »Strukturreform«. Diese Konzeption - 
stützte sich auf die Theorie des Staatsmonopolistischen Kapitalismus des Deutschen Kurt 
Zieschang (DDR).* In ihr wurde die Behauptung aufgestellt, die wachsende Bedeutung 
staatlicher Finanzpolitik, wie sie etwa in der New Deal-Politik der USA zum Ausdruck 
kam, die Verstärkung der Kontrolle des Staates über die Wirtschaft auf Basis eines kontrol- 
lierten Währungssystems, die Verstaatlichung von Schlüsselindustrien etc. würden hoch 
entwickelte Sozialisierungstendenzen anzeigen, die der fortgeschrittenen Entwicklung der 
Produktivkräfte entsprächen. Die Vertreter der »Strukturreform«-Theorie glaubten nun, 
daß unter dieser Voraussetzung der gestiegenen Bedeutung des staatlichen Zentrums in der 
Wirtschaft nach und nach eine sozialistische Transformation der Produktionsverhältnisse 
durch das Einwirken der demokratischen und sozialistischen Kräfte auf die Organe des 
Staates verwirklicht werden könnte. 

Die Lehre von der »Strukturreform« mußte natürlich als politische Strategie zu einem Kurs 
der Reformen innerhalb des Rahmens des Parlamentarismus und zur Negierung einer ge- 
waltsamen Revolution und der Diktatur des Proletariats führen. Die »Strukturreformer«, 
die sich von der KPJ gelöst hatten — die inzwischen eine Politik des Parlamentarismus ver- 
folgte, aber gleichwohl noch an dem ihr eigenen nationalistischen Standpunkt festhielt 
(»nationalistisch« hier verstanden im Kontext einer politischen Strategie der »nationalen 
Befreiung« von der Vorherrschaft der USA — W.S.) — stimmten'nun mit Saburo Eda 
(1907-1977) u.a. Verfechtern der »Strukturreform« innerhalb der Sozialistischen Partei Ja- 
pans (SPJ} überein. Man bemühte sich, die SPJ, deren leitende Prinzipien sich im Marxis- 
mus der Rono-Gruppe fanden, auf den Kurs der »Strukturreform« zu bringen, scheiterte 
damit aber letztlich. Die Linkskräfte in Japan lehnten Edas Vorstellung von einem neuen 
Sozialismus ab, den dieser in der Formulierung zusammengefaßt hatte: »Eine Verbindung 
von amerikanischem Lebensstandard, sowjetischen sozialen Garantien, britischer parla- 
mentarischer Demokratie und japanischer Nachkriegs-, d.h. Friedensverfassung«. Dieses 
Auseinanderklaffen von Herrschaft des Parlamentarismus in der Realpolitik und Festhal- 
ten an der leninistischen Revolutionstheorie im Bereich der politischen Slogans bildete das 
Charakteristikum der Linkskräfte in Japan nach dem Krieg und galt sowohl für die KPJ als 
auch für die SPJ. 

In Wirklichkeit hatte sich der größte Teil der Linkskräfte zwischen 1950 und 1960 unauf- 
hörlich mit nicht allzu fruchtbaren Debatten befaßt, wie etwa der, ob es sich in Japan nun 
um koloniale Abhängigkeit oder imperialistische Selbständigkeit handele, ob es um eine 
Volkspartei oder eine Klassenpartei ginge, ob friedliche Reform oder gewaltsame Revolu- 
tion der richtige Weg sei. Bei jeder Wahl aber sicherte sich die Konservative Partei die 
Mehrheit der Stimmen, während von den sozialistischen Kräften die Mauer von einem 
Drittel der Wähler nicht übersprungen werden Konnte. Mit Ausnahme einer nur wenige 
Monate andauernden Koalitionsregierung unter der Sozialistischen Partei (1947/48) hat 
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die Konservative Partei in der japanischen Nachkriegspolitik durchgängig die Regierung 
gestellt — ein für die »freie Welt« seltenes, einzigartiges Phänomen. Einer der Hauptgrün- 
de hierfür liegt darin, daß die linken Kräfte und die marxistischen Theoretiker in Japan den 
neuen historischen Charakter der Entwicklung des japanischen Nachkriegskapitalismus 
nicht klar erfassen und sich außerdem dem Banne der These von der »allgemeinen Krise« 
des Kapitalismus, wie sie in der Komintern vertreten wurde, nicht entziehen konnten. 
Tatsächlich hatte Uno bei seinem Tode so gut wie keine systematischen Analysen des ge- 
genwärtigen Kapitalismus nach dem Ersten Weltkrieg hinterlassen, und Tsutomu Ouchi 
(geb. 1918), von dem es hieß, er habe an Stelle Unos die Lehre vom Gegenwartskapitalismus 
in der Uno-Theorie entwickelt, hatte in seiner eigenen Lehre vom staatsmonopolistischen 
Kapitalismus prognostiziert, daß der heutige Kapitalismus im Grunde durch Niedrigwachs- 
tum und Stagnation charakterisiert sei, folglich auch das hohe Wirtschaftswachstum nach 
dem Zweiten Weitkrieg lediglich ein zeitweiliges Phänomen und demgemäß bald mit einem 
Absinken in langfristige Stagnation zu rechnen sei.? Aber etwa von 1961 an, als diese Vor- 
aussage gemacht wurde, ging der japanische Kapitalismus in seine zweite Boomphase über, 
und diese hielt dann bis zur Ölkrise 1973 an. Die Voraussage Ouchis hat sich als völliger 
Mißgriff erwiesen. 

So scheiterten die sozialistischen Parteien in ihrem Bemühen, ihre Kräfte auszuweiten, und 
korrespondierend dazu versagte auch die marxistische Wirtschaftswissenschaft in der Ana- 
Iyse der Mechanismen des hohen Wirtschaftswachstums des japanischen Nachkriegskapi- 
talismus. Sich gegenseitig beeinflussend waren beide in entscheidender Weise daran betei- 
ligt, daß der Marxismus seiner Autorität verlustig ging. 


Hohes Wirtschaftswachstum und gegenwärtiger Kapitalismus 


Nach dem Zweiten Weltkrieg hat sich die japanische Wirtschaft in ungefähr zehn Jahren 
von ihrem völligen Zusammenbruch wieder erholt. Im großen und ganzen zeigten um das 
Jahr 1955 die verschiedenen Wirtschaftsindikatoren an, daß Japan im wesentlichen den 
Standard der Vorkriegsperiode {von 1935) wieder erreicht hatte. Und von ca. 1955 bis ca. 
1973 (dem Zeitpunkt der ersten Ölkrise) konnte es ein hohes Wirtschaftswachstum mit 
jährlichen Steigerungsraten des Bruttosozialprodukts (GNP) von durchschnittlich 10% 
verzeichnen. Da das Wachstum in der Vorkriegsperiode im Durchschnitt bei 3 bis 4% lag, 
war dieses hohe Wirtschaftswachstum nach dem Krieg für Japan historisch eine erstmalige 
Erfahrung. Auch im internationalen Vergleich gibt es in der Geschichte des kapitalisti- 
schen Weltsystems kein Beispiel ähnlicher Dynamik. Hierdurch jedenfalls hat die japani- 
sche Wirtschaft ihren Charakter völlig verändert. 

Vergleichen wir einmal die Indexzahlen von 1955 und 1970: 1955 betrug das BSP 24 Mrd. 
US-Dollar (d.h. 1/15 desjenigen der USA, die Hälfte des westdeutschen); das Bruttoinlands- 
produkt pro Kopf betrug 204 US-Dollar — damit lages an 35. Stelle in der Gruppe der west- 
lichen Länder. Weil die Agrarbevölkerung innerhalb der gesamten erwerbstätigen Bevölke- 
rung 37,9% ausmachte, kann man Japan zu jenem Zeitpunkt getrost als »Schwellenland« 
bezeichnen. 
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1970 jedoch lag das BSP bei 206 Mrd. Dollar und das BIP pro Kopf bei 2000 Dollar. Letzte- 
resist damit nur halb so groß wie dasjenige in den USA; Japan hat aber Italien hinter sich ge- 
lassen (1900 Dollar) und ist England auf den Fersen (2200 Dollar). Die Agrarbevölkerung 
hat dramatisch abgenommen: sie macht nur noch 16,1 % aus, d.h. weniger als die Hälftedes 
Anteils von 1955. Diese Zahl bewegt sich in der Größenordnung von Frankreich und Ita- 
lien, aber die Abnahmerate der im Agrarbereich Erwerbstätigen ist die höchste in den fort- 
geschrittenen Ländern. 

Den Kern dieser rasch wachsenden Wirtschaft bildeten die mit der Produktion langlebiger 
Konsumgüter befaßten Industriezweige: Automobilindustrie, elektrische Haushaltsgeräte 
u.a. Die Anzahl der von der japanischen Automobilindustrie hergestellten Fahrzeuge belief 
sich 1955 auf magere 73.400 Stück, stieg aber bis auf 5,884 Mio. 1971 an, d.h. um das 80-fa- 
che. Bei den Anlageinvestitionen ergibt sich ein ähnliches Bild: sie lagen 1955 bei 4 Mrd. 
Yen, 1971 jedoch waren sie auf. 249,8 Mrd. Yen angestiegen — um das 62-fache. 

Bei der Arbeitskraft wandeltesich die Situation von einer des chronischen Überflusses zu ei- 
ner der Vollbeschäftigung; die Rate der Arbeitslosen ging auf 1 bis 2% zurück. Unter diesen 
Bedingungen von Vollbeschäftigung stiegen die Löhne jährlich um rund 10%; innerhalb 
von 20 Jahren verdreifachten sie sich beinahe. So kam es, daß sich annähernd 90% der Be- 
völkerung in Umfragen den Mittelschichten zuordneten. 

Während sich die konservativen Kräfte in der Liberal-Demokratischen Partei (LDP) zusam- 
menschlossen, war die Opposition in Sozialistische Partei, Kommunistische Partei, Demokra- 
tisch-Sozialistische Partei, sowie die neobuddhistische »Partei für eine saubere Regierung« 
{Komeito) gespalten. In den Wahlen eroberte die LDP durchweg die absolute Mehrheit und 
stellte damit fortlaufend die Regierung. Dieses politische System Nachkriegs-Japans wird ge- 
wöhnlich als das »1955-er System« bezeichnet (in diesem Jahr vereinigten sich die verschiede- 
‚ nen konservativen Parteien wie auch der linke und der rechte Flügel der Sozialisten — W.S.}, 
doch bildete seine eigentliche Grundlage eine durch hohe Wachstumsraten gekennzeichnete 
Wirtschaft. In diesem »1955-er System« wurden zunächst einmal die durch die Landreform 
befreiten Bauern vollständig in den bestehenden Rahmen integriert, indem auf dem Lande 
beträchtliche Geldsummen als Subventionen ausgestreut und die Getreidepreise von der Re- 
gierung abgestützt wurden (im wesentlichen betrifft dies den Reis). Es wurden dann aber auch 
die Industriearbeiter durch Vollbeschäftigung und kontinuierliche Lohnerhöhungen ins Sy- 
stem einbezogen. Ihre sich auf Umwälzung richtenden Energien wurden von der einmal im 
Jahr stattfindenden »Frühjahrsoffensive« für Lohnerhöhungen (shunto) absorbiert, und 
während in der Gewerkschaftsbewegung der Sozialismus weiterhin als Siogan hochgehalten 
wurde, bestand die wahre Gesinnung dieser Arbeiter in der Unterstützung des »1955-er Sy- 
stems«. Studenten und junge Arbeiter, die mit den wachsenden konservativen Tendenzen 
unter den Bauern und Arbeitern sowie mit dem Umkippen der sozialistischen Parteien in eine 
systermimmanente Opposition unzufrieden waren, radikalisierten sich in der zweiten Hälfte 
der 60er Jahre — wobei der Japanisch- Amerikanische Sicherheitsvertrag den Anlaß des Pro- 
blems lieferte. Sie entfachten die ganz Japan erfassenden Universitätskämpfe und schufen in 
den Städten sogar eine Situation des Aufruhrs. Aber auch diese Bewegungen verloren durch 
Flugzeugentführungen und Bombenterror, durch interne Spaltungen und gewaltsame Aus- 
einandersetzungen zwischen den Gruppierungen die Unterstützung der Öffentlichkeit und 
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wurden durch den Einsatz der Polizeigewalt sowie durch Verabschiedung eines Gesetzes 
zur Kontrolle der Universitäten schließlich zum Schweigen gebracht. 

1971 brach durch die Beendigung der Goldbindung des Dollar das IWF-System von Bret- 
ton-Woods faktisch zusammen, und 1973 kam es zur Ölkrise. Damit waren die goldenen 
Zeiten des hohen Wirtschaftswachstums global beendet. Auch der japanische Kapitalis- 
mus trat in eine Periode langanhaltender Rezession ein, aber Arbeiter- und sozialistische 
Bewegung waren auch weiterhin von Kraftlosigkeit gekennzeichnet. Die japanische Be- 
triebsform mit ihren Merkmalen der lebenslänglichen Anstellung, der Entlohnung nach 
Dienstalter und der unternehmensinternen Gewerkschaften — die Grundlage für das Zu- 
gehörigkeitsbewußtsein der Arbeiter gegenüber dem Unternehmen — wurden auch in der 
langen Phase des hohen Wachstums aufrechterhalten; jetzt, mit dem Eintreten in die Re- 
zessionsphase, haben diese Institutionen bei den Arbeitern sogar umgekehrt die »hinge- 
bungsvolle Haltung« dem Unternehmen gegenüber verstärkt; die Arbeiter versuchen, auf 
diese Weise die eigene Beschäftigung zu verteidigen. 

Aber für den Stillstand der sozialistischen Kräfte im heutigen Japan ist auch das Stagnieren 
der marxistischen Wirtschaftswissenschaft mitverantwortlich. Denn fast alle marxisti- 
schen Theoretiker waren einerseits unfähig, das beschriebene hohe Wirtschaftswachstum 
zu prognostizieren und haben fortwährend das baldige Kommen einer Weltwirtschaftskri- 
se und langanhaltender Stagnation angekündigt; andererseits haben sie nicht vermocht, die 
von diesem hohen Wirtschaftswachstum hervorgebrachte Umweltzerstörung und Land- 
flucht sowie Übervölkerung in den Ballungsgebieten, den Zusammenbruch des IWF-Sy- 
stems, die Ölkrise und die Rohstoffrage, das Nord-Süd-Problem u.a.m. als strukturelle 
Mängel des gegenwärtigen Kapitalismus herauszuarbeiten und theoretisch einzuordnen. 
Tatsächlich hat sich gezeigt, daß Japan als Preis für sein Wirtschaftswachstum die Produk- 
tion zahlreicher inländischer Rohstoffe, einschließlich der Agrarproduktion und von 
Steinkohle, eingestellt hat, so daß es im Bereich Rohstoffe und Energie fast vollständig 
vom Ausland abhängig wurde. {Z.B. betrug 1975 die Bereitstellung von Energie aus In- 
landsproduktion nur 12%, während die Einfuhren sich auf 88% beliefen.) 

Als Ergebnis der Konzentration von 80% der Schwer- und Chemieindustrie in Kombina- 
ten an der Küste zum Pazifik konzentrieren sich 80% der Bevölkerung in den dort liegen- 
den Städten. Während die Dörfer weiterhin unter der Landflucht leiden, explodieren die 
Bodenpreise in den Städten (jährliche Steigerungsrate: 30%). Besonders an der Pazifikküste 
werden die Umweltschäden immer größer, die Verschmutzung der Natur wird immer uner- 
träglicher, so daß Japan ein Vorbild- Archipel für Umweltzerstörung geworden ist. Zudem 
hat die Anzahl der in Japan produzierten Kraftfahrzeuge diejenige in den USA hinter sich 
gelassen, womit zugleich auch die Motorisierung in Japan selbst ihre bisherigen Grenzen 
überschreitet. Die Zahl der jährlichen Verkehrstoten und -verletzten beläuft sich inzwi- 
schen auf 700.000 bis 800000 Menschen. 

Ferner vollzog sich hinter diesem Prozeß des hohen Wirtschaftswachstums die fortschrei- 
tende Verelendung der Entwicklungsländer der südlichen Hemisphäre: von ihnen wurden 
gewaltige Rohstoffmengen zu niedrigen Preisen aufgekauft, aber zugleich bildeten sie dann 
die Absatzmärkte für die teuer verkauften Produkte der Schwer- und Chemieindustrie. Die 
60er Jahre der Prosperität des Nordens sind die 60er Jahre des Scheiterns des Südens. Dies 
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wäre im Unterschied zu dem gewaltsamen kolonialen Ausplünderungsmechanismus durch 
den Imperialismus als friedlicher Ausplünderungsmechanismus des gegenwärtigen Kapita- 
lismus zu bezeichnen. Das mit den angesprochenen Tendenzen zur Motorisierung zusam- 
menhängende Wirtschaftswachstum hat im übrigen auch die sozialen Lebensbedingungen 
und das Familienleben der Beschäftigten stark beeinflußt. In den Haushalten überwiegt im- 
mer mehr die Kernfamilie, und mit der heute mehrheitlich anzutreffenden Doppelbeschäf- 
tigung von Mann und Frau haben sich auch die Haushalte weiter aufgelöst: es ist eine Zu- 
nahme jugendlicher Delinquenz zu beobachten, wie andererseits immer mehr Alte allein 
wohnen. Gewalt in den Familien wie in den Schulen ist inzwischen weit verbreitet. Kurz- 
um, mit dem Steigen der Einkommensniveaus ist auch der letzte gemeinschaftliche Zusam- 
menschluß in der Gesellschaft weitgehend zerstört worden. Wahrscheinlich kann man die 
epidemische Verbreitung derartiger gesellschaftlicher Krankheitsphänomene auf folgende 
spezifische Struktur zurückführen: Der Kapitalismus der Gegenwart verschwendet in ra- 
scher Folge seine überschüssigen Produktivkräfte und schafft, indem er die Nachfrage der 
Verbraucher stimuliert, fortwährend neue Bedürfnisse; er ist gezwungen, die Überproduk- 
tion an Waren in die Märkte hineinzudrücken. Dieser Gegenwartskapitalismus beutet also 
nicht nur einfach die Arbeiter im Wirtschaftsprozeß aus, sondern nützt Leib und Seele von 
ihnen und alle Bereiche ihres Lebens als Quelle der Verwertung des Kapitals, indem er die 
Bedürfnisse der Arbeiter selber manipuliert. Und das Territorium, auf das sich seine Aus- 
plünderung erstreckt, hat er, vermittelt über Welthandel und muitinationale Unterneh- 
men, in globalem Umfang ausgeweitet; die konsequent betriebene Ausplünderung schreitet 
in der friedlichen Form der (Entwicklungs-) Hilfe und des Experts der »Motorisierungs-Zi- 
vilisation« voran und ist weniger imperialistische Ausplünderung im früheren Sinn. 

Um das Geheimnis dieser Ausplünderung des in allen Listen bewanderten Gegenwartska- 
pitalismus zu entschlüsseln, sind »Das Kapital« und die Leninsche Imperialismus-Schrift 
natürlich nicht (mehr) von Nutzen, aber auch nicht »Theorien der allgemeinen Krise« oder 
Theorien des »staatsmonopolistischen Kapitalismus«. Notwendig ist wohl ein völlig neues 
theoretisches System für diesen völlig neuen Typus der Kapitalakkurmulation. Bedauerli- 
cherweise haben die marxistischen Theoretiker bei diesem Unternehmen noch keinen Er- 
Tfolg aufzuweisen. 

Zur Zeit werden in Japan, um dieses theoretische Vakuum zu füllen, Versuche angestellt, 
interdisziplinäre Kulturanthropologie, Wirtschaftsanthropologie, Strukturalismus, Ökolo- 
gie, Systemkemparatistik u.a. mit der marxistischen Wirtschaftswissenschaft zu verbin- 
den. Aber all diese Versuche sind noch nicht bis zu einer systematischen Erklärung der 
Grundprobleme der heutigen Welt in ihrer Gesamtheit und ihrer historischen Bedeutung 
gediehen. Es scheint, daß die marxistische Wirtschaftswissenschaft in Japan parallele Er- 
scheinungen mit der Stagnation der japanischen Wirtschaft nach der Periode des hohen 
Wirtschaftswachstums und der Aushöhlung ihrer Industrie ganz aufweist und noch nicht 
in der Lage ist, ihre Verwirrung zu überwinden. 


Aus dem Japanischen von Wolfgang Seifert, Berlin 
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Anmerkungen des Übersetzers/der Redaktion 


i 


Der japanische Begriff »Meiji ishin« bedeutet wörtlich: die mit Beginn der »aufgeklärten Regie- 
rung« einsetzende Erneuerung. Er bezieht sich im aligemeinen auf die ersten beiden Jahrzehnte 
der Ära Meiji (oder: Meiji-Periode) (1868-1912). Die jeweilige Ära beginnt mit der Thronbestei- 
gung eines neuen Tenno, dem posthum der Name der Ära gegeben wird. Daher spricht man ab 
1912 von Kaiser Mutsuhito als dem »Meiji-Tenno«. — Im engeren Sinne wird mit »Meijt ishin« 
die Restauration des Kaisertums bezeichnet, also die Wiedereinsetzung des Tennc in seine Rech- 
te nach Jahrhunderten faktischen Macht- und Autoritätsverlustes. Im weiteren Sinne sind über 
diese »Meiji-Reform« als einer politischen Umwälzung hinaus die verschiedenen Reformen ge- 
meint, die unter der Regentschaft des jungen Meiji-Kaisers von der neuen Regierung durchge- 
führt wurden und maßgeblich Japans Entwicklung zu einer industriekapaitalistischen Groß- 
wacht ermöglichten. Diese Reformen lösten eine soziale Umwälzung aus, wie sie andererseits 
durch endogene Entwicklungen der japanischen Gesellschaft und den äußeren Druck seitens der 
westlichen Großmächte mit Beginn des 19. Jahrkunderts angebahnt wurden. Neben den im Text 
erwähnten Maßnahmen ist die Verlegung der Hauptstadt von Kyoto nach Edo und dessen Um- 
benennung in Tokyo (= östliche Hauptstadt} zu erwähnen; 1871 die Auflösung der Daimate, der 
rund 260 Lehnsfürstentümer unter den Daimyo, und ihre Umwandlung in Präfekturen des neu- 
en Zentraistaats; die Abschaffung der Ständeordnung (1870-1876), die zum Verlust der Privile- 
gien der Kriegerklasse (samurai) führte; 1873 die Reform der Grundsteuer. Die verschiedenen po- 
litischen und sozio-ökonomischen Reformmaßnahmen wurden unter zweierlei Zielsetzung 
durchgeführt: »Zivilisation und Aufklärung« und »ein reiches Land und eine starke Armee«. 
zaibatsu (wörtlich: Finanzclique) bezeichnet ein großes Monopolkapital, das durch Verflechtun- 
gen einer Familie beherrscht wird, deren Wirtschaftsimperium sich über verschiedene Zweige im 
Industrie- und Bankensektor erstreckt. Beispiele vor 1945 waren die Konzerne der Mitsui, Mit- 
subishi, Sumitomo, Furukawa und Shibusawa. Die zaibatsu verfügten über beste Verbindungen 
zur staatlichen Bürokratie und seit dem »mandschurischen Zwischenfall« 1931 auch zum Mili- 
tär. Im Oktober 1945 erging seitens der Besatzungsmacht der Befehl zu ihrer Auflösung, 1947 
wurde das Antimonopoigesetz verabschiedet. Doch mit dem im Zuge des Kalten Krieges von 
den USA eingeschlagenen »reverse course« wurden die Ansätze zur Auflösung wieder rückgän- 
gig gemacht. Heute besitzen die zaibatsu wieder eine enorme Machtstellung in der japanischen 
Wirtschaft und Politik, wenngleich die alten Familien nicht mehr die Lenkung der Konzerne in 
ihren Händen haben. 

Am 18.9.1931 provozierten Truppenteile der japanischen, in der Mandschurei als Schutztruppe 
stationierten Kwantung-Armee einen »Zwischenfall« in der Nähe der Stadt Mukden und eröff- 
neten anschließend das Feuer auf chinesische Truppen. Damit war der Anlaß geschaffen, um 
mit Hilfe aus Korea herbeigeholter Verstärkungen in den nächsten drei Monaten sämtliche 
mandschurischen Provinzen zu besetzen. Im März 1932 wurde von Japan dann der Marionet- 
tenstaat »Mandschukuc« errichtet. Die japanische Regierung, die das eigenmächtige Vorgehen 
der Truppe zunächst mißbilligte, hatte bereits früher argumentiert, die ökonomische und politi- 
sche Kontrolle über die Mandschurei sei notwendig, um einen Angriff Rußlands abwehren und 
die Sicherheit Chinas garantieren zu können. Im Grunde ging es aber darum, den chinesischen 
Widerstand gegen die japanische Truppenpräsenz endgültig zu brechen. 

Kurt Zieschangs Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus übte in den 60er Jahren ei- 
nen gewissen Einfluß in Japan aus. Zieschang bestimmt den »staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus« als »eine Entwicklungsstufe der kapitalistischen Produktionsverhältnisse« und ordnet ihn 
einer höheren Ebene der kapitalistischen Entwicklung als der des Imperialismus zu. Er wird da- 
mit deutlich vom »klassischen« Imperialismus unterschieden. Vgl. K. Zieschang: Zu einigen 
theoretischen Probleinen des staatsmonopolistischen Kapitalismus in Westdeutschland, Berlin 
(DDR), 1957; A. Heinze u.a.: Aktuelle Probleme des staatsmonopolistischen Kapitalismus, Ber- 
iin (DDR), 1961. Zur Kritik siehe M. Wirth, Kapitalismustheorie in der DDR, Frankfurt/M., 
1972. 
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5 Die »Varga-Debatte« entzündete sich 1947 in der Sowjetunion an der Veröffentlichung von Eu- 
gen Vargas »Veränderungen in der kapitalistischen Wirtschaft im Gefolge des Zweiten Welt- 
kriegs«. Varga meinte, daß sich der Kapitalismus zu stabilisieren vermöge; denn »keine Krise dau- 
ert ewig«. Er analysiert auch die Möglichkeiten der Bourgeoisie, »sozialistische Maßnahmen« 
durchzuführen, um ihre Herrschaft zu verlängern. Gegen Varga behauptete die Orthodoxie auf 
der Grundlage der Stalin’schen Thesen, daß »das Gebäude des modernen imperialistischen Kapi- 
talismus« nicht nur nicht »morsch« geworden sei, sondern unmittelbar vor dem Zusammenbruch 
stehe. Die Debatte um Vargas Thesen hatte großen Einfluß in allen kommunistischen Parteien. 
Vgl. Sowjetwissenschaft, Heft 1, 1947; Werner Petrowsky, Zur Entwicklung der Theorie des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus, in: Probleme des Klassenkampfts, Heft I, 1971 
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KATO Tetsuro 
Der Nevetatismus im heutigen Japan 


Einleitung 


1985 waren vierzig Jahre seit der Niederlage Deutschlands und Japans im zweiten Welt- 
krieg vergangen. Bundespräsident Weizsäcker ging in seiner damaligen, am 8. Mai vor dem 
Bundestag gehaltenen Rede auf die großen Opfer des Krieges und der Naziverbrechen ein 
und gab mit Blick auf die jüngste Geschichte der Entschlossenheit Ausdruck, die begange- 
nen Fehler nicht zu wiederholen. Demgegenüber verwies der japanische Ministerpräsident 
Nakasone Yasuhiro in seiner Rede vom Juli 1985 auf dem traditionellen Soemmerseminar 
der Liberal-Demckratischen Partei Japans (LDP) stolz auf die japanische Geschichte, die 
seit der Meiji-Ara (1868-1911) »den Westen einholen« will. Ohne auf die Aggressionskrie- 
ge der Vergangenheit hinzuweisen, stellte er die japanische Konzeption des »Neoetatis- 
mus« vor: »Im Falle Japans ist der Staat als natürliche Gemeinschaft entstanden und nicht 
als Vertragsstaat. Sieger, aber auch Verlierer ist immer der Staat. Ehre und Schmach ruhen 
beide auf der Nation insgesamt. Essind der Staat, die Nation, die, ihreSchmach beseitigend, 
auf der Suche nach Ehre voranschreiten.« Dieses »die Schmach beseitigen« bedeutet nichts 
anderes als die eigene schmachvolle Geschichte zu vergessen. Und in der Tat war Nakasone 
der erste japanische Ministerpräsident, der am 15. August, dem Tag des nationalen Geden- 
kens an die Kriegsniederlage — entgegen der Proteste der Oppositionsparteien und ohne 
sich um die chinesische und koreanische Kritik zu kümmern —, dem Yasukuni-Schrein in 
Tokyo, in dem die Asche führender Kriegsverbrecher aufbewahrt wird, einen offiziellen Be- 
such abstattete. Im darauffolgenden Jahr kritisierten ihn die us-amerikanische und die ge- 
samte Weltöffentlichkeit, als er auf einem Seminar der LDP folgendes äußerte: »Das intel- 
lektuelle Niveau des ethnisch homogenen japanischen Volkes ist höher als das des Volkes 
der Vereinigten Staaten von Amerika, das Minoritäten schwarzer, puertorikanischer und 
spanischer Herkunft umfaßt.« Dessen ungeachtet erzielte die LDP unter Führung Yasuhi- 
ro Nakascnes bei den Parlamentswahlen vom Juli 1986 mit 300 errungenen Sitzen innen- 
politisch das beste Ergebnis seit ihrer Gründung im Jahre 1955: Mit fast 50 % der Stimmen 
konnte die LDP der rückläufigen Tendenz der vorhergehenden Jahre Einhalt gebieten. Da- 
mit stärkte Nakasone auch seine Stellung innerhalb des Bündnisses unterschiedlicher Frak- 
tionen, aus denen sich die LDP zusammensetzt. Seine Amtsperiode, die eigentlich bis zum 
Herbst 1986 dauern sollte, wurde um ein Jahr verlängert, und das Kabinett Nakasone wur- 
de damit zur stabilsten Regierung seit dem Kabinett Sato, das von 1964-1972 regierte. 

Seit Mitte der siebziger Jahre war eine Periode anhaltenden Wirtschaftswachstums been- 
det. In der Politik der wichtigsten entwickelten kapitalistischen Länder kam es mit Beginn 
der 80er Jahre zu einer konservativen Neuformierung. Das Kabinett Margaret Thatchers 
von der Konservativen Partei in Großbritannien, die Regierung Ronald Reagans von den 
Republikanern in den USA, sowie die Kabinette Kohl von der Christlich-Demokratischen 
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Union in der Bundesrepublik Deutschland und Nakasone von der LDP in Japan waren ein 
Ausdruck dafür. Alle diese Regierungen steigerten die Rüstungsausgaben und reduzierten 
die sozialen Leistungen. Mit Hilfe solchen Krisenmanagements trieben sie alle die konser- 
vative Neuformierung des Staates beschleunigt voran. Der japanische Neokonservatismus 
wies jedoch einen besonders nationalistischen, etatistischen Charakter auf. Ziel dieses Auf- 
satzes ist es, den Hintergrund dieser charakteristischen Besonderheiten auszuleuchten. 


1. Neuformierung des japanischen Staates als präventives Krisenmanagement 


Da der keynsianische Wohlfahrtsstaat offensichtlich in eine Sackgasse geraten ist, vertraut 
der internationale Neokonservativismus wieder den Kräften des Marktes und kehrt zu 
einer Politik des »eingegrenzten Staates« zurück, Hierbei bildet der japanische Neokon- 
servativismus keine Ausnahme. Zu Beginn der achtziger Jahre startete unter der Parole 
»Gesundung der Staatsfinanzen« eine Verwaltungsreform: die Zahl der Beschäftigten im 
öffentlichen Sektor wurde verringert, ihre Löhne wurden gekürzt, ihre Kranken- und Ren- 
tenversicherung verschlechterte sich. Gleichzeitig privatisierte die Regierung, um Raum 
für »mehr private Initiative« (= die Kräfte des Marktes) zu schaffen, das bis dahin in öf- 
fentlichem Besitz befindliche staatliche Fernmeldeunternehmen sowie staatliche Eisen- 
bahnlinien. 

Anders als in Europa und Amerika ist die japanische Hinwendung zu einer Politik des »ein- 
gegrenzten Staates« jedoch weder als spezifische T'herapie gegen den Rückgang industriel- 
ler Produktion (Deindustrialisierung) und Massenarbeitslosigkeit, noch als Flucht aus der 
»Unregierbarkeit« bzw. als Zeichen der Überlastung angesichts des von demokratischen 
Bewegungen für mehr staatliche Wohlfahrtsleistungen ausgeübten Drucks. Der japa- 
nische Nachkriegsstaat hatte nämlich mit einem unter den OECD-Mitgliedsstaaten außer- 
gewöhnlich niedrigen Anteil von nur 20% Ausgaben für Soziales am gesamten Bruttoso- 
zialprodukt und mit etwa 10% aller im öffentlichen Sektor Beschäftigten immer schon 
»weniger Staat«. Darüber hinaus ist der Einfluß der Arbeiterbewegung und der sozialisti- 
schen Bewegung ziemlich schwach. Die LDP monopeolisiert seit über 30 Jahren die Regie- 
rungsgewalt, ohne daß es zur Schaffung eines als »sozialstaatlich« zu bezeichnenden Sy- 
stems sozialer Sicherung, sozialer Wohlfahrt und Einkommensumverteilung gekommen 
wäre. Obwohl sich das extrem hohe Wirtschaftswachstum nach der Ölkrise abgeschwächt 
hat, konnte mit Hilfe des Aufbaus von Spitzentechnologie-Produktion und durch die Aus- 
dehnung der Exporte ein stabiles Wachstum beibehalten und die Arbeitslosigkeit auf ein 
Minimum reduziert werden. Das japanische Krisenmanagement ist somit, anders als dasje- 
nige Europas und der USA, cher darauf gerichtet, die Keime der »Englischen Krankheit« 
auszumerzen, bevor diese aufgehen können. Es besitzt von daher den Charakter eines »prä- 
ventiven Krisenmanagements«, das sozialen und ökonomischen Spielraum läßt. 
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2. Korporatisierung in Richtung auf den eingegrenzten, starken Staat 


Hervorzuheben ist zunächst, daß die Reorganisation des Verwaltungsapparates und die Pri- 
vatisierung Öffentlicher Unternehmen in Japan nicht nach einer Debatte der Parteien im Par- 
lament beschlossen wurde, sondern faktisch durch ein im Jahre 1981 als Beratungsorgan des 
Ministerpräsidenten geschaffenes neokorporatives Organ, den sogenannten »Außerordentli- 
chen Rat für öffentliche Verwaltung«. Dieses Gremium, an dessen Spitze der ehemalige Vor- 
sitzende des Unternehmerverbandes KEIDANREN, gewissermaßen der Präsident der Fi- 
nanzwelt, steht, setzt sich aus Vertretern von Großunternehmen, ehemaligen Angehörigen 
der Staatsbürokratie, Wissenschaftlern, Vertretern der Massenmedien sowie den Repräsen- 
tanten zweier nationaler Gewerkschaftdachverbände zusammen. Der »Außerordentliche 
Rat für öffentliche Verwaltung« beschränkte sich jedoch keineswegs nur auf Fragen der an- 
stehenden Verwaltungs- und Finanzreform. Er war der Meinung, daß die Epoche der seit der 
Meiji-Zeit als Ziel verfolgten »Modernisierung = den Westen einholen« abgeschlossen sei, 
und verkündete zwei neue, langfristige Ziele des Staates. 

Japan soll im Innern eine »vitale Wohlfahrtsgesellschaft« aufbauen und nach außen einen 
»aktiven Beitrag zur internationalen Gemeinschaft« leisten. »Vitale Wohlfahrtsgesellschaft« 
meint dabei, durch »Selbsthilfe der Bevölkerung« die — angesichts eines zunehmenden An- 
teils älterer Staatsbürger — auf die Staatskasse zukommenden Belastungen zu senken. Das 
Konzept nimmt sich also nicht den europäischen »Wohlfahrtsstaat« zum Vorbild. Sein Ziel 
ist es eher, gewissermaßen als Anti-Modell zu Großbritannien und Schweden, statt staatli- 
cher Sozialleistungen die Lasten der Wohlfahrt mittels »gegenseitiger Hilfe« auf die Bevölke- 
rung abzuwälzen und diesen Bereich dem Markt zu überlassen. Unter dem Schlagwort »akti- 
ver Beitrag zur internationalen Gemeinschaft« ist ebenfalls keineswegs nur Wirtschaftshilfe 
für die Dritte Welt zu verstehen, sondern ebenso die — von den Vereinigten Staaten mit Ve- 
hemenz geforderte — Erhöhung der Militärausgaben. Außerdem geht es um die faktische 
Aushöhlung desjenigen Artikels ($ IX) der japanischen Verfassung, der den Verzicht auf 
Kriegführung festlegt und den Unterhalt einer eigenen Armee verbietet. Während die Set- 
zung neuer Staatsziele und die Neuformierung der staatlichen Organisation im Hinblick auf 
Kürzungen im Sozialbereich »weniger Staat« bezwecken, ist man gleichzeitig bestrebt, durch 
eine Erhöhung der Militärausgaben und die Stärkung der Funktion des Kabinetts einen »star- 
ken Staat« zu schaffen — insgesamt gesehen also den »eingegrenzten, aber starken Staat«. 
Der derzeitige Ministerpräsident Nakasone Yasuhiro, der bereits dem vorangehenden Kabi- 
nett Suzukiaufeigenen Wunsch hin als für die Verwaltungsreform verantwortlicher Minister 
angehört hatte, begann seine Amtszeit mit der erklärten Absicht, Japan zu einem »unsinkba- 
ren Flugzeugträger gegen die UdSSR« sowie zu einem »internationalen (einflußreichen) 
Staat« zu machen — mittels verstärkter militärischer Aufrüstung. Darüber hinaus richtete 
Nakasone — offizielles Ziel war es, die Macht des Ministerpräsidenten zu stärken —, nach 
und nach außerhalb des Parlaments verschiedene, dem eben genannten »Außerordentlichen 
Rat für die öffentliche Verwaltung« ähnliche Beratungsgremien und Ausschüsse ein, so z.B. 
für Erziehungs- und Sicherheitsfragen, in die aktive Spitzenvertreter des Neokonservativis- 
mus und Neoetatismus entsandt wurden. Damit stellte er die Weichen für die Korporatisie- 
rung von politischen Entscheidungen auf der Makroebene. 
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Zwar nehmen auch Vertreter der Gewerkschaften an den politischen Entscheidungen teil; 
doch die auf Einzelbetriebsebene gebildeten japanischen Gewerkschaften besitzen nur schwa- 
che Industrie- und Regionalverbände, keinen einheitlichen nationalen Dachverband, und sie 
organisieren zudem nur weniger als 30% aller Beschäftigten. Die japanischen Gewerkschaf- 
ten sind daher nicht in der Lage, als Interessenvertreter soziale Verbesserungen durchzuset- 
zen. Sie dienen eher alseine Art Alıbibeider Legitimierung von ökonomischen und sozialen 
Veränderungen außerhalb des Parlaments, die für die weitere Kapitalakkumulation not- 
wendig sind. Wenn unter »Korporativ« die Festlegung politischer Entscheidungen durch 
die staatliche Bürokratie, durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände verstanden wird, 
so hat der derzeitige japanische Korporatismus einen äußerst formalistischen Charakter. In 
Wirklichkeit handelt es sich dabei um einen »Corporatism without labour« {Pempel/Tsune- 
kawa, 1979). Es begann ein »Quasi-Korporatismus«, in dem die Arbeiterbewegung zur 
Kooperation innerhalb eines von großem Kapital und Staatsbürokratie geprägten Systems 
zur Förderung der Kapitalakkumulation gezwungen wird. Die traditicnellenge Beziehung 
auf dem »Meso-Levei« (Cawson, 1985), zwischen Unternehmen (auf Industriebene organi- 
sierten Unternehmerverbänden) und Aufsichtsbehörden {z.B. dem Ministerium für Handel 
und Industrie — MITT,, stellt eine japanische Besonderheit dar. Fragen wie die Schrump- 
fung des in seiner Bedeutung zurückgegangenen K.ohlebergbaus, die Rationalisierungen im 
Stahlsektor, die Exportbeschränkungen und Festsetzung genauer Stückzahlen für die ver- 
schiedenen Unternehmen der Autoindustrie, die im Mittelpunkt der Handelskonflikts mit 
Europa und den USA steht, sowie Fragen der Entwicklung spitzentechnologischer Produk- 
tion im Roboter- und Halbleiterbereich werden sämtlich in Verhandlungen zwischen dem 
MITI und den Unternehmerverbänden geklärt. Bei finanzpolitischen Entscheidungen der 
Regierung im Hinblick auf den hohen Yen-Kurs und die Steuerreform spielen Beratungen 
zwischen dem Finanzministerium und Spitzenvertreiern der Banken eine wichtige Rolle. 
In den wirtschaftspolitischen Entscheidungen Japans nimmt die Korporatisierung auf der 
Meso-Ebene (also auf der der Branchen und Sektoren — Anm. d. Red.) seit der Phase des 
hohen Wirtschaftswachstums, besonders jedoch seit der Ölkrise im Jahre 1973, eine immer 
deutlichere Struktur an. 


3. Entwicklung des Kapitalismus und des Staats im Vorkriegsjapan 


Historisch gesehen ist die Entwicklung des japanischen Kapitalismus seit der Meiji-Restau- 
ration 1868 einzigartig: die Intervention durch den »starken Staat« hat stets eine wichtige 
Rolle gespielt. Der Prozeß der Herausbildung eines modernen Nationalstaates und die In- 
dustrialisierung Japans seit der Mitte des 19. Jahrhunderts werden oft mit der Bildungeines 
einheitlichen Nationalstaates und der raschen Entwicklung des Monopolkapitalismus in 
Deutschland verglichen. So existierte während der Meiji-Restauration 1863, dem Aus- 
gangspunkt der japanischen Modernisierung, zwar auch schon ein nationaler Warenmarkt, 
wodurch Japan der Kelonialisierung entging, doch waren noch über 80% der Bevölkerung 
Bauern (in Deutschland 60%). Vom Ausland wurde ein starker Druck ausgeübt, so daß Ja- 
pan an die Peripherie des kapitalistischen Weltsystems rückte. In der darauffolgenden Pha- 
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se der Industrialisierung spielten die staatlichen Maßnahmen zum Aufbau einer eigenen In- 
dustrie und der Krieg gegen asiatische Nachbarvölker (Chinesisch-Japanischer Krieg von 
1894-1895) unter den Losungen »Vermehrung der Produktion, Aufbau der Industrie« so- 
‚ wie »Reicher Staat, starke Armee« eine zentrale Rolle. Der Sieg im Russisch-Japanischen 
Krieg von 1904-1905 bedeutete den Sprung von der Peripherie zur Halb-Peripherie und 
schuf die Bedingungen für die Bildung von Monopolkapital. Nach dem Ersten Weltkrieg 
war Japan dann soweit, sich in die Auseinandersetzung mit den westlichen Großmächten 
wagen zu können. 
Die Industrialisierung brachte jedoch keine Demokratisierung mit sich: die unter dem Ein- 
fluß der preußischen Verfassung formulierte Meiji-Verfassung von 1889 blieb bis 1945 in 
Kraft, die absolute Macht des Tenno galt als »heilig und unantastbar«, und die im Gefolge 
der Industrialisierung auf den Plan tretende sozialistische und Arbeiterbewegung wurde of- 
fen unterdrückt. 
In den zwanziger Jahren wuchs zwar die Rolle des Parlaments und der bürgerlichen Partei- 
en, doch blieb der Einfluß von Gewerkschaften und sozialistischen Parteien weiterhin 
schwach. Das Gesetz über die Einführung des allgemeinen Wahlrechts für Männer von 
1925 wurde zur gleichen Zeit verabschiedet wie das Gesetz zur Aufrechterhaltung von Si- 
cherheit und Ordnung, mit dessen Hilfe Vereinigungen und Einzelpersonen, die den Staat 
und das Privateigentum ablehnten, verfolgt wurden. In den Schulen und während der mili- 
tärischen Ausbildung wurde den jungen Menschen ein chauvinistischer Nationalismus 
eingeimpft, der von ihnen verlangte, ihr Leben für den Tenno zu opfern. Die staatlichen Or- 
gane des Innenministeriums überwachten alle gesellschaftlichen und politischen Vereini- 
gungen. Zu Beginn der dreißiger Jahre suchten die herrschenden Kräfte Japans — durch 
Invasion und Kolonisierung ganz. Asiens — einen Ausweg aus der Wirtschaftskrise. Das 
außerhalb der Kontrolle des Parlaments stehende, dem Tenno direkt unterstellte Militär 
gewann dabei immer mehr Einfluß im Staat. Es schloß ein Bündnis mit Nazi-Deutschland 
und entfachte den Pazifischen Krieg. 
Der japanische Vorkriegskapitalismus hat zwar vom imperialistischen Deutschland viel ge- 
lernt, kann aber mit diesem nicht in eine Reihe gestellt werden. Das Vorkriegs-Japan, mit 
seinen vormodernen Zuständen auf dem Lande und monarchischen Überbleibseln, ähnelte 
eher den halbperipheren Ländern Mittel- und Südeuropas. Aus heutiger Sicht könnte man 
dieses Staatssystem, das Demokratie und Verbesserung des Lebensniveaus der Bevölke- 
rung im Interesse der Kapitalakkumulation auf ein Minimum herabdrückte, mit den mo- 
dern-autoritären Regimen und Entwicklungsdiktaturen Südkoreas und anderer »New In- 
dustrialized Countries« vergleichen. 


4. Kapitalismus und Staat im Nachkriegsjapan 


Das Ziel der von den amerikanischen Besatzungstruppen nach der Beendigung des Zweiten 
Weltkrieges eingeleiteten Reformen war die Entmilitarisierung und Demokratisierung Ja- 
pans. Japan erhielt eine Verfassung, die den Verzicht auf Kriegführung festlegte und die — 
erstmals in der japanischen Geschichte —, grundlegende Menschenrechte, Gleichberechti- 
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gung zwischen Mann und Frau sowie legale Rechte für die Arbeiterbewegung gewährte. 
Während des Kalten Krieges kam es, zeitgleich mit der Teilung Deutschlands und der 
Gründung der NATO, der weltweiten amerikanischen roll-back Strategie (»reverse cour- 
se«) entsprechend, zum Wiederaufbau des japanischen Kapitalismus und zum erzwunge- 
nen militärischen Bündnis mitden USA, auf der Grundlage des Japanisch- Amerikanischen 
Sicherheitsvertrages. Für die USA biidete die Atlantische Allianz mit den europäischen 
Ländern einerseits und die Pazifische Allianz mit Japan andererseits die zwei Flügel ihres 
ausgedehnten Dollar-Freihandelssystems (Borden, 1984). In diesem Prozeß ging der japani- 
sche Staat von einem System, dessen Zentrum der Tenno bildete, und in dem die Militärs 
nicht der Kontrolle des Parlaments unterlagen, zu einem System der Massendemokratie 
über, mit dem Parlament als zentrale Gewalt. Der Tenno blieb jedoch als Symbol erhalten 
und abgesehen vom Militär und dem Innenministerium, wurden auch die bürokratischen 
Vorkriegsstrukturen übernommen. Der Wiederaufbau des japanischen Kapitalismus be- 
ganın zwar erst mit dem Jahre 1955, erheblich später als das westdeutsche »Wirtschafts- 
wunder«, doch ging er in noch rascherem Tempo vor sich. Die aus der Vorkriegszeit über- 
kommene Bürokratie intervenierte zugunsten des Kapitals, und die für die Ausdehnung der 
Produktion notwendigen Arbeitskräfte konnten aus den ländlichen Regionen im Lande 
selbst gewonnen werden. Durch seinen Beitritt zu Wirtschaftsbündnissen wie dem IMF, 
GATT und der Weltbank sowie zu Militärbündnissen wie der NATO und dem Japanisch- 
Amerikanischen Sicherheitsvertrag wurde Japan, wenn auch im wesentlichen passiv, an 
das unter amerikanischer Führung stehende imperialistische Weltzentrum gebunden. Das 
sehr hohe Wirtschaftswachstum stärkte jedoch die Position Japans; im Jahre 1968 über- 
stieg sein Bruttosozialprodukt dasjenige der Bundesrepublik Deutschland. Während das 
"Ansehen der USA aufgrund des Kursverfalls des Dollar und der Niederlage im Vietnam- 
krieg sank, stieg Japan zu dem Kreis führender Staaten innerhalb dieses Weltzentrums auf. 
Im Prozeß der Industrialisierung, der nach dem Kriege aus Japan eine Wirtschaftsgroß- 
macht machte, war insbesondere beim Aufbau der Schwer- und der chemischen Industrie, 
bei technischen Innovationen, bei der Regionalentwicklung und bei der Exportförderung 
der Schutz und die Unterstützung durch den Staat von entscheidender Bedeutung. Dieser, 
wie ich es nenne, »japanische Typ« des Staatsinterventionismus folgte jedoch nicht der in 
Europa zu beobachtenden »harten« Linie der Verstaatlichung von Unternehmen und der 
Übernahme von Aktienanteilen durch den Staat. Er wandte vielmehr die »weiche« Metho- 
de »administrativer Lenkung« an, bei der die Bürokratie nach der Vorgabe wirtschaftspla- 
nerischer Leitlinien die Unternehmen zu einer Erhöhung ihrer Produktion ermunterte. Die 
nationale Strategie, die den »Westen einholen« wollte, besaß jedoch absolute Priorität, die 
soziale Wohlfahrt der Bevölkerung und die Umwelt wurden dabei extrem vernachlässigt. 
Seit Mitte der sechziger Jahre wurden deshalb die Umweltverschmutzung und die unzurei- 
chenden sozialen Leistungen in Japan zu einem akuten politischen Problem. 

Ich bezeichne den japanischen Staat in der Periode hohen Wirtschaftswachstums im Ge- 
gensatz zum amerikanischen Kriegs-Wohlfahrts-Staat (warfare- welfare state) und dem eu- 
ropäischen Wohlfahrtsstaat als Unternehmer-Staat (entrepreneurial state) (Kato 1984): 
Der Anteil von Ausgaben für Rüstung und Soziales im japanischen Staatshaushalt war im 
Vergleich zu Europa und den USA relativ niedrig, derjenige für staatliche Investitionen 
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und regionale Entwicklungsmaßnahmen dagegen relativ hoch. Darüber hinaus genoß bei 
den staatlichen Interventionen die Förderung der Kapitalakkumulation absolute Priorität. 
Die den Mammutunternehmen zugute kommenden Aktivitäten des Staates wurden von 
der Bevölkerung durchaus legitimiert — weil sie dem nationalen Ziel des »den Westen auf- 
holen« verpflichtet waren. 

Die Rechtlosigkeit der Arbeiter innerhalb der Mammutmonopole, der Zwang zu militäri- 
scher Disziplin und das Konkurrenzverhalten am Arbeitsplatz, lange Arbeitszeiten (pro 
Jahr etwa 500 Stunden mehr als in der Bundesrepublik), die Lehndiskriminierung auf der 
Basıs von formalem Bildungsabschluß und Geschlecht sowie die sozialpartnerschaftliche 
Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit dem Kapital bilden das Geheimnis des raschen 
japanischen Wirtschaftswachstums. Die als »Japanisches Management« bezeichneten Ar- 
beitsbeziehungen werden gern mit der traditionell-japanischen kollektivistischen Kultur 
erklärt und als Managementmethode, die fähig sei, Spontaneität und Verantwortungsbe- 
wußtsein der Arbeiter zu wecken, ins Ausland exportiert. In Wahrheit handelt es sich dabei 
jedoch lediglich um ein System der Unterordnung, das durch die Kombination von Ele- 
menten des aus den USA importierten, am Leistungsprinzip orientierten Personalmanage- 
ments mit Überresten japanischer, militärstaatlich-patriarchaler Ideologie der Ausbeutung 
und Kapitalakkumulation am effektivsten dient. Mit anderen Worten: die im Vergleich zu 
Europa und den USA geringe Selbständigkeit der Arbeiter gegenüber den Unternehmern 
sowie die geringe Einflußnahme ihrer Gewerkschaften auf die unmittelbare Produktion 
haben die wesentlich auf Konkurrenz, Diskriminierung und lange Arbeitszeit fußende Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität möglich gemacht. Zudem sind die Gewerkschaften in 
Klein- und Kleinstunternehmen mit weniger als 300 Beschäftigten, in denen die Mehrzahl 
der japanischen Arbeiter tätig ist, Kaum vertreten. Dort muß zu einem Satz von 60% desin 
Großunternehmen gezahlten Lohnes länger als in diesen gearbeitet werden. Weibliche Be- 
schäftigte erhalten im Durchschnitt nur 50% der an Männer gezahlten Löhne, haben viel- 
fach den niedrigen Status sogenannter »Teilzeitkräfte« und werden im Hinblick auf Be- 
schäftigungs- und Aufstiegsmöglichkeiten diskriminiert. 

Wenn es gelingen sollte, das »Japanische Management«, das die Beschäftigten in Büros 
und Fabriken zum Tragen einer Arbeitsuniform und zum allmorgendlichen Absingen ih- 
rer »Firmenhymne« zwingt, erfolgreich nach Europa und in die USA zu exportieren — in 
Wahrheit handelt es sich um einen Reexport einer in der zweiten Hälfte der fünfziger Jah- 
re aus Amerika eingeführten Theorie des Personalmanagements —, so nur auf der Basis ei- 
ner gemeinsam von Kapital und Staat zu bewerkstelligenden Entrechtung der Arbeiter 
und Schwächung ihrer Gewerkschaften. Der japanische Staat ist zwar nach dem Krieg zu 
einer Massendemokratie geworden, doch ist diese, da sie aufgrund der Kriegsniederlage 
und der nachfolgenden Besetzung »von oben« verkündet wurde, von einem passiven Cha- 
rakter geprägt und dringt nicht bis in die vom Kapital kontrollierten Bereiche des Arbeits- 
platzes und der Arbeitszeit vor. Für Japan kann man von einer »democracy without work- 
place« sprechen. 
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5. Wandel der bürgerlichen Gesellschaft im Gefolge des Wirtschaftswachstums 


Einer der Gründe dafür, daß der japanische Konservativismus sich etatistischer darstellt als 
derjenige anderer entwickelter kapitalistischer Länder, ist der im obigen Abriß vorgestellten 
Tradition staatlichen Interventionismus in der Entwicklung des japanischen Kapitalismus 
geschuldet. Das bedeutet jedoch nicht, daß der monarchisch-militärische Etatismus der 
Vorkriegszeit einfach bis in die Gegenwart hinein fortgeschrieben worden wäre. Minister- 
präsident Nakasone ist zwar ein Politiker, der während des Krieges der Bürokratie des In- 
nenministeriums angehörte und der nach Kriegsende für die Verehrung des Tenno und für 
die Aufrüstung eintrat, doch träumt auch er sicher nicht davon, einen japanischen Militär- 
staat wiederzuerrichten. In der Beziehung zwischen Staat und kapitalistischer Wirtschaft 
beweist der etatistische Charakter des modernen Japan zwar eine auffallende Kontinuität, 
in der Beziehung zwischen Staat und bürgerlicher Gesellschaft im Neo-Gramseischen Sin- 
ne (Urry, 1981) wurde der vor dem Krieg bestehende Mechanismus einer nationalen Inte- 
gration unmittelbar durch den Staat jedoch fürs erste beseitigt; infolge der Kriegsniederla- 
ge, der Besetzung und des nachfolgenden Wirtschaftswachstums kam es zu erheblichen 
Veränderungen. In der Besatzungszeit wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen — 
durch die Beseitigung tennoistischer Erziehung, die Abschaffung der allgemeinen Wehr- 
pflicht, eine Landreform und eine Reform des Familiensystems. Unmittelbarer wirkten je- 
doch die Abwanderung der ländlichen Bevölkerung in die Städte, die Entwicklung hin zur 
Kernfamilie, die Verbreitung amerikanischer Konsumgewohnheiten sowie die Entwick- 
lung des Verkehrs- und Nachrichtenwesens während der Wirtschaftswachstumsperiode. 
Die Folge war ein Bewußtseinswandel in der Bevölkerung, der einen tiefen Riß zwischen 
Staat und bürgerlicher Gesellschaft hinterließ. Die von Veränderungen in der Ökonomie 
hervorgerufenen Veränderungen der Sozialstruktur während der Wachstumsphase be- 
wirkten eine Vielzahl von Widersprüchen und politischen Verschiebungen. 

Innerhalb von fünfzehn Jahren zog eine große Zahl von Landbewohnern (die der Gesamt- 
bevölkerung der Tschechoslowakei entspräche) in die Großstadträume Tokyo, Nagoya 
und Osaka. Es bildete sich die Kernfamilie mit halbierter Kinderzahl heraus. Beide sozialen 
Veränderungen entzogen der Familienstaatsideologie, die die Beziehung zwischen Kaiser 
und Staat mit der zwischen Familienoberhaupt (= Vater) und Kindern in der bäuerlichen 
Großfamilie gleichsetzte, die Grundlage. Die Ausbreitung amerikanischer Konsum- und 
Lebensgewohnheiten sowie die Entwicklung des Fernsehens und des Verkehrs ließen ein 
neuartiges Weltbild entstehen, das verhinderte, die nationale Einheit des Volkes, wie wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges, mit Hilfe eines chauvinistischen Nationalismus — wie er 
zum Beispiel in der Bezeichnung »Teufel aus Amerika und England« zum Ausdruck kam 
— aufrechtzuerhalten. Der Gedanke des Friedens und die Ablehnung eines Atomkrieges 
sind dank der japanischen Verfassung und der Bemühungen der Schul- und Universitäts- 
lehrer in der jungen Genefation stark verankert. Aufgrund von Veränderungen in der me- 
dizinischen Versorgung und der Ernährungsweise beträgt die Lebenserwartung der Japa- 
ner statt der ehemals sprichwörtlichen »50 Jahre, die ein Leben währt« heute 80 Jahre bei 
Frauen und 75 Jahre bei Männern und ist damit die höchste in der Welt. 90% der Schüler 
Japans besuchen die Oberschule und einer von dreien besucht anschließend die Universität. 
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Gleichzeitig ist allerdings mit dem alljährlichen »Aufnahmeprüfungs-Krieg« um die Zulas- 
sung zu einer der Elite-Universitäten, mit der Tokyo-Universität an der Spitze, ein neues ge- 
sellschaftliches Problem entstanden. Auf der einen Seite hat das Wirtschaftswachstum die 
von den Gewerkschaften in der »Frühjahrsoffensive« erkämpfte Erhöhung der Nominallöh- 
ne möglich gemacht und langlebige Konsumgüter wie Produkte der Elektroindustrie etc. in 
die Haushalte gebracht. Auf der anderen Seite ließen aber zugleich der große Preisauftrieb 
und die Inflation die Hausfrauen politisch aktiv werden. Umweltverschmutzung durch die 
Industrie und die trotz der raschen Urbanisierung weiterhin mangelhaften Sozialleistungen 
waren eine Ursache dafür, daß in der von der Herrschaft durch das Innenministerium befrei- 
ten Regionalpolitik in den Großstadtregionen fortschrittliche Kräfte die Regierungsgewalt 
übernahmen. Die Abnahme der ländlichen Bevölkerung ließ den Stimmenanteile der LDP 
bei Wahlen sinken. Gleichzeitig wurden verstärkte staatliche Subventionen bei der regiona- 
len Entwicklung nötig. Das »Japanische Management« hatte zwar zur Folge, daß die Be- 
schäftigten innerhalb der Großunternehmen im Austausch gegen höhere Löhne ihre Rechte 
am Arbeitsplatz preisgaben. Außerhalb der Betriebe entstanden jedoch fortschrittliche politi- 
sche und soziale Bewegungen, so z.B. die Bewegung gegen den Japanisch- Amerikanischen Si- 
cherheitsvertrag 1960, die Bewegung gegen den Vertrag zwischen Japan und Südkorea 1965, 
die Bewegung gegen den Krieg der USA in Vietnam und gegen die Umweltverschmutzung, 
die Studentenbewegung, die eine Reform der Hochschulen forderte. 


6. Die Zeit der Wende 1973-1975 


Der »äußere Druck« — internationale Währungsunsicherheit und Ölkrise — führte zwi- 
schen 1973 und 1975 zu einer Reorientierung der japanischen Wirtschaft. Zugleich erreich- 
te aberin dieser Phase der Widerstand gegen unternehmerstaatlich gesteuertes Wirtschafts- 
wachstum und gegen die LDP-Regierung im Lande seinen Höhepunkt. Der damalige Mini- 
sterpräsident Kakuei Tanaka legte einen Plan zur völligen Umgestaltung der japanischen 
Inselkette vor, zugleich trieb er die Interessenpolitik durch staatliche Subventionierung be- 
stimmter ländlicher Regionen voran. Die Meinungsumfragen, die feststellen sollten, wel- 
chen Rückhalt Tanaka, dieSymbolfigur des Wirtschaftswachstums, in der Bevölkerung ge- 
noß, zeigten in sehr kurzer Zeit eine Umkehrung des Ergebnisses von 60% Unterstützung 
zu 60% Ablehnung. Bei den Parlamentswahlen zogen LDP und Opposition gleich; man 
sprach von einer »Pattsituation zwischen Konservativ und Links«. Progressive Gouver- 
neure oder Bürgermeister regierten ein Drittel der japanischen Bevölkerung. Die Gewerk- 
schaften steigerten ihre Organisationsrate auf 34%; Arbeiter beteiligten sich an 10000 
Streiks mit insgesamt 15 Millionen Teilnehmern. Die Präsidenten von Handels- und Groß- 
unternehmen, die sich die Ölkrise zunutze gemacht und große Warenbestände gehortet hat- 
ten, um diese danach zu überhöhten Preisen anzubieten, wurden im Parlament zur Verant- 
wortung gezogen. Ende 1974 schließlich mußte Ministerpräsident Tanaka selbst, dessen 
»Geldmachtpolitik« die Massenmedien aufgedeckt hatten, zurücktreten. In dieser Periode 
erhielt die LDP laut öffentlicher Meinungsumfragen die geringste Unterstützung ihrer Ge- 
schichte. Gegenüber dem Bündnispartner USA wurde aufgrund des verlorenen Krieges in 
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Vietnam die Ablehnung größer. Stimmen wurden laut, die nach sozialen Reformen und So- 
zialismus riefen. Es verbreitete sich das Bewußtsein, daß »wir Japaner zuviel arbeiten« — 
und große Ungewißheit beim Gedanken an die Zukunft. 


Die Art und Weise, in der auf diese Krisenperiode von 1973-75 reagiert wurde, war in erheb- 
lichem Maße mitentscheidend für das Bild, das Japan danach bot. Den Großunternehmen 
war klar geworden, daß eine allein von niedrigen Erdölpreisen abhängige hohe Akkumula- 
tion, so wie bisher schwer aufrechtzuerhalten sein würde, und sie gingen in Kooperation 
mit den konformistischen Gewerkschaften zum sogenannten »reduzierten Management« 
über. Dieses »reduzierte Management« sah vor, Lohnsenkungen anstelle von Entlassun- 
gen vorzunehmen, die Belegschaft zur Anerkennung gravierender Veränderungen in den 
Arbeitsbedingungen, wie Umsetzung innerhalb des Unternehmens und Einführung von 
Industrierobotern, zu nötigen und die Verträge mit mittleren, kleinen und Kleinstzuliefe- 
rerbetrieben drastisch zu beschneiden. Aufgrund der mehrheitlich sozialpartnerschaftlich 
eingestellten japanischen Betriebsgewerkschaften konnte auf der Mikro-Ebene das ge- 
wünschte Ergebnis erzielt werden, ohne erst auf »einkommenspolitische Maßßnahmen« der 
Makro-Ebene warten zu müssen. Aus Unternehmer- und Finanzkreisen wie dem Verband 
KEIDANREN ließen sich Stimmen vernehmen, die für einen industriellen Strukturwandel 
und eine Überprüfung der langfristigen Wirtschaftsstrategie Japans plädierten. Die LDP 
spürte die Dringlichkeit eines »neuen Konservativismus«, der die städtische Bevölkerung 
und die Arbeiter ansprechen könnte. Sie begann daher, Maßnahmen zum Schutze der natür- 
lichen Umwelt und zu Verbesserungen im Bereich der sozialen Versorgung vorzuschlagen, 
und sie bemühte sich aktivum eine Annäherung an führende Vertreter der Gewerkschafts- 
bewegung. Die Bürokratie legte das Hauptaugenmerk nicht mehr ausschließlich darauf, 
den »Westen einzuholen« und das Bruttosozialprodukt zueerhöhen, sondern begann damit, 
Fragen wie »die Verantwortung Japans in der Welt«, »Japan im 21. Jahrhundert« etc. zu 
erörtern. Sie bereitete Maßnahmen vor, die die spitzentechnologische Industrie fördern und 
die die ausder Ausdehnungdes Dienstleistungssektors und dem immer höheren Anteilalter 
Menschen an der Gesamtbevölkerung resultierenden Probleme lösen sollte. Im Jahre 1974 
wurde das gemeinsam von Regierung und Mammutmonopolen finanzierte »Nationale In- 
stitut für Forschung und Entwickiung« gegründet. Zu den Mitgliedern des Instituts gehör- 
ten Spitzenkräfte aus Forschungseinrichtungen der Unternehmen und der Universitäten, 
die sich mit der Untersuchung von Fragen der langfristigen Wirtschafts- und Sozialent- 
wicklungsplanung sowie des Krisenmanagements befassen. 

Mit dem Übergang von der bäuerlich zur urban geprägten Gesellschaft und vom Kriegsverlie- 
rer zur Wirtschaftsgroßmacht wandelte sich auch das Denken der Herrschenden Japans. Sie 
begaben sich auf die Suche nach einem »neuen Konservativismus«. Die von tiefen inneren 
Widersprüchen gekennzeichneten progressiven Kräfte setzten dagegen ihre traditionelle Poli- 
tik weiter fort. Sie kämpften um Erhöhung der Löhne, Verbesserung sozialer Leistungen und 
lehnten die Aufrüstung ab. Sie zeigten sich trotz der veränderten Sozialstruktur außerstande, 
eine positive politische Alternative zu formulieren. Da es ihnen auch nicht gelang, die vom 
Krieg unmittelbar nicht betroffene Nachkriegsgeneration wirksam zu organisieren, blieb die 
reformerische Energie der Massen aus den Jahren 1973-75 nicht erhalten. 
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7. Gesellschaftlicher Konservativismus und ökonomistischer Nationalismus 


In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre wurde aus Meinungsumfragen deutlich, daß die 
Reformbereitschaft der Bevölkerung gesunken war und daß sich ihre negative Einstellung 
gegenüber den Vereinigten Staaten umgekehrt hatte. Von japanischen Politikwissen- 
schaftlern wird diese Erscheinung mit dem Begriff des »Verbraucher-Konservativismus« 
bezeichnet. Es handelt sich dabei um die Verbreitung eines konservativen Bewußtseins we- 
niger auf der politischen als auf der gesellschaftlichen Ebene, um das Auftreten eines öko- 
nomistischen Nationalismus im Unterschied zum etatistischen Nationalismus der Vor- 
kKriegszeit. 

Der Ausbruch der Ölkrise im Jahre 1973 und das Ende des hohen Wirtschaftswachstums 
machten nicht nur der japanischen Wirtschaft und der Liberal-Demokratischen Regierung 
deutlich, daß ein neues Zeitalter angebrochen war, sondern riefen auch in der Bevölkerung 
einen allgemeinen Bewußtseinswandel hervor. Die Nachkriegsstrategie von Kapital und 
Staat, die »den Westen einholen« wollte und die daraus resultierende LDP-Politik zur 
Durchführung großer nationaler Bauprojekte, zur Förderung des Exports und zur »Ver- 
doppelung der Einkommen« der Bevölkerung, aber auch der davon angetriebene, auf der 
noch frischen »Erinnerung an die Armut« fußende Fleiß der Kriegsgeneration und ihre An- 
passung an »meine Firma« wurde auf die Probe gestellt. Da weiteres Wirtschaftswachstum 
unmöglich geworden war, entschied sich die Mehrheit der Arbeiter, vor die Alternative Be- 
schäftigungsunsicherheit und Arbeitslosigkeit oder Lohnsenkung und Kooperation mit 
dem »reduzierten Management« gestellt und gedrängt von ihren Betriebsgewerkschaften, 
für den letzten Weg. Die Ehefrauen suchten sich Beschäftigung als sogenannte Teilzeitkräf- 
te, um zum Familieneinkommen beizutragen. Als die LDP begann, von Umweltschutz und 
Verbesserung der sozialen Wohlfahrt zu sprechen und linke Lokalregierungen beschuldig- 
te, Steuern zu verschwenden — sie bevorzugten angeblich ihre öffentlichen Beschäftigten 
indem sie diesen höhere als die in der privaten Industrie üblichen Löhne zahlten —, distan- 
zierte sich die Bevölkerung von diesen progressiven Regierungen. Die mittlere Generation, 
auf deren Arbeitskraft das hohe Wirtschaftswachstum beruhte, war mit der ohne ihr be- 
wußtes Zutun zustandegekommenen neuen Lebensweise zufrieden und mußte, um diese 
beizubehalten, das »reduzierte Management« »ihrer Firma« gutheißen. Sie ging auf Di- 
stanz zu den außerbetrieblichen Bewegungen. 

Gleichzeitig damit begann die jüngere Generation, die den materiellen »Wohlstand« der 
amerikanischen Lebensweise als selbstverständlich hinnahm, Wertvorstellungen einer 
postindustriellen Gesellschaft zu entwickeln; Freizeit rangierte vor Arbeit, individuelle 
Freiheit vor Aufopferung für die Firma und geistiger vor materiellem Wohlstand. Die An- 
gehörigen dieser jüngeren Generation zeigten nur ein schwach entwickeltes Zugehörig- 
keitsgefühl zum Staat und geringes Treuegefühl gegenüber ihrer Firma, sie waren politisch 
desinteressiert und auch nicht für den Sozialismus und soziale Reformen zu begeistern. 
Zwar bejahte die junge Generation prinzipiell den Status quo, doch unterstützte sie deshalb 
noch lange nicht die LDP aktiv. Sie schuf sich ein eigenes Weltbild, in dessen Zentrum ihr 
privates Leben stand. Der daraus resultierende Zweifel am »Primat des Bruttosozialpro- 
dukts« und die Resignation am Glauben, durch »Fleiß das eigene Leben verbessern« zu 
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können, förderten einen gesellschaftlichen Konservativismus und eine Entpolitisierung 
der jungen Generation, die so zur passiven Anhängerschaft der LDP wurde. 

In demselben Zeitraum machten Dollarkursverfall und Ölkrise der Bevölkerung nachhaltig 
bewußt, daß Japan untrennbar mit den Ereignissen auf internationaler Ebene verknüpft 
ist und mit im Mittelpunkt der Weltwirtschaft steht. Nachdem die Japaner sich unter Auf- 
bietung aller ihrer Kräfte aus der nach der Niederlage im Krieg herrschenden Verwüstung 
emporgearbeitet hatten und sich infolge des durch »Druck von außen« erlittenen Schocks 
dem Ausland zuwandten, konnten sie feststellen, daß ihr Lebensstandard — auch wenn 
die japanischen Wohnhäuser ausländischen Besuchern immer noch wie »Kaninchenstäl- 
le« vorkamen — sich dem europäischen annäherte. Japan war ein unabhängiger, indu- 
strialisierter Staat geworden, der weitaus reicher war als die umliegenden Länder der Drit- 
ten Weit und gehörte zum Zentrum des Weltsystems. Darüber hinaus gelang es mit Hilfe 
des »reduzierten Managements« und durch die Entwicklung spitzentechnologischer Pro- 
duktion in Großunternehmen trotz der ersten Ölkrise eine im Vergleich zu Europa und 
den USA günstige wirtschaftliche Lage aufrechtzuerhalten und die Exporte weiter auszu- 
dehnen — wenn sich auch die bis dahin hohe Wachstumsrate verringerte. Zum Zeitpunkt 
der zweiten Ölkrise vertieften sich die Handelskonflikte mit den Vereinigten Staaten und 
Europa: ein amerikanischer Wissenschaftler sprach in diesem Zusammenhang bereits an- 
erkennend von »Japan as number one«. Nicht nur der Warenexport, auch die Auslandsdi- 
rektinvestitionen stiegen rasch an. Eine neue Periode begann, in der japanisches Kapital, 
japanische Technik und die Japaner selbst ins Ausland gingen. 

Im Jahre 1970 reisten knapp eine Million Japaner ins Ausland, im Jahre 1985 waren es 
bereits über fünf Millionen Japaner. 80% davon waren Touristen, die nicht nur mit Über- 
raschung sondern gleichzeitig mit Stolz die große Verbreitung japanischer Produkte im 
Ausland feststellten. Durch Fernsehen und Zeitungen erfuhr die Bevölkerung von dem 
Niedergang der britischen Wirtschaft und von der in Europa herrschenden Arbeitslosig- 
keit. Es verstärkten sich Auffassungen wie die, daß »Japan zu den ersten Staaten der 
Welt« gehöre, »wir Japaner besser als die anderen Nationen« seien und man »zum Glück 
als Japaner geboren« sei. Die prinzipielle Abwesenheit ausländischer Arbeitskräfte wurde 
ebenfalls als eines der »Geheimnisse« des wirtschaftlichen Erfolgs Japans angesehen. Es 
entstand ein ökonomistischer Nationalismus. Anders als der Vorkriegsnationalismus ver- 
stärkt dieser neue ökonomistische Nationalismus jedoch nicht Gefühle der Ehrerbietung 
gegenüber dem Tenno und der Zugehörigkeit zum Staat. Es handelt sich dabei um ein Be- 
wußtsein des Stolzes auf die im Vergleich zum Westen bestehende relative Stabilität und 
die technologische Überlegenheit der japanischen Wirtschaft, auf den eigenen »Reich- 
tum« im Verhältnis zu den Ländern der Dritten Welt, um ein Gefühl der Zufriedenheit 
mit sich selbst als einem Mitglied dieser Wirtschaftsgesellschaft und mit dem gegenwärti- 
gen persönlichen Leben als deren Produkt. Damit war eine weitere Bedingung für die Aus- 
breitung politischen Desinteresses und die Ausweitung der passiven Anhängerschaft der 
LDP geschaffen. 
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8. Perspektiven des Neoetatismus 


So paradox es klingen mag: In dem Auftreten des japanischen Neokonservativismus als 
Neoetatismus kommt die Unzufriedenheit der Herrschenden mit dem gesellschaftlich kon- 
servativen Bewußtsein und dem ökonomistischen Nationalismus der Massen zum Aus- 
druck. Es gibt Kräfte, die wünschen, aus diesem einen eindeutigen politischen Konservati- 
vismus und etatistischen Nationalismus zu machen. In ihren Augen reichen Stolz auf das 
japanische Volk und die japanische Wirtschaft allein nicht aus. Sie wollen Japaner, die 
nicht nur als selbstbewußte Mitglieder des Staates ihre Rechte wahrnehmen, sondern vor 
allem solche, die sich ihrer Pflichten bewußt sind. Der gesellschaftliche Konservativismus 
der Massen und die daraus resultierende Ablehnung gegenüber der Sozialistischen und der 
Kommunistischen Partei hat zwar das politische Kräfteverhältnis zugunsten der LDP ver- 
ändert, in bezug auf die von den USA und von Europa vehement geforderte und auch von 
Teilen der LDP und der Wirtschaft befürwortete militärische Aufrüstung und die Entwick- 
lung von Weltraumwaffen aber existiert noch immer eine reservierte bis bewußt ablehnen- 
de Haltung. Wegen der Handelskonflikte und wegen des steigenden Yen braucht das Kapi- 
tal eine weitere Erhöhung der Arbeitsproduktivität; die Arbeiter reagieren jedoch negativ 
auf die geforderte Steigerung ihrer Arbeitsleistung ohne Lohnerhöhung. Sie haben größe- 
res Interesse an Arbeitszeitverkürzung und mehr Freizeit im Kreis ihrer Familie. Besonders 
die jungen Beschäftigten sind so auf ihr privates Leben fixiert, daß es schwierig wird, sie mit 
den Methoden des » Japanischen Managements« zu beherrschen. Sie haben keine Skrupel, 
Überstunden abzulehnen und unentschuldigt von der Arbeit fernzubleiben, und sie wech- 
seln, wenn Richtlinien für die Arbeitsdisziplin verschärft werden, einfach ihre Arbeitsstel- 
le. Anhänger eines ökonomischen Nationalismus haben ebenfalls kein Interesse daran, aus 
Japan nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine militärische Großmacht zu ma- 
chen. Sie möchten eher den Artikel der japanischen Verfassung, der den Verzicht auf 
Kriegführung enthält, bewahrt wissen, den Status quo der militärischen Abhängigkeit von 
den Vereinigten Staaten aufgrund des Japanisch- Amerikanischen Sicherheitsvertrages er- 
halten und die geringen Rüstungsausgaben nicht steigern. Obwohl die Mehrheit der Bevöl- 
kerung mit ihrer gegenwärtigen Lage zufrieden ist und ein sogenanntes »Mittelschichtsbe- 
wußtsein« entwickelt, wachsen an der Peripherie der Gesellschaft die Anzeichen, daß sich 
neue »Zivilisationskrankheiten« wie psychische Leiden, Selbsttötung, Ehescheidung, Zer- 
fallder Familie, jugendliches Rowdytum, Vereinsamung der Alten etc. ausbreiten. Ein Teil 
der angesichts dieser Situation unzufriedenen, verunsicherten konservativen Führer will 
deshalb die Bevölkerung um so mehr mit Hilfe eines veingegrenzten, aber starken« Staates 
national einbinden. 

In der neoetatistischen Ideologie und Sprache des Ministerpräsidenten Nakasone wird die 
Krisenstimmung deutlich, die mangelnden Patriotismus und sinkenden Arbeitseifer der 
Bevölkerung beklagt. Die Bevölkerung sei zwar einstweilen mit ihrer Lage noch zufrieden, 
beginne aber an ihrer Rolle als »Arbeitsbienen« zu zweifeln und verspüre wenig Lust zur 
»Verteidigung des Staates«. Der Neoetatismus will deshalb der Bevölkerung eine »Identi- 
tät als Japaner« einpflanzen. Über die Treue zum eigenen Unternehmen soll sie indirekt in 
das System eingebunden werden und über verschiedenste, auch lokale Gruppen sollen die 


104 Tetsuro Kato 


Beziehungen zwischen Staat und Individuum direkt verstärkt werden. Der Schlüssel dafür 
wird in der Neureformierung des Erziehungswesens gesehen. Die Diagnose lautet, daß 
nachlassender Arbeitswillen, Auflösung der Familie und jugendliches Rowdytum auf die 
— als Folge einer Erziehung zum Frieden und zur Gleichberechtigung — gesunkene Au- 
torität der Eltern und auf die mangelnde Unterordnung gegenüber dem Staat zurückzu- 
führen seien. Dem soll mit einer von Kindheit an erfolgenden Erziehung zur Staatstreue, 
die der vor dem Kriege herrschenden Treue gegenüber dem Tenno gleichwertig sein sollte, 
abgeholfen werden. Nationalistische Gedanken in der Bevölkerung, wie etwa dem, daß 
»wir Japaner auch im Ausland nicht unseren Stolz als Japaner verlieren«, sollen die Ar- 
beitsbereitschaft sichern helfen. Die Diagnose freilich ist falsch: Es sind in Wirklichkeit ge- 
rade die Zustände der »Unternehmensgesellschaft« im Nachkriegsjapan — die unter- 
schiedliche Behandlung der Beschäftigten aufgrund ihrer formalen Bildungsabschlüsse 
und die inner- wie außerhalb der Betriebe herrschende Konkurrenz — die schon in der 
Schulausbildung zu Streß, zu Rowdytum und zu Selbsttötungen bei jungen Menschen 
führen. 

Es ist daher nicht sicher, ob sich die japanische Politik rasch in Richtung auf den von Mini- 
sterpräsident Nakasone anvisierten Neoetatismus fortbewegt. Es ist kaum anzunehmen, 
daß die Ideologie einer Verwandlung Japans in eine militärische Großmacht und einer Ver- 
stärkung des Patriotismus, die auch innerhalb der auf gemeinsamer neokonservativer 
Grundlage agierenden herrschenden Klasse nur von der äußersten Rechten vertreten wird, 
so ohne weiteres von der Bevölkerung akzeptiert wird, zumal damit große soziale Verände- 
rungen verbunden sein werden. Die reale Politik dürfte eher darin bestehen, einerseits den 
Etatismus, wie er in dem Schlagwort »Sieger, aber auch Verlierer ist immer der Staat« zum 
Ausdruck kommt, verstärkt zur Geltung zu bringen und gleichzeitig ein dem Krisenmana- 
gement angemessenes Netzwerk korporativer Beziehungen zwischen Staat und Individuen 
zu schaffen. Solch ein festes Netzwerk existiert, insbesondere auf der Meso-Ebene bereits 
zwischen Staatsbürokratie und Kapitalverbänden. Auf der Makro-Ebene wird nun die Be- 
mühung ansetzen, auch die nationalen Dachverbände der Gewerkschaften einzubeziehen 
und dies Netzwerk dann auf die lokale und gesellschaftliche Ebene auszudehnen. In der 
Tat bildet sich in der Gewerkschaftsbewegung zur Zeit ein neuer sozialpartnerschaftlich 
orientierter nationaler Dachverband — was ohne Zweifel die Korporatisierung unter Ein- 
beziehung von Repräsentanten der Seite der Arbeit aufder Makro- wie auf der Meso-Ebe- 
ne erheblich vereinfachen wird. In dem sogenannten »Außerordentlichen Rat für Er- 
ziehung«, ein dem »Außerordentlichen Rat für öffentliche Verwaltung« ähnliches 
korporatives Organ, wird das nach 1945 entstandene japanische Bildungswesen einer tota- 
len Revision unterzogen. Da der Korporatismus jedoch von vornherein auch gewisse Zuge- 
ständnisse an die Vertreter der Arbeiter und Lehrer vorsieht, werden sich die neoetatisti- 
schen Absichten nicht ohne Abstriche in legitimierte politische Entscheidungen umsetzen 
lassen. Darüber hinaus gibt es auch innerhalb der Herrschenden unterschiedliche Fraktio- 
nen, die sich über wichtige Fragen nicht einig sind. So über die Frage, ob Japan unter Abän- 
derung der Verfassung zu einer militärischen Großmacht ausgebaut werden oder ob die 
Verfassung unangetastet bleiben soll; ob die Selbstverteidigungsstreitkräfte beibehalten 
und der Kurs der Internationalisierung primär auf ökonomischer Basis fortgesetzt werden 
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soll; ob zur Beseitigung des Finanzdefizits gespart werden oder ob eine aktive Ausgabenpo- 
litik die Konjunktur anreizen soll; ob die Politik der Exportsteigerung mit der spitzentech- 
nologischen Industrie im Zentrum fortgesetzt oder ob die Inlandsnachfrage durch Städte- 
erneuerung und Wohnungsbau gesteigert werden soll und dadurch die Handelsfriktionen 
beseitigt werden können. 

Außerdem besteht die Hoffnung, daß die große Zahl der Auslandsreisen dazu führt, fremde 
Kulturen besser kennenzulernen und einen vorurteilsfreien Internationalismus entstehen 
läßt. Japan wird auch nach dem Herbst 1987, wer auch immer zum neuen Ministerpräsi- 
denten gewählt werden mag, die schrittweise Suche nach seinem Platz in der internaticna- 
len Gemeinschaft fortsetzen müssen. 


Aus dem Japanischen von Horst Arnold-Kanamori 
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Ulrich Menzel 
Japanische Außenpolitik und amerikanische Hegemoniekrise" 


Verschiebungen ım Weltsystem 


Als Japan 1952 im Anschluß an den Friedensvertrag von San Francisco (am 8.9.1951 un- 
terzeichnet und am 28.4.1952 in Kraft getreten) und den gleichzeitigen Abschluß eines Si- 
cherheitsvertrages! mit den USA von der Siegermacht des Pazifikkriegs in die Souveränität 
entlassen wurde, konnte das Landsich in den folgenden 20 Jahren ganz auf die wirtschaftli- 
che Entwicklung konzentrieren. Nach außen verließ man sich darauf, daß die in den 1950er 
und 1960er Jahren uneingeschränkte amerikanische Hegemonie? gleichermaßen ein rei- 
bungsloses Funktionieren der Weltwirtschaft wie den politisch-militärischen Schutzschirm 
im Öst-West-Konflikt garantierte, der in Östasien neben Mitteleuropa seinen zweiten gro- 
Ren Schauplatz hatte. Im Innern sorgten die traumatischen Erfahrungen von Hiroshima 
und Nagasaki, die breite pazifistische Grundströmung in der Bevölkerung nach der kata- 
strophalen Niederlage im Pazifikkrieg und nicht zuletzt die von der amerikanischen Besat- 
zungsmacht mehr oder weniger oktroyierte Friedensverfassung dafür, daß militärische und 
sicherheitspolitische Fragen einen denkbar geringen Stellenwert in der japanischen Politik 
einnahmen. Die USA waren bereit und in der Lage, die globalen Verteidigungskosten für 
Japan zu tragen und gleichzeitig über die Öffnungihrer Märkte seine rasche wirtschaftliche 
Erholung zu fördern. Für japanische Außenpolitiker bedeutete das die willfähige Akzep- 
tanz der Rolle des Juniorpartners gegenüber den USA und den Verzicht auf eine eigenstän- 
dige Außenpolitik. 

Diese lange Zeit gültige Grundkonstellation hat seit Mitte der 1970er Jahre zunehmend 
ihre Gültigkeit verloren. Die wirtschaftliche Restauration Westeuropas und vor allem der 
Aufstieg Japans zur mittlerweile zweitgrößten Wirtschaftsmacht noch vor der Sowjet- 
union seit 1981, wenn man den Schätzungen der Weltbank über das sowjetische Sozialpro- 
dukt folgt (Ozaki 1985, S. 2), haben die weltwirtschaftliche Dominanz der USA in Frage 
gestellt. Das Ende des Systems von Bretton Woods 1973, das jährlich neue Rekordhöhen 
erreichende amerikanische Handelsdefizit (1980 = 25,5 Mrd. US-$, 1985 bereits 148,5 
Mrd. US-$)3, das größte Budgetdefizit in der amerikanischen Geschichte, derzeit etwa das 
Vierfache wie auf dem Höhepunkt des Zweiten Weltkrieges, und.die Krise der »alten« In- 
dustrien in den Regionen von Pittsburgh, Detroit und Chicago sind nur allzu bekannte In- 


* Dieser Aufsatz ist im Rahmen eines laufenden Forschungsprojekts zum Thema »Hegemoniekrise 


und Kriegswahrscheinlichkeit« entstanden, das der Verfasser zusammen mit Dieter Senghaas an 
der Universität Bremen durchführt. Ein Abschluß des Projekts ist für das Frühjahr 1988 zu erwar- 
ten. Deshalb haben die im Folgenden dargelegten Ausführungen eine Vorläufigkeit und sind eher 
als Thesen des Autors zu verstehen. Aufgrund des knappen Raums wurde auf empirische Anrei- 
cherung sowie eine Diskussion der einschlägigen Literatur weitgehend verzichtet und bei den 
Quellen- und Literaturangaben nur auf eine begrenzte Auswahl verwiesen. 
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dikatoren, die diesen relativen Niedergang anzeigen.* Eine wesentliche Ursache ist die von 
Japan und zunehmend auch anderen ostasiatischen Schwellenländern ausgehende Um- 
strukturierung der internationalen Arbeitsteilung. Deren preislich und qualitativ überlege- 
ne Produkte haben in den USA ihren mit Abstand wichtigsten Exportmarkt gefunden. 
Vonebenso globaler Bedeutung ist, daß die Sowjetunion militärisch aufgeholt und gleichge- 
zogen hat, so daß auch auf diesem Sektor die amerikanische Dominanz in Frage gestellt ist. 
Ein Indikator dafür ist, daß die US-Globalstrategie nicht mehr davon ausgeht, zwei große 
und einen kleinen Krieg, also etwa in Europa, Asien und Mittelost, gleichzeitig führen zu 
können; man begnügt sich vielmehr mit der Kapazität für | 1/2 Kriege. Seit Antritt der Rea- 
gan-Regierung wird zwar mit Vehemenz versucht, von der Discommitment-Politik der Ni- 
xon- und der Carter-Regierung abzurücken und zumindest auf militärischem Gebiet alte 
Positionen zurückzugewinnen. Dieser Versuch hat aber die wirtschaftlichen Probleme ver- 
schärft. Die seitdem rapide steigenden Rüstungsausgaben, ablesbar an der Zunahme des 
Verteidigungshaushalts von 157,5 Mrd. US-$ (1981) auf 252,7 Mrd. US-$ (1985), sind nur 
durch ein wachsendes Haushaltsdefizit zu bestreiten. Die daraus resultierende Hochzinspo- 
litik führte zwar zu einem ausreichenden Kapitalimport, gleichzeitig aber auch zu einem 
starken Dollar (bis zum Herbst 1985), der die internationale Konkurrenzfähigkeit der US- 
Wirtschaft zusätzlich verschlechterte und diejenige Japans, aber auch einiger westeuropäi- 
scher Länder, auf dem amerikanischen Markt entsprechend verbessert hat. Die USA wur- 
den 1983 erstmals seit dem Ersten Weltkrieg wieder zu einem Nettoschuldnerland, Japan 
dank der hohen Handelsüberschüsse {1986 bereitsetwa 77 Mrd. US-$) erstmals 1984 mit 40 
Mrd. und 1985 mit über 50 Mrd US-$ zum größten Kapitalexporteur der Welt.’ Die USA 
haben also nicht nur ihre militärische Dominanz weitgehend eingebüßt, sie sind auch im- 
mer weniger in der Lage, die Kosten für den Hegemonieanspruch aus eigener Kraft aufzu- 
bringen. Ihre Alliierten werden dabei aber nicht nur finanziell zur Kasse gebeten. 

Die neue Runde im Rüstungswettlauf setzt bekanntlich nicht nur auf schiere Masse, d.h. 
noch mehr Overkill-Kapazitäten, sondern auf eine neue Qualität der Rüstung (SDI, Mi- 
niaturisierung von Waffensystemen, »denkende« Waffen, Radarstrahlen absorbierende 
»Stealth«-Flugkörper u.a.) der Beteiligten. Vor diesem Hintergrund wird in den USA 
nicht ohne Grund angenommen, daß die Sowjetunion nicht nur von der wirtschaftlichen 
Kapazität sondern vor allem auch von der technologischen Leistungsfähigkeit her an 
Grenzen stößt, in der neuen Runde des Rüstungswettlaufs mitzuhalten. Besonderes Kenn- 
zeichen dieser neuen, hier verlangten Technologien ist ihr dualer Charakter. Sie sind nicht 
mehr eindeutig als reine Militärtechnologien zu identifizieren sondern vielfach gleicher- 
maßen für zivile Zwecke verwendbar bzw. aus zivilen, also rein wirtschaftlichen Gründen 
entwickelt worden. 

Um die rüstungstechnologische Führerschaft zu behaupten, wird deshalb neben den eige- 
nen Forschungsanstrengungen eine Doppelstrategie verfolgt.° Einerseits scll nach Mög- 
lichkeit jeder, auch nur im weitesten Sinne militärisch relevante Technologietransfer in die 
Sowjetunion oder unter ihrem Einfluß stehende Länder unterbunden werden, um so zu ver- 
hindern, wie es jüngst ein amerikanischer Politiker ausdrückte, einen zweiten Rüstungs- 
haushalt zu finanzieren. Das betrifft nicht nur den eigenen Export sondern erstreckt sich 
auch auf die Auslandstöchter von US-Firmen und über das US-Patentrecht auch auf viele 
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nichtamerikanische Firmen, die mit US-Lizenzen arbeiten. Aufgrund der breitgefächerten in- 
ternationalen technologischen Verflechtungen und des genannten dualen Charakters vieler 
Technologien ist unschwer auszumalen, welchen Umfang die einschlägigen Exportverbots- 
listen bereits angenommen haben. Andererseits versuchen die USA durch entsprechende Ab- 
kommen, SDI ist da nur ein Beispiel, das technologische Potential ihrer Alliierten zu mobili- 
sieren, das offenbar in wachsendem Maße als eine echte Ergänzung des eigenen angesehen 
wird.’ 


Strategische Veränderungen im Nordpazifik 


Bevor dieser Strang der Argumentation weiterverfolgt wird, muß in groben Zügen erläutert 
werden, wie sich die amerikanische Hegemoniekrise in Östasien, d.h. vor der japanischen 
Haustür, darstellt. Auf militärischem Feld ergibt sich folgendes Bild.® Auf dem Höhepunkt 
des Vietnamkrieges war die amerikanische Präsenz aller drei Waffengattungen in der Re- 
gion erdrückend. Mit dem Abzug aus Vietnam nach dem Fall von Saigon wurden nicht nur 
die amerikanischen Bodentruppen in Ost- und Südostasien erheblich reduziert; wichtiger 
noch, die 7. Flotte, deren Operationsgebiet westlich von Hawai liegt, wurde von etwa 200 
auflediglich 55 größere Einheiten (1977) reduziert. Die bloße, wenn auch nicht verwirklich- 
te Ankündigung der Carter-Regierung, die Truppen in Südkorea zu reduzieren, machte ja- 
panischen Politkern deutlich, daß auch ihr militärischer Vorposten, die koreanische Halb- 
insel, ins Wanken geraten könnte. Eine weitere empfindliche Schwächung erfuhr die 7. 
Flotte schließlich, als im Zuge des Golfkrieges ein Teil der Einheiten in den Indischen Oze- 
an, den Persischen Golf und das Rote Meer verlegt wurde, um dort die Tankerrouten offen- 
zuhalten. 

Parallel dazu vollzog sich in den letzten 10-15 Jahren ein bemerkenswerter Aufbau der pa- 
zifischen Rüstung der Sowjetunion. Auch wenn das bloße Aufrechnen von Waffensyste- 
men noch wenig über das eigentliche Stärkeverhältnis aussagt, das entscheidend von deren 
Qualität, Einsatzbereitschaft und Logistik abhängt, müssen die Zahlen japanischen Politi- 
kern doch zu denken geben. Faßt man die in Japan, Südkorea, Guam und auf den Philippi- 
nen stationierten US-Truppen und die 7. Flotte zusammen und vergleicht sie mit denen 
der Sowjetunion in Fernost, ergibt sich für das Jahr 1985 etwa folgendes Bild: 144000 
Mann, 610 Flugzeuge und 70 Schiffseinheiten mit einer Gesamttonnage von 700000 t auf 
amerikanischer Seite stehen 370000 Mann (= 41 Divisionen), 2200 Flugzeuge (darunter 
440 Bomber und 1600 Kampfflugzeuge), 825 Schiffe mit 1,78 Mio t (davon 90 große Über- 
wassereinheiten und 140 U-Boote, darunter 70 nukleargetrieben) auf sowjetischer Seite 
gegenüber. 1979 hat die Sowjetunion den ersten und im Februar 1984 den zweiten Flug- 
zeugträger in Fernost in Dienst gestellt. Beide Träger dürften allerdings eher Defensivauf- 
gaben haben, da auf ihnen nur Hubschrauber und Senkrechtstarter stationiert sind, die für 
den Schutz der sowjetischen Unterwasserflotte gedacht sind. Aus japanischer Sicht am be- 
deutsamsten dürften die 135 in Asien stationierten SS-20 und die 85 Backfire-Bomber 
sein, in deren Reichweite Japan liegt, sowie der Aufbau von amphibischen Einheiten und 
die Aufstellung der einzigen Marineinfanteriedivision, über die die Sowjetunion verfügt. 
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Hinzu kommt der geostrategische Zugewinn. Hierbei ist weniger an den zweifelhaften Er- 
folg in Afghanistan gedacht als vielmehr an die Anlage von sowjetischen Basen auf den 
südlichen Kurilen seit 1973, also in unmittelbarer Nachbarschaft zu Hokkaido, und an die 
ständige Benutzung der ehemaligen US-Basen in Vietnam (Da Nang und Cam Ranh Bay).? 
Darüber darf allerdings eine wesentliche Schwäche nicht vergessen werden. Die pazifische 
Überwasserflotte hat ihren Ausgangshafen in Wladiwostok, d.h. innerhalb der Japan-See, 
die Unterwasserflotte in Petropawlowsk auf der Halbinsel Kamtschatka. Die strategischen 
U-Boote und damit der Kern des seegesiützen sowjetischen Abschreckungspotentials ver- 
kehren im Ochotskischen Meer. Jahreszeitliche Vereisung, mangelhafte Transportanbin- 
dung, Petropawlowsk ist nur saisonal auf dem Sceweg zu versorgen, und vor allem die mög- 
liche Sperrung der drei Ausgänge aus der Japan-See schränken die Operationsfähigkeit der 
sowjetischen Pazifikflotte erheblich ein, wenn auch mit der Baikal-Amur-Magistrale in- 
zwischen eine zweite Transportlinie neben der Tanssibirischen Eisenbahn in Richtung 
Fernost in Betrieb genommen wurde und pikanterweise ausgerechnet japanische Firmen 
das Wartungsdock in Wladiwostok geliefert haben, das auch von den sowjetischen Flug- 
zeugträgern benutzt werden kann. 

Nicht nur in Europa, auch in Fernost hat die sowjetische Rüstung beträchtlich aufgeholt. 
Lediglich bei den Flugzeugträgern und vor allem durch die unvergleichlich besseren Opera- 
tionsmöglichkeiten der Flotte haben die USA nach wie vor einen klaren Vorteil. In Japan 
wird jedenfalls die Sowjetunion seit dem Verteidigungsweißbuch von 1978 offiziell als eine 
Bedrohung dargestellt, auch wenn nicht ganz klar ist, gegen wen sich die sowjetische Rü- 
stung in der Region (China, USA?) eigentlich richtet. Aus amerikanischer Sicht hat Japan 
mithin eine geostrategische Funktion bekommen {Blockade der Japan-See), die der Norwe- 
gens (Eismeer), Dänemarks (Ostsee) und der Türkei (Schwarzes Meer) vergleichbar ist. 
Diese Herausforderung für die USMilitärmacht im Pazifik korrespondiert negativ mit 
wachsenden Problemen, die die wirtschaftliche Sicherheit Japans betreffen. Auch wenn 
entgegen der iandläufigen Vorstellung Japan keine eigentliche Exporination ist, seine Ex- 
portquote ist mitetwa 12 Prozent nur halb so groß wie die der Bundesrepublik, so kann man 
die japanische Wirtschaft doch als qualitativ außenhandelsabhängig bezeichnen. Japan ist, 
anders als die USA, bei den meisten Energieträgern und Rohstoffen zu nahezu 100 Prozent 
und bei Nahrungsmitteln zu etwa 50 Prozent auf den Import angewiesen (Vernon 1983, 
Chapman 1983). Die Exportanstrengungen der letzten 20-30 Jahre erklären sich also zum 
Teil daraus, daß man die Devisen erwirtschaften mußte, um die wachsende Einfuhr von Öl, 
Kohle, Holz, Erzen, Baumwolle, Soja, Getreide, Fleisch u.a. zu finanzieren. Hauptlieferan- 
ten sind neben den USA und Kanada die südpazifische Region (Australien, ASBAN) und 
die Länder am Persischen Golf. Japan hat also, stärker noch als die USA, ein existenzielles 
Interesse, daß diese Rohstoffzufuhr reibungslos funktioniert. Die zweimalige Ölpreiserhö- 
hung und die Angriffe auf Tanker im Golf haben nur zu deutlich gemacht, wie verletzlich 
die Japanische Wirtschaft ist. 

Eine Konsequenz aus dieser Einsicht war in den 1970er Jahren die Absicht, sich in großem 
Stil an der Rohstofferschließung Sibiriens zu beteiligen, um so langfristig eine regional di- 
versifizierte Rohstoffversorgung zu erreichen (Ahrens-Thiele 1977). Das pragmatische In- 
teresse an diesem Geschäft schien stärker zu sein als die beiderseitigen politischen Konflik- 
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te, insbesondere die Kurilen-Frage. Daß es nicht zu diesen viele Milliarden US-$ verlangen- 
den Investitionen gekommen ist, hatte im wesentlichen zwei Gründe. Zum einen stellte der 
Preisverfall bei Öl und anderen Rohstoffen die Rentabilität dieser Projekte in Frage, die so- 
wjetische Seite hatte wohl auch überzogene Preisvorstellungen, zum anderen hat massiver 
amerikanischer Druck die Geschäfte zum Scheitern gebracht. Zusammen mit der Erschlie- 
Bung und dem Abbau der Öl-, Gas- und Buntmetallvorkommen wäre auch ein erheblicher 
Infrastrukturausbau Sibiriens (Eisenbahnen, Pipelines, Häfen) in Richtung Pazifik not- 
wendig gewesen. Diese Infrastruktur hätte zweifellos nicht nur wirtschaftlichen sondern 
auch militärischen Zwecken gedient, indem die mangelhafte Transportanbindung der so- 
wjetischen Pazifikflotte wesentlich verbessert worden wäre (Kerns 1982). Japan sollte die 
notwendigen Förder-, Pipeline- und off shore-Technologien liefern, wobei japanische Fir- 
men teilweise wieder auf US-Lizenzen hätten zurückgreifen müssen. Der japanische Ver- 
such, US-Firmen in diese Projekte einzubinden, ist gescheitert. Die USA waren also über 
politischen Druck und indirekt über das Mittel der Lizenzvergabe in der Lage, zum Schei- 
tern der Vorhaben beizutragen. Wenn auch seitdem chinesische Lieferungen einen gewis- 
sen Ersatz bieten, so ist doch die geopolitische Konsequenz eine Zementierung der wirt- 
schaftlichen Orientierung nach Süden. Die Alternative Festlands- oder Südorientierung 
stellte sich Japan bekanntlich bereits in den 1920er/30er Jahren, nur daß damals das Militär 
die Initiative für die wirtschaftliche Expansion ergriff. 

Nicht unerwähnt bleiben darf, daß es nicht nur von der Liefer- sondern auch von der Absatz- 
seite wachsende Probleme in der Region gibt. Hohe Handelsbilanzüberschüsse erwirtschaftet 
Japan nämlich nicht nur mit seinem Hauptkunden, den USA; auch China, Südkorea und ei- 
nige ASEAN-Staaten haben mittlerweile hohe Defizite gegenüber Japan aufzuweisen, die 
auch dort zu entsprechenden Reaktionen geführt haben. Japans Politiker schen sich also ei- 
ner mehrfachen Zwickmühle gegenüber, die deutlich macht, wie sehr Fragen der wirtschaftli- 
chen und der militärischen Sicherheit miteinander verwoben sind. 


Wirtschaftliche Supermacht und militärischer Zwerg 


Angesichts der Flut von Literatur, die sich mit Ausmaß und Ursachen des japanischen Auf- 
stiegs zur wirtschaftlichen Supermacht befaßt (Halliday 1975, Patrick/Rosovsky 1976, Ink- 
ster 1980, Johnson 1982, Kraus 1982, Lecher/Welsch 1983, Herbinger 1985), erübrigt sich 
an dieser Stelle eine weitere Zusammenstellung und Gewichtung der wesentlichen Argu- 
mente. Hingewiesen werden soll lediglich auf die globalen außenpolitischen Konsequenzen 
dieser Ursachen. 

Ein Grund, warum Japan ein so hohes Wirtschaftswachstum in den letzten 30 Jahren vorle- 
gen konnte, war der weitgehende Verzicht auf Rüstungsausgaben.'® Dieser Verzicht ist 
mitverantwortlich für die durchgängig hohe Investitionsquote von 30 Prozent und mehr. 
Seine Ursachen sind im wesentlichen innenpolitischer Natur. Die Niederlage im Pazifik- 
krieg hatte den Militarismus in Japan auf lange Zeit diskreditiert. Der Artikel 9 der Verfas- 
sung, der, einmalig in der Welt, Japan das Recht zur Kriegführung untersagt und die Rolle 
der Armee sehr restriktiv auf reine Defensivaufgaben beschränkt, wurde lange Zeit von ei- 
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nem breiten Konsens in Öffentlichkeit und Politik getragen, der bis weit in die herrschende 
konservative Liberal-Demokratische Partei (LPD) hineinreicht. Die Akzeptanz der Armee 
bei der Bevölkerung ist nach wie vor gering, das Verteidigungsministerium kein Ministeri- 
um sondern nur ein »Verteidigungsamt« mit nur geringem Einfluß in der Regierung. Eine 
eigentliche Rüstungsindustrie, also Firmen, die überwiegend oder zumindest in erheblichem 
Maße von Waffengeschäften abhängen, gibt es nicht. Anzeichen eines militärisch-industri- 
ellen Komplexes sind (vorläufig) nicht zu erkennen. Hinzu kommen weitere administrative 
Beschränkungen, so die 1967 von der Regierung verabschiedeten drei Nicht-Nuklearprin- 
zipien, die die Herstellung, Verwendung und Stationierung von Nuklearwaffen untersa- 
gen, auch wenn letzteres sicherlich von den US-Truppen in Japan ignoriert wird; ferner die 
1976 beschlossene vorläufige Begrenzung des Rüstungsetats auf 1 Prozent des BSP, auch 
wenn diese Grenze durch definitorische Kunststücke unterlaufen wird, sowie das nahezu 
vollständige Verbot von Rüstungsexporten. 

Konsequenz ist eine angesichts des Wirtschaftspotentials kleine Armee (180.000 Mann Bo- 
dentruppen), die, gemessen an den Militärausgaben, nur Platz 8 in der internationalen Mili- 
tärhierarchie einnimmt. Der Ausrüstungsstand ist nach Meinung vieler Experten sowohl 
quantitativ wie qualitativ eher bescheiden. Die Waffensysteme wurden bislang entweder 
aus den USA bezogen oder in Lizenzproduktion hergestellt; neuerdings gibt es auch ver- 
mehrt Eigenentwicklungen. 

Neben den politischen Gründen für das niedrige militärische Profil gibt es natürlich auch 
handfeste wirtschaftliche, nämlich daß die japanische Industrie mit der Beschränkung auf 
zivile Produkte und deren Export bislang so erfolgreich verfahren ist, der Einstieg in das 
Waffengeschäft sich also weder als Verlockung noch als wirtschaftliche Notwendigkeit an- 
geboten hat. Allerdings, hier beginnt die Einschränkung, der technologische Wandel der 
letzten Jahre hat zwangsläufig auch zu einer Osmose von Teilen der japanischen Industrie 
geführt. Da, wo einige ihrer Stärken liegen, im Bereich der Mikroelektronik und der »neuen 
Materialien«, ist sie wegen des dualen Charakters dieser Produkte in die Nähe der zumin- 
dest militärisch nutzbaren Kapazitäten gerückt (Glazer 1985). 

Der Aufstieg zur wirtschafltichen Supermacht hat allerdings einem neuen politischen 
Selbstbewußtsein Nahrung gegeben, dasaufeine Revision bislang gültiger außenpolitischer 
Grundsätze abzielt. Seit einigen Jahren wird in Japan ganz offen diskutiert, ob nicht eine 
der wirtschaftlichen Bedeutung angemessene weltpolitische Rolle anzustreben, mindestens 
aber mehr internationale Verantwortung in wirtschaftlicher, diplomatischer und ggf. auch 
militärischer Hinsicht zu übernehmen ist. Die neuerliche Erkenntnis der alten Achillesferse 
der japanischen Wirtschaft, ihre hohe Rohstoffabhängigkeit, die sich im Zuge des Nach- 
kriegswachstums geradezu potenziert hat, tut da ein Übriges. Der derzeit zu beobachtende 
Rechtsruck (Kamiya 1980, Farnsworth 1981} in der japanischen Innenpolitik, repräsen- 
tiert durch die Ministerpräsidentschaft Nakasones, den großen Erfolgder LDP beiden letz- 
ten Parlamentswahlen und die gleichzeitigen Verschiebungen innerhalb der LDP nach 
rechts, bildet den Hintergrund einer breiten revisionistischen Debatte, in deren Zentrum 
das Verhältnis zur eigenen jüngsten Geschichte und die Aufrüstungsfrage stehen. Dabei 
geht es indirekt natürlich auch um die japanisch-amerikanischen Beziehungen. 
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Konsequenzen für die japanisch-amerikanischen Beziehungen 


Bei den Konsequenzen des japanischen Aufstiegs und der amerikanischen Hegemoniekrise 
für die bilateralen Beziehungen sollte unterschieden werden zwischen den Erwartungen 
und Forderungen, die die USA an Japan richten, und der innerjapanischen Diskussion über 
die künftige Rolle in der Welt. Es verstehtsich, daß beides in einem wechselseitigen Verhält- 
nis steht. Charakteristisch für die japanische Außenpolitik ist derzeit, daß gravierende Kon- 
flikte paradoxerweise ausgerechnet mit dem wichtigsten Verbündeten, den USA, bestehen. 
Auch wenn beide Seiten nicht müde werden, den ausgezeichneten Stand der Beziehungen 
zu betonen, läßt sich doch nicht leugnen, daß das beiderseitige Verhältnis in die ernsteste 
Krise seit dem Pazifikkrieg geraten ist. 

Aus amerikanischer Sicht stehen dabei zwei Sachverhalte im Vordergrund. Hauptursache 
des hohen Handelsdefizit der USA (1986 eiwa 132 Mrd. US-$) ist Japan, obwohl Japan 
mittlerweile zum besten Kunden für amerikanische Produkte geworden ist. Umgekehrt re- 
sultiert der japanische Überschuß schwerpunktmäßig aus dem Warenverkehr mit den 
USA. Besonders bedrohlich ist dabei die Asymmetrie dieses Handels. Japan liefert im we- 
sentlichen Güter des gehobenen Konsums (Unterhaltungselektronik, Fahrzeuge, Kame- 
ras, Uhren etc.} sowie Produktions- (Stahl u.a.) und Investitionsgüter (Schiffe, Büromaschı- 
nen etc.}. Es bezieht neben einigen Hochtechnologien (u.a. Rüstungsgüter) im wesentlichen 
Nahrungsmittel (Getreide, Fleich, Soja, Zitrusfrüchte) und Rohstoffe (Erz, Tabak, Baum- 
wolle etc.). Japan ist demnach in den USA besonders wettbewerbsfähig im Bereich der Ver- 
arbeitenden und Zwischengüterindustrie, also bei Produkten mit hoher Fertigungstiefe, 
während die komparativen Vorteile der USA vor allem im Primärgütersektor liegen. Damit 
ergibt sich, was amerikanische Politiker besonders schmerzt, in der Tendenz gegenüber 
Japan eine Außenhandelsstruktur, die der eines typischen Landes der »Dritten Welt«nahe- 
kommt. Die unterschiedlichen spinn off- und spill over-Effekte einer solchen asymmetri- 
schen Beziehung sind aus der entwicklungstheoretischen Literatur nur zu bekannt. We- 
sentlicher Unterschied ist allerdings, daß die komparativen Vorteile der US-Landwirtschaft 
anders als bei Dritt-Welt-Ländern durch ihre hohe Produktivität zustande kommen. Im- 
merhin ist der Prozeß zumindest regionaler Demanufakturisierung und des Übergangs zur 
Dienstleistungsgesellschaft in den USA also ganz wesentlich auf japanischen Verdrän- 
gungswettbewerb zurückzuführen. Daß inzwischen Branchen nationaler (Automobil) oder 
strategischer (Stahl) Bedeutung in die Krise geraten sind, dramatisiert die Situation ebenso 
wie der Umstand, daß diese Krisenbranchen wie in Westeuropa regional besonders konzen- 
triert sind. Daß man in den 1950er/60er Jahren eine solche Entwicklung aus übergeordne- 
ten strategischen Überlegungen durch die Öffnung des Marktes gegenüber Japan geradezu 
heraufbeschworen hat, wird in der aktuellen Hysterie verdrängt. '? 

Auch wenn hier der Frage nicht weiter nachgegangen werden kann, ob höhere Arbeitspro- 
duktivität, besseres Management, niedrigere Lohnkosten aufgrund der dualen Betriebs- 
struktur (geringe Löhne und Sozialleistungen in den vielen kleinen Zulieferbetrieben), nied- 
rigere Kapitalkosten wegen des abgeschotteten Kapitalmarktes, günstige Wechselkurse, 
Staatsintervention oder japanischer Protektionismus im nichttarifären Bereich die Haupt- 
ursache für diese Entwicklung ist. Das Resultat ist jedenfalls wachsender amerikanischer 
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Druck, Japan soll seine Märkte weiter öffnen, es soll seine Aktivitäten stärker auf Binnen- 
sektoren konzentrieren, sowie der Ruf nach protektionistischen Maßnahmen in den USA 
gegen die japanische, generell die fernöstliche Konkurrenz. Praktisch ist bislang wenig da- 
bei herausgekommen. Weder die immer neuen japanischen Programme zur Marktöffnung 
noch die erhebliche Aufwertung des Yen gegenüber dem Dollar um etwa 20 Prozent seit 
dem Herbst 1985 haben verhindern können, daß das Ungleichgewicht im Handel immer 
größer wurde. Der Kern des Problems liegt darin, daß es mittlerweile außerhalb des Agrar-, 
Bergbau- und Rüstungssektors nur noch wenige Branchen gibt, in denen die US-Industrie 
in Japan konkurrenzfähig wäre, umgekehrt wichtige japanische Exporte in den USA kaum 
noch auf Konkurrenz treffen, da deren eigene Fertigung inzwischen eingestellt wurde. Im 
Agrarbereich stellt sich die japanische Regierung besonders stur. Sie muß es auch, weil sie 
aus innenpolitischen Gründen einen Verdrängungswettbewerb gegenüber der bereits 
hochsubventionierten Landwirtschaft nicht zulassen kann, da die Regierungspartei auf 
dem Landeinen großen Teil ihrer Mandate erringt. Also ist hier aufabsehbare Zeit der Kon- 
flikt programmiert. Auf amerikanischer Seite erklingen zum Thema »japanische Heraus- 
forderung« verstärkt nationalistische Töne. Das Wort von der »gelben Gefahr« macht er- 
neut die Runde. Reminiszenzen an den Pazifikkieg werden wach, dessen Vorgeschichte auf 
amerikanischer Seite bekanntlich auch durch Handelskonflikte, Protektionismus und Boy- 
kotte bestimmt wurde. 

Der zweite Konflikt ist militärischer Art. Der pauschale amerikanische Vorwurf lautet, Ja- 
pan leiste angesichts seines erreichten Wirtschaftspotentials einen zu geringen Verteidi- 
gungsbeitrag, würde gleichzeitig aber als »free rider« an den globalen US-Sicherheitsauf- 
wendungen partizipieren (Curtis 1981, Brzezinski 1985). Es sei auf Dauer unterträglich, 
dal) die USA einerseits Hauptbetroffener des japanischen Konkurrenzdrucks sind, gleich- 
zeitig aber die Sicherheitskosten für Japan übernehmen. Polemisch zugespitzt lautet das 
Argument: Welches Verständnis kann der arbeitslose Automobilarbeiter in Detroit dafür 
haben, daß die US-Navy kostenlos japanische Öltanker im Persischen Golf beschützt? 
Erging der Ruf nach einem größeren japanischen Verteidigungsbeitrag lange Zeit nur ganz 
pauschal, wurden die Forderungen mittlerweile konkretisiert. Es geht um vier Dinge. Er- 
stens soll der japanische Verteidigungsetat wesentlich von den offiziell ausgewiesenen 1 
Prozent aufetwa 2 Prozent des BSP erhöht werden. Damit läge er immer noch erheblich un- 
ter dem NATO-Durchschnitt von 4-6 Prozent. Eine "Aufstockung in dieser Größenord- 
nung wird von den USA offensichtlich nicht nur nicht erwünscht sondern sogar gefürchtet 
(Finn 1983), würde sie doch Japan von Platz acht auf Platz drei der internationalen Militär- 
rangliste katapultieren, eine Vorstellung, die den gegenseitigen Beziehungen eine andere 
Qualität verleihen würde. Hinter dieser Forderung steht nicht nur ein militärischessondern 
auch ein wirtschaftliches Interesse, das einen der Zusammenhänge zwischen dem Handels- 
und dem Verteidigungskonflikt sichtbar macht. Höhere japanische Rüstung würde kurzfri- 
stig verstärkte Waffenkäufe in den USA bedeuten und damit einen Beitrag zur Reduzie- 
rung des Handelsdefizits leisten. Ein Umschichtung der Ausgaben zugunsten der Rüstung, 
also von einem produktiven in einen unproduktiven Sektor, könnte ferner langfristig über 
die Reduzierung der Investitionsquote die japanische Wettbewerbssituation verschlech- 
tern und so ebenfalls zu einer Entspannung des Handelskonflikts beitragen. Stärkere japa- 
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nische Rüstung würde schließlich zur Entlastung des amerikanischen Etats für den Nord- 
pazifik beitragen. 

7 weitens zeigt das US Department of Defense (DoD), auf amerikanischer Seite zentrale 
Agentur für die rüstungsrelevante Forschung, ein starkes Interesse an japanischer Techno- 
logie. Hier bedarf es neben den grundsätzlichen Regierungsvereinbarungen zunächst einer 
umfangreichen Bestandsanalyse, welches Potential auf japanischer Seite vorhanden ist. Ei- 
ne Einbeziehung des japanischen Technologiepotentials würde im neuen Rüstungswett- 
lauf mit der Sowjetunion die Position der USA erheblich verbessern und darüber hinaus ho- 
he Entwicklungskosten und vor allem Entwicklungszeit ersparen. Ähnliche Bestrebungen 
sind hinsichtlich der westeuropäischen Industrie im Gange. '? 

Der dritte und vierte Punkt betrifft konkrete strategische Überlegungen. Japan soll in die 
Lage versetzt werden, nicht nur eine begrenzte sowjetische Invasion abzuwehren (solange 
bis die USA eingreifen), sondern zusätzlich im Hinblick auf einen globalen Konflikt fähig 
sein, die drei Ausgänge aus der Japan-See (La Perouse-, Tsugaru- und Tsuschima-Straße) 
zu sperren. Außerdem wird als Kompensation für die teilweise Verlegung der 7. Flotte in 
den Indischen Ozean eine Entlastung bei der Überwachung und Kontrolle des Nordpazifiks 
verlangt. Japan soll auf einer Distanz von 1000 nautischen Seemeilen, d.h. bis zum US- 
Stützpunkt Guam bzw. in Richtung Mittelost bis Taiwan, die Sicherung der Schiffahrtswe- 
ge übernehmen. Beides bedeutet eine erhebliche qualitative und quantitative Aufstockung 
des Geräts, die im Rahmen der jetzigen Budgetgrenze nicht zu erzielen ist. 

Die innerjapanische Diskussion, zweifellos beeinflußt durch den amerikanischen Druck, 
geht davon aus, daß das alte Junior-Verhältnis zu den USA nicht mehr ausreicht, den skiz- 
zierten Veränderungen der Weltlage gerecht zu werden. Das ist gleichbedeutend mit der 
Einsicht, daß die von Premierminister Yoshida in der unmittelbaren Nachkriegszeit be- 
gründete und von vielen seiner Nachfolger bis in die 1970er Jahre verfolgte Linie (Dower 
1979, Otake 1985), keine eigenständige Außenpolitik zu betreiben, sich vielmehr ganz im 
Kielwasser der USA zu bewegen, keinen Bestand mehr haben kann. Unbestritten ist auch 
die Einsicht, daß Japan jetzt größere internationale Verantwortung zu übernehmen hat. !* 
Dabei spielt das Bewußtsein um die eigene Potenz aber auch um die eigenen Gefährnisse 
gleichermaßen eine Rolle wie die Erfahrung, daß die USA die Funktion des Weltgendar- 
men und Weltmaklers nicht mehr alleine ausüben können. Kontrovers ist nur welche Rolle 
Japan zu spielen hat. Die beiden wichtigsten Themenbereiche dieser Diskussion lauten seit 
1979/80 »Außenwirtschaftliche Sicherheit« und »Umfassende nationale Sicherheit«.'° 
Letzterer Begriff ist eine Umschreibung für die Frage, ob Japan aufrüsten soll und wie das 
politisch durchzusetzten ist oder ob nationale Sicherheit auch mit anderen Mitteln erreicht 
werden kann. 

In der Frage der außenwirtschaftlichen Sicherheit geht man von einer klaren Lagebeurter- 
lung aus. Die Wirtschaft ist in hohem Maße von Rohstoff- und Nahrungsmittelzufuhren 
abhängig. Um diese einführen zu können, muß ein Teil der Rohstoffe in verarbeitetem Zu- 
stand wieder exportiert werden. Beides macht ein reibungsloses Funktionieren des Welt- 
handels notwenig. Der beste Garant dafür sei, zumindest bei den Partnern, der Freihandel. 
Wie bereits früher in der Geschichte wird auch in Japan die Forderung nach Freihandel erst 
laut, seit man in der Position der Stärke ist. Daß die USA beginnen, von der reinen Lehre ab- 
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zurücken, kann als weiteres Zeichen von Schwäche interpretiert werden. Wenn die USA 
die Rolle des Garanten für eine liberale Weltwirtschaft nicht mehr alleine spielen können, 
ist man im Prinzip bereit, sich an dieser Garantie zu beteiligen. Gedacht wirdetwaandieLi- 
beralisierung des japanischen Kapitalmarkts, um auch dem Yen eine Leitwährungsfunk- 
tion zukommen zu lassen. 

Ansonsten lassen allerdings die konkreten Vorschläge eher auf japanisches Partikularinter- 
esse schließen. So ist man zwar bereit, mehr Entwicklungshilfe zu leisten, möchte diese aber 
auf den südostasiatischen Raum beschränken, der als eigene Einflußsphäre angesehen 
wird, während die USA ein stärkeres weltweites Engagement in Krisengebieten wünschen. 
Ferner ist man zwar bereit, im Nahostkonflikt Stellung zu beziehen, nimmt dabei aber eine 
opportunistische Haltung an, die weniger die Lösung des Konflikts als gute Beziehungen zu 
wichtigen Öllieferanten anvisiert. Ein pragmatisches Verhältnis zur Sowjetunion wurde 
trotz der Kurilen-Frage angestrebt, aber nicht so sehr, weil man prinzipiell an einer Ein- 
dämmung des Ost-West-Konflikts interessiert war, sondern weil man in Sibirien eine neue 
Rohstoffquelle erhoffte. Die Idee von der pazifischen Gemeinschaft wurde verfolgt, nicht 
weil man primär integrativ-friedensstiftende Ziele verfolgte, um die nach wie vor in der Re- 
gion gegenüber Japan bestehenden Animositäten abzubauen, sondern weil man sich davon 
die Lösung der Einfuhr- und Absatzprobleme versprach.'® Die Debatte über Außenpolitik 
ist also nach wie vor von wirtschaftlichen Überlegungen bestimmt; neu ist nur, daß man zur 
Erreichung dieser Ziele jetzt bereit ist, größere politische Aktivitäten zu entfalten. Der we- 
sentliche Unterschied zur amerikanischen Position besteht also darin, daß Japan nicht in 
den Kategorien einer Weltmacht mit allen ihren Dimensionen sondern als Regionalmacht 
mit primär wirtschaftlichen Interessen denkt. 

In der Debatte um die umfassende nationale Sicherheit lassen sich drei klare Positionen un- 
terscheiden.!” Eine Position sucht die pazifistische Tradition der 1950er Jahre zu bewah- 
ren, die 1960 mit dem erzwungenen Rücktritt des damaligen Premierministers Kishi anläß- 
lich der Erneuerung des Sicherheitsvertrages mit den USA ihren Höhepunkt erreichte. Eine 
wirkliche Bedrohung wird in Zweifel gezogen. Falls es wirklich zum Fall des Falles kommt, 
wird zumindest bezweifelt, daß Japan allein, d.h. ohne die Unterstützung der USA, einen 
wirklichen militärischen Effekt erzielen könnte. Weitere Aufrüstung, so etwa die Kapazität 
zur Sparung der Wasserstraßen, würde nur unnötige Konflikte provozieren. Stattdessen 
wird, wenn auch die Existenz der Armee mittlerweile akzeptiert ist, die Einhaltung des der- 
zeitigen status quo verlangt (Kamishima 1981, Hook 1982, Sakamoto 1986). 

Die nationalistische Position'® auf der anderen Seite des Spektrums geht von der Einschät- 
zung aus, daß im Zweifelsfalle nicht garantiert werden könne, daß die USA die Sicherung 
für Japan tatsächlich übernehmen und militärisch intervenieren. Diese Meinung ist, wie 
neuere Umfragen zeigen, auch in der Bevölkerung sehr verbreitet. Deshalb müsse J apan ei- 
ne eigene militärische Abschreckung aufbauen, ggf. unter Einschluß einer Nuklearmacht, 
und in der Lage sein, auch in eigener Regie die Transportlinien bis in den Persischen Golf zu 
sichern, was über den 1000 Seemeilen-Radius weit hinausgehen würde. Eine solche Politik 
verlangt aber nicht nur eine erhebliche Aufrüstung, sondern zu allererst eine Revision der 
Verfassung und die Aufhebung der militärischen Selbstbeschränkungen: also Streichung 
des Artikel 9 und Neudefinition der Rolle der Armee, Aufhebung der Nicht-Nuklearprinzi- 
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pien und der Ein-Prozentgrenze, Aufbau einer eigentlichen Rüstungsindustrie und damit 
aus Kostengründen wegen der Skaleneffekte auch Wegfall der Rüstungsexportbeschrän- 
kungen. Das wäre gleichbedeutend mit der ungeschminkten Behauptung eines regionalen 
Vormachtsanspruches. Neben den zu erwartenden innenpolitischen Widerständen dürfte 
damit auch erheblicher außenpolitischer Zündstoff nicht nur mit den asiatischen Nachbarn 
sondern auch mit den USA ins Haus stehen. 

Die dritte Position, die man als pragmatische bezeichnen könnte, liegt in der Mitte, weist al- 
lerdings diverse Schattierungen auf, die nicht alle das Licht der Öffentlichkeit erblicken. Sie 
denunziert die erste Position als »utopischen Pazifismus« und bezeichnet die zweite als 
»utopischen Militarismus«.!? Selbst geht sie davon aus, daß Japans Sicherheit nur im Bünd- 
nis mit den USA gewährleistet werden kann, daß aber der Beitrag Japans zu diesem Bündnis 
ein größerer sein muß als bisher. Um wieviel dieser Beitrag zu steigern ist, ist allerdings um- 
stritten. 

Während die erste Position nur bei der parlamentarischen Opposition und der linken und li- 
beralen publizistisch-akademischen Öffentlichkeit zu finden ist, finden sich Position zwei 
und drei mit allen ihren Zwischenformen innerhalb der LDP, wobei nicht nur grundsätzli- 
che sondern auch finanzielle Einwände, etwa auf Seiten des mächtigen Finanzministeri- 
ums, gegen eine verstärkte Aufrüstungerhoben werden. Die grundsätzliche Frage in dieser 
Debatte lautet immer wieder, soll Japan das Bündnis stärken oder langfristigeine Alternati- 
ve zu diesem Bündnis entwickeln, wobei diese Alternative sowohl pazifistisch wie nationali- 
stisch gemeint sein kann. Wenn man die Ebene der Diskussion verläßt und sich darauf kon- 
zentriert, was politisch angestrebt wird bzw. machbar ist, muß man realistischerweise leider 
feststellen, daß die pazifistische Vorstellung einer »alternativen Sicherheit« keine wirkliche 
Chance hat. Die japanische Friedensbewegung hat gegenüber den 1950er/60er Jahren ihre 
Kraft verloren, auch die Oppositionsparteien haben sich mit der Existenz der Armee abge- 
funden. Die »realpolitischen« Alternativen bewegen sich in dem von Position zwei und drei 
gesetzten Diskussionsrahmen. In ihm sind fünf Optionen zur künftigen Rolle Japans in der 
Weltpolitik denkbar. 


Fünf Optionen künftiger japanischer Weltpolitik 


Option eins hieße Beibehaltung des status guo bei nur minimalen Konzessionen gegenüber 
den amerikanischen Forderungen. Man verzichtet also weiterhin auf eine wirklich eigen- 
ständige Außenpolitik und konzentriert sich wie bisher auf wirtschaftliche Belange. Um 
dem amerikanischen Druck Genüge zu tun, wird man ein bißchen mehr die Märkte öffnen, 
das aber propagandistisch gewaltig aufbauschen, wird weiterhin Produktion in die USA 
und andere Industrieländer auslagern, um deren protektionistischen Neigungen die Spitze 
zu nehmen, wird etwas mehr für die Rüstung tun, ohne aber die strategische Rolle der Ar- 
mee grundsätzlich zu ändern, wird mehr bilaterale Entwicklungshilfe geben und sich stär- 
ker an der Finanzierung internationaler Organisationen beteiligen. Diese Strategie würde 
innenpolitisch auf keine besonderen Schwierigkeiten stoßen, da ein solches gradualistisches 
Vorgehen wie bisher im Rahmen der bestehenden Regelungen sich vollziehen kann. Daß 


Japanische Außenpolitik undamerikanische Hegemoniekrise 117 


Nakasone jüngst vom »unsinkbaren Flugzeugträger Japan« gesprochen hat bzw. sein Vor- 
gänger Suzuki bereits 1981 zugesichert hat, Japan werde die Sicherung der 1000 Seemeilen 
übernehmen, mag zwar dem amerikanischen Partner gefallen und in Japan einigen innen- 
politischen Wirbel entfacht haben, faktisch hat sich an der japanischen Militärstrategie da- 
mit allein noch wenig geändert. Das Problem beieiner Fortsetzung der status quo-Politik ist 
allerdings, daß sie die Konflikte mit den USA nicht grundsätzlich löst. 

Option zwei wäre der Versuch, über eine regionale Integration die Schwierigkeiten zu lö- 
sen. Dabei fällt zuerst das Stichwort »Pazifische Gemeinschaft«. Diese Idee ist zwar gerade 
von japanischer Seite besonders gefördert worden, seies in der Variante einer Freihandels- 
zone oder einer wirklichen Integration nach EG-Muster, sie hat aber abgesehen von einzel- 
nen Fürsprechern in Australien oder Südkorea wenig Resonanz gefunden. Eine Verwirkli- 
chung dieser Idee ist auf absehbare Zeit nicht zu erwarten. Anders als in Westeuropa sind 
die kulturellen, wirtschaftlichen und politischen Unterschiede und Interessenlagen der ins 
‚Auge gefaßten pazifischen Anrainerstaaten zu groß, als daß hier auch nur der kleinste ge- 
meinsame Nenner gefunden werden könnte. Außer viel bedrucktem Papier, zahlreichen 
Konferenzen und Sonntagsreden hat sich nichts getan. Die Alternative zu dieser institutio- 
nalisierten Südorientierung, eine vertragliche Bindung an den sibirischen Teil der Sowjet- 
union, ist vorläufig gescheitert. Die Erwartungen in eine weitgehende Kooperation mit Chi- 
na haben sich aus innerchinesischen Gründen nicht erfüllt. Was stattdessen geschieht, ist 
eine jeweils bilaterale Integration mit den Ländern des pazifisch-südostasiatischen Raums 
via Handel, Direktinvestitionen und Entwicklungshilfe. Dort ist Japan mittlerweile in fast 
jedem Land zum wichtigsten Partner noch vor den USA aufgestiegen. In den 1960er Jah- 
ren war das noch umgekehrt. Diese Form der Integration bietet für Japan auf wirtschaftli- 
chem Gebiet sicher eine Teillösung, zumindest was die Sicherung der Rohstoffzufuhr be- 
trifft, sie regelt aber nicht die Probleme mit den USA. 

Option drei liefe, wie in dem bereits zitierten »Inoki-Report« mehr oder weniger deutlich 
ausgesprochen, auf eine echte Zaszenteilung (Byers/Ing 1985) mit den USA hinaus. Diese, 
auf absehbare Zeit wahrscheinlichste Politik geht von der Annahme aus, daß Japan zwar‘ 
keine globale Macht ist, aber globale Interessen hat. Deshalb muß eine Stärkung der ge- 
schwächt erscheinenden USA auch im eigenen Interesse liegen. Soweit man über bloße 
Deklarationen hinaus nach konkreten Maßnahmen sucht, lassen sich drei Bereiche identi- 
fizieren. 

Der erste Bereich betrifft die Finanzen, genauer die Finanzierung der US-Defizite. Dabei 
läßt sich folgende Rechnung aufmachen. Das amerikanische Budget-Defizit?? stieg zwi- 
schen 1981 und 1985 von 78,9 auf 213,3 Mrd. US-$. Dieser Zuwachs ist im wesentlichen 
auf die Ausweitung des Verteidigungsetats zurückzuführen, der im gleichen Zeitraum von 
157,5 auf 252,7 Mrd. Us-$ erhöht wurde. Gleichzeitig verwandelte sich der Saldo der Lei- 
stungsbilanz, über den eingangs beschriebenen Mechanismus ursächlich damit in Zusam- 
menhang stehend, von einem Überschuß von 6,3 Mrd. US-$ (1981) in ein Defizit von 
107,4 Mrd. US-$ (1984) mit weiter steigender Tendenz für 1985 und 1986. Dieses Defizit 
ist nahezu vollständig auf das Handelsdefizit zurückzuführen. Ausgeglichen wird es durch 
die Kapitalbilanz, d.h. einen wachsenden Kapitalimport. Während 1981 noch ein Netto- 
kapitalexport von 27,7 Mrd. US-$ zu verzeichnen war, hat er sich bereits 1984 in einen 
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ausgewiesenen Nettokapitalimport von 79,9 Mrd. US-$ (sowie etwa 30,5 Mrd. US-$ »stati- 
stische Diskrepanz«') mit ebenfalls weiter steigender Tendenz verwandelt. Die USA sind 
also innerhalb weniger Jahre von einem Gläubigerland zum größten Schuldner der Welt ab- 
gestiegen. Hauptgrund dafür ist neben der Wettbewerbsschwäche (Handelsdefizit) das 
Haushaltsdefizit mit seiner zinstreibenden Wirkung, das nicht mehr allein auf dem Binnen- 
kapitalmarkt bedient werden kann. In unserem Kontext läßt sich also argumentieren: Das 
amerikanische Finanzdilemma rührt daher, daß die wirtschaftliche Hegemonialposition 
ausgehöhlt wurde und der Versuch, die militärische Hegemonialposition zurückzugewin- 
nen, aus eigener Kraft nicht mehr finanzierbar ist. 

Woher stammen die Kapitalimporte? Wenn auch nicht ganz genau zu quantifizieren, so 
steht doch fest, daß seit dem Einbruch der Ölpreise nicht mehr die Golfländer sondern Ja- 
pan zum wichtigsten Gläubiger der USA geworden ist. Ein großer Teil der im Handel mit 
den USA verdienten Dollars (1984 allein 37 Mrd. US-$ Überschuß mit weiter steigender 
Tendenz) fließt in Form von Anleihen, Portfolio- und Direktinvestitionen wieder in die 
USA zurück. Zwischen 1980 und 1985 haben allein die japanischen Direktinvestitionen in 
den USA um fast 15 Mrd. US-$ zugenommen. ?? Japan übernimmt also in steigendem Maße 
zumindest indirekt einen Teil der Finanzierung des amerikanischen Verteidigungsbudgets. 
Für dieses Argument ist es nicht notwendig, daß japanische Anleger amerikanische Staats- 
anleihen zeichnen. Entscheidend ist, daß der amerikanische Finanzbedarf nicht mehr auf 
dem Binnenkapitalmarkt gedeckt werden kann. Über den Bankenmechanismus werden die 
ins Land geflossenen Kapitalmengen entsprechend verteilt. Selbstverständlich könnte man 
auch sagen, daß Japan einen Teil des Sozialbudgets, des Straßenbaus etc. finanziert, nur 
sind diese Positionen kaum für das Wachstum des gesamten Haushaltsdefizits verantwort- 
lich. 

In diesem Zusammenhang erscheint auch die Yen- Aufwertung seit dem September 1985 
gegenüber dem Dollar um bislang etwa 40 Prozent in einem anderen Licht. Vordergründig 
ging es dabei um eine Verbesserung der amerikanischen Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
Japan, hintergründig muß sie als ein japanisches Notopfer angesehen werden, bedeutet sie 
doch eine Reduzierung der amerikanischen Schulden um eben diesen Prozentsatz. 
Zweiter Aspekt der Lastenteilung ist der Technologiebeitrag. In der Tat hat es nach länge- 
rer Sondierung im November 1983 ein Abkommen auf Regierungsebene gegeben, das, eine 
Novität in den beiderseitigen Beziehungen, den Rahmen für den Technologietransfer von 
Japan in die USA abgeben soll. Auch wenn es um industrielle Beziehungen geht, spielt auf 
amerikanischer Seite das DoD die vermittelnde Rolle. Resultat dieses Rahmenabkommens 
war bislang die Entsendung von zwei Expertenteams des DoD auf den Gebieten »Luftver- 
teidigungssysteme« und »Kommunikationssysteme«, die in Japan einschlägige Firmen in- 
spiziert haben. Die Berichte? dieser Experten zeigen sich sehr beeindruckt vom Stand der 
Technologien und machen das Interesse deutlich, daß auf amerikanischer Seite an diesem 
ausdrücklich nur einseitig gedachten Transfer besteht. Ein prägnantes Beispiel, welche An- 
wendung zivile Technologie haben kann, ist der Mikrowellenherd. In Japan ist eine mikro- 
wellenabsorbierende Beschichtung zur Isolierung entwickelt worden, die zur Absorbierung 
von Radarstrahlen bei Flugkörpern verwendet werden könnte. 

Zwar gibt es auf japanischer Seite noch gewisse Vorbehalte und Verzögerungstaktik beider 
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Umsetzung des Abkommens, insbesondere, weil die Befürchtung besteht, daß amerikanische 
Firmen die erhaltenen Technologien nicht nur exklusiv militärisch sondern auch für eigene 
zivile Produkte verwenden und so eine ungewollte Konkurrenz entsteht. Ähnliches wird 
schließlich von japanischen Firmen umgekehrt seit langem praktiziert. Dennoch ist das Ab- 
kommen ein deutlicher Schritt in die bereits genannte Richtung, nämlich das amerikanische 
Forschungspotential um das japanische zu erweitern. Gleichzeitig ist damit erstmals auf japa- 
nischer Seite das Verbot des Exports von Rüstungsgütern durchlöchert worden. 

Der dritte Bereich betrifft das jüngste japanische Rüstungsprogramm.?* Gegenüber dem 
Haushaltsjahr 1981, also mit dem Amtsantritt der Regierung Nakasone, ist bis 1986 eine 
Zunahme des Verteidigungsetats von 2,40 auf 3,34 Tril. Y zu verzeichnen. Das ist um so be- 
merkenswerter, als die meisten anderen Etatposten aufgrund des Austerity-Kurses der Re- 
gierung konstant blieben oder sogar rückläufig waren. Folglich hat sich der Anteil des Ver- 
teidigungsetats am Gesamthaushalt, der lange Zeit rückläufig war, seit 1981 von 5,13 auf 
6,18 Prozent erhöht. Wirft man einen Blick auf die Beschaffungsliste der letzten Jahre, wird 
sehr deutlich, daß die Marine und Luftwaffe mit Gerät zur Aufklärung und U-Boot-Be- 
kämpfung, aber auch mit weiteren Kampfflugzeugen, U-Booten und größeren Überwasser- 
einheiten deutlich bevorzugt wurde. Diese Bevorzugung hat bereits öffentlichen Protest bei 
den Bodentruppen hervorgerufen. Es werden also seit einigen Jahren tatsächlich Anstren- 
gungen unternommen, die von den USA gewünschten strategischen Funktionen durch ei- 
ne entsprechende Beschaffungspolitik wahrnehmen zu können. Daß man dabei offiziell im- 
mer noch im Rahmen des Ein-Prozent-Limits bleiben konnte (1985 = 0,997% des BSP!) 
ist neben statistischen Manipulationen dem vergleichsweise hohen Wirtschaftswachstum 
zu verdanken. Es ist aber bereits jetzt absehbar, daß diese Grenze im Rahmen des laufenden 
fünfjährigen Verteidigungsaufbauplans fallen muß, wenn die Vorhaben realisiert werden 
sollen. 

Japan ist demnach auf dem Weg, eine zuden USA komplementäre regionale Militärmacht 
zu werden, deren strategische Aufgaben über die bloße Verteidigung der Inseln hinausge- 
hen. Seiner Armee kommt daher eine klar definierte Entlastungsfunktion für die 7. Flotte 
im Nordpazifik zu. Lastenteilung heißt mithin, Japan überläßt den USA weiterhin die Rolle 
des militärischen und politischen Hegemons, beteiligt sich aber in zunehmendem Maße an 
den hegemonialen Kosten, und ist strategisch auf dem Weg, eine Art NATO-Status in Öst- 
asien zu bekommen. 

Die dritte und vierte Option, zwar diskutiert aber bislang ohne besondere praktische Rele- 
vanz, sollen der Vollständigkeit halber genannt werden. Option vier könnte als japanische 
Variante des Gaullismus (Kataoka 1980) bezeichnet werden. Sie liefe darauf hinaus, unab- 
hängig von den USA eine Regionalmacht aufzubauen, wie das in wirtschaftlicher Hinsicht 
bereits der Fall ist. Sie verstünde sich zwar nicht gegen die USA gerichtet, würde sich aber 
aus eigenen Interessen definieren. Das setzte allerdings eine erheblich stärkere Ausweitung 
des Rüstungsetats als bislang vorgesehen und auch den Aufbau einer eigenen Nuklear- 
macht voraus. Es spricht allerdings einiges dafür, daß nicht nur wenige Publizisten am 
rechten Rand des Meinungsspektrums sondern auch der rechte Flügel der Regierungspar- 
tei inklusive Nakasone mit einer solchen Vorstellung liebäugeln. Die Debatte um eine sol- 
che Politik kann zumindest als Test interpretiert werden, wie weit die japanische und inter- 
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nationale öffentliche Meinung in dieser Hinsicht bereits belastbar ist. Sie zeigt auch, daß die 
bei amerikanischen oder westeuropäischen Politikern so selbstverständliche Vereinnah- 
mung Japans alseine Macht des Westens dort nicht unbedingt geteilt wird. Aus japanischer 
Perspektive liegt auch die Sowjetunion im Westen. Das Bündnis mit den USA war zunächst 
Ergebnis der militärischen Niederlage und wurde so lange von japanischen Regierungen ak- 
zeptiert, wie die USA in jeder Hinsicht eine Vorbildfunktion hatten. Die Zeiten haben sich 
aber geändert. Das trotz der militärischen Niederlage ungebrochene politische Selbstbe- 
wußtsein ist durch die wirtschaftlichen Erfolge nur gestärkt. Ezra Vogels Buch »Nihon icht- 
ban« (Japan as Number One) ist deshalb dort so populär, weil es in einem sehr umfassenden 
Sinne verstanden wird. 

Die fünfte Option? mutet derzeit eher phantastisch an und macht nur vor dem Hinter- 
grund einer langfristigen historischen Betrachtung Sinn. Wenn es zutrifft, daß sich die ame- 
rikanische Hegemonie nicht nur in der Krise sondern bereits im Abstieg befindet, stellt sich 
natürlich die Frage: Was folgt auf die Ära der »Pax Americana«? Der militärische Heraus- 
forderer, die Sowjetunion, weist in allen anderen Dimensionen für eine Hegemonialmacht 
(Technologie, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, kulturelle und ideologische Ausstrah- 
lung, Innovationskraft im weitesten Sinne) eher strukturelle Schwächen und Defizite auf, 
die darauf hinweisen, daß die Sowjetunion ihren Zenit bereits erreicht wenn nicht über- 
schritten hat.” In der bisherigen Geschichte seit der frühen Neuzeit hat sich aber erwiesen, 
daß eine wesentliche Grundlage für Hegemonie die Innovationskraft einer Gesellschaft 
war, die sich dann in überlegene technologische, wirtschaftliche und schließlich militäri- 
sche Leistungsfähigkeit umgesetzt hat. Ohne die Fortschritte in Schiffbau und Navigation 
hätte der frühe Aufstieg der Portugiesen und Niederländer nicht stattfinden können; ohne 
die Industrielle Revolution wäre die »Pax Britannica« des 19. Jahrhunderts nicht denkbar 
gewesen. 

Damit stellt sich die Frage, ob nicht nach einer Zwischenphase, die man als hegemoniales 
Pati bezeichnen könnte, Japan, evtl. im Verbund mit den ostasiatischen Schwellenländern, 
der Kandidat für eine künftige Hegemonialmacht ist, sich also an die »Pax Americana« die 
»Fax Nipponica« anschließt. Zumindest die innovativen Voraussetzungen nicht nur tech- 
nologischer sondern auch institutioneller Art, gemeint ist die Art und Weise wie der derzei- 
tige technologische und strukturelle Wandel geselischaftlich verarbeitet wird, scheinen hier 
gegeben. Immerhin zeigt sich im jüngsten Verhältnis zu den USA eine historische Parallele 
zur Zwischenkriegszeit. Damals vermochte England die Attitüde der Hegemonialmacht 
nur noch zu behaupten, weiles in starkem Maße von den USA alimentiert wurde. Diese ver- 
harrten in ihrer isolationistischen Rolle, obwohl sie breits wirtschaftliche Supermacht wa- 
ren, und überließen England weitgehend das weltpolitische Feld. Das änderte sich erst 
grundsätzlich während des Zweiten Weltkriegs. Die USA wurden 1914 erstmalig in ihrer 
Geschichte zum Nettokapitalexporteur. Seit 1983 haben sie diesen Status wieder verloren 
und werden seitdem von Japan alimentiert. Eine solche Betrachtung, für die in Hierarchien 
denkenden Japaner sicherlich mit einiger Faszination verbunden, hat allerdings vorläufig 
noch zu geringe empirische Evidenz. Eine Denkmöglichkeit ist sie immerhin. 
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Dieser Vertrag wurde am 19.1.1960 erneuert und verlängert sich seitdem mit einjähriger Kündi- 
gungsfrist automatisch. 

Unter dem Begriff Hegemonie oder Hegemonialmacht im Unterschied zur Supermacht wird ver- 
standen, daß eine Hegemonialmacht in allen gesellschaftlichen Dimensionen eine Dominanz 
ausübt, während der Begriff Supermacht für eine starke Position in einer dieser Dimensionen re- 
serviert bleibt. In diesem Sinne sind die USA eine Hegemonialmacht, die Sowjetunion eine mili- 
tärische und Japan eine wirtschaftliche Supermacht. 

Vgl. zu diesen und den folgenden Daten zur Zahlungsbilanz und zum Regierungshaushalt Econo- 
mic Report of the President (1986), S. 339 ff. und 366 ff.; Japan Times vom 31.1.1986. 

Aus der zahlreichen Literatur zum Thema Hegemonie und US-Hegemoniekrise vg]. in Auswahl 
Kegiey/McGowan (1979); Modelski (1979); Cline (1980); Fröbel u.a. (1981); Arrighi (1982); Glson 
(1983); Lotta (1984); Stein (1984); Russett (1985); Schubert (1985); Senghaas (1986). 

Vgl. dazu Japan Times vom 11.1.1986; Asian Security (1985), S. 152. 

Vgi. dazu die sehr aufschlußreiche Analyse bei Herrmann (1986), Teil I. 

Ein Schlüsseldokument dazu ist »Report of Defense Science Board Task Force on Industry-To-In- 
dustry International Cooperation« (1984). Teil I bezieht sich auf Westeuropa, Teil II auf Japan. 
Vgl. dazu das seit 1976 jährlich erscheinende Weißbuch »Defense of Japan«, das vom japani- 
schen Verteidigungsamt herausgegeben wird, sowie das halboffizielle Jahrbuch » Asian Security«. 
Die folgenden Angaben über die Truppenstärken sind jeweils den Jahrgängen 1977 und 1985 ent- 
nommen. 

Hinzu kommt evtl. noch die Nutzung des kambodschanischen Hafens Kompong Som. 

Zum Komplex Rüstung vgl. Fabig (1984); MelIntosh (1986); Dritte (1986) mit sehr guten Daten. 
So werden z.B. die Pensionszahlungen für ehemalige Soldaten nicht mitgezählt. Nach NATO-Kri- 
terien dürfte das Verteidigungsbudget bei 1,5-2% des BSP liegen. 

Vgl. dazu die 1982 vom amerikanischen Abgeordnetenhaus veranstalteten Hearings »United Sta- 
tes-Japan Relations« (1932); ferner Schlosstein (1984); Wolf (1984). 

Neben dem in FN 7 zitierten Bericht, der das rüstungstechnologische Interesse der USA dokumen- 
tiert, ferner Sloan (1981) und Nanto (1981). 

Vgl. dazu das regierungsoffizielle »Diplomatic Bluebook« von 1985 sowie den berühmten »Wise 
Mens-Report« einer gerıneinsamen US-japanischen Kommission »Challenges and Opportunities 
in United States — Japan Relations« (1984); Als Hintergrund den Sammelband Katz/Friedman- 
Lichtschein (1985). 

Vgl. dazu die Berichte der »External Economic Policy Study Group« (1980) und der »Comprehen- 
sive National Security Group« (1980), die beide 1979 vom früheren Premierminister Ohira einge- 
setzt wurden. Dazu Barnett (1985); Chapman u.a. (1983). 

Vgl. dazu den Bericht der »Pacific Basin Cooperation Study Group« (1980). 

Vgl. dazu die Beiträge in »Japan’s Defense Debate« (1981), insbesondere die einleitenden Beiträge 
von Takubo und Murakami. 

Größtes Aufsehen in dieser Richtung hat 1980 der Aufsatz von Shimizu Ikutaro »Japan soll ein 
Staat werden« erregt. Vgl. Shimizu (1980). 

Repräsentativ ist hier Inoki Masachimi, Direktor des regierungsnahen »Research Institute for 
Peace and Security«, das auch das Jahrbuch »Asian Security« herausgibt. Inoki war auch Vor- 
sitzender der Kommission, die den Bericht über » National Comprehensive Security« erarbeitet 
hat. Vgl. Inoki (1981). 

Diese und die folgenden Daten wieder aus »Economic Report of the President« (1986). 

Qua Definition muß das gesamte Defizit von 107,4 Mrd. US-$ der Leistungsbilanz durch die Kapi- 
talbilanz, d.h. einen entsprechenden Kapitalimport, ausgeglichen werden. Bei den 30,5 Mrd. US-$ 
handelt es sich vermutlich um sog. Koffergeschäfte, d.h. Kapital, das aus diversen Gründen illegal 
ins Land geflossen ist und deshalb nicht in der Kapitalbilanzstatistik erscheint. Der tatsächliche 
Kapitalimport betrug deshalb 1934 bereits 115,4 Mrd. US-$. 
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22 Vgl. dazu »Survey of Current Business«, June 1986, S. 33. 

23 Electro-Optics Milimeter/Microwave Technology in Japan (1985); Hermann {1986), Teil II, der 
sich mit den US-Interessen an Japan befaßt. 

24 Die folgenden Daten stammen aus Drifte (1986). 

25 In diese Richtung spekuliert Vogel (1986), ohne allerdings eine klare Stellung zu beziehen. 

26 Vgl. dazu die interne »Studie von Nowosibirsk« {1984), vermutlich von der sowjetischen Soziolo- 
gin Tatjana Saslowskaja verfaßt, die in deutlicher Weise die strukturellen Probleme der Sowiet- 


union darlegt. 
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Ulrich Möhwald 
Japan. Ein kurzer Streifzug durch die Literatur 


Der rasche wirtschaftliche Aufstieg Japans und der Einbruch japanischer Produkte in die 
Binnenmärkte der westlichen Industrienationen haben seit den späten sechziger Jahren in 
Japan zu einem Boom an Theorien über die Japaner (Nihonjinron) geführt, die den ökono- 
mischen Triumph über die Bezwinger von einst mittels der Einzigartigkeit der Rasse, der 
Kultur, der Gesellschaft etc. der Japaner erklären sollen. In Übersetzung und Rezeption 
seitens westlicher Autoren erlebten diese Theorien in den siebziger Jahren auch in den 
USA, Kanada und Australien einen Boom, wo man schon 10 Jahre früher als in Europa die 
Bedeutung des neuen Konkurrenten erkannte. Vieles in diesen Nihonjinron ist von ausge- 
sprochen zweifelhaftem Charakter, rassistisch und jingoistisch in seinen Konnotationen, 
wissenschaftlich fragwürdig in der Gewinnung und Interpretation seiner Daten. Dennoch 
haben viele dieser Theorien einen ausgesprochen akademischen Anspruch und zahlreiche 
ihrer Elemente sind in die westliche sozialwissenschaftliche Auseinandersetzung einge- 
drungen, gehören heute zu den grundlegenden Topoi des westlichen Japanbildes. 

Um 1980 regte sich in der westlichen Japanforschung Kritik anı den Nihonjinron, ihrer Re- 
zeption in der westlichen Japanforschung und schließlich den Methoden und der Problem- 
auswahl der letzteren selbst. Hierzu zählen etwa die Arbeiten über japanische Sprachwis- 
senschaft von Roy Andrew Miller (The Japanese Language in Contemporary Japan: Some 
Sociolinguistic Observations. Stanford/Cal.: Hoover Institution, 1977; Japan’s Modern 
Myth. The Language and Beyond. New York & Tokyo: Wetherhill, 1982), zaghafte Ansät- 
ze einer Diskussion von Edward Saids 1978 erschienen »Orientalism« (siehe: Journal of 
Asian Studies. Vol. 39 (1980), No. 3. S. 481-517), die Arbeiten von Yoshio Sugimoto und 
Ross Mouer (Kutabare japanorojii. Japanologie verrecke! In: Gendai no me. 1979, Nr. 6,7 
u. 9. Japanese Society: Stereotypes and Reality: Melbourne: Japanese Studies Centre, 1982) 
und schließlich die Beiträge zu einem Symposium »Alternative Models for the Understan- 
ding of Japanese Society« in der Australian National University in Canberra im Mai 1980 
(Social Analysis. No. 5/6, Dec. 1980. Special Issue: Japanese Society: Reappraisals and New 
Directions). 

Auch in Europa nahm man mittlerweile die Auseinandersetzung mit den Nihonjinron auf: 
1984 diskutierte man in Oxford auf einem Symposium über die sozialanthropologische In- 
terpretation Japans u.a. über die Thesen von Sugimoto/Mouer, auch bei den-Diskussionen 
in der sozialwissenschaftlichen Sektion der EAJS-K.onferenz in Paris im September 1986 
wurde dieses Thema behandelt und für den April 1987 plant das Laboratoire Mixte du Col- 
lege de France ein internationales Seminar über Nihonjinron in Paris. Die Bedeutung dieses 
Themas mag durch die Tatsache verdeutlicht werden, daß mehr als 10 Jahre nach dem Er- 
scheinen der englischen Ausgaben zwei der umstrittensten Werke der Nihonjinron mit aka- 
demischem Anspruch, Nakane Chies »Tate shakai no ningen kankei« und Doi Takeos 
»Amae no kozo« in der Edition Suhrkamp erschienen (Chie Nakane: Die Struktur der japa- 
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nischen Gesellschaft. 1985, es 1204. Takeo Doi: Amae. Freiheit in Geborgenheit. Zur Struk- 
tur japanischer Psyche. 1982, es 1128). 

Von N. Dale wurde eine Arbeit vorgelegt, die eine kritische Einschätzung der Nihonjinron, 
sowie der von ihnen beeinflußten Sozialwissenschaften beabsichtigt: »The Myth of Japa- 
nese Uniqueness«. London/Sydney: Croom Helm, 1986. Diese Arbeit, die die Monogra- 
phienreihe des Nissan Institute of Japanese Studies an der Oxford University eröffnet, ver- 
dient deshalb besonderes Interesse, weil ihre Lektüre einige der Stereotypen des westlichen 
Japanbildes, die sich in einer Vielzahl der Arbeiten zur Nihonjinron finden, aufdeckt. 
Dale handelt seine Thema in 12 Kapiteln ab. Die ersten vier setzen sich mit dem Problem 
von Identitätsfindung, der Definition des Selbst und des Anderen und der Frage der Einzig- 
artigkeit der japanischen Kultur im Kontext japanischer sozialwissenschaftlicher Reflek- 
tion auseinander. Der Autor versucht hier zunächst die Folgen der Ethnozentrismusdiskus- 
sion in der Sozialanthropologie und Ethnologie zu überwinden und darzulegen, daß eine 
emische Herangehensweise, d.h. das Insistieren auf einer nochmaligen Überprüfung der 
vom externen Standpunkt aus gemachten Beobachtungen im Kontext des autochtonen 
Selbstverständnisses mit westlichem wissenschaftlichem Rationalismus unvereinbar ist (als 
schlimme Auswirkung »emischen Irrationalismusses’« zitiert er Saids »Orientalism«, 8. 4). 
Eine emische Herangehensweise hält er bestenfalls für kleine, primitive Stammeskulturen, 
nicht aber für große, komplexe Industriegesellschaften für angemessen. Im weiteren sam- 
melt er alle möglichen Beispiele für die Annahme einer Besonderheit der japanischen Ge- 
sellschaft und denunziert sie als Behauptung einer Einzigartigkeit der japanischen Kultur 
und Rasse und Ausdruck einer faschistoiden nationalistischen Ideologie. Die Kapitel 5-7 
behandeln die nationalistische Ideologie in der japanischen Sprachwissenschaft, d.h. den 
Bereich der wohl engsten Verquickung zwischen akademischer Wissenschaft und Nihon- 
Jinron-Ideologien. Die Kapitel 8 und 9 setzen sich mit der japanischen Psychoanalyse und 
Psychiatrie auseinander; sie kommen zu dem Schluß, daß sich die japanische Psychoanaly- 
se einer regressiven Epistemologie bedient und auf einer prä-Öödipalen Stufe verharrt. In ei- 
ner Diskussion der japanischen Kritik an Ruth Benedicts Auffassung von Japan als einer 
»Schamkultur« dehnt er im Kap. 10 diese Analyse auf die Gesamtheit japanischer Sozial- 
wissenschaften aus. Kap. 11 behandelt die wirklich abstrusen Versuche, die rassische Ein- 
zigartigkeit der Japaner mittelsneurophysiologischer Theorien von der Andersartigkeit des 
japanischen Gehirns und Theorien aus der Verhaltensforschung von Primaten und auch 
niederen Tiergattungen zu belegen. Kap. 12 nimmt am Schluß die bereitsin Kap. 8-10 ange- 
deutete Psychoanalyse der japanischen Kultur wieder auf, dann versucht es eine Genealo- 
gie der Nihonjinron, die die Entstehung all dieser Ideologien in die Jahre 1909-1911 legt 
und ihre Entwicklung in einen engen Zusammenhang mit deutschem faschistischen Den- 
ken stellt. 

In einer subtilen Form kristallisiert sich bei Daleeine Gegenüberstellung von irrationaler ja- 
panischer Ideologie und rationaler westlicher Wissenschaft heraus; sein Diskurs wird zu- 
tiefst orientalistisch: Nur vom externen Standpunkt des westlichen Beobachters aus läßt 
sich für ihn ein objektives und rationales Bild Japans gewinnen. 

Auf originale Ansichten stößt man bei Dale erst in seiner Auseinandersetzung mit der Psy- 
choanalyse und Psychiatrie Japans. Zwar ist seine Darlegung der methodologischen und 
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theoretischen Schwächen Dois und Okonogis ebenfalls nur eine flache Wiederholung be- 
kannter Kritiken, vor allem der Sugimoto/Mouers, zeigt seine Behandlung des Ödipus- 
Komplexes eine völlige Ignoranz bezüglich der Problematik dieses Begriffs und bezüglich 
der Kritik an der Psychoanalyse und geht seine Idealisierung westlicher Psychiatrie im 
Kontrast zur japanischen weit an der hiesigen Praxis vorbei. Doch hier entwickelt sich Da- 
les Kritik an der japanischen Psychoanalyse zum Versuch einer Psychoanalyse japanischer 
Sozialwissenschaft und Kultur: Der japanische Geist bedient sich regressiver Mittel der 
Identitätsfindung, er weigert sich, den wirklich kulturstiftenden Ödipus-Komplex, die Her- 
ausbildung von Ich und Über-Ich, d.h. eines Gewissens und einer echten Moral zu durch- 
laufen; Wissenschaft und Kultur Japans verharren auf einer prä-Ödipalen Stufe, sind unfä- 
hig zu den rationalen Leistungen des Westens. Dieser Diskurs ist bekannt: Der Orient ist das 
nicht entwicklungsfähige, stagnierende, auf der Stufe der Kindheit der Menschheit verhar- 
rende Andere. 

Als Beitrag zu einer kritischen Auseinandersetzung mit den Nihonjinron und ihrem Ein- 
fluß auf die sozialwissenschaftliche Japanforschung ist der Wert von Dales Buch gering: 
Der entscheidende Hinweis von Miller (»Japan’s Modern Myth«, S. 203-211) aufdie Kom- 
plementarität von okzidentalem und orientalem Bild des jeweiligen Selbst und Anderen 
wird von Dale beispielsweise nicht beachtet. Die Rezeption westlicher Sozialwissenschaf- 
ten in Japan sieht Dalenur unter dem Aspekt der Unfähigkeit der Japaner, dieselben richtig 
zu verstehen. So entgeht ihm, welche Bedeutungetwader politische Gehalt der Soziologien 
Comtes und Spencers für die Herausbildung des japanischen Nationalismus hatte, oder was 
in der japanischen Soziologie die Rezeption des Asienbildes Max Webers und Karl Marx’in 
Verbindung mit Tönnies’ Dichotomie von »Gemeinschaft« und »Gesellschaft« und der 
Webers von »traditional« und »modern« für eine Identitätsfindung im internationalen 
Kontext bedeutete. 

Da die Nihonjinron ein wichtiges Element der japanischen sozialen Realität bilden, bedarf 
es zu einer wirklichen kritischen Auseinandersetzung mit ihnen einer sorgfältigen soziologi- 
schen Analyse ihres Inhalts {etwa in der Art der Literatursoziologie Leo Löwenthals), und 
ebenso wenig ist sie möglich, ohne tiefer in die Genealogie japanischer Ideologien und die 
Geschichte der japanischen Sozialwissenschaften einzusteigen. Dies heißt auch, daß sie sich 
mit unserem westlichen sozialwissenschaftlichen Verständnis Asiens kritisch auseinander- 
setzen muß. Zu Recht legte Dale die kritische Phase der Entstehung der japanischen Ideolo- 
gie in die späte Meiji-Zeit (1868-1911), doch auch hier faßte er das Problem sowohl zeitlich 
als auch vom sozial- und geistesgeschichtlichen Rahmen her zu eng. Letztlich trägt Dale zu 
keiner der notwendigen Aufgaben bei, sondern sein Versuch, ein kohärentes Bild der unter 
Nihonjinron subsumierten japanischen Ideologie als einem Mythos zu entwerfen, mündet 
in die Meta-Nihonjinron: Bei ihm liegt die Einzigartigkeit der Japaner in ihrer Unfähigkeit, 
erwachsen zu werden. 
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Göran Therborn 
Auf der Suche nach dem Handeln. 
Geschichte und Verteidigung der Klassenanalyse 


Historisches, Runde Eins: Die Wende 


Die Wende des Jahres 1968: Von sozialer Stratifikation zu politischer Macht und gesell- 
schaftlichen Klassen. Nur schwerlich können Paradigmenwechsel der Ereignisgeschichte 
zugeordnet werden. Ihre Ursachen und Auswirkungen lassen sich jedoch durchaus im 
Lichte symbolischer Ereignisse darstellen. Was die Thecrie, die Analyse und das Verständ- 
nis von Klassen in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften anbelangt, war das Jahr 
1968 von entscheidender Bedeutung. Außerhalb von Studierstuben und Hörsälen verban- 
den sich drei Ereignisse zum Grunderlebnis einer ganzen Generation, die Wende im Viet- 
narkrieg, die Studentenbewegung und die Mai-Ereignisse in Frankreich. 

In der ruhigeren Welt des gedruckten Wortes war 1968 das Erscheinungsjahr zweier außer- 
ordentlich bedeutsamer Werke zum Thema der Klassen. Das eine geprägt vom Prunk eines 
zu Ende gehenden Zeitalters, das andere getragen von der egozentrischen Selbstgewißheit 
einer heraufziehenden neuen Ära. 

Eine Ironie der Geschichte machte gerade 1968 zum Erscheinungsjahr eines vielbändigen 
Monumentalwerks der Nachkriegssozialwissenschaft, der /nternational Encyclopedia of 
Social Science — ein seltenes Ereignis, das zweite seiner Art überhaupt. Die erste Encyclo- 
pedia of the Social Sciences war 1930 erschienen. Damals war ihr Gegenstand, was die 
westliche akademische Welt als Sozialwissenschaft definierte, neben vielem anderen die 
Frage von Klassen, Klassenbewußtsein und Klassenkampf. 38 Jahre später fand sich deran 
diesen Gebieten interessierte Leser auf das Stichwort »Stratification, Social« verwiesen, so- 
ziale Schichtung. Den einführenden Beitrag verfasste ein Parsons-Schüler, Bernard Bar- 
ber. Barber (1968: 289) verlieh Marx mit der nötigen Umsicht den Beinamen »kopernikani- 
scher Held« der Schichtungstheorie, »weil sein Begriff der sozialen Schichtung (...) die 
grundlegende Bedeutung, die der individuellen Position in der ökonomischen Struktur als 
Kriterium der Schichtenbildung zukommt, betont habe«. Dies sei aber natürlich »im Lich- 
te gegenwärtiger soziologischer Analyse und soziologischen Wissens ein zu roher Begriff 
gesellschaftlicher Schichtung, um die empirische Wirklichkeit der Gesellschaft in den Griff 
zu bekommen.« In einem weiteren bedeutenden Beitrag (Stinchcombe 1968: 331) wurde 
Lesern, die sich dafür interessierten, was die offizielle Sozialwissenschaft zu »Beziehungen 
zwischen Klassen« zu sagen hatte, eine kurze Abhandlung über internationale und interge- 
sellschaftliche Variationen »schichtengleichen Verhaltens« gegeben. 

Mitten in die Ereignisse des Frühlings von 1968 in Frankreich hinein, erschien ein Buch, 
das zunächst unbemerkt eine Wende im intellektuellen Leben ankündigen sollte: Nicos 
Poulantzas’ (1963) Politische Macht und gesellschaftliche Klassen, das — anknüpfend an 
die Werke Althussers und seiner Mitstreiter — innerhalb des westlichen Marxismus eine 
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Verschiebung von der sich in der Nachmittagshitze sonnenden Philosophie zur Sozialwis- 
senschaft herstellte (vgl. Therborn 1982) und eine machtvolle Intervention in die akademi- 
schen Fächer Soziologie und Politische Wissenschaft einleitete. 

Mit dem Werk von Poulantzas und anderen parallel oder in seinem Kielwasser erscheinen- 
den marxistischen Arbeiten (Miliband 1969), veränderte sich die Behandlung der Klassen- 
problematik, verglichen mit den vorherrschenden sozialwissenschaftlichen Auffassungen, 
auf drei grundlegende Weisen. 

Erstens, anstatt Rangfolgen hierarchischer Ungleichheit aufzuzeigen, wie es in der überkom- 
menen Schichtungstheorie geschieht, wurde der Klassenbegriff zum Schlüssel für die Analyse 
von Macht, Politik und Staat, mit dessen Hilfe Quellen und Ziele von Macht, Politikmuster 
und Staatsstrukturen aufgezeigt wurden. Zweitens, Vorstellungen von Klassenverhältnis- 
sen in Begriffen individueller Mobilitätschancen und alltäglicher Ausdrucksformen gesell- 
schaftlicher Rangstellungen, wurden durch die Erforschung von Machtverhältnissen, des 
relativen Umfangs von Klassen, der sozialen Kohäsion, der Bündnismöglichkeiten und der 
Erscheinungsformen von Ausbeutung ersetzt. Drittens schließlich rückten an die Stelle der 
Frage nach der Funktionsweise eines gegebenen Systems von Herrschaft und Verteilung 
die Probleme und Chancen revolutionärer Systemveränderung. 

Es wäre jedoch eine übermäßige Vereinfachung, den Paradigmawechsel in der Behandlung 
von Klassen als einen von der Schichtentheorie zum revolutionären Marxismus zu be- 
schreiben. Ein solches Bild wäre in der Tat zu beiden Seiten hin unrichtig. 

Die Soziologie der Zeit vor 1968 war nicht ausschließlich schichtungsorientiert. Ihre amerika- 
nische Hauptströmung schloß auch Theoretiker ein, die links des rechtsgelagerten Zentrums 
standen; Personen mit gründlichen Kenntnissen von Marx und Weber, wie etwa Reinhard 
Bendix und Seyomoure Martin Lipset, sowie einflußreiche Einzelgänger mit einem scharfen 
Auge für Macht und Klassen, wie etwa der streitbare Jeffersonianer C. Wright Mills und der 
allgemein respektierte, zurückhaltende Patrizier Barrington Moore (1958, 1966). In Europa 
versuchten einige tapfere Streiter (Bottomore 1965; Dahrendorf 1959; Lockwood 1964, Os- 
sowski 1963} etwas vom klassischen europäischen Erbe, von Marx und Weber, vor der durch 
die Parsonsianer angeführten amerikanischen Offensive zu bewahren. Darüber hinaus waren 
marxistische Arbeiten, die nach 1968 zu Klassen erschienen, weder durchgehend Ausdruck 
eines revolutionären Marxismus, noch überhaupt immer revolutionär. Aber es gab einen 
deutlichen Bruch mit der nonchalanten Vernachlässigung von Marx durch die soziologische 
Diskussion vor 1968. Sieht man einmal von ausgesprochenen Liberalen wie Bendix, Dahren- 
dorf und Lipset ab, war diese hochmütige Behandlung politisch noch theoretisch gerechtfer- 
tigt, und sie wurde auch nie ausdrücklich begründet. 

Die Ursachen dieser Diskontinuität liegen auf der Hand. Theoretisch ging die neue Genera- 
tion marxistischer Klassenanalytiker direkt zu Marx selbst zurück. Die Anstrengungen gin- 
gen dahin, eine klassische Tradition zu rekonstruieren, neu zu formulieren und anzuwen- 
den, die lange Zeit sowohl durch stalinistische Verknöcherung als auch durch die Erfolge 
des westlichen Kapitalismus gelähmt gewesen war. Politisch fühlten sich die meisten Mar- 
xisten der gegenwärtigen Arbeiterklasse und sozialistischen Kämpfen eng verbunden, 
wenn nicht gar als deren Teil — unabhängig davon, ob sich dies in Organısationsmitglied- 
schaften ausdrückte oder nicht. Eine akademische Vermittlung der klassischen Quellen 
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schien ebensowenig notwendig wie eine Verbindung zu den individuellen Rufern in der 
Wüste von vor 1968. 


Die drei Sichtweisen einer »erwartungsvollen Gegenwart« 


Die neue marxistische Klassenanalyse war von einer Stimmung durchdrungen, die am tref- 
fendsten als »erwartungsvolle Gegenwart« charakterisiert werden kann. Die Konzentra- 
tion auf die Gegenwart, manchmal mit etwas Geschichte als Hintergrund (Braverman 
1974, Therborn 1978), befand sich natürlich in Übereinstimmung mit der existierenden So- 
ziologie, bedeutete jedoch eine Veränderung gegenüber der klassischen marxistischen Tra- 
dition, die sich an historischen Entwicklungen und Zukunftsstrategien orientierte. Es war 
eine »erwartungsvolle Gegenwartsorientierung« im doppelten Sinn. Einerseits war die In- 
terpretation der Gegenwart an Zukunftserwartungen orientiert (an einer grundsätzlich an- 
dersartigen, sozialistischen Welt), andererseits war die Haltung dieser Zukunft gegenüber 
tatsächlich eher eine erwartende, als daß man sie als aus aktuellen Kämpfen entstehend auf- 
gefaßt hätte. Aus dieser Stimmung heraus müssen die Errungenschaften und Begrenzthei- 
ten der ersten Welle marxistischer klassentheoretischer Arbeiten verstanden werden. 

Die neo-marxistischen Klassentheoretischen Anstrengungen entwickelten sich hauptsäch- 
lich entlang zweier Linien. Die eine war kritisch, und auch deterministisch, indem sie die Be- 
schränkungen, die der Kapitalismus und kapitalistische Klassenverhältnisse bedeuteten, 
betonte, die andere vorausblickend beschreibend, indem sie sich mit der Bestimmung und 
Zählung der Klassenkräfte der Gegenwart beschäftigte — von deren Kampf eine zukünfti- 
ge sozialistische Transformation erwartet wurde. 

Die kritische Analyse beschäftigte sich hauptsächlich mit zwei Themen. Einmal mit politi- 
scher Macht und dem Staat, der als Ausdruck von Klassenmacht verstanden wurde. Die 
Variante, die von Poulantzas eröffnet wurde, konzentrierte sich auf die Auswirkungen ka- 
pitalistischer Macht auf die Regierungen von Staaten (Miliband 1969, 1977; Block 1977; 
Zeitlin 1980). 

Zum zweiten beleuchtete die kritische Analyse den Arbeitsprozeß und die Funktionsweise 
des Kapitalverhältnisses am Ort der Produktion. Die Schlüsselbeiträge hierzu, zu nennen sind 
die Arbeiten von Braverman (1974) und Burawoy (1979, 1985), basierten auf den eigenhändi- 
gen Erfahrungen des zum Intellektuellen gewordenen Arbeiters, bzw. auf der Chikagoer So- 
ziologietradition der teilnehmenden Beobachtung, was ihnen eine empirische Frische gab, die 
über die jeweiligen Schlußfolgerungen hinausreichte. Systematischer, aber weniger überzeu- 
gend und einflußreich war die solide Arbeit von Kern/Schumann (1969) 

Der deskriptive Zweig der neuen Klassenanalyse hat sowohl eine theoretische wie eine em- 
pirische Komponente. Theoretisch befaßte sie sich mit der Definition von Klassen und der 
von Klassengrenzen. Hierzu gab es einige wichtige rein theoretische Arbeiten (Poulantzas 
1974; Carchedi 1977; Roemer 1982). Im großen und ganzen gingen Theorie und Anwen- 
dung der Klassenkartographie jedoch Hand in Hand. Das umfangreichste — wenn auch 
noch nicht abgeschlossene — Projekt dieser Art ist das von Eric Olin Wright, das auf Um- 
fragedaten basierende Aufstellungen über die Klassenstruktur der meisten kapitalistischen 
Länder hervorbrachte. Die theoretischen Grundlegungen hierzu sind dargelegt in Wright 
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(1978, 1985: Teil 1). Abgeschlossene empirische Studien sind Ahrne u.a. (1985), Ahrne/ 
Wright (1983), Colbjörnson u.a. (1982), Wright/Singelmann (1982), Wright (1985: Teil 2). 
Ein weiteres umfangreiches Projekt, dessen Abschlußbericht noch nicht vorliegt, wurde 
von Adam Przeworski begonnen. In ihm werden Klassenstrukturen freigelegt, um als Roh- 
material für hochentwickelte Modelle zur Formierung klassenbedingten Wohlverhaltens 
und Strategien von Arbeiterparteien zu dienen. Ein erster Bericht hierzu liegt vor in Prze- 
worski {1985: Kap. 3).* 

In der BRD wurden zwei umfangreiche Aufstellungen zur Klassenstruktur angefertigt, und 
zwar durch das IMSF (1973, 1975, 4 Bde.) und durch das Projekt Kiassenanalyse (1973, 
1974, 2 Bde., wovon Bischoff u.a. 1982 eine weniger bestimmt vorgetragene Aktualisierung 
ist). Kleinere Aufstellungen zur Klassenstruktur wurden für Schweden {Therborn 1972, 
1981), Italien (Sylos Labini 1974) und Dänemark (Goul Andersen 1975) angefertigt. Ein 
spezifischer Beitrag zum Problem der Ungleichheit als Resultat kapitalistischer Klassenver- 
hältnisse fand seinen Ausdruck in Westergaard/Resler (1975) und Wright (1979). 

Daniel Bertaux (1977) gelang ein wichtiger Beitrag zur historischen Formierung der Klas- 
senstruktur in Frankreich, indem er die alte soziologische Problematik sozialer Mobilität als 
System kollektiver Verteilungsströme in Klassenpositionen reformulierte. 

Eine breit angelegte überblicksartige Synthese einer an Marx orientierten Sichtweise der 
»Klassenstruktur entwickelter (staatssozialistischer wie kapitalistischer) Gesellschaften« 
gab Anthony Giddens (1973). 

Weitere deskriptive Anstrengungen wurden dem Problem des Klassenbewußtseins gewid- 
met, das auch Gegenstand von Wrights Projekt ist. Auf diesem Gebiet war die Kontinuität 
größer und es gab kaum völlig neue Anstöße (Goldthorpe u.a. 1968; Mann 1973; Bulmer 
1975; Deppe 1977, Herkommer 1979; Kudera u.a. 1979; Lindgrem 1984; Zoll 1981). Die mei- 
sten Anstrengungen auf dem Gebiet der Analyse des Klassenbewußtseins wurden in der 
BRD unternommen. Einen Versuch zu einer Klassen- und Ideologietheorie unternimmt 
Therborn (1981). Eher an schichtentheoretischen Sichtweisen der Kultur orientiert, aber von 
großer Bedeutung für das Verständnis von Klassen und Ideologien in heutigen Gesellschaf- 
ten sind die Arbeiten von Pierre Bourdieu (1979). Ebenso sachdienlich sind Klassenanalysen 
des Ausbildungssektors, von denen die einflußreichsten innerhalb eines neo-marxistischen 
Ansatzes durch Baudelot/Establet {1972} und Bowles/Gintis (1976) konzipiert wurden. 


Kodifizierung 


Wissenschaftliche Paradigmen gehen gemeinhin in Lehrbücher ein, mit deren Hilfe »nor- 
male Wissenschaft« gelehrt wird. Allerdings ist die Soziologie keine strikt paradigmatisch 
orientierte Diszipin, und ist es auch niemals gewesen. Was dem einen Teil der Profession als 
normal galt, erschien schon immer einem nicht unbeträchtlichen anderen Teil der Fachkol- 
legen ziemlich unnormal. Auf dem Gebiet der Klassen- und Schichtentheorie jedoch gab es 
einmal ein sehr einflußreiches Lehrbuch (Bendix/Lipset 1953/1966), das mit dreizehn Jah- 
ren Abstand zwei Neuausgaben und jeweils mehrere Auflagen erlebte. Es ist zu früh, um 


* Die Ergebnisse liegen inzwischen vor: Przeworski, A./Sprague, J./Stones, P. (1986), A History of 
Electoral Socialism, Chicago (die Redaktion) 
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mit Sicherheit sagen zu können, ob das Lehrbuch, das von Anthony Giddens und David Held 
herausgegeben wurde (1982), jemals eine ähnliche Bedeutungeinnehmen wird. Aber wenn es 
in den achtziger Jahren etwas gibt, was mit Bendix/Lipset vergleichbar ist, dann ist es auf je- 
den Fall Gidden/Held (die parallelen oder rivalisierenden, ausdrücklich marzistischen Beiträ- 
ge wurden nie zu einem einheitlichen Werk zusammengestellt). Der Gegenstand ist derselbe, 
der Aufbau — eine Auswahl klassischer Texte und breitgefächerter neuerer theoretischer 
und empirischer Arbeiten — ist derselbe; Giddens und Held sind wie Bendix und Lipset ein- 
flußreiche Akademiker ihrer jeweiligen Generation, und schließlich — obwohl fest in der 
Hauptströmung der Disziplin verwurzelt — können beide Autorenpaare wie ihre Produkte 
als eher links vom Zentrum angesiedelt betrachtet werden (wobei dies für Bendix/Lipset für 
ihre Zeit vielleicht noch stärker silt). 

Was wurde nun in den sechzehn Jahren seit der Veröffentlichung der zweiten Ausgabe von 
Bendix/Lipset im Jahr 1966 und dem Jahr 1982, indem das Lehrbuch von Giddens/Helder- 
schien, dazugelernt? 

Als erstes, der Terminus soziale Schichtung wurde durch den Begriff der Klassenanalyse er- 
setzt. Das Buch von Bendix/Lipset trägt den Untertitel »Soziale Schichtung in vergleichen- 
der Perspektive«, wohingegen Giddens/Held uns schon im ersten Absatz ihres Vorworts 
mitteilen, daß sie „mit der Tendenz brechen wollen, Gegenstände der Klassenanalyse durch 
das Überschwemmen mit diffusen unhistorischen Vorstellungen von gesellschaftlicher 
Schichtung zu verdunkeln.« 

Die buntscheckige Anthologie von Klassikern, die bei Bendix/Lipset von »The Federalist« 
zu Karl Marx reicht, wurde durch Marx, Lenin, Weber ersetzt, wobeinoch Trotzki, Lukäcs 
und Gramsci gewisse Ansprüche auf Klassizität zukommen. Kurz gesagt, bei Giddens/ 
Held bleibt Weber alseinziger nichtmarxistischer Klassiker übrig. In Vergessenheit geraten 
sind in der fraglichen Periode, legt man den Inhalt der beiden Lehrbücher zu Grunde, The- 
men wie Gleichheit, Prestige und klassenspezifisches individuelles Verhalten vom Kinder- 
kriegen bis zum Bildungsstreben. Mobilität und Klassen in der Dritten Welt werden nicht 
behandelt, wobei uns die Autoren jedoch versichern, sie hätten diese Gebiete gerne aufge- 
nommen. Undes ist wahr, Giddens/Held ist, obwohl ein recht dickes Buch, dünner als Ben- 
dix/Lipset. Anstelle von Hierarchie, Ungleichheit und Mobilität, den zentralen Gesichts- 
punkten bei Bendix/Lipset, treten bei Giddens/Held Klassenstruktur, Macht und Staat. 
»Statusmuster« wirddurch »Klassenbewußtsein und Ideologie« ersetzt und vier neueempi- 
rische Gebiete werden aufgenommen: Arbeitsprozeß, Geschlechterbeziehungen — die auf- 
fällig weit außerhalb des Gesichtsfeldes der Schichtentheorie lagen —, Klassen in Osteuro- 
pa und ein etwas ungeordneter Abschnitt »Klassen, Rassen und die Großstadt«, in dem 
Probleme des Rassismus den größten Teil ausmachen, der aber auch Einkommensdetermi- 
nanten und Sozialgeographie umfaßt. 

Zugleich kommt in den beiden Büchern eine gewichtige geographische Verschiebung von 
den USA nach Europa zum Ausdruck. Die Herausgeber des ersten Buches sind beide Ame- 
rikaner und amerikanische (nicht-klassische) Autoren überwiegen europäische im Verhält- 
nis 40 zu 8, während in dem zweiten, von zwei Europäern herausgegebenen Buch die Zahl 
der europäischen Beiträge {post-klassischer) Autoren die der amerikanischen fast um das 
doppelte übertrifft. 
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Bemerkenswert ist jedoch das Fehlen jeglicher Beachtung von Klassenhandeln, Klassenle- 
ben und Klassenkonflikt. Die Klassenanalyse der siebziger Jahre, wie sie von Giddens und 
Held präsentiert wird, erscheint als hauptsächlich auf Klassenstrukturen und die Demon- 
stration der Macht der herrschenden Klasse orientiert gewesen zu sein. Hiermit haben die 
Autoren die herrschende Stimmung der Zeit, d.h. der siebziger Jahre erfaßt, jedoch keines- 
wegs die Diskussion insgesamt. 


‚Das verpaßte Rendez-vous und der veränderte Blick auf die Klassenkämpfe 


Die Nach-68er- Welle soziologischer oder mit soziologischen Methoden durchgeführter Klas- 
senanalysen verlief parallel zu einem Aufschwung der Klassengeschichtsschreibung, die sich 
großteils, wenn auch nicht gänzlich auf die Geschichte der Arbeiterklasse konzentrierte. Ei- 
ner weniger dramatischen zeitlichen Entwicklung folgend, erklomm sie die ersten Höhen mit 
Thompson (1963) und den Gipfel meisterlicher Reife mit Hobsbawm (1984). Dazwischen 
liegt eine erstaunliche Folge erstklassiger Arbeiten (Hobsbawm 1964; Trempe 1971; Stedman 
Jones 1972; Perrot 1974; Foster 1974 als Beispiele). Spektakuläre Beiträge zur historischen 
Klassenanalyse kamen auch aus dem Feld antiker Geschichte (de Ste/ Croix 1978), des Über- 
gangs vom Feudalismus zum Kapitalismus (Brenner 1982) und, dichter an den Problemen der 
sozialwissenschaftlichen Disziplinen, mit der Erklärung der historischen Grundlagen von De- 
mokratie und Diktatur (Moore 1966). Doch diese außerordentlichen Errungenschaften der 
Geschichtsschreibung wurden nie von den sozialwissenschaftlichen Kollegen aufgenommen. 
Abgesehen von den Fabrikstudien der Arbeitsprozeßanalyse fehlten Klassenleben, Klassen- 
handeln und Klassenkämpfe vollständig in der Gesellschaftsanalyse der Neomarxisten. Si- 
cherlich betonte Poulantzas (1968: 87; 1977: 16) immer wieder, daß Klassen nur in ihren 
Kämpfen dingfest gemacht werden könnten. Aber dennoch war er hauptsächlich an Klassen- 
beziehungen im Verhältnis zu Machtfragen interessiert und daran, wie sich Klassenbeziehun- 
gen im Staat verfestigen. Er hat niemals über die heutige Arbeiterklasse geschrieben. Die beste 
Studie der modernen Transformationen der Lebensweise der Arbeiterklasse stammt typi- 
scherweise von einem Autor außerhalb des herrschenden Theorienkanons (Mooser 1984). In- 
nerhalb der radikalen marxistischen Sozialwissenschaft wurden Klassenkämpfe nur aus- 
nahmsweise zum Gegenstand der Analyse, allen voran in den theoretischen Beiträgen von 
Przeworski (1985: Kap. 2, 4, 5). Eine der seltenen Bemühungen, Klassenkämpfe als Erklä- 
rung gegenwärtiger Entwicklungen zu benutzen, bietet Therborn (1977) in seiner Darstellung 
des Aufstiegs bürgerlicher Demokratie. 

Interessanterweise ist es eher der ausdrücklich nicht-revolutionäre Marxismus, bzw. seine 
Anwendung, der Klassenkämpfe in den Blickpunkt rückte (Korpi 1978, 1983; Himmel- 
strand 1981). Andererseits fehlt der Begriff des Klassenkampfs keineswegs in der Soziologie 
vor 1968, und es könnte hier eine Verschiebung in der Konzeption des Klassenkampfes 
stattgefunden haben, die von Giddens/Held nicht registriert worden ist. 

In seiner umfangreichen Studie über politisches Verhalten hatte Lipset (1960) zwei Kapitel 
über Wahlen als »Ausdruck demokratischen Klassenkampfes« aufgenommen, eine For- 
mulierung, die er von dem Titeleines viele Jahre zuvor erschienenen Buchs zweier amerika- 
nischer Politikwissenschaftler (Anderson/Davidson 1943) übernommen hatte. Diese Kapi- 
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tel waren zweifellos eine wichtige Zusammenfassung des seinerzeit zugänglichen Wissens 
über die sozioökonomischen und generationsbedingten Bestimmungsgründe des Wahlver- 
haltens. 

Andere Aspekte des Klassenkampfes wurden ausgelassen. Einige Jahre später stellte Lipset 
(1968: 314) jedoch fest, daß eine »unpolitische marxistische Soziologie in den Klassenver- 
hältnissen der Vereinigten Staaten ein Spiegelbild der Zukunft anderer Gesellschaften, die 
sich in ähnlicher Richtung entwickeln, sehen würde.« Der »demokratische Klassenkampf« 
sähe demnach aus wie der Wettstreit zwischen Republikanern und Demokraten. 

Lipset, ein amerikanischer Liberaler, und Korpi, ein schwedischer Sozialdemokrat, sind 
gleichermaßen überzeugt, daß ihr politischer Standpunkt den Gipfelpunkt politischer Ent- 
wicklung darstellt. Korpis erstes, an ein internationales Publikum gerichtetes Buch (Korpi 
1978) ist eine Hymne auf die schwedische Sozialdemokratie, von ihrer wachsenden Einig- 
keit, ihrer wachsenden Stärke und ihren wachsenden Ambitionen. Himmelstrand (1981), 
ein anderer schwedischer Soziologe, der Marxist geworden ist, liefert eine cher strukturelle 
und dialektische Analyse der Entwicklung desschwedischen Kapitalismus und seine mögli- 
che sozialdemokratische Transformation zum Sozialismus. Korpis (1983) spätere Arbeit 
verbindet eine quantitative Analyse schwedischer Politik mit einem Überblick über acht- 
zehn OECD-Länder. Der Unterschied zu Lipset besteht nicht nur darin, daß ein politischer 
Nationalismus einem anderen gegenübersteht. Korpi bringt eine Analyse strukturell be- 
dingter Machtressourcen der Klassen und eine Dimension von Klassenorganisationen und 
industrieller Beziehungen ein, die in Lipsets Arbeiten zu dem Gegenstand fehlen. 
Unabhängig von möglichen Sympathien mit Korpis Vision einer engagierten Soziologie mit 
den typisch kontinental-europäischen Seitenhieben nach rechts und links, und unabhängig 
davon, ob man an eine weltweite Rolle der schwedischen Sozialdemokratie glaubt, ist es of- 
fensichtlich, daß der Begriff des »demokratischen Klassenkampfs« in den dreiundzwanzig 
Jahren, die zwischen Lipsets Buch und dem von Korpi liegen, beachtliche Fortschritte ge- 
macht hat. Das Gravitationszentrum der Konzeption hat sich von der amerikanischen libe- 
ralen Demokratie zur westeuropäischen Sozialdemokratie verschoben (vgl. Goldthorpe 
1984). 

Die schwedische Sozialdemokratie hat überhaupt einen erstaunlich produktiven Einfluß 
auf heutige Analysen des Klassenkampf, sei es als politische Grundlage für Himmelstrand, 
Korpi, Stephens (1979) und Esping- Andersen (1985), seies als Gegenstand eher skeptischer 
intensiver Studien durch Przeworski, Therborn u.a. 

Es ist jedoch auch klar, daß den gegenwärtigen Klassenkämpfen, trotz einiger Anstrengun- 
gen (z.B. Crouch/Pizzorno 1978), noch nicht dieselbe Aufmerksamkeit zugekommen ist 
wie denen des 19. Jhdts. von Seiten der besten Historiker. Demokratischer Klassenkonflikt 
ist von verschiedenen Seiten her angegangen worden; insgesamt bleibt der Anspruch je- 
doch eher restriktiv. Lipsets Perspektive ist die empirische Mikropclitik, die sich in klassen- 
orientiertem Wahlverhalten ausdrückt, und die ein Teil des Problems ist, das die politische 
Soziologie als »politische Spaltung« (»clearage«} umschreibt. Przewerski hat eine andere 
Perspektive eingeführt, die einer mikroökonomischen Theorie, in der er die rationalen In- 
teressen von Klassenstrukturen unterworfenen Wähler und die ökonomisch Handelnden 
unter verschiedenen Parametern in den Mittelpunkt rückt. Korpis Perspektive ist eine drit- 
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te, die der empirischen Makropolitik, die geeignet ist, organisatorische Ressourcen für 
Klassenmobilisierung und Regierungskontrolle zu identifizieren. Was fehlt, ist — trotz 
Przeworskis (1985: Kap. 2, zuerst erschienen 1977) frühem Problembewußtsein — jegli- 
che makrosoziologische Perspektive theoretischer oder empirischer Art, die Klassen als 
Kräfte komplexen sozialen Handelns begreift. Himmelstrands Ansatz ist soziologisch, 
aber cher von untheoretischer-empirischer Art. Konturen einer makrosoziologischen Per- 
spektive, von historischen und gegenwärtigen Klassenformationen und sozialen Determi- 
nanten verschiedener Variationen von Klassenmacht sind in Therborn (1985) umrissen. 
Wie es bei jemandem, der Soziologie und Historiographie auf bedeutende Weise in sich 
vereinigt, zu erwarten ist, tritt in dem Werk von Charles Tilly (z.B. Tilly u.a. 1975; Tilly 
1979, 1981) ein artikuliertes Bewußtsein der spezifischen Problematik des Klassenhan- 
delns zutage, die bisher jedoch kaum ausgearbeitet ist. Die gegenwärtige Klassenanalyse 
leidet noch immer unter dem verpaßten Rendez-vous mit der Klassengeschichtsschrei- 
bung. (Während dieser geschrieben wird, steht das Erscheinen des Ergebnisses eines kol- 
lektiven Projekts unter der Leitung von Ira Katznelson bevor, das eine soziologische mit 
einer historischen Klassenanalyse verbindet. Das Terrain jedoch, auf dem diese Begeg- 
nung stattfinden soll, ist das klassische Gebiet der Klassengeschichtsschreibung, die Klas- 
senformation des 19. Jhdts.) j 


Historisches, Runde Zwei: Neue Herausforderungen 


Historische Prozesse verlaufen nur seiten gleichförmig, was in besonderem Maße für die 
Geschichte des Klassenbegriffs in der neueren Gesellschaftstheorie und -analyse gilt. Wäh- 
rend die Klassenanalyse an Umfang, Einfluß und Respekt in akademischen Kreisen ge- 
wann, sah sie sich zugleich mit neuerlichen Infragestellungen konfrontiert. Diese kamen 
aus anderen Bereichen als dem der Soziologie von vor 1968, obwohl auch ein kluger Gegen- 
schlag aus neo-weberianischer Richtung von Frank Parkin (1979) geführt wurde. Die neu- 
erlichen Herausforderungen erhielten ihr Gewicht großteils aufgrund der beiden Haupt- 
schwächen der ersten Welle sozialwissenschaftlicher Klassentheorie und Klassenforschung: 
ihrer weitgehenden Vernachlässigung und/oder ihres Mangels an Klarheit, was das Klas- 
senhandeln anbelangt, und ihrer ungenügenden Verwurzelung in der Zeitgeschichte. Die 
neuerliche Infragestellung kam von den verschiedensten intellektuellen Anliegen her und 
die Argumentationslinien lagen auf unterschiedlichen intellektuellen Niveaus. Die für ein 
Verständnis der gegenwärtigen Lage der Klassenanalyse relevantesten Beiträge können je- 
doch in zwei Gruppen aufgeteilt werden. Die Argumentationslinie der einen bezieht sich 
auf Organisationsformen, die der anderen auf gesellschaftliche Fragmentierungen. 


Organisationshandeln: Korporatismus und Staat 


Eine der erfolgreichsten Infragestellungen der Klassenanalyse wurde ursprünglich weder 
als solche präsentiert (und war auch nicht als solche intendiert) noch wurde sie als solche 
aufgenommen. Es handelt sich um sie Problematik des »K.oorporatismus«, die von Phillippe 
Schmitter im Jahr 1974 mit großer Verve wieder aufgenommen wurde (Schmitter 1979a). 
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Das Korporatismuskonzept wurde als Alternative zu einer pluralistischen T'heorie der im 
gegenwärtigen Westeuropa herrschenden Muster von Interessenorganisation entwickelt, 
ihrer Funktionsweisen, ihrem Verhältnis untereinander und zum Staat, wobei deren Hier- 
archie, ihre Monopolisierung von Interessenvertretung und ihre Verwobenheit mit dem 
Staat betont wurde. Der Aufstieg des Korporatismus wurde ausdrücklich mit »spezifischen 
Grundimperativen oder Bedürfnissen des Kapitalismus, seine Existenzbedingungen zu re- 
produzieren« in Verbindung gebracht (Schmitter 1979a: 24, Hervorhebung weggelassen). 
Damit paßte er gut zu der funktionalistischen Richtung des Marxismus und zu der kriti- 
schen Variante der Stimmung der »erwartungsvollen Gegenwartsorientierung« der siebzi- 
ger Jahre. Implizit bedeutete es jedoch, daß korporatistische Formen der »Interessenver- 
mittlung« den Klassenkonflikt zum Schweigen gebracht hatten und Klassenmacht und 
Klassenhandeln zum Verständnis des heutigen Kapitalismus überflüssig geworden seien. 
In einem zweiten Aufsatz machte Schmitter (1979b: $1) seine Auffassung deutlich, daß 
korporatistische Organisationen, wenn sie einmal existieren, »eine relative Unabhängigkeit 
von den Bedingungen der bürgerlichen Gesellschaft gewinnen«, und sogar eine »Mißach- 
tung der Präferenzen und Interessen der Individuen, Firmen, Sektoren, Klassen etc., deren 
Interessen sie angeblich repräsentieren«, entwickeln. 

Von einem anderen Blickwinkel aus, und in ausdrücklich polemischer Form, wurde die zen- 
trale Stellung von Organisationshandeln von Theda Skocpol (1979) betont. Hier stehen 
nicht die Muster organisierter Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft im Mittel- 
punkt, sondern der Staat selbst. »Die Sichtweise des Staats, die hier vorgetragen wird, könn- 
te sinnvollerweise als ‘organisationsbezogen’ und ‘realistisch’ charakterisiert werden. Im 
Gegensatz zu den meisten neueren {besonders neueren marxistischen) Theorien, verweigert 
sich diese Sichtweise der Auffassung vom Staat alseinem nur analystischen Aspekt abstrakt 
gefaßter Produktionsweisen oder gar analytischem Ausdruck konkreter Klassenverhältnis- 
se und -kämpfe. Sie besteht demhingegen darauf, daß Staaten tatsächliche Organisationen 
sind, die Territorien und Menschen kontrollieren (oder zu kontrollieren versuchen)« (Skoc- 
pol 1979: 31). Beide, der korporatistische und der um den Staat zentrierte Ansatz haben in 
den geübten Händen ihrer Hauptvertreter neue und wichtige Einsichten hervorgebracht, 
und keiner von ihnen ist mit einem klassenanalytischen Ansatz unvereinbar, der Skocpol 
(1979: 13) zufolge »ein unverzichtbares Instrument zur Identifizierung einer Art gesell- 
schaftlichen Grundwiderspruchs ist.« Dennoch bedeuten beide eine wichtige Infragestel- 
lung der Klassenanalyse, die aufgefordert ist, die Besonderheit von Klassenhandeln, seinen 
Formen und seiner kausalen Stellung zu klären, ebenso wie die von Klassenmacht zu ande- 
ren Ausdrucksformen von Macht. Bisher sind diese Fehdehandschuhe jedenfalls nicht 
ernsthaft aufgenommen worden. Eine knappe Kritik des Korporatismus aus einer am Kon- 
zept der Klassenmacht orientierten Perspektive liegt von Korpi (1983: 9-14) vor, einige 
Aspekte des Klassenhandelns werden in meinen weiteren Ausführungen angesprochen. 


Das Problem der Fragmentierung 


Seit der zweiten Hälfte der siebziger Jahre zeigen sich im Lager der marxistischen Klassen- 
analyse Auflösungserscheinungen. Anstelle der zuversichtlichen Zukunftsorientierung hat 


Auf der Suche nach dem Handeln 137 


im Gefolge der Entwicklungen nach Beendigung des Vietnamkrieges und der Kulturrevo- 
lution eine zunehmende Orientierungslosigkeit eingesetzt. Alle Strategien einer sofortigen 
Transformation des entwickelten Kapitalismus hatten sich als nicht gangbar erwiesen. Das 
rauhe, verzerrte Vermächtnis der Oktoberrevolution trat wieder inden Vordergrund. Eine 
treffende Analyse des veränderten theoretischen Terrains findet sich bei Perry Anderson 
(1983). 

Abgesehen von der denunziatorischen Flut, hauptsächlich exmaoistischer Renegaten der 
ehemaligen extremen Linken — die nebenbei bemerkt in Großbritannien, wo die extreme 
Linke immer trotzkistisch gewesen ist, wenig Verbreitung fand — können zwei Hauptthe- 
men dieser neuen Auseinandersetzung über Klassentheorie unterschieden werden. Eines 
konzentriert sich auf den Diskursbegriff, auf Kommunikation und der komplexen Aus- 
drucksweise menschlicher Subjektivität. Als Teil einer breiteren »linguistischen Wende« in 
der neueren Gesellschaftstheorie, speiste sich diese Strömung aus drei besonderen Quellen: 
aus Michel Foucaults (z.B. 1971) Diskursanalyse, aus Jürgen Habermas’ Theorie der Legiti- 
mationsprobleme und des Kommunikativen Handelns (zusammengefaßt in dem Haupt- 
werk von Habermas 1982), und aus einem breiten Spektrum feministischer Schriften und 
Praxis. Diese Strömung ist in keiner Weise homogen {siehe die unterschiedliche Beurteilung 
von Foucault und Habermas durch Anderson 1983), besitzt aber eine gewisse gemeinsame 
Stoßrichtung. Sie bedeutet eine Schwerpunktverlagerung von Themen wie Arbeitsplatz, 
Eigentum, Märkte, Kultur, Diskurs, Kommunikation, Individuum und außerökonomi- 
scher Macht. Radikaler noch als in dem oben angeführten staatstheoretischen Ansatz, 
trennt Foucault (1977) in seiner großartigen Arbeit über Gefängnisse und Überwachung 
die Machtanalyse von Klassenverhältnissen, wenn auch nicht aus dem Zusammenhang der 
kapitalistischen Gesellschaft. 

Sieht man einmal vom Feminismus ab, könnte man diese Verschiebung durchaus als Ver- 
schiebung des Interessenschwerpunkts von den Lebensbedingungen und -praktiken ma- 
nueller Arbeiter und einfacher Angestellter zu denen von Intellektuellen im weitesten Sinn 
charakterisieren. Symptomatische Begleiterscheinung dieser Strömung ist dann auch Alvin 
Gouldners (1979) letzte Arbeit gewesen, die den Aufstieg der Intellektuellen als neuer kul- 
turellen Bourgeoisie ankündigte. 

Am typischsten freilich für die neue Stimmung zerstörter Hoffnungen in der Arbeiterklas- 
se, und in direktem Gegensatz zur gesamten Klassenproblematik ist die neue massive Beto- 
nung sozialer Fragmentierung. Ihren extremsten Ausdruck fand sie in Andre Gorz’ (1980) 
Hommage an die »Nicht-Klasse der Nicht- Arbeiter«, als Träger einer zukünftigen befrei- 
ten Gesellschaft. Soziale Fragmentierung, und besonders die der Arbeiterklasse, ist ein 
Kernargument einer ganzen Schar von Autoren (Cutler u.a. 1972: 258; Offe 1983; Laclau/ 
Mouffe 1985: 78-85 etc.) geworden. 

Das Fehlen oder die Unterentwickeltheit einer Theorie des Klassenhandeln und ein Ver- 
hältnis zur Gegenwart, das mehr durch Erwartung auf die Zukunft als durch gründliche 
Zurkenntnisnahme zeitgenössischer Geschichte geprägt war, hat ein Vakuum hinterlas- 
sen, das neue Theoretiker fragmentierter Hoffnungen nur zu bereit waren, mit ihren extra- 
vaganten Vorstellungen gesellschaftlicher Spaltungen, ihrer Extrapolationen außergewöhn- 
licher Ausgangspunkte wie Gefängnissen zu Grundlagen des Verstehens fortgeschrittener 


138 Göran Therborn 


demokratischer kapitalistischer Gesellschaften, und ihrer grotesken Überbetonung margi- 
naler Bewegungen auszufüllen. Weiter unten werden einige Thesen des wohl subtilsten und 
aufmerksamsten dieser neuen Fragmentierungstheoretiker, Claus Offe, einer empirischen 
Überprüfung unterzogen. 


Die historische Spirale 


Die organisationsorientierte Infragestellung der Klassenanalyse bedeutet eine gewisse Annä- 
herung der Periode nach 1975 an die von vor 1968. Auch damals entwickelten C. Wright 
Mills (1956), Ralf Dahrendorf (1959) und John Kenneth Galbraith (1967) organisationszen- 
trierte Ansätze mit Begriffen wie staatliche Machtelite, Klassen basierend auf Organisations- 
autorität, Managementmacht, die komplexe Produktionsbeziehungen zu dominieren ver- 
mag. Es gibt jedoch gewichtige Unterschiede. Die neuen staatlichen Machteliten werden als 
mehr oder weniger erfolgreiche Akteure in einem Feld betrachtet, in dem Klassenverhältnisse 
existieren. Die neuen korporatistischen Strukturen werden — mit starken Schwankungsgra- 
den an Stabilität — oberhalb einer in Klassen geteilten Gesellschaft angesiedelt. 

Was die Fragmentierung der Gesellschaft anbelangt, ist das komplizierte Verhältnis zur $o- 
ziologie der fünfziger Jahre in gewisser Weise ein Spiegelbild der Konzentration auf formale 
Organisationen. Auf den ersten Blick scheint diese in grundsätzlicher Opposition zur domi- 
nierenden Gesellschaftstheorie der frühen Nachkriegszeit zu stehen, betont sie doch gegen 
das Paradigma gesellschaftlicher Integration der Zeit vor 1968 soziale Desintegrations- und 
Auflösungstendenzen. Obwohl dies so ist, gibt es jedoch auch grundlegende Gemeinsam- 
keiten, vor allem den Rückzug aus Ökonomie, Produktion, Arbeitsprozeß, Staatsstruktu- 
ren und Klassenverhältnissen, hin zu Kultur und Ideologie, Professionen, »totale Institu- 
tion«, zwischenmenschlichen Beziehungen. Aber auch hier wiederholt sich die Geschichte 
nicht einfach. Kultur und Ideologie werden nicht mehr in Begriffen wie Internalisierung 
von Normen und Werten verstanden, sondern als Gegenstände von Diskurs und Kommu- 
nikation, und sie werden nach wie vor von einer Warte aus angegangen, die sich in den mei- 
sten Fällen ausdrücklich auf die Marxsche Vision menschlicher Emanzipation beruft. 
Gesellschaftstheorie und Sozialwissenschaft bewegen sich nicht auf einer aufsteigenden Lei- 
ter kumulierenden Wissens. Auch bewegen sie sich nicht im Kreise. Am ehesten nimmt die hi- 
storische Bewegung der Soziologie die Form einer Spirale an. In diesem Fall jedoch verläuft 
die spiralenförmige Bewegung um eine klaffende Lücke herum: das fehlende Gerüst einer 
Analyse des Klassenhandelns, von Klassenkampf als Teil des menschlichen Handelns, nicht 
als strukturell postulierte Unversöhnbarkeit, ist etwas vielleicht prosaischeres, aber sicher 
dauerhaft wichtigeres als die eschatologische Poesie eines roten Morgens. Gesellschaftstheo- 
rie und Sozialwissenschaft sind nicht auf einfache Widerspiegelungen täglicher Ereignisse re- 
duzierbar. Es wäre jedoch naiver Idealismus, wollte man ignorieren, daß die Hauptfurchen 
meist von stärkeren Kräften als denen akademischer Forscher gezogen werden. Andererseits 
sind die Felder der Sozialwissenschaft nicht umzäunt. Wer auch immer die meisten Ochsen 
aufzubieten vermag, es bleibt doch dem individuellen Bauern unbenommen zu versuchen, et- 
was für eine spätere Ernte zu säen. In dem festen Glauben an diese beiden einfachen agrono- 
mischen Grundweisheiten wurde denn auch dieser Aufsatz geschrieben. 
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Eine Verteidigung: Grundlagen und Grenzen der Klassenanalyse 


Die zukünftige Entwicklung und Lebensfähigkeit von Klassentheorie und Klassenanalyse 
wird von zwei wichtigen Bedingungen abhängen. Erstens von einer Theorieentwicklung, 
die sich alle relevanten analytischen und wissenschaftlichen Entwicklungen seit Marx’ Zei- 
ten zu Nutze macht aus der von Hegel inspirierten Geschichtsphilosophie, in die Marx seine 
theoretische Methode kleidete, auszubrechen vermag, den Kern der Marxschen Errungen- 
schaft aber, die Grundlinie systematischer Klassenanalyse beibehält. Die Arbeiten von 
G.A. Cohen (1978), Jon Elster (1985), Anthony Giddens (1981), Adam Przeworski {1985), 
John Roemer (1982) und Eric Olin Wright (1985) können als in dieser Hinsicht beispielhaft 
angesehen werden. Zweitens sollten sich theoretische Anstrengungen an empirischen Pro- 
blemen orientieren. Von einer solchen Herangehensweise wurden und werden von Prze- 
worski und Wright die bedeutendsten Fortschritte gemacht. Im Folgenden wird ein weite- 
rer in diese Richtung gehender Beitrag präsentiert werden, wobei jedoch keine vollständige 
Klassentheorie angestrebt ist. Statidessen wollen wir kurzeine Reihe von Aspekten anspre- 
chen: Was ist die Grundlage und welches sind die Grenzen von Klassengesellschaften? Wie 
handeln Klassen und was sind die Grenzen von Klassenhandeln? 


Ausbeutung und soziale Integration: Die beiden Grenzen der Klassengesellschaft 


Durch die Arbeiten von Roemer, die Wright aufgenommen und zur Anwendung gebracht 
hat, wurde der klassische Ausbeutungsbegriff nachdrücklich in den Vordergrund der Klas- 
senanalyse gerückt. Ausbeutung wird in Begriffen von Distributionseffekten auf der 
Grundlage von Vermögensverteilung definiert. Dies ist zunächst eine brillante Verallge- 
meinerung der Marxschen Argumentation — unter Rückgriff auf die Spieltheorie und die 
mathematische Ökonomie. In der bisherigen Formulierung hat sie jedoch den Nachteil, 
sich nicht allzu gut mit dem alitagssprachlichen Wort »ausbeuten« als transitivem Verb zu 
decken, und »Ausbeutung« tendenziell nur noch als buchhalterische Schlußfolgerung zu 
begreifen, nicht mehr als erfahrbares gesellschaftliches Verhältnis. 

Was zu fehlen scheint, ist die ausdrückliche Berücksichtigung eines offensichtlichen Para- 
dox, daß Ausbeutung im Marxschen Sinn auf einer sozialen Beziehung zwischen Ausbeu- 
ter und Ausgebeutetem beruht, daß Klassenteilung auf sozialer Integration beruht. 

Ein fruchtbarer Weg der Begriffsbildung könnte es sein, die alltagssprachliche Bedeutung 
von Ausbeutung klarzulegen und die Marxsche Klassenausbeutung innerhalb dieses Be- 
deutungsfeldes anzusiedeln. Ausbeutung könnte dann als Charakteristik eines dauerhaften 
gesellschaftlichen Verhältnisses zwischen zwei oder mehreren Parteien definiert werden, in 
dem eine oder mehrere der Parteien mehr anzueignen vermag/ vermögen als sie beiträgt/ 
beitragen. In diesem Sinn kann Ausbeutung in Paarbeziehungen und internationalen Be- 
ziehungen ebenso auftreten wie in Klassenbeziehungen. Der Grundzug einer Ausbeu- 
tungsbeziehung ist ihr dauerhafter, regelmäßiger wiederkehrender Charakter. Diebstahl, 
Raub, Enteignung oder Vergewaltigung können für sich genommen, selbst wenn sie wie- 
derholterweise vorkommen, keine Ausbeutung beinhalten, ebensowenig die Existenz von 
Ungleichheit, wie ungerecht sie auch empfunden werden mag. 
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Klassenverhältnisse erscheinen dann als eine Art Ausbeutungsverhältnis, und Ausbeu- 
tung als eine Quelle von Ungerechtigkeit, wobei dieser letzte Punkt hier nicht weiter ver- 
folgt werden soll. 

Somit haben Klassenverhältnisse im Marxschen Sinn zwei grundlegende Charakterzüge. 
Sie umfassen erstens eine große Zahl Menschen, zumindest mehr als eine Primärgruppe, in 
der direkte Interaktion möglich ist — wodurch die spezifische Problematik des Klassenhan- 
delns entsteht — und zweitens beinhalten sie die Produktion und nicht nur die Verteilung 
von gemeinsamen Werten. Klassenverhältnisse charakterisieren die Produktionsweise von 
gemeinsamen Werten — die historisch meist entweder aus Subsistenzmitteln oder moneta- 
risiertem Reichtum bestanden haben, die aber auch immaterieller Art sein können, wie et- 
wa Prestige. Sie umfassen eine große Zahl Menschen, unter denen eine Zweiteilung von 
Rollen und Positionen existiert, durch die sich die Inhaber einer Position das Verfügungs- 
recht, zumindest einen größeren pro-Kopf- Anteil der Werte gegenüber der jeweils bei der 
Herstellung verausgabten Leistungen aneignen. Was Klassenausbeutung in diesem Sinne 
ermöglicht, ist eine duale Vermögensverteilung, die dem Prozeß der Wertproduktion vorge- 
lagert ist. Wie diese Verteilung auch zustande gekommen sein mag, ob durch Anstrengungen 
und Ersparnis, durch Erbschaft, Zufall oder etwas anderes, ist zwar nicht ohne gesellschaft- 
liche und normative Bedeutung, liegt aber außerhalb der Klassenanalyse an sich. Vermö- 
gen kann von verschiedener Art sein, aber es muß auf die Produktion der infragestehenden 
Werte bezogen sein, und eine ungleiche Verteilung derselben ist knapp in den Begriffen Ei- 
gentümer und Nichteigentümer zusammenzufassen. Marxs Klassendefinition, in Begriffen 
von Eigentum und Nichteigentum an Produktionsmitteln, ist folglich adäquater für eine 
allgemeinere Theorie von Klassenverhältnissen als es seine eher konkreten Perspektiven 
waren. Gesellschaften können in dem Maß als Klassengesellschaften charakterisiert wer- 
den, wie der Großteil der Bevölkerung in zumindest einer auf Klassenausbeutung beruhen- 
den Produktionsweise beschäftigt ist, und nur eine begrenzte Zahl miteinander verbunde- 
ner Produktionsweisen existiert. 

»Groß« und »begrenzt« sind absichtlich vage gehaltene Aussagen, die es pragmatisch anzu- 
wenden gilt. Dies heißt nicht, sie seien ohne Bedeutung. Als sinnvolles Konzept meint Klas- 
se mehr als ein Individuum und auch mehr als eine Gruppe von Menschen, die einander in 
direkter Interaktion begegnen. Damit die Klassenanalyse einer Gesellschaft einen Sinn er- 
gibt, darf die Zahl der Klassen auch nicht unendlich groß sein. Darüberhinaus erfordert eine 
sinnvolle Klassenanalyse, daß die Klassen, wenn mehr als nur eine gemeinsame Produk- 
tionsweise besteht, so miteinander in Beziehung stehen, daß sie regelmäßig — ob friedlich 
oder gewalttätig — interagieren. Kurz gesagt, Klassengesellschaften müssen um die Pro- 
duktion eines Werts bzw. einer begrenzten Zahl voneinander unabhängiger Werte herum 
integriert sein. Die obigen Definitionen umfassen alle die Fälle, in denen Marx von Klassen 
und Klassengesellschaft sprechen würde. Sie haben Marx’ fragmentarischen Formulierun- 
gen gegenüber den Vorteil, anstelle seiner eindimensionalen Konzeption der Diktatur des 
Proletariats, die zur klassenlosen kommunistischen Gesellschaft führt, eine ganze Reihe 
denkbarer Alternativen z.B. zu einer kapitalistischen Klassengesellschaft zu eröffnen. 
Wir wollen zunächst Klassengesellschaften innerhalb eines systematisch begrenzten Rau- 
mes möglicher Gesellschaften lokalisieren. 
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Schaubild I: Klassengeselischaften und ihre Alternativen 


Gesellschaftliche Verhältnisse Gesellschaften 

integriert nicht integriert 
Ausbeutung Klassengesellschaften segmentierte Ausbeutung 
Nichtausbeutung Klassenlose Gesellschaften Klassenlose Gesellschaften 


Die zwei verschiedenen denkbaren Arten klassenloser Gesellschaft sind innerhalb der mar- 
xistischen Tradition noch nie theoretisch untersucht worden, und da sie auch praktisch 
nicht in Sicht sind, lassen wir sie für den Moment außer Betracht. Wichtiger ist der Punkt, 
daß Gesellschaften mit Ausbeutung, aber ohne Klassen, in einem gehaltvollen Sinn, durch- 
aus denkbar sind. Solche Gesellschaften würden eine Vielzahl von Ausbeutungsverhältnis- 
sen umfassen, von Paarbeziehungen bis zu Beziehungen zwischen großen Gruppen, ohne 
genügend integriert zu sein, um signifikante Klassen von Ausbeutern und Ausgebeuteten 
hervorzubringen. Vom Gesichtspunkt der Ausgebeuteten könnten Nicht-Klassengesell- 
schaften sogar unterdrückender sein als Klassengesellschaften, da sie keine Gelegenheit für 
gemeinsamen Widerstand böten. Durchaus vorstellbar ist eine in diese Richtung gehende 
Fortentwicklung des gegenwärtigen entwickelten Kapitalismus beispielsweise zu einer Ge- 
sellschaft mit einem kleinen aber sehr produktiven kapitalistischen Sektor, der neben aus- 
beuterischen Konstellationen zur Kultivierung verschiedenster ethnischer, religiöser, ästhe- 
tischer, sportlicher, ökologischer und anderer Werte existiert und der einer großen Zahl 
Dauerarbeitsloser, Aussteiger und Ausgestoßener Zuflucht bietet. Damit sich die Klassen- 
dynamik voll entfalten kann, müssen Gesellschaften durch die Produktion gemeinsamer 
Werte integriert sein. Gleichzeitig müssen die klassenmäßigen Ausbeutungsverhältnisse 
völlig klar liegen und nicht nur strukturell stabil sein, sondern für die individuellen Inhaber 
von Klassenpositionen auch von andauerndem Charakter sein. 

Unmittelbar realistischer als Alternativen zu bestehenden Klassengesellschaften ist die 
Möglichkeit ihres Bedeutungsverlusts. Um diese Möglichkeit systematisch erfassen zu kön- 
nen, müssen wir uns eine Reihe denkbarer Auswege aus einer Klassengesellschaft vorstel- 
len. Normalerweise werden diese Alternativen in Begriffen kollektiver Überwindung der 
Klassengesellschaft betrachtet, oder in Begriffen individueller Mobilität. Damit sind jedoch 
nicht sämtliche Möglichkeiten erfaßt. Daher wollen wir zunächst zwischen einer Abschaf- 
fung und dem Verwischen von Klassenverhältnissen unterscheiden, wovon die zweite hin- 
sichtlich ihres Einflusses auf das Klassenhandeln und die Reproduktion der Klassengesell- 
schaft von Bedeutung ist. Zweitens, wenn Klassen in Begriffen von Ausbeutung, und nicht 
in solchen der Über- oder Unterordnung definiert werden, wie es in der von uns übernom- 
menen Marxschen Konzeption geschieht, kann ein Verwischen, wie auch eine Abschaf- 
fung von Klassen entlang vertikaler sowie horizontaler Achsen erfolgen. Und schließlich 
beinhaltet individuelle Mobilität in Marxschen Begriffen keine Abschaffung von Klassen- 
verhältnissen, die als ausbeuterisch strukturierte Positionen und Rollen, unabhängig von 
der Zeitdauer ihrer individuellen A usfüllung, definiert sind; sie beinhaltet vielmehr ein Ver- 
wischen von Klassenverhältnissen vom Gesichtspunkt individueller Lebenschancen aus. 
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Diese Bemerkungen können im folgenden Schaubild zusammengefaßt werden: 


Schaubild 2: Auswege aus vollständigen Klassengesellschaften 


Verwischung Abschaffung 
koliektiv individuell 
vertikal Hierarchie Mobilität Repräsentation 
horizontal gegenseitige Ausstieg egalitäre 
Durchdringung Gemeinschaft 


Es gibt demnach zwei grundlegende Wege zur Abschaffung von Klassenverhältnissen, ent- 
weder durch Abschaffung der Eigentums-/Nichteigentumsverhältnisse, indem übergeordne- 
te Managementpositionen in ein Verhältnis der Repräsentativität zu den untergeordneten ge- 
bracht werden, dadurch, daß letztere die ersteren wählen und die möglicherweise höheren 
Einkommen, die diese erhalten, vom Willen letzterer abhängen, oder durch Abschaffung der 
vertikalen Dimension der Über- und Unterordnung und unproportionalen Einkünfte über- 
haupt. In den meisten Fällen scheint die erste Alternative die realistischste zu sein. 

Eine durchgehend hierarchische Produktionsweise, ohne deutlichen Bruch zwischen ausbeu- 
terischen und ausgebeuteten Positionen, wäre einer Klassenanalyse kaum zugänglich. Eine 
andere Möglichkeit des kollektiven Verwischens von Klassenverhältnissen wäre es, wenn die- 
jenigen, die sich den Großteil der Produktion aneignen, selbst produktive Aufgaben überneh- 
men, wie es kleine Unternehmer im allgemeinen tun, und/oder daß Produzenten am Manage- 
ment/Eigentum einer Wertproduktion partizipieren, von der die Haupteigentümer/-manager 
sich den größeren Teil aneignen. Der Unterschied zwischen den möglichen individuellen Aus- 
wegen ist der, daß sich Mobilität auf Positionswechsel innerhalb derselben Werteproduktion 
bezieht, während Ausstieg die Beendigung der Abhängigkeit von einer gegebenen Produk- 
tionsweise beinhaltet, der Abhängigkeit in Hinsicht auf Lebensperspektiven und persönliche 
Angelegenheiten. 
Während Schaubild 1 einen Horizont für die Zukunft abgibt, kann Schaubild 2 als Grundlage 
für die Einschätzung der empirischen Bedeutung der Klassenanalyse zum Verständnis heuti- 
ger sozialer Verhältnisse und heutigen sozialen Handelns dienen. Ohne den nötigen Raum 
zur Erhärtung einer empirischen Argumentation zu haben, möchte ich hinzufügen, daß die 
Mitte der achtziger Jahre vorherrschenden Tendenzen den Klassencharakter der westlichen 
Länder weitgehend aufrechterhalten oder sogar zu verstärken scheinen. 

Die schwachen Tendenzen bzw. Versuche der siebziger Jahre, repräsentative Verhältnisse zu 
etablieren, wurden gestoppt, ebenso das Eindringen von Arbeitervertretern ins Management, 
beides wurde im Vergleich zur unmittelbaren Vergangenheit zurückgeschraubt. Eine gewisse 
Verwischung entsteht durch die Verbreiterung von Anteilseigentum durch abhängig Be- 
schäftigte und stärker noch durch die Zunahme kleiner Dienstleistungsunternehmen und ei- 
niger kleiner High-Tech-Firmen. Im Staatsapparat und bei Großunternehmen scheint sich 
der langfristige Trend hierarchischer Gliederung, der sich in immer klarerer Aufteilung der 
Rollen zwischen Management und Lohnabhängigen (Arbeitern und Angestellten) ausdrückt, 
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durch Austeritätspolitik, Restrukturierung, Rationalisierung und Entlassungen noch be- 
schleunigt und weiter verfestigt zu haben. Es scheint keinerlei Hinweise auf eine signifikante 
Erhöhung sozialer Mobilität zu geben. Individuelle Auswege mögen durch den wachsenden 
Anteil an Teilzeitbeschäftigung, Gewöhnung an Dauerarbeitslosigkeit und durch einige ideo- 
logisch motivierte Aussteiger-Trends etwas zugenommen haben, wobei die beiden letzteren 
marginal bleiben. Eine sehr vorsichtige Schlußfolgerung wäre die, daß der Klassencharakter 
der entwickelten kapitalistischen Gesellschaften in den letzten fünfzehn Jahren in keinem sig- 
nifikanten Maß abgenommen hat. 


Die Bedeutung und der Ort von Klassenhandeln 


Klassentheorie hat sich in erster Linie mit den Grundlagen wie den Grenzen von Klassen und 
mit Klassenbewußtsein befaßt. Ersteres scheint ein ziemlich selbstverständlicher Ausgangs- 
punkt, zweiteres jedoch eine überraschende Unterwürfigkeit dem soziologischen Problem der 
»Ideologiegemeinschaft« gegenüber zu sein (vgl. Therborn 1976). Das Klassenhandeln hat — 
allen Klassenkampfbeschwörungen zum Trotz — weit weniger Aufmerksamkeit erhalten. 
Przeworski und Tilly (1978) sind in dieser Hinsicht Ausnahmen. 

Klassenhandeln besteht nicht einfach nur aus dem, was Klassen tun, was die Produktion von 
Textilien, Stahl, Autos oder Computern und die Akkumulation von Kapital einschließen 
würde. Klassenhandeln, wie es aus der Tradition der Klassentheorie herausgelesen werden 
kann, besteht in der Verteidigung oder Vorwärtsverteidigung einer gegebenen Klassenposi- 
tion oder einer Reihe von Rollen und der allgemeinen gesellschaftlichen Bedingungen, die zu- 
fällig mit dieser Position assoziiert sind. Bedenkt man die Zweigeteiltheit des Klassenverhält- 
nisses und die Beziehungen zwischen verschiedenen denkbaren Produktionsweisen innerhalb 
einer Klassengesellschaft, dann besitzt Klassenhandeln ein inhärentes Konfliktpotential. 
Klassenhandeln ist tendenziell Klassenkonflikt. Klassen basieren, wie wir gesehen haben, auf 
einer gemeinsamen Produktionsweise, was — um es auf eine knappe Formel zu bringen — 
heißt, ohne Klassenkooperation gibt es keine Klassen. Diese Abhängigkeit von rationalen In- 
teressenkonflikten — zwischen denjenigen, denen Arbeit Kosten bedeutet, und denjenigen, 
denen sie einen Nutzen bringt, zwischen denjenigen, für die die Entlohnung der Arbeit von 
Nutzen ist, und denjenigen, für den sie Kosten bedeutet — eröffnet eine ganze Reihe möglı- 
cher Kurse und Handlungsstrategien: Konflikt, Kompromiß, siegreiche Einigung (wobei die 
beiden letzteren inhärent instabil sind) und Allianzen sowie konkurrierende Rivalität. 

Wer ist Subjekt von Klassenhandlungen? Die einfache und einzig tragfähige Antwort ist: 
Klassenmitglieder. Klassen sind keine einheitlichen Handlungssubjekte, und sie müssen auch 
nicht als solche angesehen werden, um von Klassenhandeln sprechen zu können. Klassen- 
handeln ist nicht mehr und nicht weniger als das Handeln von Individuen und Gruppen, 
Netzwerken und formalen Organisationen einer Klasse, zur Verteidigung und Verbesserung 
von Klassenpositionen (und den damit einhergehenden sozialen Bedingungen). »Klasse« ist 
ein analytischer Begriff, und sollte als solcher betrachtet werden, und nicht als eine Truppe, 
die man durch die Straßen marschieren sehen kann. 

Zur Analyse von Klassenhandeln werden — einigen post-marxistischen Kritikern zum Trotz 
— ebenso wenig wie für die Analyse eines anderen auf sozialen Rollen basierenden Handelns 
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keinerlei Annahmen darüber benötigt, inwieweit Klassenmitgliedschaft das Repertoire so- 
zialer Rollen eines Individuums voll abdeckt. Klassenhandeln ist unabhängig davon, ob 
Klassenmitglieder Familienväter, alleinstehende Töchter, Fußballanhänger, Chorsänger 
schwarz oder weiß, Briten oder Japaner sind. Die einzige der Analyse von Klassenhandeln 
unterliegende Annahme besteht darin, daß Klassenmitglieder tendenziell (nicht notwendi- 
gerweise alle) eine für den Außenstehenden wahrnehmbare Orientierung (ein rationelles In- 
teresse) an der Verteidigung und Verbesserung und in Fällen von Ausbeutung an dem Ver- 
lassen ihrer sozialen (Klassen-) Position haben. 

Auch das Ausmaß, zu dem dies wahrscheinlich ist, ist durch die Klassentheorie in dem Ma- 
he vorhersagbar, wie Klassenverhältnisse weder durch koliektive Arrangements noch 
durch individuelle Mobilität und Auswege verwischt sind. 

Es muß jedoch unterstrichen werden, daß Klassen eine besondere Art Akteure sind. Sie 
treffen keine Entscheidungen, wie es Individuen, Gruppen und formale Organisationen 
tun. Als ein Akteur, der keine Entscheidungen trifft, hat die Klasse spezifische Kausalwir- 
kungen. Die Klassenmitgliedschaft strukturiert durch die Zurverfügungstellung von Ra- 
tionalitätskriterien und Sanktionsmechanismen für irrationales Verhalten und durch die 
Regulierung des Zugangs zu typischen Informationen individuelle Wahlhandlungen und 
Entscheidungen und erzwingt dadurch eine typische Beschränkung der Variationsbreite 
solcher Wahlhandlungen und Entscheidungen. Da Klassen nur durch das, was wir »proba- 
bilistische Strukturierung« nennen können, wirken, ist die Klassenzugehörigkeit weder ge- 
eignet, den präzisen konkreten Gehalt, noch den genauen Zeitpunkt unabhängiger Wahl- 
handlungen und Entscheidungen vorherzusagen, seien es solche von Individuen oder von 
Organisationskörpern. Die Wirksamkeit von Klassen liegt eher in der Bestimmung allge- 
meiner Orientierung bzw. von Arten wahrscheinlicher Wahlhandlungen und Entschei- 
dungen wie deren Durchsetzungschancen, des Ausmaßes gesellschaftlicher Rückwirkun- 
gen und der Dauerhaftigkeit solcher Entscheidungen. 

Dies bedeutet nebenbei, daß die gesamte Debatte um die »relative Autonomie« des Staates, 
die Poulantzas gegen den Dezisionismus mancher Konzeptionen der herrschenden Klasse 
ausgelöst hatte und die später von Skocpol und den staatsorientierten Autoren in Frage ge- 
stellt wurde, indem sie die völlige Autonomie des Staates und die Möglichkeit des Konflikts 
zwischen Staat und ökonomisch dominierender Klasse behaupteten, eigentlich verfehlt ist. 
Der Staat istein Entscheidungsträger par excellence, was weder für die herrschende Klasse, 
noch für eine andere zutrifft. Klassen und Staaten befinden sich nicht in demselben analyti- 
schen Raum. Dieser einfache, aber wichtige Unterschied zwischen Klassen und formalen 
Organisationen scheint bisher allen theoretischen Bemühungen entgangen zu sein. Er war 
immer impliziert in der komplexen — oder kritischer: verzerrten — Weise, in der die Frage: 
Was tut die herrschende Klasse wenn sie herrscht? in einer früheren Arbeit angegangen 
wurde (Therborn 1978: 161), indem nicht auf tatsächliche Entscheidungen Bezug genom- 
men wurde, sondern auf Prozesse der Reproduktion von Klassenpositionen, auf Prözesse, 
die empirisch erfaßbar und in den Auswirkungen von Staatsinterventionen auf gegebene 
Klassenpositionen abschätzbar sind; dies geschah über eine Kennzeichnung des Staates 
durch seine »nicht reduzierbare materielle Spezifik«, nicht aber durch seine »relative Auto- 
nomie« (Therborn 1978: 181). Explizit gemacht wurde dies jedoch nicht. 
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Klassen handeln entweder einfach durch parallele Handlungen ihrer Mitglieder oder durch 
komplexe Koordinierung, vermittelt durch Kommunikationsnetze oder formale Organisa- 
tionen. 

Die Klassendeterminiertheit von Staaten entsteht entsprechend nicht durch Entscheidun- 
gen der herrschenden Klasse, sondern a) durch die klassenbedingte Zurverfügungstellung 
gesellschaftlicher und organisatorischer Fertigkeiten zum Aufbau und Betreiben des 
Staats; b) über die Beschränkung staatlichen Handelns durch Klassenverhältnisse und Klas- 
senhandeln; c) über ungleiche Anforderungen an den Staat durch das Handeln von Klas- 
sen, dessen Erfolg von der Kräftekonstellation der Klassen abhängt. 

Auf ähnliche Weise bestimmt sich auch das Verhältnis zwischen Klassen und Interessen- 
organisationen, die erstere zu vertreten beanspruchen. Doch gibt es hier zwei wichtige Un- 
terschiede. Staaten sind in bestimmten territorialen Räumen zwischenstaatlicher Bezie- 
hungen angesiedelt (Skocpol 1979, Therborn 1979), während Interessenorganisationen 
Ausdrucksformen innerstaatlicher gesellschaftlicher Beziehungen sind. Weiterhin umfas- 
sen Staaten in Klassengesellschaften immer zwei oder mehrere Klassen; Interessenorgani- 
sationen repräsentieren tendenziell nur eine Klasse, oder einen Teil von ihr. 

Der Hauptbeitrag, den die Klassentheorie in beiden Fällen zu leisten vermag, ist jedoch die 
Beantwortung der Frage: Wohin führen die Führer die Geführten, und warum beschreiten 
sie den jeweiligen Weg? Die zweite Frage kann in Begriffen wie »Machtelite« nicht beant- 
wortet werden, auf die-erste lautet die Antwort entweder »in Richtung zunehmender 
Macht und wachsenden Reichtums der Machtelite«, was angesichts der Differenziertheit 
der Orientierungen von Organisationen und Staaten kaum befriedigend sein dürfte. Oder es 
wird auf ein entwickeltes Argument der Dynamik zwischenstaatlicher Beziehungen zu- 
rückgegriffen, was aber die vielschichtige Variationsbreite interner Politik nicht befriedi- 
gend erklären kann. 

Die Erklärungskraft der Klassenanalyse beruht nicht darauf, daß sie sich auf eine soziale 
Kluft, die onthologisch wichtiger bzw. für kollektives Handeln folgenreicher wäre, konzen- 
triert. Die Vorhersagemöglichkeiten, die die Klassenanalyse bietet, liegen vielmehr in ihrer 
Verortung in einer gesellschaftsübergreifenden oder systemischen Dynamik, der der Pro- 
duktionsweisefn). Im Fall des immer durch die Konkurrenz auf Märkten für Waren und 
Kapital angetriebenen Kapitalismus sticht dies besonders hervor. Klassenmacht und Klas- 
senkonflikt sind dieser Dynamik, aus der die Orientierung und Kraft des Klassenhandelns 
vorhergesagt werden könnte, inhärent. 

Um die Relevanz der Klassenanalyse für ein Verständnis von sozialem Handeln in gegen- 
wärtigen westlichen Gesellschaften — was nicht das einzige Terrain der Klassenanalyse ist, 
aber das uns hier interessierende — zu entfalten, soll in vier Schritten vorgegangen werden. 
Erstens, sind diese Gesellschaften überhaupt mittels einer gemeinsamen Produktionsweise 
integriert? Wenn nicht, können wir, was diese Gesellschaften anbelangt, jede Klassenana- 
lyse sofort vergessen, wenn ja gehen wir weiter zur nächsten Frage. Wenn sie auf diese Wei- 
se integriert sind, beruht die Produktionsweise in dem oben definierten Sinn — Zweiteilung 
zwischen Eigentümern und Managern der Produktionsmittel einerseits und deren Anwen- 
dern andererseits, wobei erstere einen größeren Anteil des Nutzens beziehen — auf Aus- 
beutung? 
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Zieht man die Betracht, daß die Zweiteilung auf verschiedene Weise erfolgt und in nicht ge- 
ringem Maße verwischt ist, bleibt dennoch die einzig mögliche besonnene und respektable 
Antwort der Sozialwissenschaft auf diese beiden Fragen ein Ja. Westliche Gesellschaften sind 
durch die kapitalistische Produktionsweise integriert, die in der Tat im obigen Sinn auf Aus- 
beutung beruht, wenn auch manch einer dieses Verhältnis mit einem von weniger wertendem 
Beigeschmack behafteten Bezeichnung versehen mag. Es könnte argumentiert werden, daß 
die umfangreichen Dienstleistungen moderner Staaten andere Werte produzieren als das Ka- 
pital, die nicht einfach als Dienste für das letztere zu betrachten seien. Dies mag wohl wahr 
sein, aber die Abhängigkeit des Wohlfahrtsstaates von der Kapitalakkumulation ist in der ge- 
genwärtigen Krise drastisch zu Tage getreten. Es gibt in westlichen Ländern keine zwischen- 
staatliche Dynamik, die diejenige der Kapitalakkumulation übertrumpfen würde. Erstere 
wird von ökonomischen Beziehungen und Angelegenheiten sogar dominiert. Die Polarisie- 
rung der Welt zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion, mit ihren Anhängseln 
NATO und Warschauer Pakt, ist auf beiden Seiten explizit mit der Rivalität Kapitalismus ge- 
gen Sozialismus verflochten, wenn auch nicht darauf reduzierbar. 

Soweit vorgedrungen, sehen wir uns der nächsten Frage gegenüber. In welchem Maß, 
wenn überhaupt, muß soziales Handeln in einer kapitalistischen Gesellschaft in Klassenbe- 
griffen analysiert werden? Allem Anschein zum Trotz ist die Beantwortung dieser Frage 
keineswegs einfach, ganz zu warnen vor voreiligen Schlüssen. Selbst die Existenz einer ka- 
pitalistischen Klassengesellschaft vorausgesetzt, die — ungeachtet einer Vielzahl von Ver- 
wischungen und komplizierenden Erscheinungen — als eine zwischen einer Klasse von Ei- 
gentümern und Managern der Produktionsmittel und einer Klasse einfacher Arbeiter und 
Angestellter polarisierte Gesellschaft aufgefaßt werden kann, behält die skeptische Frage, 
ob soziales Handeln innerhalb eines kapitalistischen Rahmens nicht genausogut oder bes- 
ser in Begriffen des Handelns von Individuen und formalen Organisationen analysiert wer- 
den kann, ihre Legitimität. 

An diesem Punkt wollen wir eine weitere Unterscheidung einführen: zwischen einer Klasse 
als Handlungsmatrix — die die Erfolgsaussichten verschiedener Verläufe individuellen und 
organisatorischen Handelns bestimmt — undeiner Klasse als Akteur. Auf Grundlage unse- 
rer oben gegebenen Definition von Klassenhandeln — das, was Klassenmitglieder tun, um 
ihre Klassenposition zu verteidigen, zu fördern oder abzuschaffen — Können wir, indem 
wir den Klassenbegriff von allen Annahmen einer organischen, überindividuellen Einigkeit 
befreien, in beiden Fällen von Klassenkonflikt sprechen. 

In dem Maß, in dem eine Klasse (hauptsächlich) nur als Matrix sozialen Handelns funktio- 
niert, kann die Klassenanalyse zwei wichtige Beiträge zur Analyse des letzteren leisten. Er- 
stens kann sie die Kräfteverhältnisse zwischen Klassen analysieren und beleuchten, und da- 
bei den Umfang der den individuellen Aggregaten und Organisationen offenstehenden 
Möglichkeiten aufzeigen (vgl. Therborn 1983, 1985). Zweitens kann sie rationale Strate- 
gien und Kriterien zur Einschätzung aktueller Strategien von Mitgliederaggregaten von 
Klassen oder von Organisationen, die die Vertretung von Klassenmitgliedern beanspru- 
chen, entwickeln (Przeworski 1985: Kap. 3-5). In diesem Sinne ist Klassenanalyse keine Al- 
ternative zur Analyse individueller und organisationeller Wahlhandlungen und Verhal- 
tensweisen, sondern deren wichtige Ergänzung. 
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Klassen müssen als Akteure ausdrücklich im Verhältnis zu Individuen und Organisationen 
begriffen werden. Klassen können in dem Maße als spezifische Akteure gefaßt werden, wie 
eine große Zahl ihrer Mitglieder sich an kollektiven Handlungen beteiligt, welche ihre Klas- 
senposition bzw. damit zusammenhängende Bedingungen betreffen und die vom in einer 
bestimmten Klassenmatrix angesiedelten Handeln formaler Organisationen — wie z.B. Ar- 
beitgeberorganisationen, Gewerkschaften, bürgerliche oder Arbeiter-Parteien — durch 
Über- oder Unterbietung abweichen. Solch klassenspezifisches kollektives Handeln wird 
durch verbindliche Netzwerke zwischen Klassenmitgliedern und durch Kanäle der Mas- 
senkommunikation aufrechterhalten. Klassenanalyse wird in diesem Fall zur unmittelba- 
ren Analyse sozialen Handelns, und nicht nur von dessen Grundlagen, Grundprinzipien 
und Auswirkungen auf das Handeln von Individuen und Organisationen. Selbst wenn 
Klassenhandeln in diesem beschränkten Sinn nicht tatsächlich vorkommit, sollte doch be- 
achtet werden, daß seine jederzeitige Möglichkeit durchaus in die Kalkulationen von Orga- 
nisationsführern und staatlichen Managern eingehen wird. Dies immer zu berücksichtigen, 
ist ein wichtiger Beitrag der Klassenanalyse. 

Schließlich sind wir bei der vierten Frage angelangt, die beantwortet werden muß. Angenom- 
men, die Klassenanalyse ist für ein Verständnis sozialen Handelns in westlichen Gesellschaf- 
ten von Relevanz, wie relevant ist es im Verhältnis zu nicht auf Klassen basierenden Hand- 
lungsformen? Zunächst wollen wir eine theoretische Antwort geben, die die Bedingungen der 
Bedeutung von Klassenhandeln angibt. Weiter unten werden wir in eine empirische Argu- 
mentation einmünden. 

Offensichtlich werden die Möglichkeiten kollektiven Handelns und Verhaltens nicht durch 
Klassenhandeln im weiteren Sinn erschöpft. Es gibt ebenso Zusammenschlüsse von Staats- 
bürgern, rein ideologisch motivierte Bewegungen, kollektives Handeln auf der Grundlage 
anderer gesellschaftlicher Spaltungen als der in Klassen, wie etwa Geschlecht und Ethnie, 
und es gibt formale Organisationen, die überhaupt nicht bzw. nicht in eindeutiger Form in 
einer Klassenmatrix angesiedelt sind. Eine entwickelte Klassenanalyse kann diese Formen- 
vielfalt nur zu ihrem eigenen Nachteil vernachlässigen. 

Es ist jedoch der Betonung wert, daß Prozesse wie der Niedergang klassenorientierter 
Stimmabgabe, wie ihn Meinungsforscher feststellen, nicht notwendigerweise einen Nieder- 
gang des Klassenhandelns anzeigt. Eine solche Veränderung indiziert zuallererst die Infra- 
gestellung oder Zurückweisung eines bestimmten politischen Repräsentationsanspruchs ei- 
ner Partei. Hierfür können sehr wohl klassenbedingte Gründe vorliegen. 

Eine Erklärung sollte in Begriffen sozialen Handelns, nicht sozialer Konflikte erfolgen. 
Denn obwohl Kiassenverhältnisse immer konfliktueil sind, macht ihr dauerhafter Charak- 
ter ebenso Klassenkooperation erforderlich. Zu welchem Ausmaß diese dem Klassenver- 
hältnis innewohnenden Tendenzen in offene Konflikte ausbrechen oder in Verhandlungen 
und gegenseitiger Anpassung münden, ist eine empirische Frage, deren Beantwortung 
nicht notwendigerweise die Bedeutung von Klassen für soziales Handeln betrifft. Auch 
friedliche Verhandlungen und gegenseitige Anpassung sind Formen von Klassenhandeln. 
Die These, daß Klassen im Verhältnis zu anderen Formen und Quellen sozialen Handelns 
Bedeutung beizumessen ist, ruht auf zwei Pfeilern. Erstens aufihrer andauernden zentralen 
Bedeutung für das Funktionieren einer gegebenen Gesellschaft, die sich aus ihrer Veranke- 
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rungin der Produktion gesellschaftlicher Werte herleitet. Klassenanalyse ist demnach nicht 
von alleiniger Bedeutung, aber immer bedeutungsvoll {soll das Handeln in einer Gesell- 
schaft, die als Klassengesellschaft zu charakterisieren ist, verstanden werden). Zweitens auf 
ihrer großen Zugänglichkeit für Erklärung und Vorhersage. Diese rührt von der Dynamik 
der Produktionsweise her, die, indem sie auf das Kräftegleichgewicht zwischen den Klassen 
einwirkt, Möglichkeiten für Vorhersage und Erklärung von Handlungen auf Grundlage 
von Klassen hervorbringt. In dem Maße, wie die Funktionsweise einer gegebenen Gesell- 
schafts- und Staatsformation in keiner anderen Dynamik eingebettet ist, erhält die Klassen- 
analyse hierdurch eine besondere Wirkung und Bedeutung. Es erscheint schwierig, eine 
These aufrechtzuerhalten, die die Zentralität von Klassenhandeln als Antrieb gesellschaft- 
lichen Wandels in Begriffen kausaler Wirkungen, die andere Bestimmungsgründe gesell- 
schaftlicher Transformation außer Kraft setzt, behauptet. Hierin ist, meine ich, Jon Elster 
zuzustimmen (1985: 391-4); aber dies rechtfertigt nicht Elsters negative Schlußfolgerun- 
gen, es gäbe keine andere feststelibare gesamtgesellschaftliche Dynamik als die kapitalisti- 
scher Klassenverhältnisse, etwa eine Dynamik, die das Verhältnis zwischen Männern und 
Frauen, zwischen Rassen oder zwischen Staaten vorantreibt. 

Es sollte auch festgehalten werden, daß man kein gültiges Argument aufrechterhalten 
kann, das Klassenhandeln zu irgendeinem Zeitpunkt eine primäre Wichtigkeit hinsichtlich 
seines inneren Verpflichtungsgrads oder seines offenen und bewußten Verhaltens zu- 
spricht. Überragende gesellschaftliche Anliegen können sich an jedem Gegenstand ent- 
zünden. 

Wir können das komplexe Feld sozialen Handelns in gegenwärtigen westlichen Gesell- 
schaften in folgendem Schaubild zusammenfassen: 


Schaubild 3: Klassen und andere Akteure auf dem Feld gesellschaftlichen Handelns 


Handlungsformen Eingliederung in die kapitalistische Dynamik 
Ja Nein 
individualistisch Markthandelnde Individuen/Bürger 


kollektiv aber sozial 


unstrukturiert — ideologische Bewegungen 


kollektiv und sozial z.B. Geschlechter, 


strukturiert 


Klassen 


ethnische Gruppen 


formal organisiert 


Interessenorganisationen 
und Parteien von 
Kapital und Arbeit 


allgemeine Parteien und 
Organisationen 
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Drei Arten und drei Probleme von Klassenhandeln 


Klassenhandeln kann drei grundlegende Formen annehmen. Erstens gibt es, was elemen- 
tares Klassenhandeln genannt werden könnte, die unmittelbare Verteidigung bzw. Verbes- 
serung von Klassenpositionen durch Individuen und Gruppen, von Klassenmitgliedern, 
das durch Verhalten am Arbeitsplatz oder in Unternehmen bzw. in hieraufbezogenem Ver- 
halten zum Ausdruck kommt. Eine zweite Form kann als verallgemeinertes Klassenhan- 
deln bezeichnet werden, das entweder durch Verbindungen, die man zu anderen Klassen- 
mitgliedern am eigenen Arbeitsplatz/Unternehmen aufnimmt, verallgemeinert wird, und/ 
oder durch über den eigenen Arbeitsplatz/Unternehmen hinausgehende Themen. Die Ver- 
allgemeinerung von Klassenhandeln über einen Arbeitsplatz/ein Unternehmen hinaus, ist 
normalerweise die Basis dessen, was Historiker und Sozialwissenschaftler, die sich mit der 
Problematik ideologischer Gemeinschaften befassen, »Klassenformierung« bzw. »Klas- 
senbildung« nennen. Keine der Forschergruppen hat dem zweiten Aspekt der Verallgemei- 
nerung von Klassenhandeln, den übergreifenden Themen, nennenswerte Aufmerksamkeit 
gewidmet {eine außerordentliche in diese Richtung gehende Leistung ist die Olofssons 
1979, ohne die selben hier benutzten Unterscheidungen zu verwenden). Die Problematik 
des Klassenbewußtseins, die ihre eigene Legitimität haben mag, ist eher geeignet, die hier 
entscheidende Frage zu verdunkeln, die vom Gesichtspunkt des Handelns nicht das Identi- 
tätsbewußtsein, sondern die die Fähigkeit, Situationen und Themen zu verallgemeinern 
und zu verbinden, betrifft. 

Die dritte Art des Klassenhandelns ist transzendierend, d.h. es zielt auf die Überwindung 
der Produktionsweise, die sie definiert. Die jüngste anti-marxistische Polemik richtete sich 
vehement gegen diese zentrale Vorstellung einer an Marx orientierten Politik — mit dem 
Einwand, sie gründe sich nur auf metaphysischer Teleologie. Rational betrachtet liegt je- 
doch nichts inhärent Metaphysisches in einem transzendentalen Klassenhandeln. Vom 
Standpunkt der Ausgebeuteten ist es offensichtlich eine von vier logischen Möglichkeiten, 
ihre Position zu verbessern: Individuelle Mobilität oder Verbesserung innerhalb des Sy- 
stems der Ausbeutung, individueller Ausstieg in ein anderes Wertesystem, kollektive Ver- 
besserung der eigenen Position innerhalb der gegebenen Produktionsweise und kollektive 
Abschaffung einer Werteproduktion, in der man ausgebeutet wird. Indem Maß, in dem die 
drei ersten Optionen einer signifikanten Zahl von Klassenmitgliedern unglaubwürdig er- 
scheinen, können wir das Auftreten transzendentalen Klassenhandelns erwarten. 

Marx sagte jedoch nicht nur voraus, daß transzendierende Klassenkämpfe von Arbeitern 
in kapitalistischen Gesellschaften geführt werden würden, sondern auch, daß sie im Ge- 
gensatz zu früheren Sklavenaufständen und Bauernerhebungen erfolgreich sein würden. 
Unter welchen Umständen also können Klassenkämpfe, die aus einer Produktionsweise 
entstehen, zu deren Überwindung und Abschaffung führen? Es gibt zwei Möglichkeiten. 
Die eine wäre, daß Klassenkonflikten eine inhärente Dynamik innewohnt, die nach dem 
Schneeballsystem zur Akkumulation von Siegen, Stärke und Ressourcen seitens der ausge- 
beuteten Klasse führen würde, während die Macht der Ausbeuterklasse unterhöhlt würde. 
Dies ist, auf reformistische Weise formuliert, die Perspektive, die Korpi (1978) anbietet. 
Marx und Engels neigten einer anderen Sichtweise zu: Die Produktionsweise besitzt eine 
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systemische Dynamik, durch die deren Expansion und Wachstum selbst die Machtposi- 
tion der Ausbeuterklasse unterminiert, die daraufhin die Schlachten des Klassenkonflikts 
verliert. Diese Behauptung von Marx und Engels sollte als empirische Vorhersage genom- 
men werden und kann also durch die weitere Entwicklung der Produktionsweise falsifi- 
ziert werden, die eher dahin tendiert, die Position von Kapitaleigentümern und Managern 
zu stärken. Eine solche Wende bedeutet natürlich eine Blockierung der Marxschen Vision 
menschlicher Emanzipation, aber keine Entwertung der Klassenanalyse als Instrument 
wissenschaftlicher Forschung. Historisch ist die Klassenanalyse, wenn auch nicht aus- 
schließlich — Schumpeters Beispiel ist eine intellektuell wichtige Ausnahme — immer 
stark mit der Arbeiterbewegung verbunden gewesen. Aber die so verpflichteten Forscher 
würden ihren Beruf verraten, schreckten sie vor der Möglichkeit zurück, ihre Forschun- 
gen könnten zu einer Vorhersage der Schwächung, Spaltung und des Niedergangs statt zu 
stets wachsender Stärke und Einigkeit führen. Und die Analyse preiszugeben, um auf hoff- 
nungsvollere soziale Akteure zu setzen als die Arbeiterbewegung, wäre natürlich ein intel- 
lektueller Rückzug. 

Aber nicht nur transzendierendes, auch elementares und verallgemeinertes Klassenhan- 
deln ist in letzter Zeit theoretisch stark in Frage gestellt worden. Klassenhandeln, wie es hier 
definiert wurde, ist eine Form rationalen Handelns. In einer der originellsten Herausforde- 
rungen der vorherrschenden Theorie sozialen Handelns hat Mancur Olson (1965: 105-106) 
argumentiert: »... wenn die Einzelnen, die eine Klasse bilden, rational handeln, wird esnicht 
zu klassenorientiertem Handeln kommen.« (Hervorhebung weggelassen) Und: »Wie in je- 
der großen Gruppe wird es jedes Individuum für sich vorteilhaft finden, wenn alle Kosten 
oder Opfer, die zur Verwirklichung des gemeinsamen Zieles notwendig sind, von anderen 
getragen werden.« 

Die bisherigen Erwiderungen auf diese Behauptung (ein Überblick findet sich bei Przewors- 
ki 1985: 96-97), scheinen, obwohl sie viele wertvolle Beiträge leisteten, den entscheidenden 
Sprung in Olsons eigener Argumentation übersehen zu haben. 

Olson behandelt Klassen als Aggregate konkurrierender Marktakteure. Doch der Eniste- 
hungsort elementaren Klassenhandelns ist kein atomistischer Markt, sondern ein soziales 
Gebilde, ein Unternehmen, und damit ein Ort, an dem Bedingungen dessen vorherrschen, 
was Olson eine »mittelgroße« Gruppe genannt hat: Sie ist »eine Gruppe, in der einerseits 
kein einzelner einen genügend großen Anteil am Gewinn erhält, um sich veranlaßt zu se- 
hen, das Gut selbst bereitzustellen, die aber andererseits nicht so viele Mitglieder zählt, daß 
niemand bemerken würde, ob ein Mitglied zur Bereitstellung des Kollektivguts beiträgt 
oder nicht« (Olson 1965: S. 50). Für diese Art Gruppe verneint Olson die Rationalität kol- 
lektiven Handelns nicht. Von dieser Perspektive aus sollte man erwarten, was auch histo- 
risch meist eingetreten ist, von Olson jedoch übergangen wird (1965: 71), daß sich, zumin- 
dest zu Beginn eines Streiks, Streikposten zuallererst gegen die durch den Unternehmer von 
außen rekrutierten Streikbrecher richten. 

In einem konkreten sozialen Kontext wird der rationale Egoist beides, die sozialen Kosten 
— von Isolation und möglicherweise Ächtung — und die ökonomischen Kosten — vor- 
übergehend eingebüßter Lohn oder Profit — in seine Nutzenkalkulation einbeziehen müs- 
sen, um zu entscheiden, sich kollektivem Klassenhandeln anzuschließen oder nicht. 
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Verallgemeinertes Klassenhandeln vollzieht sich, soweit es nicht auf das Handeln formaler 
Organisationen reduzierbar ist, in keiner Weise analog zu atomistischem Marktverhalten, 
wie Olson annimmt, sondern eher zu dem, was er das Handeln einer »föderalen Gruppe« 
nennt, einem komplexen Netzwerk relativ kleiner Gruppen und Gemeinschaften. Abgese- 
hen von den »sozialen Anreizen«, istes für untereinander kommunizierende Gruppen auch 
völlig rational, solidarische und gegenseitige Hilfe zu vereinbaren. 

Freilich existieren »Trittbrettfahrer«, und oben haben wir klargestellt, daß die Klassenana- 
Iyse individuelle Optionen ausdrücklich in Betracht zieht. Was wir jedoch hoffentlich auch 
gezeigt haben, ist, daß die Eingebundenheit von Klassenmitgliedern in Arbeitsstätten und 
anderen Örtlichkeiten, die Analogie mit der schrankenlosen Konkurrenz auf Märkten irre- 
führend macht. Breites solidarisches Klassenhandeln existiert ebenso und sollte nicht auf 
dem schwankenden Grund von Organisationszwang und individueller Emotionalität er- 
klärt werden. 

Der unfreiwillig positive Beitrag des modernen utilitaristischen Individualismus zur Klas- 
sentheorie besteht darin, gezeigt zu haben, daß tatsächliches Klassenhandeln auf der Ebene 
von Produktionsverhältnissen und Ausbeutung allein nicht verstanden werden kann. Klas- 
senmitglieder handeln auch auf Grundlage ihrer Verortung in Unternehmen und anderen 
Örtlichkeiten, mit anderen Worten im Rahmen sozialer Integration. 

Von der Spieltheorie kommt eine weitere wichtige Klarstellung darüber, wann es zu kollek- 
tivem Klassenhandeln kommt. Bei dauerhafter Interaktion — was bei einander naheste- 
henden oder auf andere Weise interdependenten Klassenmitgliedern der normale Fall ist — 
ist eine kooperative Strategie (»solidarische« wäre eine bessere Bezeichnung) relativ stabil, 
was Vergeltungsmaßnahmen gegen Abtrünnige als eine erfolgreiche Strategie umfassen 
kann. Umgekehrt kann eine Gruppe solidarischer Klassenmitglieder (die Vergeltung gegen 
Abtrünnige übt) langfristig eine Gruppe unsolidarischer Klassenmitglieder »unterwan- 
dern« (Axelrod 1984: 59-61, 63-66). 

Die Rolle, die Klassenhandeln innerhalb einer Gesellschaft spielt, hängt in signifikantem 
Maß von der Art und dem Umfang ab, in der und in dem die Verteidigung und Verbesse- 
rung unmittelbarer Klasseninteressen mit der ganzen Breite sozialer Themen verbunden 
ist. Für verallgemeinertes Klassenhandeln in diesem Sinn existiert in der Regel zu jedem 
Zeitpunkt mehr als eine Option, die mit rationaler Vertretung von Klasseninteressen ver- 
einbar ist, und wenn aus keinem anderen Grund als dem, daß Rationalität verschiedene 
Zeitperspektiven umfaßt. Wie die Verallgemeinerung vor sich geht, bleibt theoretisch un- 
bestimmt. An diesem Punkt werden Strategie und Führung zentrale Determinanten von 
Klassenhandeln, was der Grund dafür ist, daß Klassenpolitik, wie jede Politik, eine nicht 
auf Wissenschaft reduzierbare Kunst bleibt. Dies bedeutet jedoch nicht, daß verallgemei- 
nerte Klassenpolitik dem Zufall unterläge. Das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und 
anderen Ausdrucksformen ökonomischer Selbstverteidigung der Arbeiterklasse einerseits 
und politischen Parteien andererseits hat zum Beispiel in den Kernländern der kapitalisti- 
schen Welt nur eine sehr begrenzte Zahl über einen längeren Zeitraum stabiler Formen 
angenommen. Diese Formen sind unter Bezug auf Industrialisierungsmuster und dem 
Charakter und der jüngsten Geschichte des Staats zum Zeitpunkt der Formierung der in- 
dustriellen Arbeiterklasse zu erklären (vgl. Buci-Glucksmann/Therborn 1981: 30 ff.; Ther- 
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born 1983: 41 ff., 48 ff.). Dies bedeutet jedoch, daß selbst vom klassentheoretischen Stand- 
punkt aus Staat und Politik nur durch Klassenhandeln bestimmt wären. Staat und Politik 
sind ebensosehr Determinanten von Klassenhandein. 


Die Aktualität von Klassen 


Obwohl hier keine Gelegenheit besteht, die Bedeutung der Klassenanalyse empirischen 
Tests zu unterziehen, macht die jüngste Flut der Infragestellungen zumindest eine Plausibi- 
litätsabschätzung ihrer Brauchbarkeit als Instrument zum Verständnis gegenwärtiger 
westlicher Gesellschaften notwendig. Drei grundiegende Fragen werden hierbei berührt 
werden. Ist es wahr, daß Klassenhandeln in fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaf- 
ten rückläufig ist? Ist es wahr, daß neue Prozesse sozialer Differenzierung tendenziell ver- 
allgemeinertes Klassenhandein ersetzen? Ist transzendierendes Klassenhandeln für die 
Beurteilung von Möglichkeiten zur Abschaffung des Kapitalismus von Bedeutung? 

Die geeignetste kurz gefaßte Antwort auf die erste Frage könnte der Streikstatistik entnom- 
men worden sein, als typischem Ausdruck des Klassenkonflikts in kapitalistischen Gesell- 
schaften. Hier liegt der Fall ziemlich klar. Die langfristige Tendenz ist eher eine zunehmen- 
de Beteiligung an Streikhandlungen. In 11 von 18 Ländern war zwischen den Zeiträumen 
1978-1982 und 1974-77 ein Sinken der Streikbeteiligung festzustellen, doch verglichen mit 
den Zwischenkriegsjahren gab es 1978-82 in 10 Ländern eine höhere Beteiligung an Streiks 
und in 8 eine niedrigere. Verglichen mit der Nachkriegsperiode 1946-1952 erlebten 10 Län- 
dern eine Zunahme und 6 einen Rückgang. Verglichen mit der Periode 1960-67 gabesin 12 
Ländern einen Anstieg der Streikaktivitäten gegenüber einer Abnahme in 5 Ländern. Sogar 
verglichen mit der Periode 1968-73 hatten 9 Länder in der Periode 1978-82 eine Zunahme 
zu verzeichnen, 8 Länder eine Abnahme (Shalev 1983: 440-1). Die Klassengesellschaft hat, 
wie oben schon betont, überlebt — und ebenso der elementare Klassenkampf. 

Die zweite Frage wollen wir angehen, indem wir eine Reihe vorsichtig formulierter grundle- 
gender Einwände gegen die Klassenanalyse, die Claus Offe präsentiert hat, aufgreifen. Ei- 
ner dieser Einwände lautet etwa so: Aufgrund der Segmentierung des Arbeitsmarkts, der 
Polarisierung von Arbeitsqualifikationen und anderer neuer Prozesse sozialer Differenzie- 
rung kann »die Arbeitnehmereigenschaft als solche kaum mehr zum Ausgangspunkt kultu- 
reller, organisatorischer und politischer Aggregatbildungen und kollektiver Deutungen 
werden« (Öffe 1983: 45). 

Diese Perspektive hat sowohl die historische Dimension als auch die von Organisationen 
aus den Augen verloren. Denn die Formierung von sozialen Aggregaten kann heute nicht 
mehr »tabula rasa« stattfinden, sondern auf einem eng mit historischen Ergebnissen be- 
stückten Feld. Ein gewichtiger Teil des letzteren sind die Gewerkschaften als Ergebnis frü- 
herer Kämpfe um die horizontale Verallgemeinerung des Klassenkonflikts. Dieser Kampf 
ist großteils erfolgreich gewesen. Als Resultat betrachten sich viele Menschen, die sich frü- 
her in erster Linie als Beamte, Freiberufler, oder Unternehmens- und Managementassisten- 
ten betrachtet hätten, heute zuallererst als Lohn- und Gehaltsabhängige und handeln ent- 
sprechend. Wiederholte Streikaktivitäten amerikanischer Lehrer, Streiks von Angestellten 
der schwedischen Privatindustrie in den 80er Jahren, der Streik der britischen Kranken- 
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schwestern 1982, der massive Streik des belgischen öffentlichen Dienstes im Herbst 1983, 
der Streik britischer Lehrer und schwedischer Beamter im Frühjahr 1985 zeigen alle, wie in- 
adäquat die ahistorische Soziologie ist, die Offes erste These impliziert. 

Zweitens argumentiert OÖffe, daß Arbeit, die man in unserem Zusammenhang als Produktion 
gemeinsamer materieller Werte fassen kann, an »Valenz« und »Zentralität« im Leben der 
Menschen verloren hat (Offe 1983: 50). Arbeitszeitverkürzungen, sowohl für die Lebenszeit 
wie bei den Wochenarbeitszeiten und gleichermaßen die zunehmende Teilzeitarbeit, wie un- 
gleichmäßig auch immer, mögen Offes These einige Plausibilität geben. Der direkte Einfluß 
kulturellen Wandels ist schwieriger einzuschätzen. Der Niedergang von Religion und Patriar- 
chat hat sicherlich zu einer Verstärkung der zentralen Stellung der Arbeit beigetragen und 
überwiegt wahrscheinlich den Einfluß ven Aussteigerideologien der entfremdeten Jugend 
der Boomgeneration. 

Wie dem auch sein mag, die statistische Beweislage gibt wenig zur Stützung von Offes zwei- 
ter These her. Historisch gesehen hat der Grad der Beteiligung an Erwerbsarbeit im gegen- 
wärtigen Jahrzehnt der 80er Jahre in 12 der entwickelsten 16 OECD Ländern den Spitzen- 
wert erreicht. Die Ausnahmen sind Öffes Herkunftsiand und die ihm kulturellam nächsten 
stehenden: also Deutschland, Österreich und die Schweiz, wo die Beteiligung an Erwerbsar- 
beit, verstanden als Anteil der Bevölkerung zwischen 15 und 64 Jahren, seit den 60er Jah- 
ren gefallen ist. Großbritannien ist, mit einem Rückgang seit 1977, ein Sonderfall (OECD 
1984: Teil I, 1985: 37). 

Der Anteilder 15-64 jährigen Bevölkerung an den bezahlten Beschäftigten war im Westen 
als ganzem Mitte der 70er Jahre höher als in den 50er Jahren (Maddison 1982: 26-2). In der 
Krise ging die Beschäftigtenzahl in den frühen 80er Jahren tendenziell zurück, aber in den 
beiden führenden Ländern des entwickelten Kapitalismus, den USA und Japan, und eben- 
so in Finnland, Norwegen und Schweden, nahm sie zu — dort hat ein größerer Anteil der 
15-64 jährigen Bevölkerung als jemals zuvor gearbeitet {abgesehen von Japan direkt vor der 
Krise 1973) (OECD 1985: 15). 

Längsschnittdaten über die subjektive Bedeutung von Arbeit scheinen nicht zugänglich zu 
sein, doch zeigen die zwischen verschiedenen Sektoren erhobenen Daten ein breites Spek- 
trum von Einstellungen. Yankelovich u.a. (1983: 66) fanden heraus, daß etwa die Hälfte der 
Arbeitsbevölkerung in USA, Japan und Schweden ein »starkes Arbeitsethos« besaßen, 
verglichen mit einem Viertel in der BRD und einem Sechstel in Großbritannien. Offe mag 
ein paar spezifische Tendenzen seines Landes zum Ausdruck bringen, eine allgerneine Basis 
für seine Interpretation der Entwicklungsrichtung westlicher Gesellschaften scheint es für 
sein zweites Argument nicht zu geben. 

Vorsichtiger als in seinen anderen Thesen gibt Offe zu bedenken, daß Klassenfragen ten- 
denziell an allgemeiner Bedeutung verlieren; politische Systeme scheinen nicht mehr vor- 
nehmlich mit der Garantie von Produktionsverhältnissen und der Bewältigung von Vertei- 
lungsproblemen in Kategorien von Knappheit und Erwerb befaßt zu sein (Öffe 1983: 58). 
Dies ist nun völlig verfehlt, wie das bei weitem bedeutendste Thema, Arbeitslosigkeit, der 
letzten Wahlen (1983) in Deutschland und Großbritannien (Crewe 1983; Feist/Liepelt 
1983) und auch das Wahlverhalten entlang ökonomischer Erfahrungen bei der amerikani- 
schen Präsidentschaftswahl 1984 zeigen. 49% der amerikanischen Wähler sagten, es gehe 
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ihnen besser als 1980, und 84% von ihnen wählten Reagan. 20% sagten, es gehe ihnen 
schlechter als vor 4 Jahren, und von ihnen wählten 85% Mondale (Time 1984: 13). 
Schließlich hat Offe noch etwas über die Marxsche Perspektive transzendierender Klassen- 
kämpfe zu sagen, wobei er kategorisch die von Marx hervorgehobene strukturelle Grundlage 
sozialen Wandels zurück weist, nämlich die geselischaftliche Entwicklung der Produktivkräf- 
te. Offe (1983: 58) zufolge ist es zumindest für westliche Gesellschaften »sinnlos geworden, ei- 
ne Kontinuität der Entwicklung der Produktivkräfte und der Emanzipation zu unterstellen«. 
Es ist nun nicht klar, was Offe eigentlich unter »Entwicklung der Produktivkräfte« versteht. 
Eine übliche Definition setzt diese einfach mit »zunehmender Produktivität« gleich, und so 
gesehen wäre Offes These nicht einfach falsch zu nennen, aber auch in dieser Fassung ist sie 
noch zu diskutieren. So würden die Möglichkeiten der Erneuerung und Vermenschlichung 
der riesigen verlassenen Industriegebiete Nordenglands und der heruntergekommenen Stadt- 
kerne der britischen Großstädte sicherlich durch eine Steigerung der Produktivität der briti- 
schen Ökonomie stark verbessert werden. Und wenn man den Begriff der Produktivkräfte 
unter dem Gesichtspunkt technisch-organisatorischer Imperative eines erreichten Produkti- 
vitätsniveaus interpretiert, d.h. entlang der Marxschen Idee der Vergesellschaftungstenden- 
zen der Produktivkräfte als Grundlage der Abschaffung des Kapitalismus, erscheint die Ar- 
gumentation in einem völlig anderem Licht. 

Ein nicht-eschatologischer Marxismus kann nicht länger von der Annahme ausgehen, eine 
Verbesserung der Position kapitalistischer Arbeiter seisynonym mit dem Abbau aller For- 
men menschlicher Unterdrückung; doch als ein Aspekt menschlicher Emanzipation kann 
sie sicherlich angesehen werden. 

Die Tendenz eines zunehmend gesellschaftlichen Charakters der Produktivkräfte, die 
Marx voraussagte, ist tatsächlich eingetreten, ausgedrückt in der Ausdehnung staatlicher 
Dienstleistungen und staatlicher Koordination, sowie dem wachsendem Umfang der pro- 
duktivsten kapitalistischen Unternehmen. Marx behielt auch darin recht, daß dies die Posi- 
tion der Arbeiter stärken würde, denn im Öffentlichen Dienst ließ sich im ganzen gesehen 
Widerstand sehr viel leichter und breiter verallgemeinern als im Privatsektor, in Großunter- 
nehmen eher als in kleinen. Nun hat sich diese Tendenz zugunsten einer Reprivatisierung 
z.B. der Telekommunikation — nicht nur durch den Verkauf öffentlichen Eigentums, son- 
dern wichtiger noch durch die Einführung privaten Managements — in Richtung einer De- 
regulierung des Transport- und Finanzsektors umgekehrt, während gleichzeitig der Sektor 
der Kleinunternehmen auf Kosten der Großindustrie wächst. Die Auswirkungen auf die 
Stellung der Arbeiter dem Kapital gegenüber sind klar und wenig kontrovers: die Umkeh- 
rung der Vergesellschaftungstendenz der Produktivkräfte zieht eine Schwächung der Posi- 
tion der Arbeiter nach sich. Und diese Tendenz wiederum läßt die Marxsche Utopie und 
den Weg dorthin weiter in die Ferne rücken. Die einzig gerechtfertigte Schlußfolgerung ist, 
daß die Ablehnung der Marxschen Idee einer Beziehung zwischen technisch -organisatori- 
schen Formen, die sich aus gegebenen Produktivitätsniveäus ergeben, einerseits und sozia- 
len und politischen Verhältnissen und Chancen andererseits, eine Schmälerung des uns zu- 
gänglichen Wissens über die Gesellschaft und die sozialen Möglichkeiten bedeutet. 

Die unbestreitbare Tatsache, daß es der Kampf der Arbeiterklasse und der Gewerkschafts- 
bewegung (bisher) nicht geschafft hat, irgendeine westliche Gesellschaft ins Land des Sozia- 
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lismus zu überführen, hat einen nicht unbeträchtlichen Umfang an Schriften und Diskus- 
sionen über sozialistische Politik und Strategie unter Absehung von der Arbeiterklasse und 
der Arbeiterbewegung hervorgebracht. Obwohl dies sicherlich nicht der geeignete Ort ist, 
politische Streitigkeiten beenden zu wollen, weder für bzw. gegen Kapitalismus/Sozialis- 
mus, noch für bzw. gegen diesen oder jenen optimalen Weg, um zu erreichen, was immer er- 
strebenswert erscheint, haben diese politischen Überlegungen doch Relevanz für unsere 
Einschätzung der Bedeutung des transzendierenden Klassenkampfes. 

Nur eine einfache Frage soll gestellt werden. Welche massenhaften sozialistischen undanti- 
kapitalistischen Kräfte hat esin der Geschichte des westlichen Kapitalismus gegeben? Mas- 
senhafte Kräfte in dem Sinn, daß sie zumindest etwa ein Drittel der politisch aktiven erwach- 
senen Bevölkerung um sich geschart haben. Die kurze Antwort: die deutsche, finnische, 
schwedische und dänische Sozialdemokratie vor 1914, die deutschsprachigen Sozialdemo- 
kratien der Zwischenkriegszeit, wenn auch mit zunehmenden Anpassungstendenzen, von 
kommunistischen Parteien in die andere Richtung gedrängt, von denen nur die deutsche 
von wirklicher Bedeutung war; in der unmittelbaren Nachkriegszeit kommunistische und 
sozialdemokratische Kräfte in Finnland, Frankreich, Deutschland und Italien, möglicher- 
weise in Großbritannien, die französischen Sozialdemokraten und Kommunisten der 70er 
Jahre; gedrängt von den Gewerkschaften verfolgte die schwedische Sozialdemokratie für 
einige Zeit in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre eine post-kapitalistische Vision; die heu- 
tige italienische kommunistische Partei. Diese Auswahl ist zugegebenermaßen etwas groß- 
zügig, mit mehr Gewicht auf den programmatischen Verpflichtungen als auf der tatsächli- 
chen Politik, die sowieso angesichts des Minoritätenstatus der meisten Bewegungen schwer 
zu beurteilen ist. 

Aber auch so liegt der Sachverhalt völlig klar auf der Hand. Erstens hat es tatsächlich um- 
fangreiche sozialistische Bewegungen in der Geschichte des industriellen Kapitalismus ge- 
geben. Zweitens kam die Anhängerschaft jeder einzelnen von ihnen in überwältigendem 
Maß aus der Arbeiterklasse, und mit Ausnahme der italienischen und französischen Sozial- 
demokratien gilt dies auch für ihre Führungen. Und umgekehrt hatte Antikapitalismus nie 
eine andere Massenbasis als die der Arbeiterklasse. 

Wir können nicht beanspruchen, die unbedingte Aktualität von Klassen im gegenwärtigen 
Kapitalismus bewiesen zu haben. Doch haben wir hoffentlich die gegenüber modischen Al- 
ternativen —- selbst wenn diese vorsichtig und subtil vorgetragen werden — größere Plausi- 
bilität der Klassenanalyse aufgezeigt 


Grenzen der Klassenanalyse 


Triumphale Töne sind in einem gelehrten Diskurs fehl am Platz. Die Möglichkeiten einer 
Theorie sollten eher aufgrund des Bewußtseins ihrer Begrenztheit als ihres schrankenlosen 
Anspruchs gemessen werden. Der angemessene Schluß einer Verteidigung der Klassenana- 
lyse scheint deshalb im Aufweis ihrer Grenzen zu bestehen. Die Grundidee der Klassen- 
theorie vorausgesetzt, können ihre Grenzen in vier Dimensionen gesehen werden. 

Zum Ersten: die Klassenthecrie ist eine Theorie sozialer Differenzierung auf Grundlage 
von Ausbeutungsbeziehungen in der Produktion gemeinsamer Werte. Oben haben wir die 
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grundiegenden Bedingungen der Gültigkeit dieser Position benannt. Jetzt sollen weitere 
Grundlagen für signifikante soziale Differenzierungen aufgezeigt werden. Eine grundle- 
gende Differenzierung entspringt der nicht reduzierbaren existentiellen Singularität des In- 
dividuums, die jenen Teil menschlichen Daseins mit sich bringt, der sich jeglicher sozial- 
wissenschaftlichen Schubladendenken entzieht. Zweitens sind Menschen grundlegenden 
Differenzierungen in Geschlecht, Alter, Eltern- und Nachkommenschaft unterworfen. 
Drittens sind Männer und Frauen durch tagtägliche Lebensaktivitäten und Zugehörigkei- 
ten wie Arbeit, Freizeit, Ortsverbundenheit und Gruppenidentität differenziert. Diese 
Klassendifferenzierung kann keine diesen anderen Differenzierungsachsen überlegene on- 
tologische Bedeutung beanspruchen. Ihr einziger möglicherweise berechtigter Anspruch 
besteht darin, zeitlich und räumlich breitere Regelmäßigkeiten menschlichen Handelns als 
andere Formen der Differenzierung vorhersagen zu können. 

Zum Zweiten: die Klassenposition weist auf den Antrieb für soziales Handeln hin. Somit 
basiert sie auf der Annahme rationaler Interessen. Als Theorie der Motivierung von Hand- 
lungen ist die Klassentheorie zumindest von zwei weiteren Einflüssen beschränkt. Der eine 
besteht in rationalen Interessen, die auf nicht-klassenmäßiger Differenzierung beruhen, 
den zweiten nennen wir mit einem Begriff aus der Zeit des Übergangs vom Feudalismus 
zum Kapitalismus, der in brillanter Weise von Albert Hirschmann (1977) ausgegraben wur- 
de, »Leidenschaft«. Diese entsteht heute weitgehend aus der Rezeption der fortwährenden 
Produktion aller möglicher Themen durch die Medien, wie auch aus der existentiellen Psy- 
chodynamik der Individuen und.der sozialen Einschluß- und Ausschlußdynamik bei kollek- 
tiven Identitätsbildungen. Als positionale Handlungsgrundlage kann der Klassenbegriff 
möglicherweise anderen, auf allgemeineren soziologischen und psychologischen Theorien 
basierenden Identitäten untergeordnet werden (vg. Therborn 1981), gleichgültig, ob diese 
Identität einen individuellen, gruppenmäßigen oder nationalen Charakter hat. Der legitime 
Anspruch der Klassentheorie läge dann eher in der These, daß die Form und die Ausrich- 
tung von »Leidenschaften« und von nicht-positionalen, auf Identität basierendem Han- 
deln weniger als durch Klassenpositionen motiviertes Handeln voraussehbar ist. 
Drittens: die Klassenanalyse ist auf die Herstellung von Handlungsmatrixen orientiert, al- 
so auf das Begreifen einer anderen Art Handelns als das eines vereinheitlichten Subjekts, 
sei es ein Individuum, eine Gruppe oder eine Organisation. Dadurch ist sie nicht geeignet, 
einzelne Entscheidungen und Ereignisse zu erklären, regelrechte Klassenschlachten ein- 
mal ausgenommen. Dies impliziert, daß die Klassenanalyse immer ein Feld für erzählende 
Geschichtsschreibung und Analysen von Entscheidungsprozessen offenläßt und zum Be- 
greifen kritischer Prozesse durch letztere ergänzt werden muß. 

Viertens und letztens ist eine Theorie der Klassenaufteilung zugleich eine Theorie sozialer 
Integration, einer sozialen Integration durch die Produktion gemeinsamer Werte. Dies ist 
jedoch nicht die einzig mögliche bzw. existierende Theorie sozialer Integration. Die wich- 
tigste Alternative, von Talcott Parsons (1968) mit großer Brillanz dargelegt, besteht in einer 
sozialen Integration, die auf dem basiert, was wir mit einer Reformulierung Parsons als die 
Erinnerung an gemeinsame durch Sozialisationsprozesse internalisierte Werte nennen kön- 
nen. Keine ernsthafte Klassentheorie könnte es sich erlauben, diese grundlegenden Einsich- 
ten zu vernachlässigen. Ihre Effektivität wird am klarsten an der Bedeutung von staatlich 
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begrenzten Gesellschaften. Der Begriff »Nation« ist nicht gleichbedeutend mit »staatsbe- 
grenzter Gesellschaft«. Er ist schwerer faßbar und für die Ausformung von Klassenhandeln 
weniger wichtig. Er hat jedoch den Vorteil, uns mit dem handlichen Adjektiv »national« zu 
versehen. Der Punkt, der immer in Erinnerung bleiben muß, ist der, daß Klassenhandeln zu 
jedem Zeitpunkt auf Grundlage erinnerter Erfahrungen und nicht nur von früheren Klas- 
senkämpfen innerhalb der Produktionsweise vonstattengeht, sondern und vor allem vor 
dem Hintergrund erinnerter Erfahrungen, die die gesamte Geschichte einer staatlich be- 
grenzten Gesellschaft einschließen. Klassenhandeln ist in diesem Sinne immer national 
(vgl. Hobsbawm 1964: Kap. 18), wie es zugleich gemeinsames Merkmal von Klassengesell- 
schaften ist. 


Coda 


Während Rezeption und Rückwirkungen der Klassenanalyse von den zukünftigen Kräfte- 
verhältnissen zwischen den gesellschaftlichen Klassen bestimmt werden dürfen, kann ihre 
intellektuelle Entwicklung auf Grundlage der heutigen Situation vorausgesehen werden. 
Letzteres gibt Anlaß zur Voraussage wichtiger intellektueller Fortschritte. Aus zwei Grün- 
den. Einer besteht darin, daß die Klassenanalyse eine der machtvollsten, aus der klassischen 
Sozialwissenschaft überkommenen Errungenschaften ist, deren volles Potential aufgrund 
deseschatologischen Gewands, in das sie in der gläubigen marxistischen Tradition gekleidet 
war, weitgehend unerschlossen ist. Der andere ist, daß die Begegnung zwischen klassischem 
Marxismus und moderner Gesellschaftstheorie, die durch die Ereignisse von 1968 möglich 
wurde, erst jetzt zur Reife gelangt. 


Übersetzung aus dem Englischen von David Weißert 
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Klmar Altvater 
Gramsci in der BRD: Eine Theorie wird gefiltert. 


Im geteilten Deutschland ist auch Gramsci geteilt worden: in der DDR wurde ihm der Re- 
spekt zuteil, der ihm als ÄAntifaschisten, der im Gefägnis sterben mußte, und als Führer der 
KPI und als Persönlichkeit der IH. Internationale zukommt. Seine theoretischen und poli- 
tisch-strategischen Arbeiten hingegen blieben von geringerem Interesse, da ja mit dem 
»Marxismus-Leninismus« sowohl eine fertige Gesellschaftstheorie als auch deren philoso- 
phische Grundiegung voll ausgebildet und gegeben war, an der man auch mit Gramscis 
theoretischen Fragen und politischen Zweifeln nicht rühren oder gar rütteln ließ. So fun- 
gierte Gramsci eher wie eine Nippes-Figur auf dem Regal für teure Andenken, denn als Be- 
standteil der Bibliothek notwendigen Wissens für denjenigen, der in der DDR »Diamat« zu 
studieren hatte. 

Ganz anders im westlichen Teil Deutschlands. Die erste Publikation einer Auswahl von 
Schriften Antonio Gramscis in der BRD erscheint 1967, eingeleitet von Wolfgang Abend- 
roth und herausgegeben von Christian Riechers. Abendroth betont denn auch das Neue 
der Edition: Gramsci sei zwar den linken Intellektuellen der BRD als Name längst geläu- 
fig, jedoch habe ihn kaum jemand zur Kenntnis nehmen können; die Italophilie der west- 
deutschen Linken, die dann auch zu einem explosionsartigen Anschwellen der Sprach- 
kompetenz führte, begann schließlich erst in den 70er Jahren. Es ist daher kein Zufall, 
wenn Riechers in der Einleitung zu »Philosophie der Praxis. Eine Auswahl« Gramsci mit 
dem damals der Linken viel vertrauteren Mao Tse Tung vergleicht: als heterodoxen Mar- 
xisten, der den »Marxismus voluntaristisch« interpretiere, »die hervorragende Rolle der 
revolutionären Praxis (betont), die aktivierende Rolle des Überbaus {hervorhebt)«. Beide, 
der Chinese und der Italiener, so Riechers, verträten eine »aufklärerische Grundposition 
einer permanenten Reform des Bewußtseins der Volksmassen«. Der darin implizierte 
»Idealismus«- Vorwurf an die Adresse Gramscis wird von Riechers später auf die gesamte 
Parteigeschichte der KPI ausgedehnt, und zwar von linkskommunistischer, bordighiani- 
scher Position aus. Der Blickwinkel, aus dem die Lektüre Gramscis — wenn überhaupt — 
erfolgte, war damit markiert. 

Die Auswahl von Texten {aus dem »Ordine Nuovo« und aus den »Quaderni del Carcere«) 
blieb lange Zeit die einzige deutschsprachige Quelle für diejenigen, die sich mit Gramsci be- 
schäftigen wollten. Allerdings folgte Anfang der 70er Jahre eine Sammlung von Aufsätzen 
Gramstcis zur Frage der Räte; aktueller Anlaß war die neu entflammte Rätediskussion nach 
dem Pariser Mai (Räte von Saclay} und dem autunno caldo der Turiner Rätebewegung 
nach 1969. Auch hier wieder das Strukturmerkmal der Gramsci-Debatte in der BRD: seiek- 
tiv werden bestimmte Texte aufgegriffen, die in eine gerade aktuelle und nicht mit langer 
Perspektive geführte Diskussion passen. 


* aus: »Rinacita«-Sonderausgabe (Ende Januar 1987) zum 50. Todestag von A. Gramsci. 
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Verschlungene Wege der Gramsci-Rezeption 


Es können die verschlungenen Wege nicht unterschlagen werden, auf denen die Rezeption 
Gramscis dann doch »aufgeherrscht« wurde: Ich selbst erinnere mich an Diskussionen vor 
dem 21. August in der CSSR mit Intellektuellen des »Prager Frühlings«, die den Versuch 
machten, die politischen Verwerfungen und Tendenzen in ihrer Gesellschaft mit Gramsci 
zu deuten und ihnen eine Richtung zu geben. Gramstci war ganz zweifellos ein bedeutender 
theoretischer Gegenpart zu den ökonomistischen Interpretationen des »realen Sozialis- 
mus« und gegen die Nonchalance, mit der die gesellschafts-synthetische Kraft des politi- 
schen Systems und der Formen von Bewußtsein und Ideologie behandelt wurden. In dieser 
Lage waren die Kritiker selbst noch Kinder und Opfer des Kritisierten, und Gramsci schien 
die kategorialen Mauern brechen zu können, die den Zugang zu einem nicht-orthodoxen, 
frischen Marxismus versperrten, nach dem durch Studentenbewegung, spontane Streiks, 
Reformaufbruch in Osteuropa gegen Ende der 60er Jahre ein heftiges, die nationalen Gren- 
zen überschreitendes Bedürfnis vorhanden war. 

Doch bevor die »eigentliche« Gramsci-Rezeption in der BRD Mitte der 70er Jahre begann, 
entstanden drei Filter, die ihr dann auch die »nationale« westdeutsche Spezifik gaben. Der 
erste Filter war die anti-gramscianische enthusiastische, ja triumphalistische Aufnahme 
der »italienischen Klassenkämpfe« zu Beginn der 70er Jahre durch die Brille der spontanen 
Klassenorganisationen von »Potere Operaio« bis zu »Lotta continua«. »Wir wollen alles« 
blieb in der perfektionistischen BRD, die ja auch ihre Linkeeinfärbte, keine Parole, sondern 
wurde in einer — kurzlebigen zwar — aber verbreiteten Zeitung zur Propagierung der Klas- 
senkonfrontation. Auch die Theorien des »Operaismo« und des »Planstaats« (vor allem die 
Schriften von Antonio Negri), die die Fabrik zum Zentrum des gesellschaftlichen Macht- 
konflikts erklärten, fanden mehr Interesse als der »Idealismus und Revisionismus« Grams- 
cis. Der Operaist Tronti wurde übersetzt und breit rezipiert (»Arbeiter und Kapital«); sein 
späterer theoretischer Schwenk hingegen wurde kaum zur Kenntnis genommen. Johannes 
Agnoli zog in »Die Politik des Kapitals« die politischen Konsequenzen aus diesem theoreti- 
schen Ansatz: gegen die Organisation und für den Spontaneismus; gegen die Integration 
und für die Klassenpolitik in der Fabrik. Für viele wurde die Form der Militanz zu einem 
Fetisch, der es zu verhindern vermochte, daß Reflexionen über die Inhalte und die Perspek- 
tiven, über die Formen politischer und gesellschaftlicher Ordnung, nach der Phase der Mili- 
tanz zumal, geführt werden konnten. Es schien, als ob Militanz, etwas in jeder Hinsicht 
Nicht-Alltägliches, zur emphatisch betonten Routine des Alltagslebens zu werden hätte 
und jeder, der sich diesem Projekt verweigerte, wurde dementsprechend des Verratsbezich- 
tigt. Gar nicht paradoxerweise trafen sich in dieser Einschätzung sowohl die westdeutschen 
spontaneistischen Gruppen und Personen als auch die orthodoxen ML-Parteiaufbauer zu 
gespenstischer Ein- und Niedertracht. 

Der zweite Filter war die »Rekonstruktion der Kritik der Politischen Ökonomie«, an die 
sich mit verbissener Leidenschaft Ende der 60er Jahre größere Teile der akademischen Lin- 
ken machten. »Das Kapital« wurde studiert, manchmal buchstabenorientiert ohne Blick 
über die Seitenränder der »Marx-Engels-Werke« hinaus auf die triste politische Wirklich- 
keit der BRD, die sich zu Beginn der 70er Jahre mit dem »Berufsverbot« in eine autoritäre 
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Demokratie nach den ersten Jahren des »Aufbruchs zu Reformen« unter der soziallibera- 
len Koalition verkehrte. Teilweise wurde die »Kapital-Lektüre« wie das Sesam-Öffne- 
Dich zur Erkenntnis der gegenwärtigen Welt verstanden; und dort, wo die Reichweite der 
Marxschen Kategorien aufhörte, setzten die »Ableitungen« von Formen der geselischaft- 
lichen Reproduktion und politischen Organisation und Institutionenbildung ein, z.B. die 
»Staatsableitung«. Nichts dagegen einzuwenden! Aus dieser Debatte sind einige wichtige 
Analysen hervorgegangen, die heute zu Unrecht vergessen oder verdrängt sind. Doch war 
der theoretische Horizont der Debatte begrenzt: auf die Formseite des Staates nämlich, 
nicht auf seine Institutionen, nicht auf das Regelwerk von demokratischen Gesellschaften 
oder die stabilisierenden Mechanismen von Bewußtseinsformen zielend, also auf die The- 
men, die mit Gramscis Theorie hätten erschlossen werden könne. Verständlich ist dies alle- 
mal, wenn man sich des Anlasses der »Staatsableitungs-Diskussion« erinnert: im Beitrag 
von Müller und Neusüß (1970), der die Debatte eröffnete, wurde explizit der Gegenstand 
der Kritik bezeichnet: der alte und neue Revisionismus und Reformismus, der infolge theo- 
retischer Mängel davon ausging, daß in der modernen bürgerlichen Gesellschaft dem Staat 
die Kapazitäten der Regulierung des ökonomischen Prozesses zur Verfügung stünden, mit 
denen Krisen vermieden oder gesteuert werden könnten. Der Aufsatz war beinahe eine 
Blasphemie und erntete dementsprechend harte Kritiken derjenigen, die sich angegriffen 
fühlten. Immer noch ist dieser Aufsatz (wie andere auch) lesenswert; doch arbeitete die 
Staatsableitungsdebatte mit Kategorien, die sich einer Öffnung zu Gramscis politischer 
Theorie sperrten. 


Die historische Eigenart der westdeutschen Linken 


Verständlich ist diese Begrenzung aus der Entstehungsgeschichte und dem politischen Er- 
fahrungsschatz der westdeutschen Linken: Anders als in den meisten anderen westeuropä- 
ischen Gesellschaften war die Linke marginalisiert, teilweise (wie die Kommunistische 
Partei seit 1956) kriminalisiert. Zur politischen Machtlosigkeit verurteilt, dänmerte kaum 
jemandem die Notwendigkeit einer Theorie nicht der Reproduktion ökonomischer son- 
dern der Entstehung und Organisation politischer Macht. Freilich ist zu berücksichtigen, 
daß die einfachen Formeln über den Machterwerb von Hilferding und anderen sozialde- 
mokratischen Theoretikern der 20er Jahre grundlegend kompromittiert waren und als 
neuer theoretischer Anknüpfungspunkt nicht viel taugten. Hinzu kommt noch, daß die 
große theoretische Tradition in Deutschland durch die brutale Liquidation der kritischen 
Intelligenz im Nationalsozialismus unterbrochen, in der Adenauer-Ära im Fieber des 
»Wirtschaftswunders« stillgesteilt, und durch die Ulbrichts etc. in der DDR kompromit- 
tiert worden war, sc daß der Linken die selbstverständlichen, wenig aufregenden Anknüp- 
fungspunkte fehlten, an denen Theorieentwicklung hätte fortgesetzt werden können. So 
geriet die »Rekonstruktion der Kritik der Politischen Ökonomie« zu einem begeisternden 
Abenteuer, zu einer Fahrt in die »blauen Bände« (der Marx-Engels- Werke), die neben sich 
keine andere Route duldete. »Kritik der bürgerlichen Wissenschaft« war en vogue, häufig 
allerdings in einer Form, die erstens dem Kritisierten äußerlich blieb und zweitens in der 
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Selbstgewißheit des Wissenden betrieben wurde, ohne Neugier und das notwendige Maß 
Unsicherheit, das allein es möglich macht zu lernen. Man erinnere sich nur daran, wie in 
dieser Phase mit Max Weber umgegangen wurde: wie mit einem Pappkameraden, auf den 
der junge Marxist seine ersten kategorialen Schießübungen praktizieren durfte. 

Der dritte Filter, das war der französische Strukturalismus, vor allem in der Version Alt- 
hussers. Über Althusser (»Das Kapital lesen«) ist Gramsci in die westdeutsche Diskussion 
gebracht und daher »anti-humanistisch« rezipiert worden. Interessant schien lediglich die 
politische Theorie zu sein. Althussers Schrift über »Ideologie und ideologische Staatsappa- 
rate« ebenso wie die Klassen- und Staatstheorie Poulantzas wurden — so stellte Althusser 
seine Schrift selbst vor — als Fortentwicklungen der Unterscheidung Gramscis zwischen 
societä politica und societä civile gelesen: in die Richtung der Unterscheidung zwischen re- 
pressiven und ideologischen Staatsapparaten. Joachim Hirsch fügte den beiden Ensembles 
von Apparaten noch einen dritten hinzu: die massenintegrativen, in die er Gewerkschaften 
usw. hineindefinierte. Daß bei einem Unterfangen dieser Art gerade die Besonderheit und 
theoretische Feinheit Gramscis verloren ging, der ja Institutionen gerade nicht als Appara- 
te verstand, sondern neben ihrer materiellen, apparathaften die immaterielle Existenz (die 
Kirche und der Glaube) betonte, blieb lange unerkannt, zumal ein politisches »Äha-Erleb- 
nis« damit zu gewinnen war, zu dem Santiago Carrillo mit seinem Buch »Eurokommunis- 
mus und der Staat« verholfen hatte: es ließen sich politische Strategien nun innerhalb der 
Staatsapparate, insbesondere natürlich innerhalb der »weichen« ideologischen, entwickeln 
und rechtfertigen. Nach der im Endeffekt frustrierenden Revolutionsrhetorik der »Bewe- 
gungsphase« Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre schien die Perspektive eines langwieri- 
gen, aber erfolgversprechenden »neuen Reformismus« entwickelbar zu sein, und dies noch 
dazu transnational auf westeuropäischer Ebene. Die nun anstehende Gramsci-Debatte 
war unauflösbar mit der Strategiedebatte über Reformismus und Reformgradualismus, Re- 
formkapitalismus und die »Dialektik« von Reform und Revolution verknüpft, zu der 
schon in den 60er Jahren Lelio Basso, dessen wichtigste Schriften in deutscher Sprache zu- 
gänglich waren, seinen unverzichtbaren Beitrag geleistet hat. 


Das Projekt des Eurokommunismus 


Die Zeit war gekommen, in der auch die westdeutsche Linke die Begründung für den »histo- 
rischen Kompromiß« Enrico Berlinguers von 1973 nicht mehr als politische Bankrotterklä- 
rung denunzierte, sondern als umsichtige strategische Formei — des Eurokommunismus 
— propagierte. Die Frage nach dem Zusammenhang von Sozialismus und Demokratie, von 
Rosa Luxemburg thematisiert, von Wolfgang Abendroth offensiv als »Kampf um Verfas- 
sungspositionen« gegen die Restauration der 50er Jahre ausgelegt und in den späten 60er 
Jahren in der BRD von Oskar Nest immer wieder aufgeworfen, stand auf einmal im Zen- 
trum der politischen Debatten der westdeutschen Linken. Und es war eine konkrete Frage, 
da mit dem »deutschen Herbst« 1977 der Wert demokratischer Verhältnisse an sich, im rea- 
len Sozialismus wie in der bürgerlichen Gesellschaft, brennend deutlich geworden war, 
auch wenn innerhalb der westdeutschen Linken darüber eine heiße Debatte entbrannte, die 


Gramsciin der BRD: Eine Theorie wird gefiltert 165 


— mit Italien durchaus vergleichbar — durch eine Reihe terroristischer Aktionen von »links« 
ausgelöst wurde. Der platte Antifaschismus — in der Demonstrationsparole bestens zusam- 
mengefaßt: »Kapitalismus führt zum Faschismus; Kapitalismus muß weg« — wurde diffe- 
renzierter: demokratische Formen in der bürgerlichen Gesellschaft waren gegen autoritäre 
Tendenzen zu verteidigen, ohne damit sogleich die Perspektive des »Sozialismus« (quale so- 
cialismo? müßte ja mit Bobbio gefragt werden) aufs Tapet zu setzen. 

In dieser Situation besann sich die Linke Westdeutschlands der theoretischen Begrün- 
dungszusammenhänge für »eurokommunistische« Strategie. Arbeitskreise zur Lektüre der 
nun en masse auf den Markt geworfenen Beiträge zur »Gramsci-Debatte« — wobeisich der 
»Verlag für das Studium der Arbeiterbewegung« ein Verdienst erworben hat — entstanden 
allerorten; Konferenzen zu Strategie- und Theoriefragen der westeuropäischen Arbeiterbe- 
wegung gehörten zur Pflicht jeder Organisation, die Mitte der 70er Jahre in der Linken be- 
anspruchte, eine »hegemoniale« Rolle spielen zu sollen (das Wort »Führungsrolle« war in- 
zwischen verpönt). Doch die großen theoretischen Beiträge blieben in Westdeutschland 
aus; ein Buch wie das von Christine Buci-Glucksmann über »Gramsci und der Staat«, ein 
Begründungsversuch einer neuen, auf die Gegenwart bezogenen politischen Philosophie, 
hat es nicht gegeben. Die wichtigsten »Übersetzungen« der theoretischen Kategorien 
Gramscis stammen von Annegret Kramer und Karin Priester; jedenfalls waren sie die er- 
sten, die sich die italienischen Originale vornahmen, um nicht auf die zufälligen oder mit 
einseitiger Perspektive zustandegekommenen Auswahlen von Gramsci-Texten beschränkt 
zu bleiben. 


Der Skandal der nicht erscheinenden Gesamtausgabe der Werke Gramseis 


In diesem Zusammenhang ist auch an das Projekt des Suhrkamp-Verlags zu erinnern, das 
Werk Gramscis in einer von E. Mazzone betreuten Fassung herauszugeben. Der Beginn 
dieses Projekts liegt inzwischen mehr als ein Jahrzehnt zurück — und bis heute ist, obwohl 
die Übersetzungen zum Teil fertig sind, nicht ein Band der Gesamtausgabe erschienen. 
Liegt es am Herausgeber, der mit dem Werk überfordert ist? Liegt der Grund in der man- 
gelnden Qualität der Übersetzungen? Ist vielleicht auch das Desinteresse des Verlags (der 
Verlage, denn inzwischen sind die Rechte wohl vom Suhrkamp-Verlag an einen anderen 
Verlag übergegangen) verantwortlich, nachdem das »Gramsci-Fieber« abgeklungen ist, 
weilsich zu viele potentielle Käufer bei der Lektüre der Masse an unträglichen Übersetzun- 
gen und kunterbunt mit Gramscis Kategorien herumwerfenden Aufsätzen so starke Kopf- 
schmerzen geholt haben, daß sie von Gramsci nichts mehr wissen wollen? Gleichgültig wel- 
ches der Grund ist, das Faktum, daß auch 50 Jahre nach dem Tod des großen politischen 
Theoretikers und theoretischen Politikers sein Werk noch immer nicht in deutscher Spra- 
che vorliegt, steigert sich zum Skandal. 

Dieser hat natürlich seine fatalen Konsequenzen. Denn spätesten seit Anfang der 30er Jah- 
re mischen sich in die Gramsci-Debatte auf der einen Seite diejenigen, denen die Heterodo- 
xie viel zu weitgehend ist, zumal wenn sich die Kritik an politischen Strategien auch auf die 
Welt des realen Sozialismus ausweitet, und auf der anderen Seite diejenigen, die auf der Su- 
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che nach der verlorenen Mehrheit auf Begriffe stoßen, mit denen — »Hegemonie- Abraka- 
dabra« — möglich zu sein scheint, diese vielleicht doch wieder herbeizubeschwören. 

In seinem Nachwort zur — gekürzten — Ausgabe »Gramsci und der Staat« von Christine 
Buci-Glucksmann bemüht sich Hans-Jörg Sandkühler um eine Eingrenzung der Reich- 
weite der Kritik, die im Verlauf der internationalen Gramsci-Debatte auch am »realen So- 
zialismus« geübt worden ist. Gramscis Theorie dürfe nicht »zur Magd einer politischen 
Schwenkung« gemacht werden, indem er zum »Theoretiker einer antistaatlichen, basisde- 
mokratischen Hegemonie und folgerichtig... zum Kritiker der II. Internationale und der 
KPdSU (vereinseitigt) werde«. Gegenstand dieser allgemeinen und daher zustimmungsfä- 
higen Warnung ist eine Kritik am »sowjetischen Modell mit seinen permanenten Angrif- 
fen auf die Freiheiten, seinen psychiatrischen Anstalten, seiner Blockierung einer jeden 
wirklichen Massendialektik...«, die Buci-Glucksmann ein Jahrfünft nach Erscheinen von 
»Gramsti et P’etat« geübt hat, sicherlich auch unter dem Eindruck der radikalen Kommu- 
nismus-Kritik der nouveau philosohie in Frankreich. Bezogen auf diesen Gegenstand der 
Kritik kann der Warnung freilich nicht mehr beigepflichtet werden, zumal hier ein gene- 
relles Problem jeder politischen Theorie offenbar wird: Wie tief kann ihr kritischer Stachel 
gestoßen werden und welche Zonen werden für ihn sozusagen zum Tabu erklärt? Ist es 
möglich, politische Theorie zu betreiben, ohne ihre Wendungen auf ein politisches Projekt 
zu beziehen und davon beeinflussen zu lassen? Die Theorie Gramscis ist nun einmal neu 
gelesen worden unter dem Anspruch, ein politisches Projekt der westeuropäischen Arbei- 
terbewegung in modernen, demokratisch strukturierten bürgerlichen Gesellschaften zu 
begründen. Und mit diesem Anspruch hört jede Theorie auf, bloß Theorie zu sein: sie 
transformiert sich gerade in »Philosophie der Praxis«, öffnet sich damit aber auch Diskur- 
sen, deren Medien nicht nur der Kategorienwelt des Theoretikers entnommen werden 
können, sondern zur praktischen Veränderung geeignet sein müssen. Materialistische Kri- 
tik hat dies immer schon begriffen: daß Kritik durch die theoretischen Formen hindurch 
die tatsächlichen Verhältnsse treffen muß, um relevant zu sein. Ohne Frage gehören zu 
den tatsächlichen Verhältnissen des letzten Viertels des 20. Jahrhunderts die realen, bana- 
len und irrealen Sozialismen, deren Kritik natürlich nicht ausgespart werden kann, wenn 
es doch gerade um die theoretische Antizipation der Vermeidung einer »passiven Revolu- 
tion« geht. Wenn schon das Projekt des »dritten Weges« entworfen wird, dann notwendi- 
gerweise in Kritik am bürgerlichen wie am real-sozialistischen Weg. Indem also von Sand- 
kühler, der ja für die westdeutsche theoretische wie politische Orthodoxie steht, die Kritik 
am realen Sozialismus als »ungramscianisch« zurückgewiesen wird, lehnt er zugleich das 
politische Projekt des »Eurokommunismus« ab, ohne dies freilich offen auszudrücken. 
Erst 1981, nach dem Putsch der polnischen Generäle vom 13. Dezember, war Farbe zu be- 
kennen, in Italien in den Diskussionen mit Armando Cossuta, in der BRD mit der gesam- 
ten kommunistischen Partei und ihrem theoretischen Anhang; mit der Rechtfertigung des 
Putsches wurde auch das Projekt des »dritten Weges«, das Enrico Berlinguer noch einmal 
in seiner Reaktion auf den Polenputsch (»Unita« vom 18.12.1981) als »eurolinke« Ant- 
wort und Perspektive entfaltet hatte, zurückgewiesen. 
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Die SPD beschreitet den »dritten Weg« 


In der Absicht, den »dritten Weg« zu beschreiten, trafen sich in der Bundesrepublik 
»Gramscianer« und diejenigen, die sich eher der austromarxistischen Tradition verpflich- 
tet fühlten, also ein Teil des linken Flügels in der SPD. Nach der konservativen »Wende«, 
also nach dem Verlust der sozialliberalen Regierungsmehrheit im Herbst 1932 und nach der 
Wahlniederlage der Sozialdemokratie vom Frühjahr 1983, stellte es sich schr bald heraus, 
daß aus der Ära des »Machers« Schmidt nicht viel mehr hervorgegangen war als ein gäh- 
nendes Loch dort, wo einstmals auch in der Sozialdemokratie theoretische Diskussionen 
und strategische Debatten stattgefunden hatten. In dem Loch tummelten sich die rechten 
Kanalarbeiter in dumpfer Wut über den Machtverlust, der für viele materielle Einbußen 
und Positionsverlust bedeutet hatte. Auf der Suche nach der geeigneten Theorie an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert entdeckte man nun auch in der Sozialdemokratie die anru- 
fende Kraft der Kategorien der politischen Theorie Gramscis. Der alerte Generalsekretär 
Glotz, im Formulieren von eingängigen Texten erfolgreicher (ja, nachgerade durchtrieben) 
als bei der praktisch-politischen Umsetzung dessen, was sich zu Papier bringen läßt, über- 
nimmt in seinem 1985 veröffentlichten »Manifest für eine Neue Europäische Linke« skru- 
pellos.alle Begriffe, die bislang die Orientierungsgrößen der Linken waren, die von der So- 
zialdemokratie zum Teil wegen dieser Begriffe mit Berufsverbot bedacht worden sind: Um 
»kulturelle Hegemonie«, um »eine neue Stufe der Bündnisfähigkeit«, um einen »neuen hi- 
storischen Block«, um »soziale Demokratie« und »ökologischen Strukturwandel« geht es, 
um ein politisches Projekt der strukturellen Reformen also. Es scheint, als ob von der west- 
deutschen Sozialdemokratie der Staffettenstab im Rennen um ein linkes Projekt für West- 
europa vom »Eurokommunismus«, der Mitte der 80er Jahre ohne Pomp und Trauer zu 
Grabe getragen wird, übernommen worden wäre, den sie nun als »Eurolinke« — wegen des 
Scheiterns der selbstbewußt-optimistischen eurokommunistischen Strategien — konkur- 
renzlos weitertragen kann. 


Neue politische Subjekte — neue Theorieansätze 


Dochanders als Mitte der 70er Jahre reizt weder dieses noch das politische Projekt der Grü- 
nen zu den ausufernden theoretischen Debatten, in deren Zentrum Gramscis politische 
Theorie stand. Der Grund könnte damit zu tun haben, daß die »politische Theorie einer Re- 
volution im Westen« Subjekte explizit voraussetzt, deren politische Kraft zur gesellschaftli- 
chen Transformation am Ende des 20. Jahrhunderts anders als in seinem ersten Drittel, in 
dem Gramsci seine Texte schrieb, bezweifelt wird: das Proletariat und die politische Partei. 
Das Konzept von Hegemonie und historischem Block bei Gramsci setzt ja die politische 
Zentripetalkraft der Arbeiterklasse voraus; und der Begriff der »direzione« macht nur auf 
die politische Partei der Arbeiterklasse angewandt einen Sinn. 

Das aktuell-politische Interesse an Gramscis Theorie hat sich in Respekt vor dem großen 
Theoretiker verwandelt. Respekt regt nicht gerade zur intensiven Auseinandersetzung mit 
dem Respektierten an. Und daher ist es auch nicht verwunderlich, daß esder PROKLA, die 
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sich Mitte der 70er Jahre an der Gramsci-Debatte und an den Diskussionen über eurokom- 
munistische Strategien beteiligt hatte, nicht gelingen wollte, einen kompetenten Autor zu 
finden, um eine Würdigung Gramscis anläßlich seines 50. Todestages zu verfassen. Dabei 
geht es gar nicht nur um die Würdigung des Theoretikers und Politikers, sondern um die 
Aufnahme der Fragen und die Weiterentwicklung der Antworten, die Gramsci bewegt und 
die ihre Aktualität auch heute nicht verloren haben. 
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Niels Kadritzke 
Zweierlei Untergang in düsterer Verflechtung. 
Zur politischen Dimension der » Historiker-Debatte« 


Deutsche Historiker — zumal aus dem konservativen Lager — sind an den Vergnügungs- 
stätten des gemeinsamen Volkes keine häufig gesehenen Gäste. Was ist also einem konser- 
vativen Historiker zugestoßen, wenn er beim Nachdenken über die nationalsozialistische 
Vergangenheit auf folgende Frage kommt: 

»... wares wirklich nur die Verstocktheit... der Stammtische, ... die einen Schlußstrich gezo- 
gen wissen wollte, damit die deutsche Vergangenheit sich nicht mehr grundsätzlich von an- 
deren Vergangenheiten unterscheide? — Stecktnicht in vielen der Argumente und Fragen, 
die gleichsam eine Mauer gegen das Verlangen nach immer fortgehender ‘Auseinanderset- 
zung’ mit dem Nationalsozialismus aufrichten, ein Kern des Richtigen?« (FAZ, 6.6.86) 
Mit dieser Frage hat Ernst Nolte im Juni 1986 eine Debatte ausgelöst, die seitdem zwar 
nicht die bürgerlichen Stammtisch-Runden, aber die Historikerzunft und darüber hinaus 
eine breitere intellektuelle Öffentlichkeit beschäftigt. Diese Debatte hat eine politische Di- 
mension, denn sie reflektiert zugleich einen aktuellen Trend in unserer »politischen Kul- 
tur«. Genauer: jene Entwicklung, die sich optisch am nachdrücklichsten auf dem Soldaten- 
friedhof von Bitburg und sprachlich am scham-losesten in der vor israelischem Publikum 
reklamierten »Gnade der späten Geburt« artikuliert hat. Die Beteiligten an dieser Debatte 
sind letztlich vor die Frage gestellt, ob sie der neuen Unbefangenheit, die eine Mehrheit ih- 
rer Zeitgenassen dem Thema »deutsche Vergangenheit« entgegenbringt, bewußtentgegen- 
wirken oder unkritisch nachgeben wollen. 

Für Ernst Nolte stiftet die »Gnade der späten Geburt« das menschliche Recht auf Verges- 
sen. Dem abgeklärten Historiker gilt das Absterben der Vergangenheit im Bewußtsein eines 
Volkes geradezu als natürlicher Stoffwechselprozeß der Nationen. Wenn also normalerwei- 
se jede Vergangenheit vergeht, muß es sich beim Nicht- Vergehen um eine Abnormität han- 
deln. Der extreme Sonderfall ist für ihn die nationalsozialistische Vergangenheit Gr Deut- 
schen. Sie allein — so Nolte — 
»unterliegt... anscheinend diesem Hinschwinden, diesem Entkräftigungsvorgang nicht, sondern sie 
scheint immer noch lebendiger und kraftvoller zu werden, aber nicht als Vorbild, sondern als Schreck- 
bild; alseine Vergangenheit, die sich geradezu als Gegenwart etabliert oder wie ein Richtschwert über 
der Gegenwart aufgehängt ist.« (a.a.0.) 

Zu diesem von Nolte beschriebenen Sonderfall mag dem Nicht-Historiker der naive Ge- 
danke einfallen, das Außergewöhnliche, daß gerade diese Vergangenheit nicht vergehen 
will, Könnte etwas mit dem Außergewöhnlichen eben dieser Epoche zu tun haben. Damit 
aber hätten wir uns bereits auf Ernst Noltes Beschreibung eingelassen und akzeptiert, daß 
die Deutschen von 1945 bis heute unter dem Schreckbild der eigenen Vergangenheit gelebt 
und gelitten hätten. Daß also in den Schankstuben der Ruf nach dem Schlußstrich nur des- 
halb ertönt wäre, weil das Richtschwert über den Häuptern der deutschen Zecher 40 Jahre 
lang keine rechte Gemütlichkeit aufkommen ließ. 
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Aber stimmt es denn, daß diese Deutschen, Hitler-Generation wie Nachgeborene, sich 
ständig ihrer »bösen Vergangenheit« ausgesetzt gesehen hätten? Dieses Kapitel unserer 
Geschichte ist noch nicht geschrieben: die Rezeption der NS-Zeit durch die Deutschen 
nach 1945. Eines freilich kann man sagen: Noltes Behauptung, die deutsche Vergangenheit 
habe »das Bedrängende« noch nicht verloren, trifft für die meisten NS-Zeitgenossen zu. 
Aber nur insofern, als sie sich von Anfang an gar nicht erst bedrängen ließen. Ihre gröbsten 
moralischen Probleme hatten sie spätestens dann bewältigt, als die Aliierten ihre überleben- 
den Führer in Nürnberg abgeurteilt hatten. »Siegerjustiz« hieß das entlastende Schlüssel- 
wort. Es besagt, daß man als Verlierer ohnehin für alles verantwortlich gemacht wird. Da- 
mit war die Frage erledigt, wofür man sich selber verantwortlich fühlte. 

Wenige Jahre nach Nürnberg waren die meisten großen und kleinen Träger des NS-Re- 
gimes bereits wieder in den westdeutschen Nachkriegs-Staat integriert. Die gelegentliche 
publizistische Aufregung über wiederaufbereitete NS-Funktionäre wie Globke konnte 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß diese »kalte Amnestie« für die meisten Nachkriegs- 
deutschen eine Wiederherstellung der Gerechtigkeit bedeutete. In den fünfziger Jahren ist 
der Ausdruck »Vergangenheitsbewältigung« nur noch ein Synonym für »Nestbeschmut- 
zung«. Soldatentreffen, einschließlich Waffen-SS, die Freilassung aller als Kriegsverbre- 
cher verurteilten Wehrmachts-Offiziere zeigen an, daß ohne eine Versöhnung mit den al- 
ten Kameraden die Verteidigungsbereitschaft des deutschen Nachkriegsvolkes nicht zu 
wecken ist. Die junge Generation wird zwar im Schulverband in die Dokumentar-Filme ge- 
schickt, die über die Vergangenheit aufklären sollen. Aber Diskussionen nach dem Kinobe- 
such finden kaum statt. Weder mit den Lehrern, die alles mitgemacht haben, noch mit den 
Eltern zu Hause. Dort gehen die Debatten nicht darüber, wie es dazu kommen konnte, son- 
dern über die Frage, warum es schiefgegangen ist. 

1958 wird endlich eine Zentralstelle für Ermittlungen über NS- Verbrechen eingerichtet. 
Und zwar in Ludwigsburg, dessen Oberbürgermeister den Ruf seiner Stadt durch diese an- 
rüchige Institution belastet sieht. Und die meisten Versuche, strafrechtliche Prozesse in 
Gang zu bringen, enden mit der Einstellung der Ermittlungen. Die Begründung lautet oft so 
wie im Falle des Voiksgerichtshof-Richters Reimers, dem der ermittelnde Staatsanwalt im 
Falle eines zum Tode verurteilten Juden zugutehält: 

»Auch wenn man den genauen Beitrag des Beschuldigten zu diesem Urteil kennen würde, so müßte 
man ihm doch wohl zugute halten, daß er aus einer gewissen Rechtsblindheit gegenüber den menschli- 
chen Problemen, die solche Fälle aufweisen, für die Todesstrafe stimmen zu müssen geglaubt hat.« 
Als endlich 1969 Beate Klarsfeld den Alt-Nazi Kiesinger öffentlich ohrfeigte, stellte sich 
auch die SPD vor den Kanzler der Großen Koalition. Helle Empörung über diesen »tätli- 
chen Angriff« vereinte die in den fünfziger Jahren neu geschmiedete Volksgemeinschaft. 
Nur die kleine radikale Minderheit der APO sah den eigentlichen Skandal darin, daß es so 
lange gedauert hatte, bis der erste professionelle Vergangenheitsbewältiger eine derart sym- 
bolkräftige Belästigung erfahren hatte. Daß diese APO-Generation ihre Eltern nicht ein- 
fühlsam befragen, sondern nur attackieren konnte, wird heute oft als verpaßte Chance ei- 
nes behutsamen Arbeitens an der schlimmen Vergangenheit beklagt. Vergessen wird dabei, 
daß die heftige Reaktion nur die Antwort auf zwanzig Jahre öffentliches Schweigen und 
privates Schwadronieren war. 
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Gewiß gab es auch in Sachen Vergangenheit eine Minderheiten-Kultur: die Aktion Sühne- 
zeichen, die Arbeit der Kirchen, Fernseh-Dokumentationen über die endlich anlaufenden 
KZ7-Prozesse, die pädagogischen Bemühungen vor allem der jüngeren Lehrer. Die Genera- 
tion der NS-Zeitgenossen aber ließ sich erst viel später durch jene Bildschirm-Serie erwei- 
chen, in der das blonde, blauäugige jüdische Mädel Merlyn Streep zur Adoption an die deut- 
schen Familien freigegeben wurde. Immerhin — zum ersten Mal war die Gefühlswelt der 
ganzen Nation erschüttert. Allerdings war damit über die Breitenwirkung historischer Auf- 
klärung ein vernichtendes Urteil gesprochen. 

Ob historische Wahrheiten als Spiegel der Gewissenserforschung akzeptiert werden, hängt 
freilich nicht von denen ab, die den Spiegel halten. Hineinschauen wollen muß das Publi- 
kum schon aus eigenem Bedürfnis. Das stand den meisten Nachkriegsdeutschen aber nicht 
nach den Befunden der Historiker. Es enthüllte sich vielmehr in einem weiteren Mediener- 
eignis, das leider geplatzt ist, bevor es die Reaktionen des Publikums voll aus der Reserve 
locken konnte. Gemeint sind natürlich die Hitler-Tagebücher des Konrad Kujau. 

Auf keine historische Untersuchung, auf keinen KZ-Prozeß reagierte die bundesdeutsche 
Öffentlichkeit ähnlich erregt wie auf die Ankündigung des sensationellen Hitler-Dokumen- 
tes. Was aber konnten sich die Deutschen von 1983 von diesen Tagebüchern versprechen? 
Doch nur eine monomanische Selbstrechtfertigung im Stile der Führerreden, die schon 
längst wieder auf Schallplatte zu kaufen waren. Ob Hitler oder Kujau die Kladden vollge- 
schrieben hatten — mit der STERN-Serie wäre auf jeden Fall ein Programm historischer 
Nazifizierung abgelaufen. Das publizistische Desaster des STERN lag also mitnichten dar- 
in, daß die Verantwortlichen sich keine sauberen technischen Expertisen verschafft hatten. 
Das Katastrophale war, daß Journalisten mit überdurchschnittlichen Kenntnisses der Zeit- 
geschichte Gelegenheit hatten, die Inhalte der Tagebücher wochenlang zu studieren — um 
stolz anzukündigen, nun müsse die Geschichte des Dritten Reiches zumindest teilweise um- 
geschrieben werden. 

STERN-Chefredakteur Peter Koch hat damals in seinem einstimmenden Aufruf an die Ta- 
gebuch-Leser ein nationales Anliegen verkündet, das auch von Ernst Nolte formuliert sein 
könnte: »Insbesondere wir Deutsche« — schrieb er im Mai 1933 — »haben bisher noch nicht 
den Weg zur selbstverständlichen Auseinandersetzung mit dem Nazi-Regime gefunden«. 
Mit dem Motto der Selbstverständlichkeit war Koch dem Plädoyer der akademischen Kolle- 
gen für eine neue Unbefangenheit im Umgang mit der Nazi-Epoche um drei Jahre voraus. So 
gesehen hat sich der gescheiterte Versuch desSTERN, die »Akzeptanz« einer revidierten Ge- 
schichte des Dritten Reiches auszuloten, immerhin als eine gesellschaftliche Pioniertat erwie- 
sen. 1986 kommt uns Ernst Nolte nicht mit neuen Tagebüchern, sondern lediglich mit neuen 
Fragen. Und weil er davon ausgeht, daß »mehr als alles andere... die Erinnerung an Ausch- 
witz zum Nichtvergehen der Vergangenheit« beigetragen habe, setzt sein Fragen an diesem 
Punkt an. Was Konrad Kujau nicht geschafft hat, kann Ernst Nolte es vollbringen? Daß 
Auschwitz niemals ganz vergessen werden kann, weiß er auch. Aber er will, daß für die Zeit 
des Nationalsozialismus endlich gelte, was für alle Vergangenheit gilt: Daß sie nämlich 


»mehr und mehr in ihrer Komplexität erkennbar werden muß, daß der Zusammenhang immer besser 
sichtbar wird, in den sie verspannt war, daß die Schwarz- Weiß-Bilder der kämpfenden Zeitgenossen kor- 
rigiert werden, daß frühere Darstellungen einer Revision unterzogen werden« (FAZ, 6.6.86). 


172 Niels Kadritzke 


Haben wir also von Auschwitz bisher ein Schwarz-Weiß-Bild im Kopf herumgetragen? Wo 
wäre der Ansatzpunkt, um hier differenzierend ein komplexeres Bild wahrzunehmen? 
Ernst Nolte lenkt unseren Blick auf die Ängste derer, die die Vernichtungsmaschinerie in 
Gang gesetzt und betrieben haben. Womöglich handelten sie nämlich, als sie den Rassen- 
krieg befahlen, unter unwiderstehlichem inneren Druck; hatten sie Angst, daß ihnen genau 
das passieren könnte, was sie für die Juden anordneten: die physische Liquidierung durchei- 
nen unbarmherzigen Feind. Das Vorbild, das sie zugleich ängstigt und zur Nachahmung 
treibt, ist der Bolschewismus: 

»Vollbrachten die Nationalsozialisten, vollbrachte Hitler eine ‘asiatische‘ Tat vielleicht nur deshalb, 
weil sie sich und ihresgleichen als potentielle oder wirkliche Opfer einer ‘asiatischen’ Tat betrachteten? 


War nicht der ‘Archipel Gulag’ ursprünglicher als Auschwitz? War nicht der ‘Klassenmord’ der Bol- 
schewiki das logische und faktische Prius des ‘Rassenmords’ der Nationalsozialisten?...« (a.a.O.) 


Die weiträumige Anmaßung dieses historischen Erkenntnis steht in auffälligem Kontrast 
zur schmalen dokumentarischen Basis, auf der sie balanciert. Im Grunde ist Nolte lediglich 
aufein Dokument gestoßen, das freilich »den Alptraum« des Führers enthüllt — die Angst . 
vor dem »Rattenkäfig«. Das ist ein Folterinstrument der Tscheka, dem Hitler angeblich in 
der antibolschewistischen Literatur über den russischen Bürgerkrieg begegnet ist — ein Kä- 
fig mit einer vor Hunger halb wahnsinnigen Ratte, die der Vernehmungsbeamte auf den 
Gefangenen loszulassen droht. 

Daß Hitler den Bericht über diese Foltermethode der Tscheka tatsächlich gekannt hat, 
kann Nolte nicht belegen. Aber das ist auch völlig egal. Nolte will ja lediglich Fragen auf- 
werfen. Unter Berufung auf die Freiheit des Fragens lassen sich auch Bündnispartner leich- 
ter gewinnen. Und so hat sich Joachim Fest in der FAZ seinem Kollegen Nolte halb faszi- 
niert, halb distanziert angeschlossen: 

»Man muß nicht der Auffassung sein, daß Hitlers Vernichtungswille ganz überwiegend von der Ver- 
nichtungsdrohung der russischen Revolution inspiriert war... Aber daß er ganz und gar unbeeinflußt 
davon blieb, läßt sich schwerlich denken, und jedenfalls ist die Resonanz, die seine lange Zeiteinsamen 
Wahnideen fanden, ohne die panischen Empfindungen, die sich von Rußland her ausbreiteten und 
München im Frühjagr 1919 immerhin gestreift hatten, nicht zu begreifen... Es kann nicht unzulässig 


sein, diese Überlegung vorzutragen und einen Zusammenhang herzustellen zwischen den Greuelmel- 
dungen von Osten und Hitlers Bereitschaft zum Exzeß« (FAZ, 29.8. 86). 


Es sei Fest und Nolte gerne bestätigt: gestandene Historiker sollten auch ruhig mal nicht- 
ganz-überwiegend-oder-immerhin-doch-jedenfalls-schwerlich-ganz-und-gar-unzulässige 
Überlegungen anstellen dürfen. Zumal, wenn sie Hitlers Wahnideen betreffen. 
Mindestens ebenso zulässig muß es dann allerdings sein, das Erkenntnisinteresse und die 
politische Dimension solchen Fragens zu hinterfragen. Genau dies hat Jürgen Habermas 
getan. (ZEIT, 11.7.86) Und prompt haben ihn die In-Frage-Gestellten des Rufmords be- 
zichtigt und ihm Verschwörungsdenken vorgeworfen. Für Nolte und Fest sind offenbar die 
einen Fragen zulässiger als die anderen. 

Eberhard Jaeckel hat in der ZEIT den einfachen Sachverhait dargelegt, warum der Mord 
an den Juden historisch ohne Vorbild war: 


»Weil noch nie zuvor ein Staat mit der Autorität seines verantwortlichen Führers beschlossen und an- 
gekündigt hatte, eine bestimmte Menschengruppe einschließlich der Alten, der Frauen, der Kinder 
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und der Säuglinge möglichst restlos zu töten, und diesen Beschluß mit allen nur möglichen staatlichen 
Machtmittein in die Tat umsetzte« (ZEIT, 12.9.86). 


Dem ist nichts hinzuzufügen. Ebenso wichtig aber ist der Hinweis Jaeckels, daß es Nolte ei- 
gentlich nicht so sehr um das Vorbild — und damit um die Vergleichbarkeit oder Unver- 
gleichbarkeit — von Auschwitz geht, als vielmehr um die These vom Präventivmord. Das 
heißt im Klartext: die Revision unseres Geschichtsbildes erfordert nicht so sehr allgemeine 
historische Parallelen als vielmehr eine ganz bestimmte historische Verknüpfung. Nolte 
und Fest forschen nach historischen Belegen, durch die sich die NS- Verbrechen nicht nur 
relativieren, sondern vor allem ursächlich herleiten lassen. Und das »erheliende Schlüssel- 
wort« vom Rattenkäfig, das sie gefunden haben, bezieht sich nicht zufällig auf den Bolsche- 
wismus. 

Diese Wende in der historischen Erklärung der NS-Verbrechen erfordert eine bemerkens- 
werte psychologische Leistung — nämlich ein sorgsames Einfühlen in die Ängste unserer 
Nazi-Führer. Daß Psycho-Analytiker die traumatischen Erfahrungen bedeutender Ver- 
brecher entschlüsseln woilen, ist nicht neu. Auch im Falle Hitler wurde es schon versucht, 
Neu ist jetzt nur die verständnisvolle Perspektive des posthumen Bewährungshelfers, der 
uns — 50 Jahre zu spät — davon überzeugen will, daß der Delinquent seine zugegebener- 
maßen verhängnisvollen Neigungen (Fest nennt sie »Ausrottungskomplexe«) historischen 
Erfahrungen verdankt, die seine erklärten politischen Gegner zu verantworten haben. 
Um zu sehen, was hier gespielt wird, spielen wir das Spiel einmal mit — und konsequent zu 
Ende, Fest hat das Zitat eines Tscheka-Chefs von 1918 gefunden, der von der »ÄAusrottung 
der Bourgeoisie als Klasse« gesprochen hat. Das Zitat beweist natürlich nicht, daß damals 
oder später ein Programm physischer Liquidierung tatsächlich beschlossen oder systema- 
tisch durchgeführt wurde. Aber es soll beweisen, daß die Münchener Kreise um Hitler zur 
Zeit der Münchener Räterepublik derartiges befürchtet haben: 


»Die Berichte über das Deportieren, Morden und Austilgen ganzer Bevölkerungsgruppen waren si- 
cherlich übertrieben. Doch enthielten sie einen zutreffenden Kern... in alier Verzerrung gaben sie Hit- 
lers Ausrottungskomplexen einen realen Hintergrundk« (a.2.0.}. 


Fest könnte auch sagen: wir haben es vielleicht mit Mondsüchtigen zu tun, aber unbestreit- 
bar ist, daß damals des öfteren Vollmond herrschte. Da kann uns nur wündern, daß Festes 
versäumt, noch einem weiteren Verdacht nachzugehen. Es gibt ja Gerüchte, daß Hitler in 
seiner Jugend inzestuöse Gefühle für seine Schwester gehegt haben soll, die dann später ei- 
nen Juden geheiratet habe. Und inzestuöse Gefühle sollen ja zu den stärksten Obsessionen 
überhaupt gehören. Auch Hitlers obsessiver Antisemitismus hätte demnach einen handfe- 
sten emotionalen Kern, wäre — von Mensch zu Mensch — noch verständlicher geworden. 
Und warum eigentlich immer nur Hitler? Hat nicht auch Heinrich Himmler unser psycho- 
logisches Einfühlungsvermögen verdient? Auch er hat im Alter von 25 Jahren die Bücher 
über die Tscheka verschlungen. In seinem Tagebuch kann man nachlesen, daß ihm daran 
nur eines nicht gefallen hat: »Das Wort Juden ist im Zusammenhang mit der Tscheka, die 
doch fast rein jüdisch ist, nicht einmal genannt...« (Smith 1979, 219) Über eine weitere anti- 
bolschewistische Streitschrift notiert der junge Himmler: »Beschreibung der grauenhaften 
Schreckensherrtschaft der jüdischen Bolschewisten in Kiew. Der Jude entfesselt das Gemei- 
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ne und das Verbrechen« (a.a.O., 220). Damit wären wir endlich auf den »realen Hinter- 
grund« der Obsessionen und Ausrottungskomplexe Himmlers gestoßen. 

Brechen wir das Spiel hier ab. Es ist schlicht unanständig geworden. Willman sich nicht von 
den Antisemiten die Regeln vorschreiben lassen, darf man sich für diese Fragen als Histori- 
ker nicht interessieren. Für den Gerichts-Psychiater von Nürnberg mögen sie von berufli- 
chem Interesse gewesen sein. Über die historische Durchsetzungsfähigkeit der Nazi-Rassi- 
sten als Organisatoren des staatlichen organisierten Völkermordes sagen sie nichts aus. Sie 
geben keine Antwort auf die Frage, die in dieser Historiker-Kontroverse im Jahre 1986 
schon gar nicht mehr auftaucht und im aktuellen Kontext nachgerade altmodisch anmutet. 
Ich will sie trotzdem aussprechen: Wie konnte es dazu kommen, daß Hitler, Himmler und 
die anderen in einem Staate die Macht übernahmen, dem einiges bevorstand, ganz gewiß 
aber nicht der Einmarsch der Roten Armee und die Terrorherrschaft der Tscheka? 

Kein Mensch kann bestreiten, daß in der Zwischenkriegszeit im deutschen Groß- und 
Kleinbürgertum die Furcht vor „dem Kommunismus« verbreitet war. Ebenso unbestritten 
ist die Tatsache, daß die Vertreter des deutschen Großkapitals eine revolutionäre Auflö- 
sung der ökonomischen Krise zu Beginn der 30er Jahre nicht gerne, ja überhaupt nicht mit- 
angesehen hätten. Daß sie dabei weniger Angst um ihr Leben als um ihren ökonomischen 
Besitz und ihre politische Macht hatten, dürfte auch Fest und Nolte bekannt sein. Aber die- 
ser reale historische Zusammenhang erschließt sich nicht aus den Ideologiefetzen der Na- 
zis. Er zeigtsich erst, wenn wir nach den Interessen derjenigen Kräfte fragen, die derseit En- 
de 1932 abschwellenden Nazi-Bewegung in letzter Stunde doch noch die Schleusen zum 
Einströmen in die staatlichen Machtpositionen öffneten. Diese Kräfte hatten zunächst und 
unmittelbar innenpolitische Ziele. Die terroristische Potenz der Nazis sollte genutzt wer- 
den, um die Arbeiterbewegung — und zwar die bolschewisierte KPD wie die militant anti- 
bolschewistische SPD — auszuschalten und einen diktatorisch abgesicherten Ausweg aus 
der ökonomischen Krise zu sichern. Es gab also wirklich einen Zusammenhang zwischen 
»roter Gefahr« und »brauner Reaktion« in dieser gesellschaftlichen Krise zu Beginn der 
30er Jahre. 

Die Nazi-Führer mögen diese Krise in ihrer ideologischen Obsession als Ergebnis einer Ver- 
schwörung zwischen inneren und äußeren Feinden wahrgenommen haben — unter Anlei- 
tung »jüdischer Elemente«. Nur — wenn sie mit den tatsächlichen gesellschaftlichen 
Machthabern redeten, haben sie diese Zusammenhänge durchaus auch nüchtern und prak- 
tisch gesehen. So hat Hitler 1932 in seiner Rede vor dem rheinischen Industrieklub in Düs- 
seldorf die bolschewistische Gefahr ziemlich scharfsinnig aus den Ängsten des Großkapi- 
tals begriffen und sein Publikum listig gefragt: 

»Glauben Sie, wenn 7 oder 8 Millionen Menschen erst zehn oder zwanzig Jahre aus dem nationalen 
Produktionsprozeß ausgeschaltet sind, daß für diese Menschenmassen der Bolschewismus noch etwas 


anderes sein könnte, als die logische weltanschauliche Ergänzung ihrer tatsächlichen praktischen wirt- 
schaftlichen Situation ?« (Domarus 1973, 79} 


Hier wird der reale Hintergrund des Geschehens sichtbar. Hier liegt der »zutreffende Kern« 
der historischen Erklärung für die Tatsache, daß Hitler 1933 Gelegenheit erhielt, seinen vor 
den Industriellen angekündigten »unerbittlichen Entschluß« wahrzumachen, »den Mar- 
xismus bis zur letzten Wurzel in Deutschland auszurotten« (a.a.O., 88). Denn dies war die 
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Voraussetzung einer Politik, die im Interesse seiner Steigbügelhalter aus der Krise heraus- 
führte. Und zwar innenpolitisch auf der Linie konsequenter Aufrüstung, und außenpoli- 
tisch in Richtung einer wirtschaftlich-militärischen Expansion des deutschen Lebensrau- 
mes, vor allem im Osten. 

Solche Zusammenhänge interessieren Nolte und Fest freilich nicht. Stattdessen nehmen sie 
die Selbstdarstellung der Nazi-Größen beim Wort und reduzieren die anti-marxistische 
Ideologie des deutschen Faschismus auf einen gefälligeren Anti-Bolschewismus der ersten 
Stunde. Aber diese akribisch aufgespürten anti-bolschewistischen Obsessionen haben mit 
den tatsächlichen Ursachen der gesellschaftlichen Krise seit 1930 — man geniert sich, noch 
einmal daraufhinzuweisen — so vielzu tun wie der Ausgang des Ersten Weltkrieges mit der 
Dolchstoß-Legende. Die Bolschewisten-Furcht der Bourgeoisie war fast so irrational wie 
der Nazi-Wahn von der jüdischen Weltverschwörung. Und die Sowjetunion unter Stalin 
als reale Bedrohung zu sehen war bestenfalls schlimme politische Paranoia, schlimmsten- 
falls dumme ideologische Propaganda. Die stalinistische Führung war sei Beginn der 30er 
Jahre damit beschäftigt, eine schwere gesellschaftliche Krise durch nackte Repression nach 
innen zu bewältigen. Stalin selbst hatte geradezu programmatisch die Defensive, nämlich 
den »Sozialismus in einem Lande« verkündet. Und mit der blutigen Liquidierung seiner Of- 
fiziersklasse hatte er die Verteidigungsfähigkeit der Roten Armee auf Jahre hinaus durch- 
schlagend geschwächt. 

Jaeckel hat denn auch Nolte darauf hinweisen müssen, daß Hitler die Sowjetunion eher als 
K.oloß auftönernen Füßen wahrgenommen hat; die Vorstellungeines Blitzkrieges im Osten 
ist dafür ein beredtes Zeugnis. Dieses Rußland-Bild kommt in der Führer-Rede vom 8. No- 
vember 1941 deutlich zum Ausdruck, als die Nazi-Wehrmacht Leningrad eingekesselt hat 
und 50 Kilometer vor Moskau steht. 


»Im Sowjetparadies« — höhnte der Führer — »existiert wirklich das Miserabelste, was es an Sklaven- 
tum überhaupt auf dieser Welt je gegeben hat. Millionen verängstigter, unterdrückter, verkommener 
Menschen, halb verhungert. Darüber steht allerdings ein Regime von Kommissaren, zu 90 Prozent jü- 
discher Herkunft, der diesen ganzen Sklavenstaat dirigiert« (Domarus 1973, 1179). 


Mit einem solchen Sklavenheer wollte Stalin fremde Länder erobern? Nein — dazu braucht 
es nach Hitler einer verschworenen Volksgemeinschaft. Von Bolschewistenfurcht keine 
Spur mehr. Klar hingegen, daß er dies Land der verlausten Untermenschen als Lebensraum 
für die Herrenrasse beansprucht. Und so kommt er rasch auf die eigentliche »große Zielset- 
zung« zu sprechen: 


»daß wir in diesem Kampf nunmehr endlich die Gefahr des Ostens von Europa nehmen und dadurch 
diesem Osten in seiner unermeßlichen Fruchtbarkeit mit seinem unermeßlichen Reichtum an Boden- 
schätzen und Erzen nicht mehr gegen Europa mobilisieren lassen, sondern ihn in den Dienst Europas 
stellen...« (a.a.0.) 


Mit solchen Bekundungen in der Stunde des vermeintlichen Sieges läßt der Feildherr Hitler 
dem Historiker Nolte keine Chance. In der realen Geschichte erweist sich als faktisches Pri- 
us des Nazi-Rassenwahns nicht der Klassenwahn der Bolschewisten, sondern das imperiale 
Lebensraum-Programm des nationalsozialistischen Führers und seiner Großdeutschen 
Wehrmacht. 


176 . Niels Kadritzke 


Aber selbst auf ideologischer Ebene, die uns Nolte als Realität weismachen will, ist er zum 
Opfer der Nazi-Propaganda geworden. Das ist für einen Kenner der faschistischen Ideolo- 
gien erstaunlich. Als solcher müßte er wissen, daß Hitler in seinen nicht-Öffentlichen Äuße- 
rungen viel realistischer über die bolschewistische Gefahr redete als bei seinen Auftritten 
vor großem Publikum. Und daß — wenn er im kleinen Kreise frei schwadronierte — fast 
nur noch der gar nicht ängstliche und nur noch entsetzliche Dünkel des Herrenmenschen 
übrigblieb. In den Tischgesprächen ist nachzulesen, wie Hitler seiner Tafelrunde klar- 
macht, was er nach überwundener Boischewistenfurcht von den Bewohnern der Sowjet- 
union gehalten hat: 

»Am besten wäre es, man lehrte sie nur eine Zeichensprache verstehen. Durch den Rundfunk wird der 
Gemeinde vorgesetzt, was ihr zuträglich ist: Musik unbegrenzt. Nur geistige Arbeit sollen sie nicht ler- 
nen.« Auch Impfprogramme hielt er für überflüssig, denn alt würden die Russen sowieso nicht: »Nicht 
impfen, nicht waschen, Schnaps sollen sie haben und Tabak, soviel sie wollen.« Um dieses Volk zu be- 
herrschen, reiche es auf lange Sicht aus, wenn »einmal im Jahr ... ein Trupp Kirgisen durch die Reichs- 


hauptstadt geführt (wird), um.ihre Vorsteliung mit der Gewalt und Größe ihrer steinernen Denkmale 
zu erfüllen« (Picker 1977, 118 f., 69). 


Wem bei solchem Reden nicht der Verdacht kommt, daß Hitlers Haß auf die Bolschewi- 
sten in der rassistischen Verachtung der Slawen ebenso wie in seinem paranoiden Antise- 
mitismus verwurzelt ist, dem ist wahrscheinlich durch Argumente nicht mehr zu helfen. 
Der Antisemitismus ist nun einmal älter als die Oktober-Revolution und das völkische Le- 
bensraum-Programm allemal das ideologische Prius des nazistischen Anti-Bolschewis- 
mus. Beide Grundkomponenten der NS-Ideologie aber zeichnen sich durch ihre projektive 
Struktur aus — die Nolte völlig außer Acht läßt, wenn er Hitlers Ängste analysiert. 

Für den Nationalsozialismus sind bekanntlich die Juden an allem schuld, folglich auch an 
dem, was die Nazis ihnen antun. Das Prinzip wird in Goebbels Zeitung »Der Angriff« be- 
reits in der allerersten Phase der Judenverfolgung mit fast satirischer Klarheit formuliert: 
»Das Judentum nutzt die großmütige Haltung des neuen Reiches gegenüber der Judenfra- 
ge zu Unverschämtheiten aus, die nicht ohne Foigen bleiben dürften« (vgl. Bloch 1972, 99). 
Die Folgen sind bekannt. 

Solche Projektionen sind Standardmerkmalauch der nationalsozialistischen Außenpolitik. 
Die Anklagen gegen die Tschechoslowakei und Polen sind klassische Beispiele. Ebenso klas- 
sisch hat Hitler dann im Sportpalast am 3. Oktober 1941 seinem Volk den Überfall auf die 
Sowjetunion begründet. Mit seinem Angriff sei Deutschland, ja ganz Europa »haarscharf« 
vor der Vernichtung gerettet worden. Von Stalins Reich, das nicht einmal auf seine Vertei- 
digung ausreichend vorbereitet war, behauptete der Eroberer: 

»Hier hatte sich... eine Macht zusammengeballt, von der leider die meisten keine Ahnung hatten und 


viele heute noch keine Ahnung besitzen. Es wäre dies ein zweiter Mongolensturm eines neuen Dschin- 
gis Khans geworden« (Domarus 1973, 1763). 


Hitler hat all dieses wörtlich gesagt. Ob er es selber geglaubt hat kann uns heute egal sein. 
Die Frage nach seinen autosuggestiven Fähigkeiten ist längst verblaßt neben der Frage 
nach den historischen Folgen des Angriffskrieges. Der hat zwar nicht einen zweiten Mon- 
golensturm über ganz Europa, doch immerhin die Rote Armee bis an die Elbe gebracht. 
Aber wer würde dies als nachträglichen Beweis dafür gelten lassen, daß der Angreifer nur in 


Zur »Historiker-Debatte« 177 


Notwehr einen zweiten Mongolensturm abgewehrt habe? Daß also die Nazi-Wehrmacht 
bis vor Moskau marschieren mußte, weil die Russen sich anschickten, nach Berlin auszu- 
rücken? 

Auch Ernst Nolte würde es so nicht behaupten. Aber ihm kommt auch nicht der nahelie- 
gende Gedanke, daß jene Angst Hitlers, die er uns so lebendig vor Augen geführt hat, erst 
durch einen bestimmten »realen Hintergrund« — nämlich die Niederlage von Stalingrad — 
aktiviert worden ist. Die Angst vor dem Rattenkäfig der Tscheka — Hitler hat sie nämlich 
im Februar 1943 geäußert, einen Monat nach der Wende des Krieges an der Ostfront. Daß 
ihn jetzt die Furcht vor den Bolschewisten packt, das ist wirklich gut zu verstehen. Den »zu- 
treffenden Kern« dieser Angst haben die Nazis in der wirklichen Geschichte selbst produ- 
ziert. Ernst Nolte aber bringt es fertig, diesen entscheidenden Zusammenhang nicht weiter 
zu erörtern. j 

Und so stehen wir vor der verblüffenden Tatsache, daß ein renommierter Faschismus-Ex- 
perte seine neue Unbefangenheit gegenüber der Geschichte der NS-Diktatur dadurch be- 
weist, daß er über einen »kausalen Nexus« zwischen Bolschewismus und Nationalsozialis- 
mus schwadroniert, ohne das Schicksal der Großdeutschen Wehrmacht auf sowjetischem 
Boden auch nur zu erwähnen. 

Aber das darf er auch nicht. Denn: der Versuch, Auschwitz ursächlich auf den Boischewis- 
mus und Stalinismus zurückzubeziehen, kann ihm nur deshalb scheinbar gelingen, weil er 
den realen Zusarnmenhang zwischen Auschwitz und Stalingrad verdrängt oder leugnet. 
Erst wenn dieser »kausale Nexus« liquidiert ist, kann sich die neue Unbefangenheit voll- 
ends durchsetzen, wird das unerträgliche »Schwarz-Weiß der Vergangenheit« aus unserem 
neudeutschen Geschichtsbild getilgt sein. 

Aber was macht diese Methode der Vergangenheitsbewältigung heute so attraktiv. Wieso 
kommen Leute von heute wie Nolte und Fest bei den »asiatischen« Exzessen der europä- 
ischen Nazis nur auf den Rattenkäfig und die Tscheka, nicht aber auf das »Unternehmen 
Barbarossa« zu sprechen? 

Fragen dürfen bekanntlich gestellt werden. Die Antwort, die mich am meisten überzeugt, 
hat der englische Historiker J. P. Stern gegeben. Er hat über das Thema »Der Führer und 
das Volk« ein außerordentlich kluges und sensibles Buch geschrieben. Darin stellt er die 
These auf, daß Hitler den Höhepunkt seiner populistischen Karriere in den ersten, noch 
siegreichen Jahren des Rußlandfeldzuges erlebt haben muß, als er eine rassistische Vernich- 
tungspolitik verfolgen konnte, ohne bereits die letzten Folgen tragen zu müssen. Dieser 
Vernichtungsfeldzug erzeugte 

»eine Gemeinschaft im Geist der schweigenden Billigung auf nationaler Ebene (wie beiden Massakern 
von 1934 auf parteipolitischer Ebene), als angesichts des Massentodes anderer und der Drohung des ei- 


genen Todes jeder Rückzug abgeschnitten war. So entstand die einzige Gemeinschaft, die er (Hitler) 
nicht verachtete« (Stern 1978, 202). 


Stern hat damit die Zwangsläufigkeit eines politischen Unternehmens erfaßt, das keines- 
wegs in jeder einzelnen Etappe die freiwillige Zustimmung »des Volkes« brauchte, und 
doch eine historische Gesamtverantwortung der Deutschen begründet hat. Der Marsch 
nach Stalingrad und die Verbrechen von Auschwitz fielen nicht nur qua zeitlichem Zufall 
zusammen. Das »Unternehmen Barbarossa« und die »Endlösung der Judenfrage« liefen 
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nicht einfach parallel, ohne sich zu berühren. Stern betont: »Um das Beispiellose des Krie- 
ges im Osten zu erfassen, muß man diesen Krieg als untrennbar von Hitlers antijüdischer 
Politik verstehen...« Auschwitz läßt sich nicht abtrennen vom Angriffskrieg. Die Ermor- 
dung von Millionen geschah nicht unabhängig von der Besetzung der Gebiete, in denen 
man ihrer erst habhaft werden konnte. Der zivile Mord an unschuldigen Juden setzte die 
militärische Eroberung der Heimat ebenso unschuldiger Polen, Holländer, Franzosen, Ju- 
goslawen, Griechen und Russen voraus. 

Dennoch konnten sich beim isolierten Stichwort Auschwitz die meisten Deutschen — guten 
oder schlechten Gewissens — ins wärmende Kollektiv gewollter Ahnungslosigkeit zurück- 
ziehen. Am Überfall auf die Sowjetunion hingegen war der kleine Mann ebenso unmittel- 
bar beteiligt wie zuvor an der Besetzung all der anderen Länder. Der Frage, wo Auschwitz 
liegt und was dort geschah, war man nur konfrontiert, wenn man ihr nachging. Die Frage, 
was man als deutscher Landser auf fremdem Boden zu suchen hatte, stellte sich täglich von 
selbst. Sie erforderte um des guten Gewissens willen eine ideologische Antwort. Dieeinzige, 
die zur Verfügung stand, war die der Nazis. Wichtiger noch: vor den nur noch ideologisch 
begründbaren Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung und die besiegten Gegner konnte 
man gar nicht die Augen verschließen. Jeder Landser wußte von ihnen. Auf Heimaturlaub 
hat er darüber berichtet. Tausende waren an den blutigen Einsätzen beteiligt: Wehrmacht, 
Feldgendarmerie, SS-Einsatzgruppen. Hunderttausende konnten sie beobachten. Das Ver- 
hungern ganzer sowjetischer Armeen von Kriegsgefangenen in den ersten Monaten des 
Feldzuges — kaum einer hatte eine Chance, es nicht mitzubekommen. Die Kolonnen der 
Gefangenen marschierten Richtung Westen in Räume, wo sie schon deshalb nicht überle- 
ben konnten, weil die deutsche Wehrmacht alles leergeplündert hatte. 

In Ernst Noltes differenziertem Geschichtsbild kommt der einfache deutsche Soldat als 
Vollstrecker des Nazi-Programms nicht mehr vor. Dafür tritt uns eine andere tragische Fi- 
gur entgegen. Unter Berufung auf den Film »Shoa« gibt Nolte zu bedenken, »daß auch die 
SS-Mannschaften der Todeslager auf ihre Art Opfer sein mochten.« Für Präsident Reagan 
kommt dieser Hinweis zu spät. Sonst hätte er sich im Mai 1985 die umstrittene Reise nach 
Bitburg sparen und gleich in Bergen-Belsen — stellvertretend für alle deutschen Kriegsge- 
fallenen — all jener Wachmannschaften ehrend gedenken können, die 1945 von befreiten 
KZ-Insassen umgebracht worden sind. 

Aber Nolte hat wohl nicht begriffen, was er da gesagt hat. Der einzelne Aufseher im Todesla- 
ger als mögliches Opfer wäre nur dann keine Lüge, wenn er die allgemeine Wahrheit hinzuge- 
fügt hätte: daß die Millionen deutscher Gefallener, Verwundeter und Kriegsgefangener, die 
in der Tat zu Opfern des Nazismus wurden, zugleich auch Vollstrecker der Nazi-Verbrechen 
waren. 

Dieser Wahrheit, die Nolte gezielt verfehlt, scheint sich sein Kollege Hillgruber mutig zu 
stellen. In seinem Büchlein »Zweierlei Untergang« verspricht er, den Zusammenhang zwi- 
schen »der Zerschlagung des Deutschen Reiches und dem Ende des europäischen Juden- 
tums« zu untersuchen. Dabei will er, laut Rückentext, der »landläufigen Meinung« entge- 
gentreten, wonach »die Zerschlagung des deutschen Reiches eine Antwort auf die Untaten 
des NS-Regimes« gewesen sei. Der Leser fragt sich, wo ihm diese eigenartige These schon 
mal begegnet ist. Auch Hillgruber muß sich klargemacht haben, mit wem er sich da ausein- 
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andersetzt. Denn daß} die Zerschlagung Deutschlands durch die Alliierten die Antwort auf 
Auschwitz gewesen sei, hat man nach 1945 immer nur in rechtsradikalen Kreisen hören 
können. Weshalb die auch beharrlich versuchen, die »Auschwitz-Lüge« zu einer landläufi- 
gen Meinung zu machen. 

Aber interessant ist nicht nur, mit wem sich Hillgruber auseinandersetzt, interessant sind 
auch seine inhaltlichen Argumente. Indem er gegen eine Geschichtslüge antritt, die kein seri- 
öser Historiker jemals vertreten hat, strickt er zugleich an der Legende, daß die Kriegsgegner 
Hitlers es von vornherein und völlig unabhängig von Politik und Charakter des Nazi-Re- 
gimes auf die Zerstückelung »unseres Deutschen Reiches« abgesehen hätten. Die einzelnen 
Dokumente, aus denen Hillgruber diese Zerstückelungs-Legende zusammensetzt, mögen 
ihm selber gewichtig erscheinen, ein tragfähiges Fundament ergeben sie nie. Worin das liegt, 
hat der Rezensent der konservativen »Neuen Züricher Zeitung« in gebotener Knappheit her- 
ausgearbeitet: 

»Hillgruber will... die elementare Einsicht nicht gelten lassen, daß letztlich alle Folgen des deutschen 
Zusammenbruchs auf eine zentrale Ursache zurückgehen, nämlich auf den von Hitler vom Zaun ge- 
brochenen Krieg... Hillgruber weiß nur zu berichten, daß es alliierte Pläne für eine Amputation der 


deutschen Ostgebiete erst gab, als der Krieg schon im Gange war. Hätte Deutschland ihn nicht begon- 
nen, wären solche Überlegungen weder angestelit noch später verwirklicht worden.« (NZZ, 26.9. 86) 


So ist es. Die »düstere Verflechtung«, die Hillgruber zwischen Auschwitz und dem Verlust 
der deutschen Ostgebiete entdeckt hat, darf solchen erhellenden Hinweisen auf einfache 
Sachverhalte freilich nicht ausgesetzt werden. Auch in seiner Bilanz der Gewaltherrschaft des 
Nationalsozialismus kommt folgerichtig und selbstverständlich ein Angriffskrieg nicht vor. 
Ein Buch über den »Zusammenbruch im Osten«, das diese Lücke aufweist, müßte uns nor- 
malerweise zwingen, alle weiteren kritischen Untersuchungen wegen Geringfügigkeit ein- 
zustellen. In diesem Fall ist das leider nicht möglich. Denn Hillgrubers detailkundige Igno- 
ranz ist keineswegs eine Folge unbewußter Verdrängung oder unzureichenden Materials. 
Sie hat vielmehr durchaus Methode. Die erfordert freilich vom Historiker Hillgruber ein 
Opfer, das den meisten seiner Kollegen als wissenschaftliche Selbstverleugnung erscheinen 
mag. Vor allem erfordert sie den Mut zur gezielten Erinnerungslücke. Würde sich die Me- 
thode durchsetzen, würde ich für sie den Begriff des »Hillgruber-Blackout« vorschlagen. 
Machen wir uns klar, was damit gemeint ist. 

Hillgruber geht von einer Lage aus, die er zurecht als Dilemma beschreibt: einerseits verlän- 
gerte das Halten dieser Front den Krieg und wurde zum Todesurteil für Hunderttausende. 
Nicht nur an der Front, sondern auch in den Vernichtungslagern, wo das Morden im 
Schutz dieser Front bis zum Oktober 1944 weiterging. Andererseits sah sich die Wehr- 
macht der nationalen Aufgabe verpflichtet, den Ansturm der Roten Armee aufzuhalten, 
die deutsche Zivilbevölkerung im bis dahin kaum vom Kriege berührten Osten vor der »dro- 
henden Orgie der Rache der Roten Armee« zu schützen (8. 2]). 

Beim Stichwort »Rache« — und erst bei diesem — kommt Hillgruber kurz auf die Taten der 
Großdeutschen Wehrmacht zu sprechen, wobei ihm auch hier das Wort Angriffskrieg 
nicht über die Lippen kommt. Dafür macht er düstere Andeutungen über das, »was in den 
Jahren 1941 bis 1944 in den von deutschen Truppen besetzten Teilen der Sowjetunion — 
von welchen deutschen Dienststellen auch immer — an Verbrechen begangen worden 
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war« (ebd.). Man beachte bei diesem Zitat die Passiv-Konstruktion: »was an Verbrechen 
begangen worden war« — und die anonym bleibenden »deutschen Dienststellen«. Wo 
Dienststellen tätig werden, gibt es nur Befehlsgeber. Die Menschen, die sie ausgeführt ha- 
ben, bleiben im Dunkeln. Aber immerhin steht Hillgruber damit doch vor der Frage nach 
der konkreten politischen Verantwortung für die Lage der deutschen Zivilbevölkerung im 
Osten. Deren verzweifelte Situation im Jahre 1944 mager aufrichtig beklagen. Kann er des- 
halb einer Verlängerung des Krieges das Wort reden? 

Hillgruber kann es — methodisch sauber und frei von vaterlandslosen moralischen Zwei- 
feln. Denn er ist ja nicht einfach Historiker. Professor Hillgruber ist deutscher Historiker. 
Da bleibt ihm einfach keine Wahl. Und sc erklärt er wörtlich: 

»Schaut der Historiker auf die Winter-Katastrophe 1944/45, so bleibt nur eine Position, auch wenn sie im 
Einzelfall oft schwer einzulösen ist: er muß sich mit dem konkreten Schicksal der deutschen Bevölkerung 
im Osten und mit den verzweifelten und opferreichen Anstrengungen des deutschen Ostheeres und der 


deutschen Marine... identifizieren, die die Bevölkerung des deutschen Ostens vor den Racheorgien der 
Roten Armee... zu bewahren und... den Fluchtweg... nach Westen freizuhalten suchten« ($. 24 f.). 


Historiker Hillgruber lehrt und forscht mit anderen Worten nur im Dienste des eigenen 
Volkes. Machen wir uns klar, wohin das führt. Hillgruber stellt selbst fest, daß spätestens 
Ende Juni 1944 unzweifelhaft feststand, daß die Rote Armee nach Ostpreußen durchbre- 
chen würde. Der gesunde Menschenverstand sprach eindeutig dafür, die Bevölkerung die- 
ses bedrohten Gebietes unverzüglich zu evakuieren, solange der Gegner noch nicht auf 
deutschem Boden stand. Danach hatte man selbstverständlich, im Interesse nicht nur der 
ostpreußischen Bevölkerung, schnellstens zu kapitulieren. Also den Kriegin Anerkennung 
der totalen Niederlage zu beenden. Die befürchtete Rache der Gegner konnte unter diesen 
Umständen keinesfalls schlimmer ausfallen als beim Einrücken ihrer Armeen inein sn 
kämpfendes Deutsches Reich. 

Alles andere war nackte Illusion. Und zwar nicht nur im Rückblick, sondern in der damali- 
gen Situation, wenn man sie nur sehen wollte. Bloß: diese Forderung durchzusetzen hätte 
einen Staatsstreich erfordert — gegen den obersten Kriegsherrn, der noch immer das 
Durchhalten bis zum Endsieg proklamierte.. An die Hoffnung auf den Endsieg klammerte 
sich aber auch noch die Mehrheit des Volkes. Zumal in Ostpreußen, wo nach Hillgruber der 
Tannenberg-Mythos von der Unbesiegbarkeit der deutschen Heere noch besonders leben- 
dig war. Der Durchhaltewille der Bevölkerung des Ostens zeugte also nicht nur von der 
Angst vor den »Racheorgien der Roten Armee«, sondern auch vom aberwitzig lange durch- 
gehaltenen Vertrauen in die Nazi-Propaganda. Was folgt daraus für den deutschen Histori- 
ker? Kann er sein Volk im Stich lassen, indem er sich auf nüchterne Einsichten beruft, die 
den kämpfenden Volksgenossen damals einfach nicht dämmern wollten. Hillgrubers tapfe- 
re Antwort lautet: 

»Auch der Betrachtende steht vor dem Dilemma der damals Handeinden«. Konkreter: »Wer das Ge- 
schehen... zureichend begreifen will, muß... auch die subjektive Lagebeurteilung der jeweils Verant- 


wortlichen berücksichtigen und das daraus hervorgehende Handeln oder Nicht-Handeln der führen- 
den Militärs an der Östfront« (S. 20). 


Der Historiker muß sich also nicht nur mit dem Schicksal seines gefährdeten Volkes identi- 
fizieren, sondern auch noch mit dessen Illusionen. Diese geschichtswissenschaftliche Nibe- 
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lungentreue hat abgründige Konsequenzen. Die werden allerdings erst sichtbar, wenn wir 
uns noch gründlicher auf die Schrecken der damaligen Situation einlassen. 

Wie wir von neutralen Beobachtern wissen, sind die meisten Deutschen 1939 durchaus 
nicht begeistert in den Krieg gezogen. Bei Kriegsende hingegen waren viele von ihnen in 
verzweifelte Hoffnung auf den Endsieg versunken. Denn der allein versprach ihnen die 
Rettung vor der befürchteten Rache der Sieger. Deshalb hätten so viele dieser Deutschen 
1944 noch jeden Pakt mit dem Teufel geschlossen. Einen Pakt, den sie in ihren Köpfen be- 
reits vollzogen, wenn sie die furchtbare Hoffnung auf die deutsche »Wunderwaffe« nähr- 
ten. Auf diese Hoffnung kommt Hillgruber nicht zu sprechen, und doch ist sienur die Kehr- 
seite der so einfühlsam beschriebenen Ängste der Deutschen vor der Rache der Gegner. 
Wer damals vom Endsieg noch träumte, wünschte sich — auch ohne es genau zu wissen — 
die rettende Atombombe in die Hände des Führers. 

Wer traute sich zu behaupten, daß solche Vernichtungsphantasien mit Auschwitz nichts 
zu tun hätten? Wenn damals der Führer seinem Volk klargemacht hätte, Auschwitz sei 
notwendig, um den Krieg zu gewinnen? Man müsse eben Millionen Juden umbringen, um 
die Bombe zu testen, die dem Krieg die ersehnte Wende geben werde? Gibt es Zweifel, daß 
sich die Deutschen in ihrer überwältigenden Mehrheit über ihre ohnehin abgestumpften 
moralischen Skrupel hinweggesetzt hätten? Und daß sie in der Situation, die Hillgruber 
uns schildert, die atomare Liquidierung von Moskau, Leningrad oder London lärmend ge- 
feiert hätten? 

Die Symbiose mit dem eigenen Regime, die Stern beschreibt, hatte sie an einen Abgrund ge- 
führt, in den sie nur noch die anderen hineinstoßen oder selber springen konnten — es sei 
denn, sie gaben endlich auf und akzeptierten die Folgen der Niederlage. Man kann diese La- 
ge bei Kriegsende als tragische Falle sehen, in der das Volk des Angreifers sich selbst gefan- 
gen hatte. Man darf mit diesem Volk natürlich auch aufrichtiges Mitleid empfinden. Aber 
darf man — Historiker oder nicht — auch noch den Schritt vom Verständis zum Einver- 
ständnis vollziehen? Wer sich noch nachträglich mit dem abgründigen Durchhaltewillen 
von 1944 identifiziert, ist auch einverstanden mit einem Willen, der zu allem entschlossen 
war, was dem Krieg noch eine Wende geben konnte. Zu allem — nur nicht zum Widerstand 
gegen das eigene Regime, dem es die Katastrophe verdankte. 

Konsequenterweise stellt sich Hillgruber denn auch noch im Rückblick gegen die Frauen 
und Männer des Widerstandes und auf die Seite der Volksstimmung, die — zumal an der 
Front — das Attentat auf Hitler als Dolchstoß in den Rücken der kämpfenden Truppe emp- 
fand. Als Geisteswissenschaftler kommt er dabei an Webers Unterscheidung von Gesin- 
nungs- und Verantwortungsethik nicht vorbei. Da Webers Definition aber die Durchhalte- 
parolen der deutschen Führung als verbohrte Nazi-Gesinnungsethik behandeln müßte, 
denkt sich Historiker Hillgruber etwas aus. Max Weber ist ohnehin tot, warum nicht seine 
Kategorien genau andersrum ausprobieren? Der Efekt ist verblüffend. Die Haltung der Of- 
fiziere, der Landräte und Bürgermeister, die noch Dämme gegen die rote Flut aufbauen 
wollen, wird als »verantwortungsethisch« gewürdigt. Auf der anderen Seite — wenn nicht 
auf der Seite der anderen — aber stehen die »gesinnungsethisch« mithin unverantwortlich 
handelnden »Männer des 20. Juli« (S. 21). Hillgruber hat sich damit — nolens, volens — auf 
die Durchhaltelogik der Nazis eingelassen. Sein Begriff von Verantwortung ist geschrumpft 
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auf den Pflichtenhorizont der Offiziere und Funktionäre des Regimes, die zu borniert oder zu 
feige waren, die politische Verantwortung für ihre Irrtümer wahrzunehmen und den Preis für 
den verlorenen Angriffskrieg rechtzeitig zu entrichten. Und die weder vor noch nach dem 20. 
Juli 1944 den Gedanken, die eigene Führung im Interesse des Friedens und damit der Men- 
schen zu beseitigen, mit ihrer staatstreuen Gesinnung vereinbaren konnten. 

Wenn sich Hillgruber den deutschen Historiker aber nur so treudeutsch vorstellen kann, 
muß er wohl oder übel zugestehen, daß die Prinzipien auch für die anderen gelten. Demzu- 
folge müßten sich sowjetische Historiker mit den Vergewaltigungstaten von Rotarmisten 
identifizieren, britische Historiker hätten die Zerstörung von Dresden zu rechtfertigen und 
ihre amerikanischen Kollegen die Bomben auf Hiroshima und Nagasaki gutzuheißen. Oder 
um es aktueller zu fassen: wäre Hillgruber ein weißer Südafrikaner, müßte er sich mit dem 
»Dilemma des weißen Mannes« identifizieren und den staatsterroristischen Kampf gegen 
. die Mehrheit der Schwarzen rechtfertigen. Denn es stimmt ja, daß die weißen Südafrikaner 
sich nach der permanenten Unterdrückung der Schwarzen vor einer »drohenden Orgie der 
Rache« fürchten. Wenn es noch einen Beweis brauchte, hätte Hillgruber ihn geliefert. Be- 
dingunsgslose Identifikationen mit dereigenen Nation macht nicht nur dumm, sie geht auch 
auf Kosten der Moral. 

Versuchen wir ein Fazit. Hillgruber, Nolte und andere haben uns ein leidenschaftsloseres, 
genaueres und gerechteres Bild unserer Geschichte in Aussicht gestellt. Die historische 
Methode, die den Deutschen endlich seelische Entlastung bringen und Gerechtigkeit wider- 
fahren lassen soll, kommt allerdings in einem merkwürdig nostalgischen Gewand daher. 
Und ehe wir uns versehen, hat die böse Vergangenheit, die doch eigentlich vergehen sollte, 
uns auf paradoxe Weise wieder eingeholt... 

Da ist Ernst Nolte angetreten, die Schwarz-Weiß-Bilder der kämpfenden Zeitgenossen auf- 
zulösen. Aber zu diesem Zweck sollen wir uns erst einmal in die Ängste der Nazi-Führer 
einfühlen, aus denen deren Vernichtungstaten entsprungen sein sollen. Andreas Hillgruber 
wiederum fordert uns auf, die damalige Zeit zu verstehen, indem wir uns mit der Großdeut- 
schen Wehrmacht identifizieren und im Osten noch einmal bis zum bitteren Ende weiter- 
kämpfen. Der gemeinsame Nenner dieser Methode ist so klar wie verblüffend. Um unser hi- 
storisches Urteil zu objektivieren, sollen wir uns vierzig Jahre danach noch einmal voll auf 
die subjektiven Probleme der damaligen Führer und ihrer Gefoigschaft einlassen. Als hät- 
ten wir uns allzulange und allzu exklusiv mit den Gefühlen der Opfer aufgehalten. 
Verständnis für die Menschen ist immer eine gute Sache. Nur fällt Verstehenlernen leich- 
ter, wenn die, denen unser Verständnis gelten soll, auch selber verstehen wollen. Und zwar 
nicht nur, was mit ihnen geschehen ist, sondern auch, was sie anderen angetan haben. Die 
sich um dieses Verständnis ihrer Rolle als Opfer und Täter des NS-Regimes bemüht haben, 
blieben nach 1945 eine kleine und nicht besonders populäre Minderheit. 

Die Mehrheit sah sich als »betrogene Generation«, die von vorne bis hinten hereingelegt 
worden war — und die Emigranten nach wie vor als Verräter. Als Nazi- Verbrechen galt ihr 
nur das, was hinter ihrem Rücken und »in ihrem Namen« (Kohl) geschehen war. Nicht aber 
das, was sie selber, wenn auch nur auf Befehl, erledigt hatten. Diese betrogene Generation 
reichte bis Hermann Göring: »Ich habe niemals... einen Mord befohlen und ebensowenig 
sonstige Grausamkeiten angeordnet oder geduldet, wo ich die Macht und das Wissen ge- 
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habt hatte, solche zu verhindern«, sprach die höchstrangige überlebende Nazi-Größe im 
Schlußwort vor den Richtern zu Nürnberg. Die Massenmorde hatte er zuvor »aufs schärf- 
ste verurteilt«. Im übrigen hat er seinem Volk bis zum Schluß gedient, indem er die klassi- 
sche Formel für den Antrag auf Freispruch vor der Geschichte geprägt hat: »Das deutsche 
Volk vertraute dem Führer, und es hatte bei seiner autoritären Statsführung keinen Einfluß 
auf das Geschehen...« (Heydecker/Leeb 1958, 489) 

Dem Plädoyer konnten sich die meisten Deutschen 1945 anschließen. Wie sie ihre persönli- 
che Verantwortung abwehrten, hatStephan Hermlin in seinen Begegnungen mit den Deut- 
schen von 1945 erlebt. Was er schildert, kommt uns merkwürdig bekannt vor: 

»Fiel der Name Auschwitz, wurde sogleich von den Engländern geredet, und hatten diese nicht wäh- 
rend eines Krieges in Afrika Lager errichtet... War die Rede vom Überfail auf die Sowjetunion und den 
Massakern unter der russischen Bevölkerung, kam man sofort auf die Vergewaltigungen im letzten 


Kriegsjahr zu sprechen. Was mich am meisten erstaunte, war der fehlende Sinn für das Erkennen von 
Ursache und Wirkung und für eine Abfeige der Zeit in diesen Köpfen« (1985, 55 £.). 


Soweit Hermlin über 1945. Was heute am meisten erstaunt, ist die Tatsache, daß 40 Jahre 
danach »der Sinn für das Erkennen von Ursache und Wirkung und für eine Abfolge der 
Zeit« auch aus den Köpfen einiger Historiker verschwunden ist. Zweierlei Untergang in dü- 
sterer Verflechtung. (Prof. Andreas Hillgruber} 

Ausgangspunkt unserer Überlegungen war, daß entgegen Noltes Annahme in unserer Ge- 
sellschaft die politische Mehrheitskultur von Anfang an durch das elementare Bedürfnis 
nach dem Vergessen geprägt war. Nur an den Opfern der nationalsozialistischen Diktatur 
blieben die Erinnerungen kleben, auch wenn sie selbst sie loswerden wollten. Aufgehoben 
wurden diese Erinnerungen und Erfahrungen aber auch in einer minoritären politischen 
Kultur, zu der auch die Faschismus-Forscher unter den Historikern gehörten. Wenn heute 
maßgebliche Vertreter dieses Berufes die Tendenz des Verharmlosens und Normalisierens 
einer durchaus nicht harmlosen und normalen Geschichtsperiode bewußt unterstützen, ist 
eine neue Stufe der Vergangenheitsbewältigung erreicht. 

Die neue Qualität macht sich auch in der Art und Weise geltend, wie Nolte in seinen FAZ- 
Reflexionen die Gegenwärtigkeit der national-sozialistischen Epoche in der Bundesrepublik 
kommentiert. Die entsetzlich intakten antisemitischen Reflexe eines Bundestagsabgeordne- 
ten, der in den Wiedergutmachungsforderungen für Zwangsarbeiter spontan den üblichen 
»jüdischen Erwerbssinn« wiedererkannte, sieht Nolte lediglich als »voreilige Äußerung«. Als 
hätte MdB Fellner nur nicht den richtigen Zeitpunkt abwarten können. Einem Bürgermei- 
ster, der angesichts seiner angespannten Gemeindefinanzen öffentlich — aber natürlich nur 
im Scherz — ein paar »reiche Juden« zu erschlagen anregt, ist laut Nelte nur »ein Ausgleiten 
in eine Geschmacklosigkeit« zugestoßen. Man beachte: nicht einmal ein Entgleisung. Nein: 
ein Ausgleiten. Was kann der Mann dafür, wenn andere ihre Bananenschalen einfach in die 
Gegend werfen? 

Was Nolte derart verharmlost, sind freilich keineswegs Symptome eines neuen Faschismus. 
Es handelt sich vielmehr um die zählebigste und offenbar unverwüstliche Hinterlassen- 
schaft des alten Faschismus. Und die besteht in dem selbstläufigen Prozeß der Projektion, 
des Verharmlosens und Verdrängens. Sein klassischer Veranstaltungsort war und ist der ge- 
mütliche Stammtisch. Wenn sich heute der eine oder andere Historiker in diesem Kreise ne- 
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ben Politikern wie Dregger und Strauß anbiedernd niederläßt, entsteht daraus noch keine 
Bildungsveranstaltung. Nicht einmal ein fruchtbarer Dialog. Denn mit dem Versuch, dem 
gesundenen Volksempfinden geisteswissenschaftlichen Zuspruch zu spenden, Kommen un- 
serer Historiker allemal zu spät. Diean den Stammtischen lachen nur, wenn ihnen einer von 
der Universität oder von der FAZ bestätigen will, daß die Vergangenheit endlich vergehen 
müsse. Für sie hat schon längst die Zukunft begonnen. Ihr Lieblingsthema war Auschwitz 
nie. Und selbst das Schicksal von Rudolf Heß ist ihnen mittlerweile egal. Ihre Debatten dre- 
hen sich um den gefährdeten Wohlstand und die Angst vor der Dritten Welt. Auf deutsch: 
um die Asylanten-Flut. 
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